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Alle Rechte vorbehalten 
Druck der Buchdruckerei Volkswacht in Bielefeld 


Vorwort 


Mitte Auguſt des vergangenen Jahres beſprach ich in 
Dortmund mit Ernſt Mehlich, meinem Vertreter und Nach— 
folger im Amt des Reichs- und Staatskommiſſars für das 
rheiniſch⸗weſtfäliſche Induſtriegebiet, erneut den Plan, unſere 
Erinnerungen und Aufzeichnungen über die Geſchehniſſe der 
Jahre 1919 und 1920 zuſammenzufaſſen und der Offentlich- 
keit zu unterbreiten. Schon im Jahre 1921 war ich auf— 
gefordert worden, meine Erlebniſſe und Beobachtungen im 
Kapp⸗Putſch der Offentlichfeit mitzuteilen. Damals konnte 
ich dieſer Anregung nicht nachkommen. Rückſichten mancher⸗ 
lei Art geboten Zurückhaltung, und zudem konnte ich nicht 
anerkennen, zu den Dingen ſchon die notwendige Diſtanz zur 
klaren Erkenntnis ihrer Umriſſe gewonnen zu haben. Später 
ließ mir das Amt des preußiſchen Innenminiſters ſo wenige 
Mußeſtunden, daß es unmöglich war, umfangreichere ſchrift— 
ſtelleriſche Arbeiten nebenher zu bewältigen. So kam es, daß 
ich Mehlich ermunterte, die Geſchichte jenes Jahres zu 
ſchreiben, das unſtreitig zu den trübſten des Induſtriebezirks 
gehört. Aber auch Mehlichs Zeit und Kraft wurden von den 
Pflichten des rheiniſch-weſtfäliſchen Schlichters faſt reſtlos in 
Anſpruch genommen. Darum kamen wir überein, gemeinſam 
unſere Erinnerungen zuſammenzutragen. Die Dortmunder 
Beſprechung gab dieſem Vorhaben einen kräftigen Anſporn. 
Ungeſäumt wollten wir nunmehr an die Arbeit gehen, um die 
Bilder jener Zeit vor dem Los des Vergeſſens zu bewahren. 
Der Aufbruch zu einer Dienſtreiſe Mehlichs beendete die Er— 
örterungen. Sie waren unſere letzten: Die Dienſtreiſe 
Mehlichs wurde ſeine Todesfahrt. ... 


Die Themen der Memoiren-Literatur der letzten Jahre 
waren vornehmlich, ja faſt ausſchließlich der Krieg, der Zu⸗ 
ſammenbruch und ſeine Urſachen. Es iſt gewiß notwendig 
und nützlich, die Zeugniſſe jener Männer zu protokollieren, die 
durch ihre Stellung und ihren Beruf das gewaltige Weltbeben 
und ſeine Urſachen am ſchärfſten zu beobachten imſtande 
waren. Für den Geſchichtsſchreiber der letzten zwanzig Jahre 
werden dieſe Zeugniſſe unentbehrlich ſein. Nicht ganz un⸗ 
wichtig für die Geſchichte dieſer Jahre aber werden auch die 
Daten ſein, die den Weg des neuen Staates kennzeichnen, 
einen Weg, der durch Schutt- und Scherbenberge nur müh— 
jam ins Freie führte. Für dieſen Teil der künftigen Ge- 
ſchichtsſchreibung ſpielt das rheiniſch-weſtfäliſche Induſtrie⸗ 
revier eine gewichtige Rolle. Dieſes Revier mit ſeinen vielen 
hundert Zechenanlagen, ſeinen Hochöfen und Walzwerken, 
ſeiner rieſenhaften Gas- und Elektrizitätserzeugung wird nicht 
mit Unrecht das Herz des induſtriellen Deutſchlands genannt. 
Hier ſind die gewaltigen Stätten der Urproduktion auf einem 
verhältnismäßig kleinen Raum zuſammengedrängt. Und 
ebenſo gedrängt wohnten hier Hunderttauſende von Arbeitern 
und Angeſtellten mit ihren Familien in grauen, unfreund- 
lichen Häuſern. Erſt die gemeindliche und gemeinnützige 
Bautätigkeit der letzten Jahre hat die ärgſte Not beſeitigt. 
Grau und unfreundlich war auch oft die Stimmung der 
Arbeiterſchaft. Der ſchwere und gefahrvolle Beruf des Berg— 
manns und des Hochofenarbeiters ſog immer ſchon gierig an 
dem Lebensmark ſeiner Hörigen, dämpfte ihren Lebensmut, 
machte fie frühzeitig zu Greiſen. Wenn dann noch die Teue- 
rung, der Hunger, in den Familien Einzug hielt, dann grollte 
es wie ferner Donner aus den Tiefen der Schächte, in den 
Hallen der Walzwerke, vor den Gluten der Hochöfen. So 
war auch ſchon vor dem Kriege das Revier 
der Wetterwinkel der deutſchen Induſtrie. 

Der Krieg hatte die Zuſtände bis zum Unerträglichen ver- 
ſchlechtert. Der Bedarf der Kriegsinduſtrie an Kohlen trieb 
zu erhöhter Förderung, der aber der Mangel an kräftigen⸗ 
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den Nahrungsmitteln entgegenftand. Die Beſchäftigung von 
Frauen und Kriegsgefangenen vermochte den Ausfall nicht 
zu erſetzen. So trieb man denn Raubbau an den Zechen, an 
der Arbeitskraft, aber auch an der Stimmung der Arbeiter. 
Wer gegen die unzulängliche Belieferung mit Lebensmitteln 
und gegen die Treiberei aufzumuckſen wagte, dem wurde mit 
dem Schützengraben gedroht. Es häufte ſich Zündſtoff auf 
Zündſtoff. 


Es war darum kein Wunder, daß nach dem Zuſammen— 
bruch die Demagogie und Verhetzung gerade im Induſtrie— 
revier einen günſtigen Nährboden fand. Zu lange hatten die 
Berg⸗ und Hüttenarbeiter bei härteſter Arbeit die härteſten 
Entbehrungen ertragen, zu tief ſich unter den Druck der 
Kriegsgeſetze und die Willkür roher Vorgeſetzter beugen 
müſſen. Wer ihnen jetzt von Vergeltung ſprach, von der Ent— 
eignung der Werksbeſitzer und der Sozialiſierung des Berg— 
baus, dem folgten ſie williger, als den Kameraden, die zur 
Vernunft, zu ruhiger Überlegung rieten. Oft waren die Wir- 
kungen einer Verſammlungsrede die wüſteſten Ausſchrei— 
tungen. Es waren die Sklaven, die ſich von ihren Ketten zu 
befreien verſuchten und die nun das Revier erzittern ließen! 
Mord, Raub, Plünderungen und Mißhandlungen waren an 
der Tagesordnung. Der Groll der Maſſen richtete ſich aber 
nicht nur gegen Bergwerksdirektoren und Zechenbeamte, auch 
Bürgermeiſter und Polizeiverwalter, Gewerkſchaftsführer 
und Zeitungsverleger wurden vielfach die Zielſcheiben der 
roheſten Angriffe. 


Dagegen waren die Machtmittel des Staates ſehr frag— 
würdiger Art. Wo die Polizei nicht offen mit den aufbegehren— 
den Maſſen ſympathiſierte oder ſich „neutral“ erklärte und 
verhielt, wurde ſie entwaffnet und unſchädlich gemacht. Und 
das Militär? Gewiß hatten ſich die Freikorps der Regierung 
zur Verfügung geſtellt, gewiß verfochten ſie — „wie ſie es 
auffaßten“ — die Sache der Regierung. Es ſoll auch nicht 
geleugnet werden, daß eine nicht geringe Anzahl von Offi— 
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zieren ihren Dienſt mit aller Hingabe und Tapferkeit ver- 
ſah. Aber das Eigenleben der Freikorps verführte und 
führte doch ſchließlich zu einer Selbſtändigkeit des Handelns, 
die oftmals jede Unterordnung, jede Diſziplin und vor allem 
jedes politiſche Empfinden und Verſtehen vermiſſen ließ. 

Zwiſchen dieſen beiden Lagern ſchlug ich meine Zelte auf. 
Die Entſendung eines mit beſonderen Vollmachten aus— 
geſtatteten Vertreters der Regierung ſechs Wochen früher be— 
ſchloſſen und durchgeführt, wäre der Zweckbeſtimmung ſeiner 
Miſſion, Störungen der Produktion und der öffentlichen 
Ordnung zu verhindern, beſſer gerecht geworden. Nun ſtan⸗ 
den ſich die Maſſen und die Truppe ſchon wie zwei feindliche 
Heerlager gegenüber. Mißgriffe und Ausſchreitungen der 
einen hatten die Erbitterung der anderen bis zur Siedehitze 
ſteigern laſſen. Wo Arbeiter und Soldaten zuſammenſtießen, 
e e 

So begann das Jahr und ſo endete es. Über die Einzel— 
heiten ſollen die nachfolgenden Aufzeichnungen Auskunft 
geben. Ich ſchreibe mit ihrer Veröffentlichung keine Geſchichte 
des trüben Jahres. Stand ich auch mit im Mittelpunkt der 
wichtigſten Ereigniſſe, ſo bleibt das, was ich ſah, dennoch nur 
ein Ausſchnitt aus dem großen Gemälde des damaligen Ge— 
ſchehens, dem Gemälde, das trotz der vorherrſchenden düſteren 
Farben im Hintergrunde ſchon ein leiſes Frührot des Auf— 
ſtiegs erkennen ließ. 

SS 

Zwei Wochen nach Beendigung des erſten Generalſtreiks 
erſuchte mich die Redaktion eines großen Blattes im In⸗ 
duſtriebezirk um eine Stellungnahme zu der Frage, wie 
wir den ſchnellen Wiederaufbau unſeres 
Landes ſichern könnten. Es war gewagt, unter 
neuen Trümmerhaufen vom Wiederaufbau zu ſprechen. Aber 
ohne den feſten Glauben an den Sieg der Vernunft und der 
Menſchlichkeit wäre meiner Mitarbeiter und meine Miſſion 
nicht auszuführen geweſen, und darum fand ich den Mut, zu 
antworten: 


„Wir kommen nur dann zu einer ſchnellen Geſundung 
unſeres Wirtſchaftslebens und damit zum Wiederaufbau der 
durch den Krieg zerſtörten Güter, wenn es uns gelingt, alle 
Kräfte zu nutzen, die uns auch nach dem Entente-Raub noch 
zur Verfügung ſtehen. Das iſt zunächſt die Kraft unſerer 
Mutter Erde in Feld und Wald und in ihren Bodenſchätzen. 
Kein Fußbreit Bodens darf in der Zukunft unbenutzt bleiben. 
Waſſer und Luft müſſen uns in noch höherem Maße dienſt— 
bar werden. Aber auch die Kraft des menſchlichen Geiſtes 
und des menſchlichen Fleißes darf nicht brach liegen. Das 
Recht auf Arbeit iſt nicht denkbar ohne Pflicht zur Arbeit. 
Und die Arbeit, die geſellſchaftliche und kulturelle Werte er— 
zeugt, wird den Glauben an Deutſchlands Zukunft in uns er— 
wecken und über jeden Kleinmut den Sieg davon tragen. Das 
Deutſchland der gepanzerten Fauſt hat uns zum Zuſammen— 
bruch geführt, — das Deutſchland der Arbeit wird uns den 
Wiederaufbau bringen.“ 


Und heute darf ich hinzufügen, daß ein Vergleich des 
Deutſchlandes von heute mit dem des Jahres 1919 den 
Glauben an die Zukunft des deutſchen Volkes als begründet 
beſtätigt. 


Die Trümmer ſind aus dem Weg geräumt, in der Ferne 
winkt freies Land! 


Bielefeld, im März 1927. 


Carl Severing. 


Die erſten Kämpfe 
Am 14. November 1918 kam zwiſchen dem rheiniſch⸗ 
weſtfäliſchen Zechenverband und den vier Vergarbeiter— 
Organiſationen des Ruhrreviers eine Vereinbarung zuſtande, 
nach der von Montag, den 18. November, an für alle Unter⸗ 
tagearbeiter die Acht⸗Stunden-Schicht einſchließlich Cin- und 
Ausfahrt eingeführt werden ſollte. Für die Übertagearbeiter 
ſollte die Arbeitszeitverkürzung vom 1. Jan. 1919 beginnen. 
Anderungen in den Lohnverhältniſſen ſollten aus Anlaß der 
Schichtkürzung nicht erfolgen. Für Über- und Nebenſchichten, 
die im Hinblick auf die große Kohlennot von allen Seiten als 
notwendig anerkannt wurden, wurden 25 Prozent Zuſchlag 
an Werktagen, an Sonntagen und geſetzlichen Feiertagen 
dagegen 50 Prozent Zuſchlag feſtgeſetzt. Die Bergarbeiter- 
verbände bezeichneten dieſe Vereinbarung nicht mit Unrecht 

als einen großen ſozialpolitiſchen Fortſchritt. 


Die erzielten Zugeſtändniſſe wären unter normalen 
Verhältniſſen kaum errungen worden. Jetzt ſollten ſie dazu 
dienen, den dauernden Betrieb der Kohlengruben zu ſichern. 
In einer Bekanntmachung, die der Deutſche Bergarbeiter— 
Verband an ſeine Mitglieder erließ, wurde hervorgehoben, 
daß Kohlen gleichbedeutend ſeien mit hochwichtigen Lebens- 
mitteln; wenn ſie nicht beſchafft werden könnten, würde ein 
fürchterlicher Zuſammenbruch der ganzen Wirtſchaft und 
unbeſchreibliches Elend der Bevölkerung unausbleiblich ſein. 
Um dieſes Elend zu verhüten, arbeiteten jetzt alle wirtſchaft— 
lichen Organiſationen im Bergbau ſtändig Hand in Hand. 
Es müßte darum auch dringend gefordert werden, den 
Organiſationen die außerordentlich wichtige Arbeit der 
Produktionsregelung zu überlaſſen: Die Betriebe dürften 
durch keinerlei willkürliche Eingriffe geſtört werden. 
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Dieſe Mahnungen waren leider viel zu ſehr begründet. 
Auch im Ruhrrevier waren ſchon Sendboten der Spar— 
takiſtengruppen erſchienen, die die Revolution „weitertreiben“ 
wollten, im Bergbau durch eine — wie ſie ſagten — „Soziali— 
ſierung“ der Kohlenwirtſchaft. Schon in den erſten Tagen 
nach der Staatsumwälzung machte ſich ihre Agitation 
bemerkbar, die ſich zunächſt gegen die Führer der Berg— 
arbeiterverbände richtete. Auch das techniſche Gruben— 
perſonal wurde in die Propaganda einbezogen, ſo daß ſich 
der Bund der techniſch-induſtriellen Beamten, ähnlich wie 
der Bergarbeiter-Verband, zu einem Appell an ſeine Mit⸗ 
glieder genötigt ſah, den Bergbau als einen der wichtigſten 
Faktoren im Staate vor Störungen zu bewahren. Im 
Zuſammenarbeiten mit Arbeitern und Vorgeſetzten auf 
kameradſchaftlicher Grundlage und nach den Inten— 
tionen der Regierung ſei dieſes Ziel am ſicherſten 
zu erreichen. 1 

Die Mahnungen hatten eine Weile Erfolg. Der Streit um 
die Frage, ob eine verfaſſunggebende Nationalverſammlung 
einberufen werden oder ob eine Räterepublik das Geſchick 
Deutſchlands zunächſt beſtimmen ſollte, beſchäftigte auch die 
Bergarbeiter in einem ſo hohen Maße, daß die Erörterung 
der ſpezifiſchen Bergarbeiterforderungen in den Hintergrund 
geriet. Und als der erſte Rätekongreß ſich mit großer Mehr— 
heit für die Einberufung der Nationalverſammlung ent— 
ſchieden hatte und die Wahlen ausgeſchrieben waren, ſtand 
die Wahlagitation auch im Ruhrrevier allem andern voran. 
Kaum aber war die Nationalverſammlung zuſammengetreten 
und die Regierung Ebert-Scheidemann gebildet, da 
ſetzte die Agitation auf Sozialiſierung des Berg— 
baues aufs Neue ein. Sie fand bei dem Fieberzuſtand, 
in dem ſich das Deutſche Volk im Frühjahr 1919 noch befand, 
in den Bergarbeitermaſſen Anklang. Die Lebensmittel— 
verſorgung der großen Städte des Induſtriereviers war 
äußerſt mangelhaft. Sie reichte beſonders nicht bei den 
Schwerſtarbeitern, die noch dazu verpflichtet werden ſollten, 
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Über⸗ und Nebenſchichten zu leiſten. Dazu kam die Er⸗ 
innerung an Schikanen mancherlei Art, die die Belegſchafts⸗ 
mitglieder auf vielen Zechen durch ihre Vorgeſetzten während 
der Kriegszeit erfahren hatten. Die Drohungen mit dem 
Schützengraben und die Einziehung zum Heeresdienſt gerade 
derjenigen Kameraden, die die Intereſſen der Belegſchaft bei 
den Werksverwaltungen am entſchiedenſten vertreten hatten, 
wurden wieder lebendig und bereiteten den ſeeliſchen Zuſtand 
vor, der der ſpartakiſtiſchen Agitation fo überaus günſtig 
war. Auch jetzt richtete ſich der Kampf nicht in erſter Linie 
gegen die Werksleitungen oder die Behördenvertreter, 
ſondern mit beſonderer Schärfe gegen die Vertreter der 
Bergarbeiterorganiſationen, deren Einfluß zunächſt gebrochen 
werden mußte, ehe man die Maſſen zum allgemeinen An⸗ 
griff anſetzen konnte. Eine Verſammlung jagte die andere. 
Die anonymen Veranſtalter kannte oft kein Menſch. Immer 
aber fanden ſich einige aufgeregte Arbeiter, die mit der 
Loſung in die Verſammlungen kamen, die „Gewerk— 
ſchaftsbonzen“ nicht reden zu laſſen. Die Schacht- 
anlagen wurden oft von einer kleinen Anzahl verwegener 
Leute ſtillgelegt. In den meiſten Fällen waren es betriebs— 
fremde Arbeiter, die mit Gewalt auf die Zechenplätze drangen 
und die Belegſchaften derart einſchüchterten, daß niemand 
gegen die erzwungene Stillegung zu proteſtieren wagte. 
Bald war das Ziel erreicht: Die Führer des Bergarbeiter— 
Verbandes und des Gewerkvereins der Chriſtlichen Berg— 
arbeiter, die ein Menſchenalter für ihre Kameraden im 
Bergbau erfolgreich gewirkt hatten, die oft als Gemaßregelte 
von Ort zu Ort gezogen waren, galten jetzt als die Verräter 
der Arbeiterklaſſe, als „Leiſetreter“ und „Bremſer“, denen 
der revolutionäre Schwung fehle, um die Arbeitermaſſen 
vorwärts zu führen. Die radikale Phraſe triumphierte. Die 
Bergarbeiterſchaft war — wenigſtens in einigen Bezirken — 
faſt völlig in der Hand von Leuten, von denen kein Menſch 
wußte, woher ſie kamen und was ſie für die Arbeiterſchaft 
bisher geleiſtet hatten. Aber in kühnen Verſprechungen 
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waren fie groß, wenn fie den Maſſen vorgaufelten, durch 
den Schlag des Generalftreifs gegen die Regierung Ebert— 
Scheidemann und den Kapitalismus die ſoziale Frage für 
die Bergarbeiter zur Löſung bringen zu können. Es war 
daher kein Wunder, daß ſich auf allen Schachtanlagen einige 
Arbeiter fanden, die bereit waren, unter ihrer Belegſchaft 
im Sinne der ſpartakiſtiſchen Ideen zu wirken. 

Bald ging die Saat der demagogiſchen Verhetzung auf. 
In der Stadt und im Landkreis Dortmund kam es ſchon im 
Januar und Anfang Februar zu ſchweren Ausſchreitungen. 
Auch in Bochum, Gelſenkirchen, Gladbeck, Horſt-Emſcher, 
Eſſen, Mühlheim, Buer, Hamborn, Sterkrade, Düſſeldorf 
und Duisburg wurden die Werksleitungen und Stadtver— 
waltungen von bewaffneten Banden bedrängt. Anfang 
Februar wurden Herveſt-Dorſten und Bottrop der Schau— 
platz der wüſteſten Ausſchreitungen, denen gegenüber keine 
Regierung länger untätig zuſehen konnte. Die Entſendung 
ſtarker militäriſcher Kräfte war die unausbleibliche Antwort 
der Behörden. 


Zum 16. Februar hatte die Leitung der kommuniſtiſchen 
Partei in Eſſen die Vertreter der ſogenannten „revolutio— 
nären Arbeiter Weſtfalens und Rheinlands“ zu einer Kon— 
ferenz in Mühlheim a. Ruhr geladen. In dieſer Kon— 
ferenz, die fic) nicht offen als eine ſpartakiſtiſche Veranſtal— 
tung zu bezeichnen wagte, ſondern den Schein zu erwecken 
verſuchte, als ob die Vertreter aller Arbeiterparteien hinter 
ihr ſtänden, wurde beſchloſſen: 

1. Die Abſchaffung des Militarismus und 

der Regierung Ebert-Scheidemann. 


Keine Kohlenausfuhr für die Regierung. 
Ausrufung der Nord-Weſtdeutſchen Republik. 
Die Steuern ſind dem Staate zu verweigern. 
Bewaffnung der gedienten Arbeiterſchaft. 
Kohlen müſſen der Entente geliefert werden. 


ple = he! wee hell 
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7. Notſtandsarbeiten müſſen ausgeführt werden. 


8. Die bürgerlichen Zeitungen dürfen in der revolutio- 
nären Zeit nicht erſcheinen, ſondern nur revolutionäre. 


9. Die elektriſchen Betriebe müſſen ihre Tätigkeit auf⸗ 
rechterhalten. 


Am Montag, den 17. Februar, ſollte der Generalſtreik 
in Kraft treten. Aber es zeigte ſich, daß die beſonnenen 
Elemente im Ruhrbezirk noch in der Mehrheit waren. 
Selbſt in dem Konferenzort Mühlheim, deſſen Arbeiter- 
ſchaft damals als beſonders radikal galt, proteſtierten über⸗ 
füllte Verſammlungen der Mehrheitsſozialiſten und der 
Gewerkſchaften entſchieden gegen die Ausführung der un- 
ſinnigen Konferenzpläne. Auf einer Eſſener Konferenz der 
Arbeiter- und Soldatenräte, der ſozialdemokratiſchen Partei 
und der Gewerkſchaften, die zwei Tage ſpäter ſtattfand, 
gaben die Mehrheitsſozialiſten und Gewerkſchaftler, die die 
überwiegende Mehrheit der Verſammlung darſtellten, eine 
Erklärung ab, die die hinterliſtige Einberufung der Mühl⸗ 
heimer Konferenz unter Ausſchaltung des größten Teils der 
berechtigten Vertreter der Arbeiterſchaft auf das ſchärfſte 
verurteilte und den Teilnehmern an der Mühlheimer 
Konferenz das Recht abſprach, im Namen der 
Arbeiterſchaft zureden. Die Erklärung wandte ſich 
weiter gegen die gemeingefährlichen Beſchlüſſe der Konferenz 
und forderte die Arbeiter- und Soldatenräte auf, die bewaff⸗ 
neten Banden, die auf eigene Fauſt zur Durchführung der 
Mühlheimer Beſchlüſſe Belegſchaften von der Arbeit 
abhielten, mit allen Mitteln unſchädlich zu machen. 


Trotz dieſer deutlichen Willenskundgebung der großen 
Mehrheit der Konferenzteilnehmer verſuchten die kommu— 
niſtiſchen Drahtzieher die Konferenz zu einer Demonſtration 
für den Generalſtreik umzubiegen. Weil ihnen das mit den 
Mitteln der Überredung und der überzeugung nicht gelang, 
wurden bewaffnete Leute, darunter junge Burſchen im Alter 
von 18 Jahren, kommandiert, die mit ſchußfertigen 
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Gewehren und Revolvern die Gegner des 
Generalſtreiks hindern ſollten, das Lokal 
zu verlaſſen. An dem trotzdem gelungenen Auszug 
beteiligten ſich 314 Delegierte. Die zurückbleibende Minder— 
heit beſchloß darauf die Unterſtützung des in Mühlheim 
beſchloſſenen Generalſtreiks. 


Und nun ſetzte der Terror mit voller Wucht ein. In 
Mühlheim wurden am 17. Februar faſt alle Betriebe 
ſtillgelegt. Auch die Zeitungen durften nicht erſcheinen. Im 
ganzen Revier, im Weſten von Hamborn und im Often 
von Hamm begrenzt, waren insgeſamt gegen 90 Schacht- 
anlagen am Streik beteiligt. Überall drangen mit Hand— 
granaten und Revolvern bewaffnete Spartakiſten auf die 
Zechenplätze und erzwangen die Arbeitsruhe. Auf der Zeche 
Engelsburg bei Bochum hatte die Belegſchaft mit allen 
gegen 12 Stimmen die Beteiligung am Generalſtreik ab— 
gelehnt. Sie wurde aber mit Gewalt aus der Grube geholt, 
nachdem einige Spartakiſten Handgranaten, durch die zwei 
Bergleute getötet und drei ſchwer verletzt wurden, in die 
Menge geworfen hatten. Auf einer anderen Zeche wurde von 
bewaffneten Matroſen erklärt, daß die Förderſeile durch— 
ſchnitten werden würden, wenn nicht bis zu einer be— 
ſtimmten Friſt die Belegſchaft ihre Beteiligung am General— 
ſtreik erklärt habe. 


Zu ſchweren blutigen Auseinanderſetzungen kam es in 
Herveft-Dorften zwiſchen dem weſtfäliſchen Frei— 
willigen-Rorps Lichtſchlag und den Spartakiſten. Schon am 
15. Februar waren die Regierungstruppen nach Dorſten 
gekommen und hatten den Bahnhof und die beiden Lippe— 
Brücken beſetzt. Daraus entwickelte ſich ein heftiges Feuer— 
gefecht, bei dem ſogar Artillerie verwandt wurde. Das 
Freikorps verlor zwei Tote, darunter einen Offizier, die 
Spartakiſten etwa 20. Zu den Dorſtener Opfern gehörte 
auch der Vorſitzende des Verbandes kaufmänniſcher Gruben— 
Beamter, Bureauvorſteher Kuhlmann von der Zeche 
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„Fürſt Leopold“, der aus einem Hinterhalt feige erſchoſſen 
war. Der Verband richtete aus dieſem Anlaß an die Reichs⸗ 
regierung und die Nationalverſammlung ein Telegramm, 
in dem es hieß, „daß die Grubenbeamten der Willkür— 
herrſchaft bewaffneter Elemente nicht nur am Leben, ſondern 
auch am Eigentum auf Gnade und Ungnade ausgeliefert 
ſeien. Wenn nicht unverzüglich Maßnahmen zum Schutze 
der Beamten getroffen würden, fei es unausbleiblich, daß 
die geſamte Kohlenförderung zum Stillſtand kommen würde.“ 


Von der Staatsanwaltſchaft, die dieſen Mordfall und 
einen Landfriedensbruch zu unterſuchen hatte, wurde erklärt, 
daß die Beamten ihre Tätigkeit einſtellen müßten, da kein 
Menſch ſeines Lebens mehr ſicher ſei. Der Amtmann hatte 
die Bureaus des Amtes ſchließen müſſen, da das Amtshaus 
geſtürmt und die Beamten getötet werden ſollten. 


Am 19. Februar wurde das Amtshaus in Bottrop von 
einigen tauſend Spartakiſten mit ſchweren Artilleriegeſchoſſen 
demoliert und dann erſtürmt. Etwa 70 der entwaffneten 
Verteidiger des Amtshauſes wurden mit Eiſenſtangen und 
Knüppeln niedergeſchlagen. In einem Flugblatt, das die vier 
Bergarbeiterverbände herausgaben, wurden die Dinge dann 
auch beim richtigen Namen genannt und die Spartakiſten 
bezichtigt, in Bottrop wie Raubmörder gehauſt zu haben. 
Man habe dort die Gefangenen abgeſchlachtet, wie dies noch 
nicht einmal von Senegaleſen in der Kriegszeit geſchehen fei: 
Die Morde in Herveſt-Dorſten und die Schandtaten 
in Bottrop zeigten, wohin die Bergarbeiterſchaft von den 
Spartakiſten geführt werden folle: durch Mord und 
Brand in Not und Elend! Die Bergarbeiter wurden 
in dieſem Flugblatt weiter aufgefordert, den Räubern und 
Mördern keine Gefolgſchaft zu leiſten, ſondern ihre Berufs- 
intereſſen entſchieden zu vertreten. Der Bergarbeiter wolle 
nicht den Tod durch ſpartakiſtiſche Minenwerfer, ſondern ein 
beſſeres Leben, erobert durch entſchloſſene Mitarbeit an der 
Organiſation. 
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Dieſe entſchiedene Sprache, der ſich nun auch die ört— 
lichen Leitungen der Gewerkſchaften bedienten, die ſich an 
vielen Plätzen auf die Hilfe der am 9. November 1918 
gebildeten Sicherheitswehren ſtützen konnten, verfehlte ihre 
Wirkung nicht. Der Generalſtreik brach nach drei Tagen 
bereits zuſammen. Im Bochumer und Dortmunder Bezirk 
wurde am 20. Februar die Arbeit in vollem Umfange wieder 
aufgenommen. Die Bochumer und Dortmunder Sicherheits— 
wehr war feſt in der Hand des Arbeiter- und Soldaten— 
rats und trat entſchieden dem Terror entgegen, der von den 
Spartakiſten auch auf den Zechen dieſer Bezirke verſucht 
wurde. In Lünen dagegen hatte ſich die ſo— 
genannte Sicherheitswehraufdie Seite der 
Aufſtändigen geſtellt und auf mehreren Gruben 
unter Anwendung von Waffengewalt die Anfahrt der Berg- 
leute gehindert. Die Dortmunder Sicherheitswehr zog die 
Maſchinengewehre und die übrigen Waffen der Lünener 
Wehr ein und führte auf Anordnung des Dortmunder 
Arbeiter⸗ und Soldatenrates die Auflöſung dieſer Wehr 
durch. 

War der Streik auch nur von kurzer Dauer, ſo waren 
ſeine Folgen doch von keineswegs geringer Tragweite. Die 
gewalttätige Stillegung der maſchinellen Anlagen und der 
Keſſelhäuſer auf vielen Zechen erforderte umfangreiche Repa— 
raturen, die mehrere Tage in Anſpruch nahmen und um 
dieſe Zeit die Wiederaufnahme der Arbeit verzögerten. Die 
Gasverſorgung mehrerer Orte des Ruhrbezirks und des 
bergiſchen Landes war längere Zeit ernſtlich gefährdet. 
Während in den Städten und Gemeinden ſtellenweiſe die 
größte Gasnot herrſchte, mußten viele Zechen infolge der 
Stillegung der Betriebe ungeheure Mengen Gas in die Luft 
entweichen laſſen. In Dorſten, Bottrop und Mühlheim 
wurde in mehreren Häuſern geplündert, einige Gebäude 
durch die Kämpfe vollſtändig zerſtört. 

Ebenſo bedauerlich wie dieſe Verluſte an Gut und Blut 
war die Einbuße an Staatsautorität, die in mehreren Orten 
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durch das vollſtändige Verſagen der ſtaatlichen Machtmittel 
in die Erſcheinung trat. In Oberhauſen überrumpelten 
bewaffnete Spartakiſten die Polizeiwache und ſetzten mit 
vorgehaltenen Revolvern und Handgranaten die Entwaff— 
nung der Polizeibeamten durch. In Ruhrort wurde die 
Polizeiwache ebenfalls überrumpelt und entwaffnet. 

Das war die Situation gegen Ende Februar. War auch 
das erſte Vorpoſtengefecht abgeſchlagen, ſo beſtand bei den 
Kundigen kein Zweifel darüber, daß die Spartakiſten ver⸗ 
ſuchen würden, ſich der Arbeiter- und Soldatenräte des 
Induſtriebezirks zu bemächtigen, um zu einem gelegenen 
Zeitpunkt neue Unruhe in das Wirtſchaftsleben zu tragen 
und unter dem Schlagwort „Sozialiſierung des Bergbaues“ 
die Arbeiterſchaft in den Generalſtreik zu treiben. Die von 
Berlin ausgegebene Parole zum Sturz der Regierung 
Ebert⸗Scheidemann mußte ferner zur Verhetzung 
der Arbeitermaſſen beitragen. Da Waffen aller Art in 
großer Menge vorhanden waren, und da wiederholt ſchon 
verſucht worden war, auch Dynamit zur Durchſetzung der 
ſpartakiſtiſchen Forderungen zu verwenden, mußte mit Recht 
befürchtet werden, daß ein Losſchlagen der Spartakiſten nach 
Beendigung ihrer Rüſtungen zu ernſten blutigen Wusein- 
anderſetzungen führen würde, zu Auseinanderſetzungen, die 
letzten Endes die Zukunft des ganzen Induſtriebezirks in 
Frage ſtellen konnten. Es iſt deswegen verſtändlich, daß 
ſich im Hinblick auf dieſe Sachlage, unabhängig voneinander 
und doch zeitlich zuſammenfallend, die Stadtverwaltungen 
von Hagen und Eſſen durch Eingaben an die Regierung 
wandten mit der Bitte, alles zu tun, um der bedrohten Be— 
völkerung und der Wirtſchaft des Induſtriebezirks ſtaatlichen 
Schutz angedeihen zu laſſen. In beiden Eingaben wurde 
jedoch betont, daß ein bewaffnetes Eingreifen 
der Regierung die ſtärkſten Bedenken er— 
wecke. Würde ein ſolches Eingreifen zur Tatſache, ſo ſei 
eine ſtarke Gegenwehr mit Sicherheit zu erwarten. Ein 
Eingreifen militäriſcher Stellen in die ſchwierigen Verhält⸗ 
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niſſe des Induſtriegebiets jet darum völlig undenkbar, ohne 
die größten Gefahren für das induſtrielle und wirtſchaftliche 
Leben heraufzubeſchwören. 

Auch in den eindruckvollſten Kundgebungen der Berg— 
arbeiterverbände wurde dieſe Frage im gleichen Sinne 
behandelt. Die Bergarbeiter wüßten, ſo hieß es in einer 
Erklärung, daß die Entſendung von Militär nicht das beſte 
Mittel ſei, die Kohlenförderung zu ſteigern. Sie wüßten 
ferner, daß viele Offiziere und Soldaten der freiwilligen 
Korps keine Kämpfer für die Revolution ſeien, 
daß viele Soldaten fic) nur gemeldet hätten, weil fie arbeits- 
los waren. Aber — ſo hieß es weiter — wenn die Berg— 
arbeiter kein Militär in den Städten und Dörfern des In— 
duſtriebezirks haben wollten, dann müßten ſie ſtark genug 
ſein, ſelbſt Ruhe und Ordnung aufrechtzuerhalten. Könnten 
ſie das nicht, könnten ſie Mord und Plünderung wie in 
Herveſt⸗Dorſten, Bottrop und Gelſenkirchen 
nicht verhindern, würden ſie nicht der Banden Herr, die mit 
der Flinte in der Fauſt die Kameraden an der Arbeit hin— 
derten, jo ſei es Pflicht der Regierung, Ord— 
nung zu ſchaffen und zwar mit Mitteln, die 
ſie für zweckmäßig und erforderlich halte. 
In den Eingaben der Stadtverwaltungen von Hagen und 
Eſſen fanden dieſe Gedankengänge ihren Ausdruck durch 
eine Empfehlung an die Regierung, durch verſtändiges 
Verhandeln und Zuſammenfaſſen der auf Erhaltung der 
Ordnung gerichteten Kräfte mit den ordentlichen Verwal— 
tungsſtellen die Ordnung aufrechtzuerhalten und eine 
Kataſtrophe zu verhindern. Als den einzigen Weg, um 
dieſes Ziel zu erreichen, wurde von beiden Stellen die 
Entſendung eines Kommiſſars in den Induſtrie— 
bezirk bezeichnet. Das Oberpräſidium in Koblenz war 
durch die Beſetzung ſeiner Provinz ganz ausgeſchaltet. Der 
Oberpräſident in M iin fte r jtand den Dingen im Induſtrie— 
bezirk zu fern, um alle einſchlägigen Verhältniſſe zutreffend 
beurteilen zu können. 
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Die Berliner Zentralbehörden, denen die Eingaben 
unterbreitet wurden, forderten zunächſt den Regierungs- 
präſidenten in Düſſeldorf und den Oberpräſidenten der 
Rheinprovinz zur Stellungnahme auf. Der Bericht der 
provinziellen Behörden lief jedoch erſt in Berlin ein, als 
der Wunſch nach Entſendung eines beſonderen Regierungs- 
vertreters mit weitgehenden Vollmachten bereits erfüllt war. 
Der Düſſeldorfer Regierungspräſident und der Koblenzer 
Oberpräſident ſtimmten inſoweit zu, daß zur Beilegung des 
Generalſtreiks eine mit wirkſamen Vollmachten ausgeſtattete 
Perſönlichkeit von der Regierung entſandt würde, die die 
Beilegung des eingetretenen General⸗ 
ſtreiks zur Aufgabe hätte. 


Der Generalſtreik 


Inzwiſchen war nämlich die Spitze der ſpartakiſtiſchen 
Organiſationen, die ſogenannte Neuner-Kommiſſion des 
Ruhrgebiets, nicht müßig geweſen. Sie hatte einige Dele— 
gierte nach Weimar geſchickt, die von der Regierung in 
bezug auf die Rechtſtellung der Arbeiterräte und der Be— 
triebsräte einige Zugeſtändniſſe erhalten hatten, die aber 
abgewieſen waren, als ſie allen Ernſtes 
von der Regierung die Hergabe von Geld— 
mitteln und die Einräumung von Befug- 
niſſen verlangten, die Sozialiſierung im 
Bergbau durchzuführen. In Verſammlungen, in 
einem Teil der Preſſe und in Flugblättern wurden die Bor- 
ſchläge der Regierung von der Neuner-Kommſſion für unan⸗ 
nehmbar erklärt. Die Regierungstruppen, die man der 
abſcheulichſten Grauſamkeiten bezichtigte, wurden als die 
größten Hinderniſſe des Werks der Sozialiſierung bezeichnet 
und ihre Zurückziehung als eine der Hauptforderungen der 
kommenden Aktion der Arbeiterſchaft erklärt. Dieſe Aktion 
war nichts Geringeres, als die Vorbereitung eines neuen 
Generalſtreiks, der dann auch in einer von der Neuner- 
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Kommiſſion einberufenen Delegiertenfonfereng am 31. März 
beſchloſſen wurde. Die Konferenz, die dieſes Mal ganz unter 
dem Einfluß der Neuner-Kommiſſion ſtand, beſchloß, ſo lange 
im Streik zu verharren, bis folgende Forderungen bewilligt 
worden ſeien: 


1. Sofortige Einführung der Sechsſtundenſchicht mit Cin- 
und Ausfahrt für Untertags-Arbeiter unter Beibehal- 
tung des bisher für längere Schichtdauer gezahlten 
Lohnes. 

25 Prozent Lohnerhöhung. 

Regelung der Knappſchaftsfragen. 

Anerkennung des Räteſyſtems. 

Sofortige Durchführung der Hamburger Punkte 

(betreffend Kommandogewalt). 

6. Sofortige Freilaſſung aller politiſchen Gefangenen. 

7. Sofortige Bildung einer revolutionären Arbeiter- 
wehr. 

8. Sofortige Auflöſung aller Freiwilligenkorps. 

9. Sofortige Anknüpfung aller politiſchen und wirtſchaft— 
lichen Beziehungen mit der ruſſiſchen Sowjet-Regie⸗ 
rung. 

10. Entwaffnung der Polizei im Induſtriegebiet und im 
Reich. 
11. Bezahlung der Streikſchichten. 


Dieſe Forderungen wurden weder der Regierung noch 
dem Bergbaulichen Verein oder einer anderen Arbeitgeber— 
organiſation, ſondern nur der Oeffentlichkeit mitgeteilt. Sie 
waren vorwiegend politiſcher Natur. Wenn die Ein— 
führung der Sechsſtundenſchicht an die Spitze 
geſtellt wurde, ſo war das nur ein Köder für die— 
jenigen Bergarbeiter, die es trotz der ſyſtematiſchen Ver— 
hetzung nicht über ſich gewonnen hätten, ſich für die politiſchen 
Forderungen der Spartakiſten ins Schlepptau nehmen zu 
laſſen. Aber auch die Forderung auf Einführung der Sechs— 
ſtundenſchicht diente lediglich politiſchen Zwecken. Wäre ſie 
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zugeſtanden worden, fo wäre eine Verminderung der im 
Februar 1919 auf 240 000 Tonnen täglich bezifferten 
Förderung um etwa 30 Prozent unausbleiblich geweſen. 
Es hätte nicht einmal der Bedarf des eigenen Wirtſchafts⸗ 
lebens gedeckt werden können, und darüber hinaus hätte 
Deutſchland darauf verzichten müſſen, Kohlen zum Verſand 
ins Ausland (als Zahlungsmittel für Lebensmittelſendungen) 
zu fördern. Die Verminderung der Kohlenproduktion war 
alſo gleichbedeutend mit Stillegung weiterer Fabriken, mit 
Verminderung von Arbeitsgelegenheit, mit Herabminderung 
der Lebensmitteleinfuhr, kurzum mit Arbeitsloſigkeit und 
Hunger. Die Regierung konnte darum unmöglich dieſer 
Forderung ſtattgeben. Ihre Ablehnung aber benutzten die 
Drahtzieher der Bewegung, um die Regierung der Arbeiter⸗ 
feindlichkeit zu zeihen und ſie als die willige Schutztruppe der 
Kohlenbarone zu bezeichnen. Es zeigte ſich nun ungefähr 
dasſelbe Bild, das die Zechenanlagen im Februar boten: 
Überall erſchienen kleinere Trupps auf den Zechenplätzen, 
um die Belegſchaften unter Drohungen und Anwendung von 
Gewalt zum Anſchluß an die Streikbewegung zu gewinnen. 
Nur zögernd und widerwillig gab die Mehrzahl der Berg— 
arbeiter nach. In Flugblättern wurde bekannt gegeben, daß 
die Arbeiterſchaft des ganzen Reichs auf das Ruhrgebiet 
ſchaue und den Bergarbeitern volle Solidarität zuſichere. 
Auch durch dieſe unwahren Nachrichten ließen ſich zahlreiche 
Bergarbeiter beeinfluſſen, ſich der Bewegung anzuſchließen, ſo 
daß das Zentralſtreikkomitee am 6. April verkünden konnte, 
daß ſich 221 Schachtanlagen mit 400 000 Bergarbeitern im 
Ausſtande befänden. Wenn auch dieſe Ziffern reichlich hoch 
gegriffen waren — der Zechenverband bezifferte die Zahl 
der Streikenden am 6. April auf 267 301 — ſo ließ der Aus⸗ 
ſtand doch recht bald ſeine verheerenden Wirkungen erkennen. 
Zahlreiche Hütten- und Walzwerke mußten ihre Betriebe 
einſtellen, die Gas- und Elektrizitätsverſorgung geriet ins 
Stocken, der Eiſenbahnverkehr wurde erheblich eingeſchränkt 
und die Lebensmittelzufuhr aus dem Auslande nahezu voll- 
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ſtändig unterbunden. Auch die Gewalttätigkeiten begannen 
wieder. Zumeiſt waren es die Mitglieder und beſonders die 
Funktionäre des alten Bergarbeiterverbandes, die unter den 
Terrorakten zu leiden hatten. Aber auch Polizeibeamte und 
Regierungstruppen wurden wieder angegriffen. So wurde 
u. a. in Kamen auf eine Abteilung eine Handgranate 
geworfen, wobei ein Offizier und zwei Mann verwundet 
wurden. In Unna wurden Befehlsempfänger aus einem 
Hinterhalt beſchoſſen. Der Generalleutnant von Berg— 
mann gab daraufhin bekannt, daß in Zukunft in Ortſchaften, 
in denen Verbrechen verübt würden, Truppen zur Durch— 
ſuchung nach Waffen einrücken und der verſchärfte Bela— 
gerungszuſtand über dieſe Ort verhängt würde. 
Andererſeits trug die ungeſchickte und unzweckmäßige 
Handhabung des Belagerungszuſtandes durch einige örtliche 
Militärbefehlshaber nur dazu bei, die Spannung immer 
weiter zu verſchärfen. Das gilt insbeſondere von einem Vor— 
fall, der ſich am 5. April 1919 in Mühlheim (Ruhr) ereignete. 
Hier hatte die ſogenannte Freie Vereinigung (eine ſyndi— 
kaliſtiſche Organiſation) eine Verſammlung ihrer Vertrauens- 
männer einberufen, die dem örtlichen Militärbefehlshaber, 
Major Schulz, mit der Tagesordnung „Allgemeine Werk— 
ſtättenangelegenheiten“ angemeldet worden war. Aus der 
Verſammlung wurde dem Major Schulz von einem 
Kundſchafter mitgeteilt, daß die Tages- 
ordnung nicht innegehalten würde, und da 
der Major — wie er ſpäter berichtete — „in Erfahrung ge— 
bracht hatte, daß dieſe Art Verſammlungen den Plan zur 
Entwaffnung der bewaffneten Macht verfolgten“, ſchickte er 
eine Kompagnie Soldaten in das Lokal, um die Verſamm— 
lung aufzulöſen und die Teilnehmer feſtzunehmen. Es kam 
dann zu einer Schießerei. Die Truppen ſchoſſen in die Wirt- 
ſchaft hinein und warfen Handgranaten. Zwei Verſamm— 
lungsteilnehmer wurden getötet; von der Truppe fielen 
ebenfalls zwei Mann. Eine von mir {pater eingeſetzte Unter- 
ſuchungskommiſſion, beſtehend aus den Mitgliedern der 


23 


verfaſſunggebenden preußiſchen Landesverſammlung Frey⸗ 
muth, Schluchtmann, Rürup und Bruſt erklärte 
in ihrem Bericht, daß wahrſcheinlich in der Spannung und 
Erregung ein Soldat geſchoſſen und auch ein Soldat eine 
Handgranate geworfen, die den Tod von zwei und die Ver— 
wundung von weiteren drei Kameraden herbeigeführt habe, 
während die Soldaten angenommen hätten, daß ſie von 
Zivilperſonen beſchoſſen worden wären. Das Kriegsgericht 
in Weſel, das ſchon fünf Tage nach dem Vorfall gujammen- 
trat, verurteilte 54 Angeklagte zu Gefängnisſtrafen von ſechs 
Monaten bis zu zwei Jahren!! 53 Angeklagte nur wegen 
Teilnahme an einer nicht genehmigten Verſammlung!! Die 
Unterſuchungskommiſſion, die in ihrem Bericht noch hervor— 
hob, daß die Soldaten in mehreren Fällen die Verhafteten 
beſchimpft und mißhandelt hätten, hielt ſich auf Grund ihrer 
Feſtſtellungen für verpflichtet, dem Juſtizminiſter die Be- 
gnadigung der Verurteilten zu empfehlen. 

Dieſer Vorfall, insbeſondere die außerordentlich hohen 
Strafen des Kriegsgerichts, trugen weiter zur ſchnellen Aus— 
dehnung des Streiks bei. 

* 

In mehreren Bielefelder Verſammlungen hatte der fom- 
muniſtiſche Parteigänger Weber den Generalſtreik der 
Bergarbeiter als den Auftakt zur zweiten Revo- 
lution bezeichnet und prophezeit, daß in wenigen Tagen 
die Arbeiterſchaft des ganzen Reichs vom Strudel dieſes 
Rieſenausſtandes mitgeriſſen und auf den ſiegesſicheren Weg 
der neuen Revolution geführt würde. Gewiß waren dieſe 
lächerlichen Behauptungen leere Agitationsphraſen. 
Immerhin ließ ſich die Befürchtung nicht von der Hand 
weiſen, daß eine lange Dauer des Bergarbeiterausſtandes 
und ſein Übergreifen auf andere Induſtriezweige die ver— 
hängnisvollſten Folgen für die geſamte deutſche Arbeiter— 
ſchaft haben konnte. Dieſe Erwägungen waren auch für die 
Berliner Zentralſtellen beſtimmend, als ſie ſich nunmehr 
entſchloſſen, den Anregungen aus dem Induſtriebezirk auf 
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Entſendung eines mit beſonderen Vollmachten ausgeftatteten 
Kommiſſars Folge zu geben. Ich erhielt am 7. April 1919 
folgendes Telegramm: 

„Soeben hat die preußiſche Regierung Sie zum Kom— 
miſſar für die mit der Arbeitseinſtellung in Verbindung 
ſtehenden Verwaltungsmaßnahmen in den Gebieten der 
Rheinprovinz und der Provinz Weſtfalen, für die der Be— 
lagerungszuſtand erklärt iſt oder in Frage ſteht, mit dem 
Amtsſitz in Eſſen beſtellt. 

Genauere Inſtruktion wird vorbehalten und gegebenen— 
falls nachfolgen. 

Bitte an Miniſter des Innern Vorſchlag wegen Be— 
ſtellung eines Verwaltungsbeamten zur Bearbeitung 
Ihrer juriſtiſchen oder verwaltungstechniſchen Arbeiten zu 
machen. Dabei iſt Augenmerk zu richten auf Oberbürger— 
meiſter von Eſſen oder Hagen oder eine ſonſtige geeignete 
Perſon der dortigen oder hieſigen Verwaltungen. 

Innenminiſter.“ 


Die Beſtellung durch das Reich hatte folgenden Wortlaut: 
„Ich ermächtige Sie hiermit, im Befehlsbereiche des 
Generalkommandos des VII. A.⸗K. auf Grund des Be— 
lagerungszuſtandes im Zuſammenarbeiten mit dem kom— 
mandierenden General alle militäriſchen und 
politiſchen Maßnahmen zutreffen, die Sie 

für notwendig halten. 

Reichswehrminiſter.“ 


Die Berufung ſtellte mich vor eine ſchwere Aufgabe. Die 
Nachrichten aus dem Induſtriebezirk ließen erkennen, daß 
Ausſtändige und Regierungstruppen an verſchiedenen Orten 
ſich bereits „feſtgebiſſen“ hatten und daß bei dieſer Sachlage 
mit Verhandlungen zunächſt wenig auszurichten war. 
Andererſeits durfte und wollte ich mich dem Rufe der Regie— 
rung nicht verſagen. Nach einer kurzen Rückſprache mit dem 
Vorſitzenden der Bielefelder Bezirksorganiſation der Sozial— 
demokratiſchen Partei, C. Schreck, fuhr ich nach Dortmund. 
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Hier wirkte Ernft Mehlich als Vorſitzender des Arbeiter⸗ 
und Soldatenrats und als Vorſteher der Stadtverordneten- 
verſammlung. Seine Kenntnis von Land und Leuten, ins- 
beſondere der Bergarbeiter, und endlich ſeine journaliſtiſchen 
Fähigkeiten veranlaßten mich, ſeine Mitwirkung in der zu 
gründenden Amtsſtelle zu erbitten. Mehlich ſagte zu unter 
der Vorausſetzung, daß die Bergarbeiterverbände und der 
örtliche Arbeiter- und Soldatenrat keine Einwendungen er- 
heben würden. Nun galt es die Auffaſſung der Bergarbeiter 
zu erkunden und dann zu — handeln. Schon wurden 
mir Nachrichten unterbreitet, aus denen hervorging, daß auf 
vielen Zechen von den Belegſchaften die Leiſtung der Not⸗ 
ſtandsarbeiten verweigert würde. Die Gefahr des Erſaufens 
der Schachtanlagen war dadurch in unmittelbare Nähe ge- 
rückt. Mit Fritz Huſemann vom Bergarbeiterverband, 
Wilhelm Schluchtmann, Ernſt Mehlich und einem 
Beauftragten des Wehrfreisfommandos wurde in Duis— 
burg die erſte Beſprechung abgehalten. Von allen An— 
weſenden wurde anerkannt, daß im Hinblick auf die Geſamt⸗ 
lage ſelbſtverſtändlich keine Rede davon fein könne, aus allen 
Orten die Truppen zurückzunehmen. Dadurch würden nicht 
allein die Einwohner der vom Spartakiſtenterror bedrohten 
Ortſchaften ſchutzlos geworden fein, ſondern auch die Staats- 
autorität hätte einen empfindlichen Stoß erlitten. Denn in 
der Offentlichfeit hätte der Eindruck entſtehen müſſen, als 
ob die Zurückziehung der Truppenabteilungen auf der 
ganzen Linie eine Kapitulation vor den Spartakiſten 
geweſen ſei. Auf der anderen Seite beſtand für mich nach 
den Schilderungen Huſe manns und Schluchtmanns 
kein Zweifel darüber, daß bei der Beſetzung der einzelnen 
Orte des Ruhrgebiets nicht überall auf die Stimmung der 
regierungstreuen Arbeiterkreiſe Rückſicht genommen war. 
Auf Grund von Denunziationen — meiſtens falſchen An— 
ſchuldigungen — wurden nicht ſelten gerade die Ver— 
trauensmännerder Gewerkſchaften undder 
Regierungs parteien feſtgenommen oder auf 
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andere Art beläſtigt, und die Beſtimmungen des 
Belagerungszuſtandes auch ſonſt in einer Weiſe durchgeführt, 
die nicht beruhigte, ſondern die ſchwerſte Erregung in die 
Kreiſe der loyalen Arbeiterſchaft trug. Ich verſprach deshalb 
meinen Einfluß dahin geltend zu machen, daß die Regie— 
rungstruppen aus den Orten zurückgezogen würden, die 
nach der Einſtellung ihrer Bewohnerſchaft die Gewähr für 
die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung bieten könnten. 
Auch im Vereins- und Verſammlungsweſen, das auf Grund 
der Beſtimmungen über den Belagerungszuſtand erhebliche 
Einſchränkungen erfahren hatte, ſollten Erleichterungen ein— 
treten. Die Handhabung dieſer Beſtimmungen durch die ört— 
lichen Militärbefehlshaber hatte den Verkehr der Berg— 
arbeiterverbände mit ihren Mitgliedern nahezu unmöglich 
gemacht. Wollte man die Bergarbeiterverbände aber weiter 
als Stützpunkte der Regierung in Anſpruch nehmen, dann 
mußte alles geſchehen, um einer Erſchwerung ihrer Organi— 
ſationsarbeit entgegenzutreten. 

Von dem Vertreter des Generalkommandos wurden Be— 
denken gegen dieſes Programm nicht geäußert. Ich habe 
mich darum noch am gleichen Tage mit folgendem Aufruf 
an die Arbeiter des rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtriegebiets 
gewandt: 


„Kameraden! 


Von der Reichsregierung bin ich zum Kommiſſar im Bereiche des 
Generalkommandos des 7. Armeekorps ernannt worden. Ich bin zur 
Anordnung aller militäriſchen und politiſchen Maßnahmen ermach- 
tigt, die geeignet erſcheinen, die Ruhe und Sicherheit im rheiniſch— 
weſtfäliſchen Induſtriegebiet aufrecht zu erhalten. Dieſe Maßnahme 
erblicke ich nicht in erſter Linie in gewaltſamer Unterdrückung, ſondern 
in dem Verſuch auf Verſtändigung mit den ſtreikenden Arbeitern 
und in der Abſtellung vorhandener Härten und Mißſtände. 

In der Erfüllung der mir übertragenen Aufgabe möchte ich 
als Arbeitervertreter zu den Arbeitern reden und 
als Arbeiter für die Arbeiter handeln. Von dieſem Grundſatz aus- 
gehend, wird es meine erſte Sorge ſein, eine Beſſerung in der Lebens⸗ 
mittelbelieferung der Bergarbeiter herbeizuführen. Der größte Feind 
der Gütererzeugung und der öffentlichen Ruhe iſt der Hunger! Ihn 
zu bekämpfen, iſt die vornehmſte Aufgabe aller. Ich werde mir keinen 
Augenblick einbilden, ſie löſen zu können, wenn ich nicht von Euch 
darin wirkſam unterſtützt werde. Ohne Kohle und die durch die Kohle 
geſchaffenen Induſtriewerte werden wir auf die Dauer keine Lebens- 
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mittel erhalten. Einem allmählichen Abbau der Arbeitszeit im Berg⸗ 
bau werden die zuſtändigen Stellen nähertreten müſſen. Heute aber 
gilt es, zu verhindern, daß durch einen Zuſammenbruch des rheiniſch⸗ 
weſtfäliſchen Bergbaues dem deutſchen Wirtſchaftsleben das Rückgrat 
zerſchmettert wird. Ich appelliere dabei an Eure Einſicht, an Eure 
Liebe zur deutſchen Arbeiterſchaft, zum deutſchen Volke. Gewalt ſoll 
nur da in Anwendung gebracht werden, wo unverantwortliche Ele⸗ 
mente dazu herausfordern. Ich habe deshalb angeordnet, daß die 
im Bochumer Kreiſe lagernden Regierungstruppen, die ohne jeden 
zwingenden Anlaß herangezogen worden ſind, zurückgezogen werden. 

Dort, wo der Belagerungszuſtand verhängt iſt, ſollen folgende 
Erleichterungen eintreten: 

1. Die Polizeiſtunde bleibt wie bisher beſtehen. 

2. Der Aufenthalt auf den Straßen iſt auch nach 10 Uhr abends 

geſtattet. 

3. Die nach den Ziffern 5 und 7 der Bekanntmachung des Kom⸗ 
mandierenden Generals erforderlichen Genehmigungen des 
örtlichen militäriſchen Befehlshabers werden auf die zuſtän⸗ 
digen Zivilbehörden übertragen, die im Einverſtändnis mit 
mir zu arbeiten haben. 

4. Die Beſtimmung unter Ziffer 6 der genannten Bekannt⸗ 
machung, die Schließung politiſcher Vereine betreffend, wird 
aufgehoben. 

In der Erledigung meiner Miſſion möchte ich nicht nur Be⸗ 
auftragter der Regierung fein, ſondern auch der Vertrauens⸗ 
mann der Arbeiter werden. Ich erkläre mich darum gern be⸗ 
reit, überall einzugreifen, wo zur Abſtellung von Mißſtänden und 
zur Aufklärung von Mißverſtändniſſen eine Vermittlungsſtelle ge- 
wünſcht wird. So möchte ich den Beweis erbringen, daß es weder 
der Regierung noch mir darum zu tun iſt, eine wirtſchaftliche Be⸗ 
wegung mit Waffengewalt niederzuhalten, daß es jetzt vielmehr dar— 
auf ankommt, alle einſichtigen und ihrer Verantwortung ſich bewußten 
Arbeiter auf einen gemeinſamen Boden zu führen, auf den Boden 
der Vernunft und der wirtſchaftlichen Selbſterhaltung. 

Dortmund, den 8. April 1919. 

gez. Gevering , Dortmund -Stadthaus.“ 


Die Wirkung dieſes Aufrufs war eine ſehr verſchiedene. 
Die örtlichen Militärbefehlshaber erblickten in der Ankün⸗ 
digung von der Zurückziehung der Truppen formell eine 
Überſchreitung meiner Befugniſſe und tatſächlich eine Herab— 
minderung des ſtaatlichen Schutzes für die bedrohten Gebiete. 
Sie erhoben darum lebhaften Einſpruch gegen jede Erleich— 
terung gegenüber dem bisherigen Zuſtand. Abordnungen 
der Bergarbeiter dagegen vermißten in dem Aufruf eine 
klare Stellungnahme zu den wirtſchaftlichen Forderungen 
der Neuner-Kommiſſion. Ohne eine Berückſichtigung wenig⸗ 
ſtens eines Teils dieſer Forderungen würde es — ſo ſagte 
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man mir — kaum gelingen, die Bergarbeiter zur Wieder— 
aufnahme der Arbeit zu bewegen. In den erſten Tagen nach 
der übernahme meines Amtes hatte ich mich mit der 
Überbrückung dieſer gegenſätzlichen Auffaſſung zu beſchäftigen. 

Zwiſchendurch mußte ich mich entſcheiden, welchen Ort 
ich zum Amtsſitz des Kommiſſariats beſtimmen wollte. Von 
der Preußiſchen Regierung war mir Eſſen vorgeſchlagen 
und als juriſtiſcher Berater der Oberbürgermeiſter von 
Eſſen oder Hamm. Ich konnte mich für Eſſen nicht 
entſcheiden, weil verkehrstechniſch Dortmund die beſſeren 
Verbindungen bot und weil mir in Dortmund mit den 
örtlichen Verhältniſſen vertraute Freunde zur Mitwirkung 
zur Verfügung ſtanden. So entſchloß ich mich, Dortmund 
zum Amtsſitz zu beſtimmen und das Bureau des Kom— 
miſſariats im „Nordſternhaus“ aufzuſchlagen. Der Arbeiter— 
und Soldatenrat und die Stadtverwaltung Dortmund ſtellten 
das Hilfsperſonal und den größten Teil der Bureau— 
einrichtung zur Verfügung. In zwei Tagen war der Betrieb 
im Gange. 

Wegen der Beſtellung eines Verwaltungsbeamten zur 
Bearbeitung der juriſtiſchen oder verwaltungstechniſchen 
Aufgaben hatte ich mich an das Miniſterium des Innern 
mit der Bitte gewandt, den Oberbürgermeiſter Cuno von 
Hagen mit dieſer Aufgabe zu betrauen. Mit dem ver- 
dienten Hagener Oberbürgermeiſter hatte ich mehrere Jahre 
in der Petitionskommiſſion des Reichstages zuſammen— 
geſeſſen, ſo daß wir perſönlich im gewiſſen Sinne „eingeſpielt“ 
waren. Es ſtellte ſich indeſſen ſehr bald heraus, daß alle 
verantwortlichen Beamten der größeren Städte auf ihren 
Poſten unentbehrlich waren. Insbeſondere die Oberbürger— 
meiſter von Hagen und Eſſen, deren Städte von den 
Unruhen mit am härteſten betroffen wurden. Ich habe 
deswegen gerne auf die Beſtellung der genannten Herren 
verzichtet. Dagegen wurden mir vom Kommandierenden 
General zwei Offiziere, Major von Cochenhauſen und 
Oberleutnant Plenio zur Verfügung geſtellt, die das 
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Kommiſſariat in allen militäriſchen Fragen beraten und die 
Verbindung mit dem Generalkommando herſtellen und 
aufrechterhalten ſollten. 

Einer der erſten Beſucher in dem werdenden Bureau 
des Reichskommiſſars war der Kommandierende General 
des VII. Armeekorps, Generalleutnant Freiherr von 
Watter. Die Notwendigkeit, mich ſchnell zu informieren 
und ſchnell die erſten eine Entſpannung der Lage ver— 
heißenden Anordnungen zu treffen, hatten bis dahin meinen 
Beſuch beim Kommandierenden General verhindert. Eine 
Beteiligung des Generalkommandos an den erſten Bor- 
beratungen und Beſprechungen erblickte ich in der Teilnahme 
des Offiziers vom Wehrkreiskommando an der Duisburger 
Konferenz. Nicht ſo General von Watter. Er erhob 
lebhafte Bedenken gegen die verſprochene Zurückziehung der 
Truppe und gegen die zugeſagten Milderungen des Be— 
lagerungszuſtandes. Ich entgegnete ihm, daß ich keineswegs 
daran dächte, einer generellen Zurückziehung der Truppe das 
Wort zu reden. Wo ſie zum Schutze der Werksanlagen und 
der Bevölkerung erforderlich ſei, müßte ſie bleiben, bzw. 
eingeſetzt werden. Wo aber die Bevölkerung, insbeſondere 
die Arbeiterſchaft, gewillt und imſtande ſei, die Ordnung 
ſelbſt aufrechtzuerhalten, ſolle man nicht die ohnehin gegen 
das Militär beſtehende Mißſtimmung durch die Entſendung 
von Truppen vermehren. Es komme jetzt darauf an, die 
Produktion wieder in Gang zu bringen und dabei ſei man 
auf den guten Willen der Arbeiterſchaft angewieſen, die zu 
verprellen im Augenblick die größte Torheit ſei. 

Der General, der bei dieſem Beſuch auf mich den Eindruck 
eines offenen und friſchen, verantwortungsfreudigen Sol— 
daten machte, zeigte ſich dieſen Darlegungen gegenüber nicht 
unzugänglich. Auch er erkannte an, daß es richtig ſei, durch 
ein verſtändiges Vorgehen die Mitglieder der gewerkſchaft— 
lichen Arbeiterorganiſationen von der Streikbewegung zu 
trennen und ſie nicht durch eine unzweckmäßige Einſetzung 
militäriſcher Kräfte der Sache der Regierung zu entfremden. 
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Wir vereinbarten, daß künftige Aufrufe politiſchen Inhalts 
und andere Maßnahmen von entſcheidender Bedeutung nur 
unter perſönlicher Mitwirkung des Kommandierenden Ge— 
nerals und des Reichskommiſſars getroffen und veröffentlicht 
werden ſollten. Dabei machte ich General von Watter 
darauf aufmerkſam, daß am Nachmittag eine Konferenz von 
Vertretern der vier Bergarbeiterverbände und des Zechen— 
verbandes unter dem Vorſitz des Reichsarbeitsminiſters 
Bauer und unter Teilnahme von Vertretern des 
Preußiſchen Handelsminiſteriums im Rathauſe zu Eſſen 
tagen würde, deren Verlauf ſchnelle Entſchlüſſe der Be— 
hördenvertreter notwendig machen könnte. Bei dieſer 
Sachlage ſei es dringend erwünſcht, daß der General ſelbſt 
an den Verhandlungen teilnähme. Herr von Watter 
lehnte eine Beteiligung ab mit Berufung 
auf andere wichtige Dienſtgeſchäfte. Der Ver- 
lauf der Sitzung aber gab meinen Vermutungen recht. Es 
ſtellte ſich die Notwendigkeit heraus, noch am Abend des 
9. April Verordnungen zu erlaſſen, die von entſcheidender 
Bedeutung werden konnten und ſollten, die hinauszuzögern 
aber die Situation im Bergbau nicht mehr zuließ. In der 
Konferenz wurde von verſchiedenen Rednern, von Arbeitern 
und Unternehmern mitgeteilt, daß in mehreren Belegſchafts— 
verſammlungen beſchloſſen worden ſei, die Notſtands-⸗ 
arbeiten einzuſtellen. Auch von einer Stillegung 
der Notſtandsarbeiten in Waſſerwerken und in Gas- und 
Elektrizitätsbetrieben wurden Mitteilungen gemacht. Die 
Tendenz der Ausſtandsbewegung, die ja doch in der Haupt— 
ſache auf den Sturz der Regierung gerichtet war, ließ be— 
fürchten, daß dieſe Beſchlüſſe ſehr bald in die Tat umgeſetzt 
würden. Auf einigen Zechen war es bereits zur Einſtellung 
der Notſtandsarbeiten gekommen. Wo Steiger und andere 
Grubenbeamte ſie auszuführen verſuchten, wurden ſie mit 
Gewalttaten und Maßregelungen bedroht. Ich habe des— 
wegen in der Konferenz erklärt, der Gefahr des Erſaufens 
der Schächte mit allen Kräften entgegentreten zu wollen und 
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mit Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſters noch am gleichen 
Abend folgende Verordnung erlaſſen: 

„1. Alle männlichen Einwohner im Alter vom vollen— 
deten 17. bis 50. Lebensjahre find verpflichtet, im Bedarfs- 
falle auf Anordnung der Gemeindebehörden Notſtands⸗ 
arbeiten in allen zur Erhaltung der Volkswirtſchaft 
erforderlichen Betrieben zu leiſten. 

2. Wer einen auf Grund des Punktes 1 dieſer Ver— 
ordnung an ihn ergangenen Anweiſung nicht Folge leiſtet, 
wird mit Geldſtrafe bis 500 Mark oder mit Gefängnis 
bis zu 1 Jahr beſtraft.“ 

Fernmündlich erklärte der Kommandierende General ſein 
Einvernehmen zu dieſer Verordnung. In der Streik— 
bewegung erlangte ſie eine große Bedeutung dadurch, daß 
die Gemeindebehörden es nun in der Hand hatten, die 
intellektuellen Urheber des Streiks zur Leiſtung von Not— 
ſtandsarbeiten anzuhalten. Die Drahtzieher kamen dadurch 
in eine nicht gerade angenehme Situation. Entweder leiſteten 
ſie der Aufforderung Folge und dann waren ſie der Be— 
wegung entzogen und erregten das Mißtrauen ihrer 
Kameraden, oder aber fie verweigerten die Notſtands⸗ 
arbeiten, dann konnten ſie von der Behörde auf andere Weiſe 
unſchädlich gemacht werden. So hat die Verordnung denn 
auch in verſchiedenen Bezirken die Ausführung der Not⸗ 
ſtandsarbeiten geſichert und darüber hinaus den Streik zum 
langſamen Abbröckeln gebracht. 


Daß die Streikenden die Verordnung als läſtig empfanden, 
braucht kaum geſagt zu werden. Etwa eine Woche nach ihrer 
Bekanntgabe erſchien eine Deputation bei mir, um ihre 
Zurücknahme zu verlangen. Die Sprecher der Deputation 
hantierten in nicht mißzuverſtehender Weiſe mit ihren 
Revolvern, bis ich ihnen erklärte, daß ich mir mit Waffen- 
gewalt und Drohungen Entſcheidungen nicht abtrotzen ließe, 
daß ich aber gerne bereit ſei, ihnen die Gründe, die mich zur 
Annahme meines Amtes und auch zum Erlaß der Ver— 
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ordnung geführt hätten, in ruhiger Verhandlung ausein- 
anderzuſetzen. Ich legte dann den Mitgliedern der Deputation 
klar, daß ich mein Amt nicht angenommen hätte, um politiſche 
Lorbeeren dabei zu ernten. Ich ſei mir vom erſten Augen— 
blick an klar geweſen, daß ich einen leidlichen Namen und einen 
nicht unanſehnlichen Fonds von Vertrauen in der Arbeiter— 
ſchaft aufs Spiel ſetzen würde. Ich rechnete damit, als 
„ſchwarzer Mann“ und als „Verräter“ an der Arbeiterklaſſe 
das Ruhrrevier demnächſt wieder zu verlaſſen. Die Sucht 
nach politiſchen Lorbeeren könnte darum mich nicht zur 
Annahme des Amtes bewogen haben. Ebenſowenig aber 
die Ausſicht auf materiellen Gewinn. Ich hätte bei meiner 
Berufung nicht erſt Rückfrage nach meiner Beſoldung 
gehalten, mir ſei auch jetzt nicht bekannt, welche Entſchädigung 
die Regierung gewähren würde. Einſtweilen bezöge ich 
das Gehalt des Redakteurs der „Volkswacht“. Die Mit⸗ 
glieder der Deputation möchten daraus entnehmen, daß das 
Beſtreben, materiellen Vorteil zu erlangen, mich ebenſowenig 
geleitet hätten. Wenn ich dem Rufe der Regierung Folge 
geleiſtet hätte und nunmehr nach meinem Gewiſſen die Ent— 
ſcheidungen treffe, die ich zur Rettung der deutſchen Wirtſchaft 
für erforderlich halte, Dann feies nicht zuletzt die 
Sorge um die Bergarbeiter ſelbſt und um 
ihre Frauen und ihre Kinder geweſen, die 
mich zur Annahme des angebotenen Auf- 
trages geführt hätte. In erſoffenen und aus— 
gebrannten Gruben könnte keine Kohle mehr gefördert 
werden. Das Erſaufen der Gruben und Grubenbrände, den 
totalen Zuſammenbruch der Ruhrinduſtrie zu verhindern, 
ſei aber der Zweck der Verordnung und darum müſſe es 
dabei bleiben. 

Dieſe Darlegungen hatten ihren Eindruck nicht verfehlt. 
Die meiſten der Delegierten ſchwiegen, nur einer meinte reſig— 
niert, daß es dann ja keinen Zweck mehr habe, den Streik 
weiter fortzuſetzen. Ich habe ſelbſtverſtändlich alles getan, 
um den Mann in dieſer Auffaſſung zu beſtärken. 
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Einen weſentlichen Umſchwung in der Stimmung der 
Ausſtändigen führte ferner das Abkommen herbei, das in 
der Eſſener Konferenz zwiſchen den Vertretern der vier 
Bergarbeiterverbande und den Vertretern des Zechen— 
verbandes zuſtande kam. Die Konferenz kam nach längeren 
Erörterungen, während in den Straßen Eſſens geſchoſſen 
wurde, über die in Betracht kommenden Verhältniſſe zu 
dem Ergebnis, daß eine Verkürzung der Arbeitszeit auf 
6 Stunden im Intereſſe der Volkswirtſchaft ſchlechterdings 
unmöglich ſei. Auch gegen eine geringere Arbeitszeit— 
verkürzung erhoben die Vertreter des Zechenverbandes 
ſchwere Bedenken. Sie erklärten ſich jedoch auf die drin— 
genden Vorſtellungen der Vertreter der Bergarbeiter— 
verbände und des Reichsarbeitsminiſters Bauer bereit, 
die ſiebenſtündige Arbeitszeit für die unter 
Tage beſchäftigten Arbeiter, einſchließlich 
der Ein- und Ausfahrt, zu bewilligen. Die 
Vertreter der Bergarbeiterverbände hatten geltend gemacht, 
daß ein Entgegenkommen in bezug auf die Arbeitszeit— 
verkürzung angeſichts der ſchlechten Ernährungslage un— 
erläßlich ſei, daß aus den gleichen Gründen eine Bei— 
behaltung der Achtſtundenſchicht keineswegs eine Vermehrung 
der Produktion bedeuten würde. Es wurde ferner in der 
Konferenz in Ausſicht genommen, eine Kommiſſion einzu— 
ſetzen mit der Zweckbeſtimmung, feſtzuſtellen, ob eine 
weitere verkürzte Arbeitszeit mit Rückſicht 
auf die deutſche Volkswirtſchaft und die 
Konkurrenzfähigkeit der deutſchen Indu— 
ſtrie auf dem Weltmarkte durchführbar ſei. 


Zuſammenbruch 


Zwei Tage nach dieſer Konferenz traten in Bochum die 
Delegierten des Deutſchen Bergarbeiterverbandes zuſammen, 
die dem Antrage der Verbandsleitung auf Abbruch des 
Streiks mit 217 gegen 82 Stimmen zuſtimmten. Ein⸗ 
ſtimmig wurde ferner ein Antrag angenommen, der die 
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Behörden erſuchte, das Militär zurückzuziehen. 
Auch die anderen Bergarbeiterorganiſationen richteten einen 
Appell an ihre Mitglieder, die Arbeit geſchloſſen wieder 
aufzunehmen. Die faſt von allen Belegſchaftsverſammlungen 
geäußerten Wünſche auf Zurückziehung der Truppen erfuhren 
eine nur geringe Berückſichtigung. Der General von 
Watter ſtand, nach Münſter zurückgekehrt, wieder 
vollſtändig unter dem Eindruck der einſeitigen Berichte, die 
ihm von mehreren örtlichen Militärbefehlshabern über die 
Lage erſtattet worden waren, und die, um die Notwendigkeit 
der Beibehaltung der Truppe zu beweiſen, die Lage in den 
düſterſten Farben ſchilderten. So kam es, daß aus Bochum 
nur ein Teil der Truppe zurückgezogen wurde und in 
anderen Orten die Truppe in voller Stärke verblieb. Da- 
gegen wäre ja an ſich nicht viel einzuwenden geweſen, wenn 
die Truppe durchweg aus dem beſten Mannſchaftsmaterial 
beſtanden hätte. Aber hier haperte es gewaltig. Es fehlte 
ſowohl an Offizieren, die befähigt geweſen wären, mit den 
Behörden und der Bevölkerung des Ruhrgebiets ein Ver— 
trauensverhältnis herzuſtellen, als auch an diſziplinierten 
Mannſchaften. Wie ſchon nach den Februar-Unruhen, ſtand 
die Angeberei in höchſter Blüte und nicht ſelten wurden auf 
Grund von ganz falſchen Denunziationen die verläßlichſten 
Stützen der Regierung ſchikaniert, mißhandelt und ſogar in 
Schutzhaft genommen. Ehe eine Beſchwerde an mich 
gelangte und in der Weiterverfolgung zum Erfolg führte, 
war die Mißſtimmung gegen dieſe Betätigung der Truppen 
wieder um mehrere Grade geſtiegen. Wie unverſtändlich 
ſich die örtlichen Befehlshaber recht oft zeigten, beweiſt unter 
anderem das Vorgehen des Eſſener Kommandeurs, das ſo 
bezeichnend für die geiſtige Atmoſphäre des Militärs von da— 
mals iſt, daß es hier ausführlicher wiedergegeben werden ſoll. 

Mein Aufruf an die Arbeiter des rheiniſch-weſtfäliſchen 
Induſtriegebiets war auch an die Stadtverwaltung Eſſen 
gerichtet worden. Dieſe hatte pflichtgemäß den Inhalt des 
Plakats durch Anſchlag bekanntgegeben. Daraufhin wurde 
3˙ 
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von dem Militärbefehlshaber bei meiner Dienſtſtelle an⸗ 
gefragt, ob ſich die Anordnungen über die Zurückziehung des 
Militärs auch auf Eſſen bezögen. Ich habe das nach 
meiner Ueberzeugung verneint, weil ich durchaus nicht 
wünſchte, daß das ganze Ruhrgebiet von militäriſchen 
Kräften entblößt würde. Ich hatte im Gegenteil das leb⸗ 
hafteſte Intereſſe daran, beſtimmte Orte mit ſtarken mili⸗ 
täriſchen Kräften beſetzt zu halten und zwar diejenigen Orte, 
die über keine ſtaatliche Polizei verfügten. Eſſen hatte 
zwar ſtaatliche Polizei, ſein Präſidialbezirk war aber ſo 
groß, daß eine Verſtärkung der Machtmittel des Staates 
gerade in dieſen Orten erwünſcht erſchien. Auf meine 
Antwort hatte der Eſſener Militärbefehlshaber dann folgende 
Bekanntmachung erlaſſen: 


„Das in Eſſen angeſchlagene Plakat des Reichs- 
kommiſſars hat nach Erklärung des Reichskommiſſars 
Severing für Eſſen keine Bedeutung und iſt unrecht⸗ 
mäßigerweiſe angeſchlagen. 


Der militäriſche Oberbefehlshaber 
Kaiſer 
Oberſt.“ 


Ungefähr um dieſelbe Zeit erfuhr ich, daß gegen den 
Oberbürgermeiſter Dr. Luther und den Beigeordneten 
Schmidt wegen der angeblich unberechtigten Veröffent— 
lichung des Plakats das kriegsgerichtliche Ver— 
fahren eingeleitet worden ſei. Ein Schreiben 
des Oberbürgermeiſters, das die Plakatangelegenheit be- 
handelte, ließ mit aller Deutlichkeit erkennen, daß ich bei der 
Unbeſtimmtheit der mir erteilten Vollmachten recht bald zum 
Prellbock der verſchiedenen Behörden werden müßte, wenn 
ich mich nicht von vornherein gegen derartige Übergriffe der 
örtlichen Kommandoſtellen wehren würde. Ich teilte des⸗ 
wegen dem Generalkommando mit, daß ich die Art der 
Behandlung, die der Oberſt Kaiſer der Stadtverwaltung 
Eſſen habe angedeihen laſſen, unter keinen Umſtänden 
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gutheißen könne und die Stadtverwaltung wegen diefer 
Behandlung in Schutz nehmen müſſe. Die Antwort, die ich 
auf dieſe Verwahrung bekam, überraſchte mich aufs höchſte. 
Sie beſtand in einer Schilderung der amtlichen Qualitäten 
der beiden beſchuldigten Herren und fiel für dieſe nicht 
gerade günſtig aus. Oberbürgermeiſter Luther war mir 
als geſchickter und energiſcher Verwaltungsbeamter bekannt. 
Ich war darum in der Lage, das Charakterbild, das die mili— 
täriſchen Stellen über ihn entwarfen, ſofort zu berichtigen. 
Dagegen war mir der Beigeordnete Dr. Schmidt bis dahin 
unbekannt, und was mir über ſeine Stellung zu den Sparta— 
kiſten geſagt wurde, ließ ihn in der Tat zur Leitung der 
ſtaatlichen Polizei in Cj fen wenig geeignet erſcheinen. Von 
dieſer Auffaſſung habe ich auch einmal in der Offentlichfeit 
Mitteilung gemacht, erhielt dann aber bald Gelegenheit, mich 
zu berichtigen und damit auch die Vorwürfe zu entkräften, 
die von militäriſcher Seite gegen Dr. Schmidt erhoben 
waren. 

Im Gegenſatz zu den zwiſchen uns getroffenen Verein— 
barungen, nach denen alle wichtigen politiſchen Entſcheidungen 
unter unſerer beider Mitwirkung getroffen werden ſollten, 
hatte General von Watter an die Preußiſche Staats- 
regierung ein Schreiben gerichtet des Inhalts, daß die Zu— 
ſtände in der Verwaltung des Regierungsbezirks Düſſeldorf, 
der Stadt Eſſen und beſonders der Polizei in Eſſen eine 
ſofortige Anderung in der Beſetzung der Poſten 
des Regierungspräſidenten in Düſſeldorf, 
des Oberbürgermeiſters in Eſſen und die 
ſchnellſte Beſetzung der Polizeipräſidenten⸗ 
ſtelle in Eſſen dringend notwendig erſcheinen ließen. 
Durch die ſchwächliche und paſſive Haltung 
des Regierungspräſidenten in Düſſeldorf 
ſei der bolſchewiſtiſche Einfluß im Regie- 
rungsbezirk Düſſeldorfgeſtärkt. Der Ober— 
bürgermeiſter von Eſſen ſtehe unter dem 
Einfluß des Beigeordneten Dr. Schmidt, be— 
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folge deſſen Ratſchläge und ſcheue jede eigene Ver⸗ 
antwortung!!! Gr fei für Eſſen zu ſchwach in ſeinem 
Charakter. Schmidt habe nicht nur Spartakiſten in ſeiner 
Wohnung geduldet, ſondern er ſolle ſelbſt um Aufnahme in 
die kommuniſtiſche Partei gebeten haben. Er habe Sparta⸗ 
kiſtenführer, wie Hammer, uſw., geduldet, er dulde die 
Neuner⸗Kommiſſion und bringe durch ſeine unklare Haltung 
die ganze Polizei durcheinander. Als Nachfolger wurde von 
Watter in Vorſchlag gebracht: Oberbürgermeiſter Jarre s- 
Duisburg als Regierungspräſident in Düſſeldorf, Oberſt 
z. D. Giffenig als Oberbürgermeiſter von Eſſen 
und Regierungsrat Lücken als Polizeipräſident von Eſſen. 
Die preußiſche Regierung übergab mir die Watterſchen 
Beſchwerden und Vorſchläge zur Stellungnahme und damit 
war mir Gelegenheit gegeben, die gegen Dr. Schmidt er- 
hobenen Beſchwerden auf ihre Richtigkeit und Berechtigung 
hin zu prüfen. Dabei ſtellte ſich heraus, daß Schmidt 
nicht nur nicht mit den Spartakiſten ſympathiſierte, ſondern 
ihr entſchiedenſter Gegner war. Er hatte mit großem Geſchick 
zu wiederholten Malen den Anſturm der Spartakiſten auf 
Polizeipräſidium und Rathaus abgewehrt. Ich habe bei den 
Unterſuchungen den Eindruck gewonnen, daß leider viele 
militäriſche Dienſtſtellen den Angebereien un verantwortlicher 
Elemente ein viel zu williges Gehör ſchenkten und die Be— 
ſchuldigten aburteilten, ohne ihnen auch nur die geringſte 
Gelegenheit zur Rechtfertigung zu geben. Im Falle 
Schmidt war das beſonders betrüblich, weil Schmidt ſelbſt 
in einer Konferenz am 27. Februar in Anweſenheit des 
Kommandierenden Generals und einer Reihe von Offizieren 
des Generalkommandos ſeine Stellungnahme zu den poli— 
tiſchen Fragen jener Tage mit der größten Ent— 
ſchiedenheit und Klarheit vorgetragen hatte. 
Schmidt hatte über eine Bergarbeiterverſammlung in 
Alten⸗Eſſen berichtet, die ſich ſcharf gegen die Sparta- 
kiſten gewandt und gefordert hatte, daß unzuverläſſige 
Elemente aus der Eſſener Sicherheitswehr entfernt werden 
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jollten. Schmidt hatte ferner darauf aufmerkſam gemacht, 
daß es notwendig ſei, die Sicherheitswehr zu verpflichten 
und endlich hatte er ſich dagegen gewandt, daß eine ſchon 
Ende Februar in Ausſicht genommene Amneſtie auch auf 
Männer wie Hammer, den er nach den Behauptungen 
des Generalkommandos „duldete“, ausgedehnt werde. Ich 
habe dann auch keinen Anſtand genommen, in einem amt— 
lichen Schreiben an den Oberbürgermeiſter Luther und in 
Preſſebekanntmachungen die gegen Dr. Schmidt erhobenen 
Vorwürfe richtig zu ſtellen und ſelbſtverſtändlich auch der 
preußiſchen Regierung von den Ergebniſſen meiner Unter— 
ſuchung Kenntnis gegeben. 

Über den Ton und Inhalt meiner Veröffentlichungen 
beſchwerte ſich einige Wochen ſpäter das Korps Licht— 
ſchlag beim Generalkommando. Ich habe daraufhin die 
Erörterungen über dieſe Frage mit einem Schreiben ab— 
gebrochen, deſſen Schlußſatz hier Platz finden möge: 

„Es iſt mir unverſtändlich, wie ſich das Korps Lit - 
ſchlag durch den Inhalt des Artikels angegriffen fühlen 
konnte. Es iſt weder in dem Artikel genannt worden, 
noch habe ich an das Korps Lichtſchlag gedacht. Es wäre 
dem Korps Lichtſchlag zu empfehlen, dieſelbe Empfindlich— 
keit, die es hier zeigt, auch dann an den Tag zu legen, 
wenn es gilt, Zivilbehörden in der Offentlichkeit einem 
Urteil zu unterwerfen.“ 

Übrigens hat die politiſche Laufbahn der beiden von den 
Militärbehörden verdächtigten Herren gezeigt, daß ich in der 
Beurteilung ihrer Qualitäten von zutreffenderen Voraus- 
ſetzungen ausging, als die Gewährsmänner des General— 
kommandos. Beſonders als Reichsfinanzminiſter hat 
Dr. Luther ein außerordentliches Maß von Energie und 
Geſchicklichkeit gezeigt, und der Verbandsdirektor des Ruhr— 
ſiedlungsverbandes Dr. Schmidt verdankt ſeine Stellung 
auch nur ſeinem Können und ſeiner geraden Perſönlichkeit. 

Während die Behördenvertreter auf dieſe Weiſe einen 
großen Aufwand von Zeit und Kraft unnütz aufboten, 
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bröckelte der Streik langſam ab. In zahlreichen Zuſchriften 
und perſönlichen Vorſtellungen wurde ich erſucht, Einigungs⸗ 
verhandlungen über die Forderungen der Bergarbeiter 
einzuleiten. Ich habe erwidert, daß ich keine Zeit und keine 
Gelegenheit verſäumen würde, um ſelbſt in den Kreiſen 
für eine Verſtändigung zu wirken, die ſich bis heute ihr 
gegenüber noch vollſtändig unzulänglich gezeigt hätten. 
Aber ich könnte unmöglich den Ratſchlägen folgen, die mir 
verſchiedentlich über die Art der anzuwendenden Verſtän⸗ 
digung gegeben wurden. 

Der Streik trug in den erſten Tagen wenn nicht aus- 
ſchließlich ſo doch vorwiegend politiſchen Charakter. Der 
Sturz der Regierung Ebert-Scheidemann war nach 
dem Willen ſeiner intellektuellen Urheber ſein vornehmſtes 
Ziel. Die Spitze der Bewegung, die ſogenannte Neuner⸗ 
Kommiſſion, hat ſich keinen Augenblick geſcheut, in ihren 
Kundgebungen das offen auszuſprechen. So war nicht dem 
Bergbaulichen Verein oder einer anderen Arbeitgeber— 
Organiſation, war nicht jedem einzelnen Werke, ſondern nur 
der Offentlichfeit die Liſte der Forderungen unterbreitet 
worden. Dadurch wurden Verhandlungen jeder Art von 
vornherein — gewollt oder ungewollt — ungemein erſchwert. 

Die Zechenbeſitzer waren nicht zuſtändig, über die poli⸗ 
tiſchen Forderungen der Streikleitung zu verhandeln und 
die Regierung konnte über den Kopf der Unternehmer 
hinweg keine Abmachungen wirtſchaftlicher Natur mit den 
Streikenden treffen. Dazu kam noch die andere Schwierig— 
keit, daß nämlich von den Streikenden keine Stelle bezeichnet 
wurde, die als verhandlungsfähig hätte anerkannt werden 
können. Delegiertenkonferenzen der Streikenden hätten die 
gewerkſchaftlichen Organiſationen als Verhandlungskörper 
abgelehnt; andererſeits konnte es der Regierung niemand 
zumuten, mit einer Körperſchaft zu verhandeln, die den 
Regierungsſturz als ihr vornehmſtes Ziel proklamiert hatte. 
Trotzdem hatte die Regierung die Initiative ergriffen und 
den erſten Schritt zur Verſtändigung getan. Ihren und der 
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Bergarbeiterverbände Vorſtellungen war es zu danken, daß 
in der Frage der Verkürzung der Arbeitszeit die Feſtlegung 
der Siebenſtundenſchicht erzielt wurde. Eine mittelbare 
Folge der Einwirkung der Regierungsvertreter waren ferner 
die Zugeſtändniſſe auf die Knappſchaftsforderungen der 
Bergarbeiter. 

Von einem großen Teil der Arbeiter wurden dann auch 
dieſe Zugeſtändniſſe als ein annehmbares Entgegenkommen 
betrachtet. Wenn trotzdem der Ausſtand nur langſam ab— 
flaute, fo lag das nicht zuletzt daran, daß man von Verhand— 
lungen, die einzuleiten man mich erſuchte, weitere Kon— 
zeſſionen erwartete. Ich habe erklären müſſen, daß ich zu 
jeder Ausſprache mit Einzelperſonen, Kommiſſionen und 
Delegiertenkonferenzen gerne bereit ſei, daß aber alle Ver— 
handlungen nichts daran ändern würden, daß in den be— 
kannten Zugeſtändniſſen die Grenze des Entgegenkommens 
zu erblicken ſei. Einer ſofortigen weiteren Verkürzung der 
Arbeitszeit könne keine Regierung, wie immer fie zuſammen⸗ 
geſetzt ſein möge, zuſtimmen. Ebenſo ſei eine Erhöhung der 
Löhne über das bewilligte Maß hinaus — Ausgleich für die 
verkürzte Schicht — im Augenblick unmöglich. In dieſem 
„Unmöglich“ käme nicht die willkürliche Ablehnung eines 
„Herrn im Hauſe“ zum Ausdruck, ſondern das Geſetz eines 
Stärkeren: die Grenze unſerer volkswirtſchaftlichen Lei— 
ſtungsfähigkeit. Ebenſo deutlich mußte ich Dutzenden von 
Deputationen auseinanderſetzen, daß von einer Bezahlung 
der Streikſchichten keine Rede ſein könne. Es war zu er— 
warten, daß die Auswirkungen des Streiks Hunderttauſende 
von Arbeitern zum Feiern zwingen würden, weil ihren 
Fabriken die Kohlen fehlten. Ob zur Unterſtützung dieſer 
unfreiwillig Feiernden Mittel zur Verfügung ſtehen würden, 
war damals noch ſehr fraglich. Den Arbeitsloſen aber die 
Unterſtützung verſagen, während man den Streikenden die 
Bezahlung der Streikſchichten gewährt hätte, wäre ein Stück— 
chen aus dem Tollhauſe geweſen. Ebenſo unſinnig hätte es 
anmuten müſſen, wenn die Regierung einen Streik mit Geld— 
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mitteln unterſtützt hätte, der nach dem Zugeſtändnis ſeiner 
Urheber inſzeniert worden war, um den Sturz dieſer ſelben 
Regierung herbeizuführen. 

Auch durch Preſſeveröffentlichungen wurden die Berg- 
arbeiter darüber aufgeklärt, daß man ſie betrüge, wenn 
man ihnen einrede, daß eine längere Fortdauer des Streiks 
weitere Zugeſtändniſſe bringen würde. Die Vorſtände der 
Bergarbeiter-Organiſationen ſelbſt waren fic) darüber im 
klaren, daß das zerrüttete Deutſchland von damals nicht mehr 
geben konnte und daß nur eine Geſundung des deutſchen 
Wirtſchaftslebens auch die Lage der Bergarbeiter beſſern 
könne. 

Dieſe Einſicht ſetzte ſich dann auch mehr und mehr durch. 
Die Wiederaufnahme der Arbeit kam in ein ſchnelleres 
Tempo. Die Mitglieder der Arbeiterorganiſationen fanden 
wieder Mut, um ſich dem Terror der der ſpartakiſtiſchen 
Gruppen gegenüber zu erwehren. Da plötzlich entſtanden 
neue Mißhelligkeiten, erwachte neues Mißtrauen durch die 
Leichtfertigkeit untergeordneter militäriſcher Organe. 

Da trug ein peinlicher Zwiſchenfall neue Erregung in die 
Arbeitermaſſen. Etwa hundert Delegierte der Streikenden 
hatten die Abſicht, in Eſſen eine Konferenz abzuhalten, um 
zu der durch die Bewilligung der Siebenſtundenſchicht 
geſchaffenen neuen Situation Stellung zu nehmen. Ich 
hatte einige Tage vorher einer Deputation, die bei mir 
erſchien, um mir von dem Vorhaben Mitteilung zu machen, 
geraten, die Verſammlung dem örtlichen Militärbefehls— 
haber anzuzeigen, der in Rückſicht auf die in Betracht 
kommenden Umſtände die Genehmigung kaum verſagen 
würde. Die Delegierten zogen es jedoch vor, die Konferenz 
nicht in Eſſen, ſondern in einem kleinen Orte des Kreiſes 
Mettmann, in Werden, abzuhalten. Während der 
Beratung erſchienen Truppen vom Korps Lichtſchlag 
und ohne erſichtlichen Grund ſchoſſen einige Soldaten in den 
Saal. In wilder Haſt flüchteten die Verſammelten ins 
Freie. Hier wurde durch weitere Schüſſe einer der Ver— 
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ſammlungsteilnehmer getötet. Einige Dutzend der Ver— 
ſammlungsteilnehmer wurden gefangen genommen und nach 
dem Orte Werden transportiert. Sie mußten mit hoch— 
gehobenen Händen marſchieren und wurden unterwegs 
beſchimpft und mißhandelt. Auch in dieſen Transport wurde 
hineingeſchoſſen; dabei wurde ein Mann am Kopf, ein 
anderer am Arm verwundet. Ein Teil der Gefangenen 
wurde ſchon in Werden, der andere ſpäter in Eſſen 
entlaſſen. — Schon auf dem Hinmarſch hatten die Truppen 
auf einen ihnen entgegenkommenden, mit der Verſammlung 
in keiner Beziehung ſtehenden Arbeiter geſchoſſen und ihn 
am rechten Oberſchenkel verwundet. 

Die Erregung über dieſe Vorkommniſſe, die durch die 
Delegierten im ganzen Revier recht bald verbreitet wurden, 
war ungeheuer. Ich habe ſofort im Einvernehmen mit dem 
Kommandierenden General die ſchon erwähnten Herren 
Freymuth, Bruſt, Rürup und Schluchtmann, ſämtlich Mit⸗ 
glieder eines von der Preußiſchen Landesverſammlung 
eingeſetzten Ausſchuſſes zur Aufklärung der Unruhen in 
Preußen, gebeten, auch den Vorgang in Werden zu unter— 
ſuchen. Im Bericht der Unterſuchungskommiſſion wurde 
feſtgeſtellt, daß am 15. April 1919 im Kreiſe Mettmann 
der Belagerungszuſtand nicht beſtand. Das Eingreifen 
des Militärs war deswegen ein unverſtändlicher Übergriff. 
Auch dazu war das Militär nicht befugt, in die Verſamm— 
lung hineinzuſchießen. Und endlich hatte der Unterſuchungs— 
ausſchuß feſtgeſtellt, daß ein weiterer Übergriff darin lag, 
daß ein Leutnant von Thiel, der Führer der Truppe, in 
die Menge hineingeſchoſſen und die Gefangenen mit Schimpf— 
worten, wie „Schweine!“ „Hunde!“ und dergl. belegte. 

Außerordentlich bezeichnend für die Haltung der Militär— 
behörden bei Unterſuchungen von Beſchwerden über die 
Truppe ſind folgende Schlußbemerkungen im Bericht des 
Unterſuchungsausſchuſſes: 

„Um die Sache beſſer aufzuklären, hatte die Unter— 
ſuchungskommiſſion in dem Termin vom 22. Juli 1919 
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den Leutnant von Thiel und verſchiedene Soldaten 
hören wollen, ſie wollte auch die anſcheinend vorhandenen 
kriegsgerichtlichen Akten einſehen. Dieſerhalb hat ſich die 
Unterſuchungskommiſſion mittels des am 10. Juli 1919 
zum Abgang gekommenen Schreibens vom 9. Juli 1919 
an das Generalkommando in Münſter gewandt. Es 
iſt jedoch keine Antwort vom Generalkommando ein— 
gegangen. Auch ſind die Militärperſonen im Termin 
vom 22. Juli 1919 nicht erſchienen.“ 


Weit über die Kreiſe der Bergarbeiter hinaus war die 
Bevölkerung über dieſes Verhalten der Truppe empört. 
Um nach außen hin deutlich zu dokumentieren, daß die Re⸗ 
gierung ſelbſt dieſes Verhalten der Truppe des Leutnants 
von Thiel entſchieden mißbillige, habe ich den Delegierten 
geraten, eine Konferenz in Dortmund abzuhalten und 
möglichſt Die Delegierten zur Teilnahme aufzufordern, die 
am 15. April die Vorgänge in Werden mit erlebt hätten. 
Ich verſprach den Veranſtaltern den Schutz der Konferenz 
und machte der Regierung von meinen Maßnahmen 
Mitteilung. 


Die Konferenz trat am 17. April im „Kölniſchen Hof“ in 
Dortmund zuſammen. Ein Gradmeſſer für die Stimmung 
der Verſammlung war der Beſchluß, daß zwar Preſſe— 
vertreter, aber keine Vertreter der Bergarbeiterorgani— 
ſationen zugelaſſen werden ſollten. Von dem erſten Redner 
in der Verſammlung wurden die Vorgänge in Werden, 
wie es nicht anders zu erwarten war, in der leidenſchaft— 
lichſten Weiſe beſprochen und für ſie mittelbar die 
„Bochumer Huſemann-Garde“ verantwortlich gemacht. Die 
Verſammlung kam ſchließlich zu dem Ergebnis, mir eine 
Reihe von Forderungen zu unterbreiten, in denen u. a. die 
Freilaſſung der Neuner-Kommiſſion und ihre Anerkennung 
als Vertretung der geſamten Bergarbeiter des Ruhrreviers 
verlangt wurde. An der Sechsſtundenſchicht und der Er— 
höhung des Lohnes um 25 Prozent hielt die Konferenz feſt. 
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Sie forderte ferner die Bezahlung der Streikſchichten in Höhe 
von 66% Prozent des Lohnes, endlich die Auflöſung der 
Freiwilligen⸗-Verbände, die Entwaffnung der Polizei und 
die Durchführung der ſogenannten „Hamburger Punkte“, die 
Kommandogewalt betreffend, Aufhebung des Belagerungs— 
zuſtandes und Wiederherſtellung der Verſammlungsfreiheit. 
Die Erörterungen in der Konferenz zeigten ſchon den großen 
Riß, der durch die Bergarbeiterſchaft ging. Mehrere Redner 
traten dafür ein, die politiſchen Forderungen 
fallen zu laſſen, um eine einheitliche Front für den 
Fall zu bewahren, daß die anzuſtrebenden Verhandlungen 
zu keinem Ergebnis führten. Ein Redner meinte ſogar, man 
ſolle doch offen und frei heraus ſagen, daß der Streik ſchon 
zu Bruch gegangen ſei. Anderen Rednern dagegen war die 
Parole „Weiterſtreiken“ noch nicht radikal genug. Sie er- 
klärten, das ganze Wirtſchaftsleben müſſe ruiniert und damit 
der Sturz der Regierung herbeigeführt werden. Ich habe 
den Mitgliedern der zu mir entſandten Deputation in 
längeren Darlegungen auseinandergeſetzt, warum es bei 
den Vereinbarungen zwiſchen dem Zechenverband und den 
vier Bergarbeiterorganiſationen bleiben müſſe, warum die 
Regierung unter keinen Umſtänden die Neuner-Kommiſſion 
als Verhandlungsfaktor anerkennen und im Augenblick ihre 
Freilaſſung zuſagen könne. Selbſt eine Weiterführung des 
Streiks würde dieſe Haltung der Regierung in keinem 
Punkte ändern können. 

Die Konferenz beſchloß daraufhin zwar „einſtimmig“, 
auf die Belegſchaften einzuwirken, den Streik fortzuſetzen 
und ihn dort, wo er ſchon beendet ſei, von neuem einzuleiten, 
aber ein großer Teil der Delegierten war ſich darüber klar, 
daß dieſer Beſchluß nur ein lärmendes Rückzugsgefecht war. 
Von Tag zu Tag verminderten ſich die Streikziffern, ſchon 
nach einer Woche waren etwa zwei Drittel der Streikenden 
wieder angefahren. Am 22. April betrug die Geſamtzahl 
der Ausſtändigen noch 211 565, am 26. April kaum noch 
100 000. Wieder eine Woche ſpäter war der Streik voll— 
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ſtändig zuſammengebrochen. Trotzdem gaben die ſogenannten 
„Führer“ der Bewegung ihr Spiel noch nicht verloren. Die 
von der Dortmunder Konferenz ausgegebene Parole, den 
Streik aufs neue anzufachen, wurde in mehreren Bezirken 
mit den bekannten Mitteln des Terrors verſucht. So wurde 
3. B. am 24. April von einer Delegierten⸗-Verſammlung in 
Duisburg, die von 200 Perſonen beſucht war, der „verſchärfte 
Generalſtreik“ unter Einſtellung der Notſtandsarbeiten be— 
ſchloſſen. Aber es ſtellte ſich bald heraus, daß auch derartige 
Beſchlüſſe nicht mehr verfingen. Die lange Dauer des Auf— 
ſtandes und die damit verbundenen Ausfälle im Haushalt 
der Bergarbeiterfamilien, ſowie die Lebensmittelteuerung 
brachten den allergrößten Teil der Streikenden zu der Er— 
kenntnis, daß der Streik um unerfüllbarer Forderungen 
wegen nicht weiter getrieben werden dürfe. 


Nach dem Streik 


Nun galt es, den berechtigten Forderungen der 
Bergarbeiter nachzukommen. Der Reichswirtſchaftsminiſter 
Schmidt ließ in einer Konferenz der Preſſevertreter, die 
ich auf den 26. April nach Dortmund einberufen hatte, durch 
ſeine Kommiſſare erklären, daß die Auslandslebensmittel 
zunächſt für einige Wochen eine beſſere Ernährung, ins— 
beſondere der Bergarbeiter, ermöglichen würden. Infolge 
der ernſten Zahlungsſchwierigkeiten könne man die vom 
Auslande zugeſicherten weiteren Mengen jedoch 
nur einführen, wenn Zahlungsmittel zur 
Verfügung ſtänden. Das einzige zur Verfügung 
ſtehende Zahlungsmittel aber ſei die Kohle, der Bergarbeiter 
ſei z. Zt. der Finanzmann des deutſchen Volkes. Von ihm 
hinge es ab, ob wir dauernd in der Lage ſeien, eine beſſere 
Verſorgung durchzuführen. Die Zufuhr von Lebensmitteln 
erfuhr dann tatſächlich eine langſame Beſſerung. Für die 
Bergarbeiter genügte ſie jedoch nicht. Es iſt deswegen von 
mir verſucht worden, durch außerordentliche Maßnahmen, 
von denen an anderer Stelle geſprochen werden ſoll, die 
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Beſſerung im Ernährungsweſen durchzuführen, die einzig 
und allein den Bergbau vor weiteren Erſchütterungen 
bewahren konnte. 

Auch im Vereins- und Verſammlungsweſen traten nach 
der Wiederaufnahme der Arbeit die Erleichterungen ein, die 
den Zivilbehörden von mir bekannt gegeben waren. Es 
waren dafür folgende Richtlinien maßgebend: 


„1. Genehmigt werden können die Mitglieder- und öffent⸗ 
lichen Verſammlungen aller politiſchen Parteien mit 
Ausnahme der der Unabhängigen Sozialiſten und der 
Kommuniſten. 

2. Gewerkſchaftliche Mitgliederverſammlungen werden 
geſtattet. Nicht genehmigt werden Mitglieder- und 
öffentliche Verſammlungen der Freien Vereinigung 
und der Bergarbeiterunion. 

3. Belegſchafts- und Betriebsverſammlungen ſind zu 
genehmigen, vorausgeſetzt, daß ſie entweder von den 
zuſtändigen Organiſationsleitern oder dem Arbeiter- 
ausſchuß einberufen werden und jede Gewähr dafür 
geboten iſt, daß nur Werksangehörige daran teil— 
nehmen. Angeſtellten der Gewerkſchaften iſt der 
Zutritt zu ſolchen Verſammlungen zu geſtatten. 

4. Alle Verſammlungen nichtpolitiſcher Natur, als ſolche, 
die Kultus-, wiſſenſchaftlichen, literariſchen oder künſt— 
leriſchen Zwecken dienen, können ohne weiteres 
genehmigt werden. 

5. Genehmigungspflichtige Verſammlungen ſind hinſicht— 
lich ihrer Anmeldung an keine Friſt gebunden.“ 


Über die Ausnahmeſtellung, in die nach dieſen Richtlinien 
auch die „Unabhängige Sozialiſtiſche Partei“ gedrängt wurde, 
beſchwerte ſich das Mitglied der verfaſſunggebenden Deutſchen 
National⸗Verſammlung, Frau Luiſe Zietz, mit dem Hinweis 
darauf, daß ihren Parteifreunden in Sterkrade vom Militär— 
befehlshaber nicht nur die öffentlichen, ſondern auch Mit— 
gliederverſammlungen der unabhängigen Sozialiſten verboten 
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würden. Der Militärbefehlshaber habe bei Beſchwerden 
erklärt, daß er vom Reichskommiſſar Severing keine Befehle 
entgegen zu nehmen habe. Indeſſen war zwiſchen dem 
Kommandierenden General und mir vereinbart worden, daß 
dort, wo vom Verlaufe der von den unabhängigen Sozialiſten 
einberufenen Verſammlungen anzunehmen war, daß ſie nicht 
den Zweck der Aufforderung zum gewaltſamen Sturze der 
Regierung verfolgten, dieſe Verſammlungen genehmigt 
werden könnten. Dieſe Beſtimmung wurde in die Richtlinien 
aufgenommen, die nunmehr nicht nur für die Zivil-, ſondern 
auch für die Militärbehörden Geltung hatten. 


Der Kommandierende General erließ unter dem 15. April 
eine Bekanntmachung, daß Truppen nur dorthin entſandt 
würden, wo Behörden oder Arbeiter zum Schutze der per— 
ſönlichen Freiheit gegen den Terror einer Minderheit um 
Hilfe riefen und wo es gelte, die Werke vor dauerndem Ruin 
zu ſchützen. Die Truppen würden abrücken, ſobald die 
Gründe, die ihre Einrückung veranlaßt hätten, nicht mehr 
vorlägen. 


Bald nach Wiederaufnahme der Arbeit wurde ein 
neuer Zankapfel in das Revier getragen. Im letzten 
Drittel des Monats April waren auch im oberſchleſiſchen 
Bergbau Unruhen ausgebrochen, die u. a. auch die Abſetzung 
von Direktoren und anderen Betriebsbeamten zum Gegen— 
ſtand hatten. Auch dieſe Streiks wurden mit größter Er— 
bitterung geführt, die Notſtandsarbeiten verweigert. 

Der Oberſchleſiſche Berghüttenverein telegraphierte an 
die zuſtändigen Miniſterien der Reichs- und Staatsregierung: 

„Die geſtern verſammelten oberſchleſiſchen induſtriellen Verwal— 
tungen haben einſtimmig beſchloſſen, die Staatsregierung nochmals 
auf die ſchwerwiegenden Gefahren nachdrücklichſt hinzuweiſen, die 
die willkürliche Abſetzung zahlreicher Generaldirektoren, Direktoren 
und anderer Beamter in leitenden ſtaatlichen und privaten Stel— 
lungen zur Folge haben. Bei den jetzigen völlig zerrütteten wirt⸗ 
ſchaftlichen und betrieblichen Verhältniſſen der Werke müſſen die 
Abſetzungen in kurzer Zeit zur Stillegung der Betriebe führen. Die 
Verwaltungen haben begründeten Anlaß zu der Annahme, daß die 
Abſetzungen planmäßig von ſpartakiſtiſcher Seite nach ru ſſiſchem 
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Mujter organiſiert find. Die in der Angelegenheit von dem 
Staatskommiſſar für Oberſchleſien ergriffenen Maßnahmen ſind 
keinesfalls geeignet, zur Beruhigung der mißleiteten Arbeiter und 
Angeſtellten beizutragen. Sowohl die von ihm eingeſetzten, jeder 
geſetzlichen Grundlage entbehrenden Schiedsgerichte, als auch die in 
einem Falle durch den Staatskommiſſar verlangte Beſtellung eines 
neuen Direktors an Stelle des von der Belegſchaft abgeſetzten müſſen 
bei den Arbeitern und Angeſtellten den Eindruck erwecken, daß ihr 
Vorgehen von der Staatsregierung gebilligt wird und zu Ab⸗ 
ſetzungen auf immer neuen Werken führen. Ein Erfolg der Arbeiter 
und Angeſtellten würde bewirken, daß künftig kein leitender Beamter 
mehr vor einer derartigen Abſetzung ſicher wäre, was den Ruin jeder 
induſtriellen Tätigkeit bedeuten würde. Die Geſamtheit der ober— 
ſchleſiſchen Induſtrie-Verwaltungen erſucht daher die Staatsregie— 
rung nochmals dringend, mit allen zur Verfügung ſtehenden Mitteln 
Abhilfe zu ſchaffen und insbeſondere die nachgeordneten Behörden 
nachdrücklichſt anzuweiſen, daß fie den Abſetzungen energiſch entgegen⸗ 
treten, insbeſondere auch durch Aufklärung der Arbeiter und An⸗ 
geſtellten über das Unzuläſſige und Verhängnisvolle ihres Vor- 
gehens. Auch find die Verwaltungen in Anbetracht der großen Trag⸗ 
weite der Angelegenheit der Anſicht, daß es erforderlich iſt, falls die 
beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen hierzu nicht ausreichen ſollten, 
baldigſt einen Geſetzentwurf einzubringen, durch den die Abſetzung 
— 2 durch Angeſtellte und Arbeiter unter Strafe geſtellt 
wird.“ 


Auf Erſuchen der Reichs- und Staatsregierung fuhr ich 
nach Kattowitz, um dem dort amtierenden Reichs— 
und Staatskommiſſar Otto Hörſing von meinen Er— 
fahrungen und Beobachtungen im Ruhrrevier Kenntnis zu 
geben und ein einheitliches Vorgehen in der Angelegenheit 
der willkürlichen Abſetzung von Werksdirektoren zu ver— 
einbaren. 

In der Beſprechung, an der außer Hörſing der um 
Oberſchleſien hochverdiente General Höfer und der Chef 
des Stabes des VI. Armeekorps teilnahmen, wurde volle 
Einmütigkeit erzielt. Auch für ſeinen Verwaltungsbezirk er— 
ließ Hörſing im Einverſtändnis mit dem Kommandieren— 
den General des VI. Armeekorps die Verordnung, die alle 
männlichen Einwohner vom vollendeten 17. bis 25. Lebens- 
jahre verpflichtete, bei Aufforderung der kommunalen Be— 
hörden alle zur Aufrechterhaltung gemeinnütziger Betriebe 
nötigen Arbeiten zu leiſten. Auch hier hatte die Verordnung 
den Erfolg, daß der Streik unwirkſam wurde und nach kurzer 
Zeit zuſammenbrach. 
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Die Rufer im Streit um Abſetzung der Werksdirektoren 
waren in den meiſten Fällen Arbeiter und Angeſtellte, die 
mit den gewerkſchaftlichen Organiſationen entweder gar keine 
oder doch nur eine ſehr junge und loſe Verbindung beſaßen. 
Es war nicht allzu ſchwer, den älteren Gewerkſchaftlern klar 
zu machen, daß man ſich auf eine ſchiefe Ebene begäbe, 
wenn man die Maßregelung von Werksbeamten fordere, 
denn damit würde der gemeinſame Rechts- 
boden verlaſſen, auf dem es Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern möglich ſei, wirtſchaftliche Kämpfe ohne per— 
ſönliche Schärfe und ohne beſondere perſönliche Schädigung 
zu führen. Die Arbeiter könnten nicht fordern, bei Lohn— 
bewegungen keine Maßregelung eintreten zu laſſen, wenn 
ſie ſelbſt auf Maßregelungen drängten. Wo Werksbeamte 
aus Gründen, die in ihrer Perſon lagen, es nicht verſtanden, 
ſich durch erträgliche Umgangsformen mit Arbeitern und 
Angeſtellten zu ſtellen, mußte ſelbſtverſtändlich die Möglich⸗ 
keit gegeben bleiben, auf die Werksleitungen im Sinne einer 
Korrektur derartiger Beamter einzuwirken. Ich habe aber 
gar keinen Zweifel darüber aufkommen laſſen, daß ich in 
der durch Majoritätsbeſchlüſſe von Belegſchaftsverſamm— 
lungen erfolgten Abſetzungen der Werksbeamten dasſelbe 
Paſchatum erblickte, das in früherer Zeit die Arbeiter und 
Angeſtellten ihrer Exiſtenz beraubte, die beſonders für die 
Intereſſen ihrer Berufsangehörigen eingetreten waren und 
daß die Reichs- und Staatsregierung derartige Willkürakte 
nicht dulden würden. Bekanntmachungen, in denen dieſe 
Gedankengänge vertreten wurden, und perſönliche Einwir— 
kungen auf die Arbeiterausſchüſſe und Organijationsver- 
treter hatten den Erfolg, daß im allgemeinen von der Forde— 
rung auf Abſetzung von Werksbeamten Abſtand genommen 
wurde. Nur in einigen Fällen bedurfte es einer energiſcheren 
Nachhilfe. 

Sehr intereſſant geſtalteten ſich die Verhandlungen um 
die Wiedereinſetzung des von der Belegſchaft der Zeche 
„Gneiſenau“ bei Derne ſeines Amtes entſetzten Berg⸗ 
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aſſeſſors Dr. Fidler. Der Arbeiterausſchuß der Zeche, der 
aus ruhigen und beſonnenen Kameraden beſtand, fühlte ſich 
nicht imſtande, meinen Standpunkt mit Ausſicht auf Erfolg 
der Belegſchaftsverſammlung bekannt zu geben. Derne liegt 
nicht weit von Dortmund entfernt, und darum erklärte ich 
mich bereit, ſelbſt in die Belegſchaftsverſammlung zu gehen 
und den Kameraden meinen Standpunkt zu begründen. Die 
Verſammlung war von annähernd 2000 Perſonen beſucht. 
Nach meinem Vortrag ſetzte eine lebhafte Diskuſſion ein, in 
der die leidenſchaftlichſten Klagen über das frühere Betragen 
des Bergaſſeſſors vorgetragen wurden. Man konnte manche 
der vorgebrachten Klagen für übertrieben halten und doch 
gewann man den Eindruck, daß die Maſſe der Bergarbeiter 
ein feines Empfinden für die Art hat, wie man ſie behandelt. 
Bei kameradſchaftlichen, wenn auch nicht allzu feinen Um— 
gangsformen iſt der Kumpel verhältnismäßig leicht zu leiten; 
man kann leider nicht ſagen, daß in der Vorkriegszeit und 
in der Kriegszeit dieſe kameradſchaftlichen Umgangsformen 
in Übung geweſen wären. 

Die Verſammlung endete mit meiner Erklärung, daß 
Fickler unter meinem Schutz ſeine Funktionen wieder 
aufnehmen würde. Wenn auch einige undiſziplinierte junge 
Burſchen dieſe Entſcheidung bei der Abfahrt meines Wagens 
mit einigen Steingeſchoſſen quittierten, die Mehlich und 
mir um den Kopf flogen, ſo iſt die Wiederaufnahme der 
Funktionen des Bergaſſeſſors Fidler dank der beſonnenen 
Haltung der Belegſchaft ohne weiteren Zwiſchenfall erfolgt. 

* 

Noch einmal flackerte der Streik auf den linksrheiniſchen 
Zechen auf. Die belgiſche Beſatzung erklärte den Arbeitern 
aber ſofort, daß, wenn nicht innerhalb 24 Stunden die Arbeit 
in vollem Umfange wieder aufgenommen ſei, den Streiken— 
den die Lebensmittel entzogen und die Führer nach Belgien 
deportiert werden würden. Unter dem Druck dieſer Bekannt— 
machung der belgiſchen Militärbehörden wurde der Streik 
nach kurzer Dauer abgebrochen. 
4° 
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Die gegen Ende Mai von dem ſogenannten „Zentral⸗ 
Zechenrat“ (einer Fortſetzung der früheren Neunerkommiſ⸗ 
ſion) unternommenen Verſuche, unter der Parole: „Für die 
Sozialiſierung des Bergbaues!“ eine neue Bewegung ein- 
zuleiten, blieben erfolglos. In Hunderttauſenden von Flug⸗ 
blättern wurden die Bergarbeiter aufgefordert, „die ver— 
räteriſchen Bergarbeiterverbande und ihre Bonzen zum 
Teufel zu jagen, den Organiſationen keine Beiträge mehr 
zu zahlen und den Schachtorganiſationen beizutreten, die das 
„Räte⸗Syſtem“ einleiten und durchführen würden. Dieſe 
Phraſen verfingen jetzt um fo weniger, als es den Berg- 
arbeiterverbänden gelungen war, durch Verhandlungen mit 
dem Zechenverband eine Reihe weiterer Zugeſtändniſſe und 
ihre Anerkennung als allgemeine Intereſſenvertretung der 
Bergarbeiter durchzuſetzen. Die Kohlenproduktion kam dann 
allmählich auch wieder auf den normalen Stand. In der 
erſten Maiwoche erreichte die Förderung ungefähr 200 000 
Tonnen pro Tag. 

Die Nachwirkungen des Streiks machten ſich natürlich 
noch erheblich bemerkbar, da die Betriebseinrichtungen mehr 
noch wie nach dem Februarſtreik umfangreichen Repara— 
turen unterzogen werden mußten. Da bei der Wieder— 
belieferung zunächſt die Eiſenbahnen, ſowie die Gas-, Waſſer⸗ 
und Elektrizitätswerke verſorgt werden mußten, blieb der 
Verſand von Kohle für Induſtriezwecke noch für längere Zeit 
geſperrt. Die Folge war die Einſchränkung und Stillegung 
einer größeren Anzahl von Betrieben. Nicht nur die Be- 
triebe der weiterverarbeitenden Induſtrie, ſondern auch die 
Werkſtätten der Urproduktion hatten unter dem Ausfall 
ſchwer zu leiden. Die Stillegung mehrerer Walzwerke 
wirkte ſich dahin aus, daß Tauſende von Arbeitern wochen— 
lang feiern mußten und in dieſer Zeit der hohen Lebens— 
mittelpreiſe nur auf die geringe Arbeitsloſenunterſtützung 
angewieſen waren. 

Hatten die Bergarbeiterorganiſationen auf ihre wirtſchaft— 
lichen Forderungen mancherlei erreicht: eine Erhöhung des 
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Lohnes, das grundſätzliche Zugeſtändnis auf Ferien im 
Bergbau und eine Verbeſſerung der Knappſchaftsverſiche— 
rung, ſo wurde es meine Aufgabe, in der Fortführung 
des Arbeiterrechts die von der Regierung grund— 
ſätzlich anerkannte Mitwirkung der Betriebsräte ſicherzu— 
ſtellen. Die Durchführung der Beſtimmungen über die Er— 
richtung von Betriebsräten begegnete auf vielen Zechen 
ernſthaften Schwierigkeiten. Von den Arbeitnehmern wurde 
behauptet, daß die Werksleitungen bemüht ſeien, die Cin- 
richtung der Betriebsräte wirkungslos zu machen, während 
die Arbeitgeber Klage darüber führten, daß mehrere Be— 
triebsräte in Verkennung ihres Amtes ſich Befugniſſe an— 
maßten, die ihnen nach den geſetzlichen Beſtimmungen nicht 
zuſtänden. Die Stellungnahme zu dieſer Frage durch die 
Arbeitnehmerorganiſationen auf der einen und den Berg— 
baulichen Verein auf der anderen Seite bot keine Ausſicht, 
durch freiwillige Vereinbarungen die Angelegenheit zum 
Abſchluß zu bringen. Es mußte befürchtet werden, den 
Bergbau neuem Streit und neuen Erſchütterungen aus— 
zuſetzen. Ich hielt mich darum für verpflichtet und nach 
den mir erteilten Vollmachten auch für berechtigt, zu der 
vorläufigen Dienſtanweiſung für die Betriebsräte folgende 
Ausführungsbeſtimmungen zu erlaſſen: 


1 

Der Betriebsrat tritt zuſammen, wenn wenigſtens zwei Betriebs— 
ratsmitglieder oder die Betriebsleiter dies ſchriftlich oder mündlich 
beantragen. Die Berufung erfolgt durch den von der Werksverwal— 
tung hierzu beſtimmten Vertreter innerhalb dreier Tage nach Ein— 
reichung des Antrages. Über die Verhandlungen und Beſchlüſſe iſt 
eine Niederſchrift in mindeſtens doppelter Ausfertigung aufzu— 
nehmen, wovon eine dem Betriebsrat auszuhändigen iſt. 


2 

Dem Betriebsrat muß die Möglichkeit gegeben werden, ſich durch 
die Kontrolle der Betriebsabteilungen und durch Einſichtnahme in 
alle einſchlägigen Schriftſtücke (Förder- und Verſandliſten, Lohn— 
bücher, Abrechnungen uſw.), über den Gang des Betriebes, die 
Arbeiter- und Angeſtelltenverhältniſſe und den Betriebsertrag aus⸗ 
reichend zu unterrichten. Hiervon ausgeſchloſſen find techniſch-wirt⸗ 
ſchaftliche Betriebsvorgänge, die etwa patentamtlich geſchützte Be⸗ 
triebsgeheimniſſe betreffen. Anderungen der Betriebsweiſe, z. B. 
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Veränderung der Seilfahrtsordnung, Einlegung von Überſtunden 
uſw., dürſen von der Betriebsleitung nur im Einverſtändnis mit dem 
Betriebsrat vorgenommen werden. 


os 

Im Intereſſe einer gründlichen Kontrolle empfiehlt es ſich, daß 
der Betriebsrat mit dem für die zu befahrende Betriebsabteilung 
bergpolizeilich verantwortlichen Beamten zuſammenfährt, damit 
dieſer nötigenfalls ſofortige Aufklärung über etwa ermittelte Miß⸗ 
ſtände gibt und ihre ſchnellſte Abſtellung bewerkſtelligt. Der Betriebs⸗ 
rat kann jedoch auch ohne Begleitung eines Beamten fahren; jeden- 
falls darf kein Zwang dahin ausgeübt werden, daß die Befahrung 
nur in Begleitung eines von der Werksverwaltung zugewieſenen 
Beamten vorzunehmen iſt. 1 

Der dem Betriebsrat angehörende techniſche Beamte muß für die 
Dauer ſeiner Amtsperiode von der bergpolizeilichen Verantwortung 
für ſeine Betriebsabteilung entbunden werden. 


4. 

Der Betriebsrat muß, wenn es die Beteiligten verlangen, mit der 
Betriebsleitung zuſammenwirken bei der Erledigung von Differenzen 
über die Gedinge-, Schichtlohn- und Gehaltsfeſtſtellung, werksſeitige 
Kündigung von Arbeitern und Beamten, ſowie bei der Feſtſtellung 
von Strafen, ſoweit fie in jedem einzelnen Falle mindeſtens zwei 
Mark betragen. Bei der Unterſuchung der Urſachen von ſchweren 
Unfällen iſt das für die betreffende Betriebsabteilung zuſtändige 
Betriebsratsmitglied ſtets hinzuzuziehen. 

Als Richtlinien zur Erledigung von Streitfällen der aufgeführten 
Art dienen die Vereinbarungen zwiſchen den Gewerkſchaften und der 
Organiſation der Werksbeſitzer. 


5. 

Die dem Betriebsrat infolge ſeiner Amtstätigkeit entſtandenen 
Lohn⸗ oder Gehaltsverluſte leinſchließlich Teuerungszulagen, Regel- 
mäßigkeits⸗ und Förderprämien) ſind mindeſtens im Betrage des 
Durchſchnittseinkommens (Lohn oder Gehalt) der in Frage kommen⸗ 
den Belegſchaftsklaſſe aus der Werkskaſſe zu erſetzen. Die geldliche 
Entſchädigung für notwendige Sitzungen, die der Betriebsrat außer⸗ 
halb ſeiner üblichen Arbeitszeit abhält, muß durch eine verſtändige 
Vereinbarung zwiſchen Betriebsrat und Betriebsleitung geregelt 
werden. Für die Teilnahme an Unfallunterſuchungen iſt auf alle 
Fälle dem Betriebsratsmitglied eine ſeinem Lohn oder Gehalt ent⸗ 
ſprechende Entſchädigung aus Mitteln des Werks zu zahlen. 


6. 

Die Ausführung der von dem Betriebsrat gemeinſam mit der 
Betriebsleitung gefaßten Beſchlüſſe obliegt nur der verant⸗ 
wortlichen Betriebsleitung. Der Betriebsrat kann ſelb⸗ 
ſtändig keine Anordnungen für den Betrieb treffen, muß aber die 
Ausführung der Beſchlüſſe gewiſſenhaft kontrollieren. Auf allen 
Seiten muß für einen ungeſtörten Betrieb zum Zwecke eines mög⸗ 
lichſt hohen Standes der Produktion geſorgt werden. Dazu gehört 
auch, daß die Belegſchaft von den im Intereſſe eines rationellen 
Betriebes von den durch Betriebsrat und Betriebsleitung gemeinſam 
zu beſchließenden Maßnahmen rechtzeitig unterrichtet wird. 
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72 
Der dem Betriebsrat überwieſene Arbeitsraum (Zimmer) muß 
ollen billigen Anforderungen, die an einen Verwaltungsraum zu 
ftellen find, entſprechen. 


8. 

Meinungsverſchiedenheiten über die Auslegung der vorſtehenden 
Beſtimmungen entſcheidet eine vom Reichskommiſſar des VII. Korps⸗ 
bezirks berufene paritätiſch zuſammengeſetzte Kommiſſion unter dem 
Vorſitz eines ebenfalls vom Reichskommiſſar beſtellten Unparteiiſchen. 


9. 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden mit Strafen 
best oe Jahr Gefängnis oder mit Geldftrafe bis zu 1500 Mark 
eſtraft. 


Dortmund, 26. Mai 1919. 


Die in der Ziffer 8 der Ausführungsbeſtimmungen er— 
wähnte Kommiſſion führte in der Folge die Bezeichnung 
„Schiedsausſchuß für Betriebsräte-Angelegenheiten“. Sie 
tagte in einer Beſetzung von 7 Perſonen und zwar von je 
3 Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Als Vor— 
ſitzender fungierte Oberbürgermeiſter Dr. Luther, der 
befugt war, ſeinen geſetzlichen Vertreter mit ſeiner Stellver— 
tretung zu betrauen. 

Mit dem Erlaß der Beſtimmungen waren die Arbeitgeber 
zunächſt ſehr unzufrieden. Sie fühlten ſich dadurch über— 
gangen, daß an der Vorbereitung kein Vertreter der Arbeit— 
geber beteiligt geweſen ſei. Dieſer Einwand konnte ſehr 
leicht durch den Hinweis entkräftet werden, daß auch die 
Arbeitnehmerorganiſationen an dem Erlaß der Beſtimmun⸗ 
gen nicht beteiligt waren. Aber auch gegen den Inhalt der 
Verordnung glaubten die Arbeitgebervertreter lebhafte Be— 
denken geltend machen zu müſſen. Nach ihrer Meinung 
gingen die den Betriebsräten eingeräumten Funktionen zu 
weit, mindeſtens ſei eine Erſchwerung des Betriebes zu be— 
ſorgen, wenn die Betriebsräte auf eine ſtrikte Einhaltung 
der Beſtimmungen drängen würden. Ich habe ſelbſtver— 
ſtändlich dieſen Einwendungen nicht nachgeben können, wenn 
ich der immer lauter werdenden Agitation der ſogenannten 
Schachtorganiſationen, die die Einrichtung der Betriebsräte 
als „weiße Salbe“ bezeichneten, mit Ausſicht auf Erfolg be— 
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gegnen wollte. Darum wurde man in Berlin zunächſt 
beim Preußiſchen Handelsminiſterium vorſtellig, und in den 
Miniſterien wurden nun lange Erörterungen darüber ge— 
pflogen, ob ich auf Grund meiner Vollmachten zum Erlaß 
der Verordnung befugt geweſen ſei. Der Miniſter für Handel 
und Gewerbe verneinte dieſe Frage und ſeltſamerweiſe ſchloß 
ſich auch der damalige Miniſterialdirektor Meiſter im 
Miniſterium des Innern dieſer Auffaſſung an. Immerhin 
traf das Miniſterium des Innern die Feſtſtellung, daß die 
mir vom Reich erteilte Vollmacht weiter gefaßt ſei, als der 
Auftrag der Staatsregierung, und da es ſich bei der Ver— 
ordnung um eine der Reichsgeſetzgebung unterliegende Ma⸗ 
terie handle, ſei es angezeigt, die Stellungnahme der be— 
teiligten Reichsbehörden zu erkunden. Die Reichsbehörden 
haben bei mir keine Vorſtellungen erhoben, und die Voraus— 
ſetzungen für die Rechtsgültigkeit der Verordnung wurde 
nach einigen Wochen dadurch geſchaffen, daß der Komman— 
dierende General ſie noch einmal ausdrücklich auf Grund 
der Beſtimmungen über den Belagerungszuſtand erließ. 
Die Erörterung über dieſes Thema ſowie die Beſchwerden 
der ordentlichen Verwaltungsbehörden veranlaßten mich, 
zum wiederholten Male der Reichs- und Staatsregierung 
die Aufhebung meiner Amtsſtelle vorzuſchlagen. Die Preu— 
ßiſche Staatsregierung hatte in der mir erteilten Vollmacht 
nähere Inſtruktionen in Ausſicht geſtellt. Dieſe Inſtruktionen 
habe ich nie erhalten. — Als ich gegen Mitte Juni bei der 
Preußiſchen Regierung in Weimar deswegen Vorſtel— 
lungen erhob, wurde die preußiſche Vollmacht zwar der 
weitergehenden des Reiches angeglichen, aber nähere An— 
weiſungen erhielt ich noch immer nicht. Das Amt des Reichs— 
und Staatskommiſſars hatte keine geſetzliche Grundlage. Ich 
hatte die Rechte, die ich mir nahm. Das geſchah natürlich 
nicht ungeſtraft. Jede Maßnahme war ſchließlich ein Ein— 
griff in die Funktionen einer anderen Behörde, die ſich dieſen 
Eingriff zur Not gefallen ließ, wenn es im Bezirk drunter 
und drüber ging, die ſich aber ſehr empfindlich zeigte, wenn 
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in Wochen der wirklichen oder vermeintlichen Ruhe ich meine 
ſogenannten „Kompetenzen“ überſchritt. Ich habe aus dieſem 
Kompetenzſtreit, der bis zum letzten Tage meiner Amts— 
führung anhielt und der ganz automatiſch aus meinem Amt 
erwachſen mußte, wenn ich ihm kein totes Scheindaſein geben 
wollte, die Folgerung gezogen, den ordentlichen Verwal— 
tungsbehörden keine Kommiſſare überzuordnen, ſondern die 
Auswahl der leitenden Verwaltungsbeamten ſo zu treffen, 
daß ſie in ihrem Bezirk ſich auch außerordentlichen Anforde— 
rungen gegenüber gewachſen zeigen. 

Zweifel an der rechtlichen Grundlage meines Amtes 
hatten auch die ordentlichen Gerichte. Am 1. Oktober 1919 
erklärte die Strafkammer des Dortmunder Landgerichts die 
von mir am 9. April erlaſſene Verordnung über die Ver— 
richtung von Notſtandsarbeiten für ungültig. Nach den 
mündlich verkündeten Urteilsgründen wurde die Ungültigkeit 
deswegen angenommen, weil zu dem Erlaß einer derartigen, 
auf das Geſetz vom 4. Juni 1851 — Belagerungszuſtands— 
geſetz — geſtützten Verordnung nur der Militärbefehlshaber 
zuſtändig ſei. Die Bemerkung in der Verordnung, daß ſie 
im Einvernehmen mit dem Kommandierenden General 
ergangen ſei, genüge nicht. Aus dieſen und anderen formellen 
Geſichtspunkten heraus ſprach die Strafkammer die Berg— 
arbeiter, die trotz Aufforderung die Leiſtung von Notſtands— 
arbeiten verweigert hatten, frei. 

Daß die Bergarbeiter ſtraffrei ausgingen, habe ich nicht 
bedauert. Schon im Juli war in meinem Auftrage Ernſt 
Mehlich in Berlin bei den Zentralbehörden zu dem Zwecke 
vorſtellig geworden, die durch amtsrichterlichen Strafbefehl 
verhängten, zum Teil recht hohen Strafen, herabzuſetzen. 
An einer Beſtrafung der Bergarbeiter hatte ich kein Intereſſe. 
Der Zweck der Verordnung, die Zechen vor dem Erſaufen, 
Hochöfen vor dem Zuſammenbruch und den Verkehr auf den 
öffentlichen Bahnen vor der Stillegung zu bewahren, war 
erreicht, ſoweit die große Streikbewegung des Aprils in 
Frage kam. Aber die Urteilsbegründung erſchien mir doch 
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ſehr bedenklich. Im Geſetz vom 4. Juni 1851 war zwar nicht 
ausdrücklich hervorgehoben, daß die Befugnis zum Erlaß 
von Verordnungen vom Militärbefehlshaber delegiert 
werden konnte, es enthielt aber auch keine gegenteiligen 
Beſtimmungen. Nun war damals der Reichswehrminiſter 
Noske auch militäriſcher Oberbefehlshaber, von ihm war ich 
mit weit reichenden Vollmachten verſehen worden, ſo daß 
ich mich in der Zwangslage, in der ich mich am 9. April bei 
der Schilderung der Werksvertreter über die Verweigerung 
der Notſtandsarbeiten durch die Streikenden befand, zum 
Erlaß der umſtrittenen Verordnung für befugt halten mußte. 
Von ihrer Ungültigkeitserklärung befürchtete ich ungünſtige 
Wirkungen für den Fall, daß ſich die gefahrvolle Situation 
des Aprils wiederholen würde. Trotzdem habe ich von 
meiner Amtsſtelle aus die Reviſion nicht betrieben, obgleich 
die Strafkammer des Dortmunder Landgerichts in ihrer 
Sitzung vom 8. Oktober erneut ihren ablehnenden Stand— 
punkt feſtgelegt hatte. Denn für die Reviſion hätten die 
Unterlagen dafür beſchafft werden müſſen, wie die Reichs— 
und Preußiſche Landesregierung das Amt des Reichs- und 
Staatskommiſſars eingerichtet und wie ſie ihre entſprechenden 
Anordnungen öffentlich bekannt gemacht hatten. Ich fürchtete, 
die Rechnungen der Regierungen ſtanden in dieſem Punkte 
übel! Jedenfalls habe ich, als mich ihre Telegramme mit 
den Ernennungen erreichten, nicht danach gefragt, ob meine 
Berufung auch in der Form erfolgt ſei, daß ſie ſpäter 
rechtsgültig von den Behörden anerkannt würde. Ich war 
nicht Pedant genug, um in dem Augenblick, in dem Gefahr 
im Verzuge war, Geſchriebenes zu fordern. Nun trug ich 
die Folgen: die ordentlichen Gerichte erklärten meine Ver— 
ordnungen für ungültig! — 


N Einige Tage ſpäter war der beanſtandete Mangel be— 
ſeitigt. Der Militär⸗Befehlshaber erließ die Verordnung 
mit ſeiner Unterſchrift. 
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Meine Stellung erwies fic) aber nicht nur in den Kom— 
petenzkonflikten mit den ordentlichen Behörden als die des 
„Puffers“, der Stöße von allen Seiten aufzufangen hatte, — 
auch beim Austrag der Intereſſengegenſätze der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer war ich oft der Prellbock. Hatten ſich die 
Arbeitgebervertreter über die Dienſtanweiſung für die Be— 
triebsräte beſchwert, ſo führten einige Arbeiterzeitungen leb— 
hafte Klage über eine Bekanntmachung, die ich an die Adreſſe 
der Betriebsräte und Arbeiterausſchüſſe der induſtriellen 
Werke des Bezirks gerichtet hatte und die ſich mit dem 
ſogenannten Organiſationszwang befaßte. Schon im Früh— 
jahr des Jahres 1919, insbeſondere bei Beginn des General— 
ſtreiks, hatten die ſogenannten „revolutionären Vereini— 
gungen“ auf den Zechenplätzen Anſchläge angebracht, die zum 
Eintritt in die „Freie Vereinigung der Bergarbeiter“ 
aufforderten und die Widerſtrebenden mit Entlaſſung be— 
drohten. Später hatten ſich Betriebsräte und Arbeiter— 
ausſchußmitglieder in ähnlicher Weiſe betätigt. Sie hatten 
eine Kontrolle der Verbandszugehörigkeit unter der Beleg— 
ſchaft angekündigt und dabei in Ausſicht geſtellt, daß 
Unorganiſierte von der Arbeit oder von den Vorteilen der 
gewerkſchaftlichen Lohnabkommen ausgeſchloſſen würden. 
Ich habe in der Bekanntmachung dieſe Betätigung von 
Betriebsräten oder Arbeiterausſchüſſen als eine Über— 
ſchreitung ihrer Befugniſſe auch für den Fall bezeichnet, daß 
eine Belegſchaftsverſammlung dem Betriebsrat oder dem Ar— 
beiterausſchuß einen entſprechenden Auftrag erteilt habe. Die 
Drohung, Nichtgewerkſchaftler nicht mehr zur Arbeit zu— 
zulaſſen, ſtand im Gegenſatz zur geſetzlich gewährleiſteten 
Koalitionsfreiheit. Obgleich ich in der Bekanntmachung 
ausdrücklich erwähnte, daß es auch mein Wunſch ſei, den 
letzten Bergmann zu organiſieren, wurde in mehreren 
Zeitungen behauptet, daß ich mich gegen die Kontrolle der 
Organiſationszugehörigkeit überhaupt erklärt hätte. Auch 
die vier Bergarbeiterorganiſationen ſtanden unter dem Ein— 
druck dieſer Zeitungsmeldungen, als ſie am 6. Auguſt 1919 
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erklärten, daß fie eine Kontrolle der Organifationsgugehorig- 
keit für notwendig hielten und daran feſthalten wollten. Der 
Abgeordnete Nikolaus Oſterroth unterbreitete mir in der 
Angelegenheit folgendes Schreiben: 


Weimar, den 7. Auguſt 1919. 


Ihre Erklärung hat in den Reihen der Gewerkſchaftsmitglieder 
aller Richtungen böſes Blut gemacht, weil man darin einen Freibrief 
für die Unorganiſierten erblickt, was ſie wohl nicht ſein ſoll. Mit 
Recht ſagen die organiſierten Bergleute: 5 

„Nur unſeren gewerkſchaftlichen Bemühungen verdanken wir den 
heutigen Stand der Löhne und die Verbeſſerung unſerer Arbeits- 
verhältniſſe. Die Unorganiſierten ſtecken die von uns erzielten 
Vorteile ein, ohne irgendwelche Gegenleiſtung an unſere Organi- 
ſationen. Durch ihr Fernbleiben aus der Organiſation ſchädigen 
die Unorganiſierten unſere Lohn- und Arbeitsbedingungen. Wir 
erblicken in den Unorganiſierten daher Schädlinge, mit welchen wir 
künftig nicht zuſammenarbeiten. Das Mittel, die Unorganiſierten 
feſtzuſtellen, iſt die auf der Zeche vorzunehmende Bücherkontrolle, 
an dem wir unter allen Umſtänden feſthalten müſſen, wenn wir 
unſere Lohn- und Arbeitsverhältniſſe nicht untergraben wollen.“ 

Herr Reichskommiſſar, dieſer Gedankengang der organiſierten 
Bergleute iſt ſachlich richtig und begreiflich; ſeine Durchführung iſt 
rechtlich unbedenklich. Er iſt ein Teil der gewerkſchaftlichen Taktik, 
die ſchon vor der Revolution in rechtlicher übung war. Dieſer 
Gedankengang iſt ſogar in zahlreichen Tarifabſchlüſſen von den 
Unternehmern gebilligt. Er muß im Bergbau ebenfalls ſeine prak⸗ 
tiſche Verwirklichung finden. 

Ich glaube nicht, daß Sie in Ihrer Erklärung dieſem gewerk— 
ſchaftlichen Selbſterhaltungsprinzip den Kampf anſagen wollen. Da 
aber die Unorganiſierten und manche Unternehmer in Ihrer Er⸗ 
klärung eine ſolche Kampfanſage erblicken und die entſprechende 
Folgerung daraus ziehen, bitte ich Sie im Auftrage meiner Verband3- 
kameraden um gefl. Beantwortung folgender Fragen: 


1. Erkennen Sie als Vertreter der Reichsgewalt das Recht der 
gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter eines Betriebes an, 
durch ihre im Betriebe beſchäftigten Beauftragten feſtzuſtellen, 
ob und in welchem Umfange die Belegſchaftsangehörigen 
Mitglieder einer gewerkſchaftlichen Organiſation bzw. ſolcher 
Organiſationen ſind, die auf dem Boden der gewerkſchaftlichen 
Arbeitsgemeinſchaft ſtehen? 


2. Verneinen Sie das Recht des Organiſierten, mit dem Un⸗ 
organiſierten nicht weiter zuſammenzuarbeiten, oder ihn durch 
das Mittel der Kontrolle in friedlicher Weiſe zu veranlaſſen, 
einer gewerkſchaftlichen Organiſation beizutreten? 


3. Halten Sie es für unzuläſſig, wenn die gewerkſchaftlich 
organiſierte Mehrheit eines Betriebes Betriebsrats- oder 
Ausſchußmitglieder in deren Eigenſchaft als Gewerkſchafts⸗ 
funktionäre mit der Vornahme einer Kontrolle beauftragt? 
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Ich beurteile Ihre Erklärung vom 30. 7. wohl richtig, wenn ich 
annehme, daß Sie nur dagegen Front machen wollten, daß Betriebs— 
räte als ſolche die Vornahme ſolcher Bücherkontrollen, ſei es mit 
oder ohne Auftrag der Belegſchaftsmehrheit, als ihre Aufgabe 


anſehen. 
Mit Glück auf! 
Nikolaus Oſterroth, M. d. R.“ 


Ich habe dem Interpellanten folgendes geantwortet: 


Weimar, den 8. Auguſt 1919. 


Auf Ihre Zuſchrift vom 7. Auguſt erwidere ich folgendes: Ich 
bedaure es außerordentlich, wenn meine Erklärung in der Preſſe, die 
ſich gegen angekündigte Maßnahmen verſchiedener Betriebsräte zum 
Organiſationszwang richtete, in den Kreiſen der gewerkſchaftlich 
organiſierten Bergarbeiter als ein Freibrief für die Unorganiſierten 
oder gar als eine Kampfanſage gegen den gewerkſchaftlichen Selbſt— 
erhaltungstrieb ausgelegt wird. Bis heute glaubte ich annehmen 
zu dürfen, daß mich meine Tätigkeit in der Gewerkſchaftsbewegung 
vor einer ſolchen Auslegung geſchützt hätte. Zu allem Überfluß 
hatte ich in meiner Erklärung ja doch noch gewünſcht, daß auch der 
letzte Bergmann ſich organiſieren möge. Trotzdem unterſtellt man 
mir, meine Erklärung habe den Zweck oder doch wenigſtens die 
Wirkung, den Gewerkſchaften Schwierigkeiten zu bereiten. Gegen 
derartige Unterſtellungen, die ich ſelbſtverſtändlich auf anderen Ge— 
bieten faſt täglich erfahre, bin ich machtlos, denn ich kann unmöglich 
jeden Anwurf in der Preſſe mit „Erklärungen“ zu einer Erklärung 
beantworten. Darum begrüße ich es, daß Sie mir durch Ihre 
22 Gelegenheit geben, mich zu den angeblich ſtrittigen Fragen 
zu äußern. 


Mit der Charakteriſierung der Unorganiſierten, die nach Ihrer 
Schilderung dieſe Leute von den organiſierten Bergarbeitern erfahren, 
bin ich durchaus einverſtanden. Aber das Problem, ob man die nicht 
organiſierten Arbeiter in die zwiſchen den Gewerkſchaften und den 
Arbeitgeberverbänden abgeſchloſſenen Lohnvereinbarungen ein— 
beziehen oder von ihnen ausſchließen ſoll, iſt doch nicht ſo einfach zu 
löſen, wie die Belegſchaftsverſammlung einer Zeche meinte, als ſie 
beſchloß, daß nur derjenige an den materiellen Erfolgen der Gewerk⸗ 
ſchaften teilnehmen ſolle, der ſelbſt gewerkſchaftlich organiſiert ſei. 
Die reſtloſe Durchführung dieſes Grundſatzes würde in manchen 
Betrieben nichts anderes im Gefolge haben, als ein Abbröckeln der 
Löhne und damit auch einen Lohndruck auf andere Betriebe und 
Berufe. Was wir früher „Schmutzkonkurrenz der Arbeiter“ nannten, 
die beſonders in der Zeit der wirtſchaftlichen Depreſſion in hoher 
Blüte ſtand, würde dann wieder aufleben, und daran haben die 
Arbeiter kein Intereſſe. Die augenblicklichen beſonderen Verhält- 
niſſe im Bergbau laſſen den gewerkſchaftlich organiſierten Berg⸗ 
arbeitern dieſe Erwägungen vielleicht als müßige Haarſpaltereien 
erſcheinen. Bei meinen Entſchließungen aber habe ich die Fol⸗ 
gerungen auch für andere Berufe und Situationen zu 
überlegen, was, wie mir ſcheint, in den Kreiſen der Kameraden nicht 
immer zutreffend gewürdigt wird. 
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Auch die Ankündigung einer Belegſchaftsverſammlung oder eines 
Betriebsrates, mit dieſer oder jener Gruppe nicht mehr zuſammen⸗ 
arbeiten zu wollen, iſt nicht unbedenklich für die Arbeiter ſelbſt. 
Derartige Beſchlüſſe ſind doch auch ſchon von Mitgliedern der Schacht⸗ 
organiſationen gefaßt worden und richten ihre Spitze „gegen die von 
der Gewerkſchaftsbureaukratie verſeuchten“ alten Verbände. Und 
was dem einen recht, iſt dem anderen billig! Käme es dagegen zu 
Vereinbarungen zwiſchen den Vertretern der Arbeitnehmer und der 
Arbeitgeber, nach denen ſich die Arbeiter verpflichteten, nur bei den 
tariftreuen organiſierten Arbeitgebern in Arbeit zu treten und nach 
denen die Arbeitgeber nur ſolche Arbeiter einſtellen und beſchäftigen, 
die einer die Erfüllung der tariflichen Abmachungen gewährleiſtenden 
Organiſation angehören, dann würde ich dieſe dem wirtſchaftlichen 
Frieden dienende Regelung auf das lebhafteſte begrüßen. 

Meine Erklärung iſt veranlaßt worden durch die Art, in der 
einzelne Betriebsräte den Organiſationszwang durchführen wollten. 
Ich belege dieſe Behauptung wohl am beſten, wenn ich den Wortlaut 
einer Bekanntmachung anführe, die der Betriebsrat einer Zeche der 
öſtlichen Reviere des Ruhrgebiets erlaſſen hat. Sie lautet: 

„Bis zum 1. Auguſt müſſen ſämtliche Arbeiter und Beamte einer 
Organiſation angehören. Am 31. Juli hat jeder ſein Buch, mit 
ſeiner Markennummer verſehen, an der Markenkontrolle abzugeben. 
Wer ſich bis dahin noch nicht organiſiert hat, darf nicht arbeiten oder 
ſeinen Dienſt verſehen. 

Der Betriebsrat.“ 


Ich halte es nicht ſür angezeigt, mich in dieſem Schreiben mit den 
Aufgaben der Betriebsräte und der Arbeiterausſchüſſe auseinander⸗ 
zuſetzen. Darin, glaube ich, ſtimmen wir überein, daß die in der 
vorſtehend wiedergegebenen Bekanntmachung angedeutete Tätigkeit 
nicht zu den Aufgaben der Betriebsräte gehört. 

Ihre Einzelfragen beantworte ich dahin: 

1. Es iſt das unantaſtbare Recht der gewerkſchaftlich organiſierten 
Arbeiter, durch Beauftragte feſtſtellen zu laſſen, wieviele und 
welche Arbeiter ihrer Organiſation angehören. 

2. Wenn die Kontrolle der Mitgliedsbücher ein Mittel iſt, Un⸗ 
organiſierte den Verbänden der Arbeitsgemeinſchaft zuzu⸗ 
führen, ſo iſt ſeine Anwendung nur zu empfehlen. Im 
übrigen verweiſe ich auf meine vorſtehenden Ausführungen. 

3. Was die Betriebsrats- oder Ausſchußmitglieder außeramtlich 
als gewerkſchaftliche Funktionäre tun, iſt ihre Sache und ent⸗ 
zieht ſich der behördlichen Einwirkung. 

Mit dieſen Darlegungen hoffe ich alle begründeten Zweifel 

ausgeräumt zu haben, die bezüglich der Motive und des Zwecks 
meiner Erklärung geäußert worden ſind. 


Mit Glückauf! 
Carl Severing.“ 


Dieſe Hoffnung erwies ſich freilich inſofern als trügeriſch, 
als ein Teil der Preſſe immer noch von den gewerkſchafts— 
feindlichen Maßnahmen des Reichskommiſſars zu berichten 
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wußte. Aber in den Kreiſen der gewerkſchaftlich organifierten 
Bergarbeiter wuchs das Vertrauen zu meiner Dienſtſtelle, 
in der nacheinander die Vertreter der Bergarbeiter: Wiß— 
mann, Schröder und Linde und der Steiger Berg— 
bohm mit der Erledigung der kleineren Streitfälle im 
Bergbau betraut waren. Lokale Differenzen, die durch Maß— 
regelung von Arbeitern oder Angeſtellten, Verzug in der 
Lohnzahlung, ungenügende Lebensmittelbelieferung uſw. 
entſtanden, erfuhren in den meiſten Fällen durch die Ver— 
mittlertätigkeit insbeſondere dieſer Herren eine ſchnelle Bei— 
legung. Eine im Beginn des September von mir einberufene 
Konferenz der Betriebsräte aller Schachtanlagen nahm denn 
auch einen ruhigen und würdigen Verlauf. Wohl gab es 
noch mancherlei Ausſtellungen, wohl forderte man auch von 
mir eine weitere Verkürzung der Arbeitszeit im Bergbau 
und die Einleitung ſeiner Sozialiſierung, aber aus allen 
Reden klang doch die Genugtuung darüber, daß durch die 
Errichtung des Reichs- und Staatskommiſſariats eine Stelle 
geſchaffen war, die bei richtiger und zweckmäßiger In— 
anſpruchnahme durch die Beteiligten dem Bergbau wieder zu 
einer geregelten Produktion verhelfen konnte. 

Die Beruhigung des Reviers machte in der Tat weitere 
Fortſchritte. Das wurde auch von den Vertretern der Werks— 
leitungen unumwunden anerkannt. Im Juni berichtete die 
Leitung der Auguſt-Thyſſen⸗Werke z. B.: 

Der Monat Juni war der erſte Monat 
ſeit der Revolution, der wie der Mai ohne 
Streik verlief. 

Und ſo blieb es auch — abgeſehen von kleineren Streiks auf 
einzelnen Zechenanlagen — bis über das Jahresende 1919 
hinaus. Eine gegen Ende des Jahres von ſyndikaliſtiſcher 
Seite angefachte Bewegung, die von den in und um Ober— 
hauſen gelegenen Zechen ausging, hatte keinen Erfolg. 
Dieſesmal verſuchten die Einpeitſcher der Bewegung eine 
andere Kampfesart. Ein allgemeiner Streik — das 
wußten ſie — war gänzlich ausſichtslos, wenn ihn die in— 
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zwiſchen wieder gefeſtigten Gewerkſchaften nicht führten. 
Teilſtreiks aber hatten nach den bisherigen Erfahrungen 
jo gut wie keine Wirkung auf die Entſchließungen der zu— 
ſtändigen Stellen. Darum verſuchte man es mit den Mitteln 
der paſſiven Reſiſtenz, d. h. mit der Verweigerung 
der Arbeit an der Arbeitsſtelle, um zur Anerkennung der 
aufgeſtellten Forderungen zu gelangen. Die Forderungen 
richteten ſich zunächſt gegen die Anerkennung des Tarifs, 
der zwiſchen den vier anerkannten Organiſationen und dem 
Zechenverband abgeſchloſſen war, ſie verlangten ferner die 
Aufhebung des Belagerungszuſtandes und der Schutzhaft, 
endlich die Einführung der Sechsſtundenſchicht und die Ge— 
währung von Beſchaffungsbeihilfen. Die Zechenleitungen 
machten mir von dieſen Vorgängen in ihren Belegſchaften 
Mitteilung mit dem Erſuchen, die Stellungnahme der Re— 
gierung dieſer neuen Situation gegenüber bekannt zu geben. 
Ich habe den Werksverwaltungen geraten, den Betriebsrat 
und die einflußreichſten Arbeitervertreter jeder Zeche, auf 
der die paſſive Reſiſtenz geübt wurde, zuſammenzuberufen 
und mitzuteilen, daß die Werksleitung und die Regierung im 
Intereſſe der Aufrechterhaltung des Wirtſchaftslebens auf 
Erfüllung der Pflichten des Arbeitsver— 
trages beſtehen müſſe. Falls die Belegſchaft ſich 
weigere, dieſe Pflichten zu erfüllen, ſei die Werksleitung ge— 
zwungen, den Betrieb zu ſchließen und die Belegſchaft nicht 
früher wieder zur Arbeit zuzulaſſen, bis ſie ſich zur ord— 
nungsmäßigen Wiederaufnahme der Arbeit bereit erkläre. 
Dieſen Anregungen entſprechend haben die Werksleitungen 
ihre Belegſchaften verſtändigt, mit dem Erfolg, daß nun— 
mehr die Produktion ihren ungeſtörten Fortgang nahm und 
der Terror der Syndikaliſten gegen die Gewerkſchaftler, der 
auf einzelnen Zechen in hoher Blüte ſtand, gebrochen wurde. 
Einer Ausführung der angedrohten Betriebsſchließung be— 
durfte es nicht. — 

So ſah der Ausgang des Jahres 1919 den Ruhrbergbau 
in voller Arbeit, ein Reſultat, das neben der behördlichen 
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Einwirkung der — trotz allem! — beiſpielloſen Diſziplin und 
dem Opfermut der Bergarbeiterſchaft zu danken war. Nach 
den Zerſtörungen und dem Blutvergießen vom Jahres— 
anfang ein tröſtender Gedanke! 


Der Hunger iſt der Feind! 

Der größte Feind einer geregelten Produktion und der 
größte Störenfried im Revier war der Hunger! Schon in 
den erſten Beſprechungen, die ich zu Beginn meiner Tätigkeit 
mit den Vertretungen der Bergarbeiterorganiſationen, der 
Stadtverwaltungen oder den Vertrauensmännern der ein— 
zelnen Belegſchaften abhielt, wurde mir klar, daß eine beſſere 
Ernährung der Bevölkerung des Induſtriegebietes auch die 
beſte Art der Befriedung ſein würde. Noch mehr waren 
freilich die verantwortlichen Leiter der großen Werke und 
Städte von der Richtigkeit dieſer Auffaſſung durchdrungen. 
In einer Mitte April in Duisburg abgehaltenen Konferenz 
wurde ich darum nicht nur von Arbeitervertretern, ſondern 
auch von Mitgliedern der Leitungen größerer Werke, ſowie 
von ſtädtiſchen und ſtaatlichen Beamten dringend erſucht, 
dem Bezirke bei der Einfuhr von Lebensmitteln behilflich 
zu ſein, um Städte und Werksleitungen in den Stand zu 
ſetzen, der Bevölkerung und beſonders den Schwerſtarbeitern 
der Werke Zulagen zu den geſetzlich beſtimmten Nahrungs— 
mittel⸗Rationen gewähren zu können. Ich habe dieſem Er— 
ſuchen ſelbſtverſtändlich entſprochen und wo ſich irgendwie 
eine Gelegenheit bot, die Einfuhr von Lebensmitteln aller 
Art, insbeſondere von Speck, Schmalz, Butter und Margarine 
begünſtigt. Schon Ende April waren in Bu er Plünderungen 
von Lebensmittelläden vorgekommen, deren Ausdehnung 
nur durch Entſendung ſtarker militäriſcher Kräfte verhindert 
werden konnte. Im Juni nahmen die Plünderungen ihren 
Fortgang. Sie begannen im Weſten in Städten wie Ober— 
hauſen, Eſſen, Gelſenkirchen, Bochum, Dort— 
mund und Hamm, griffen aber auch auf Städte 


5 65 


über, in denen bisher nicht die geringſte Störung der öffent⸗ 
lichen Ruhe und Ordnung vorgekommen waren, ſo z. B. auf 
Bielefeld und das ſonſt fo friedliche Bad Oeyn- 
hauſen. ö 

Beſonders ſchwere Ausſchreitungen ereigneten ſich in 
Bielefeld. Am letzten Sonnabend des Juni drangen 
Männer und Frauen auf dem Wochenmarkte in die Ber- 
kaufsſtände verſchiedener Händler und verkauften Obſt, 
Frühgemüſe und Fiſche gegen den Willen der Eigentümer 
zu willkürlich herabgeſetzten Preiſen. Nachmittags wurden 
dieſe Zwangsverkäufe in mehreren Gemüſe- und Kolonial- 
warengeſchäften fortgeſetzt. Da ſich die Polizei zu ſchwach 
fühlte, um mit Ausſicht auf Erfolg den Plünderungen und 
Zwangsverkäufen entgegenzutreten, wurde von den Plün⸗ 
dernden allen Ernſtes in Ausſicht genommen, am iiber- 
nächſten Tage in den großen Warenhäuſern das Treiben 
fortzuſetzen. Der Vorſtand des ſozialdemokratiſchen Vereins 
und der Ausſchuß des Gewerkſchaftskartells für Bielefeld 
mahnten in einem Aufrufe in der „Volkswacht“ von der 
Fortſetzung der Zwangsverkäufe Abſtand zu nehmen, weil 
die Wirkung eines derartigen Vorgehens ſchließlich nur 
preistreibend wirken könne und die Leidtragenden einer 
weiteren Preiserhöhung der Lebensmittel und der unent— 
behrlichen Gebrauschgegenſtände ſchließlich wieder die Ar— 
beiter ſein würden. Ich hatte mich am Sonntag vergewiſſert, 
daß die Polizei und die Sicherheitswehr gegen eine Aus— 
dehnung der Zwangsverkäufe und Plünderungen einſchreiten 
würden und eine zum Zwecke der Vorbereitung der weiteren 
Verkäufe einberufene Verſammlung mit der Tagesordnung: 
„Die Erfaſſung der Lebensmittel“ auf dem Kaiſer-Wilhelm⸗ 
Platz verboten. Das Verbot wurde jedoch am Verſammlungs⸗ 
tage, dem Montag, nicht beachtet, und als die Sicherheits⸗ 
wehr ſich anſchickte, den Verſammlungsplatz zu räumen und 
die Redner feſtzunehmen, die zur Gewalttätigkeit auf- 
forderten, kam es zu wüſten Ausſchreitungen. Als einer 
aus der Menge zum Sturm auf den Feuerwehrturm aufrief, 
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um ein dort aufgeftelltes Maſchinengewehr herunter zu holen, 
erfolgte die Verhaftung des Rufers. Bei dem Verſuche der 
Menge, die Freilaſſung zu erzwingen und ſich der Waffen 
der Sicherheitswehr zu bemächtigen, fiel eine Handgranate, 
die einen der Verſammlungsteilnehmer tötete und mehrere 
andere verwundete. Darauf wurde die Auslieferung des 
Beamten von der Menge gefordert, der nach ihrer Auffaſſung 
für die polizeilichen Maßnahmen in erſter Linie verant— 
wortlich ſein ſollte. Dieſer Aufforderung wurde ſelbſt— 
verſtändlich nicht entſprochen, und nun drang die Menge 
auf die Polizeibeamten und auf die Mannſchaften der 
Sicherheitswehr ein, die in der Abwehr der Exzedenten völlig 
verſagten und ihre Waffen auslieferten. Fabriken wurden 
ſtillgelegt, Zigarrenläden geplündert und die Druckereien 
der Zeitungsbetriebe von bewaffneten Abteilungen durch— 
ſucht. Selbſtverſtändlich wurde auch nach mir geſucht, da 
inzwiſchen bekannt geworden war, daß ich perſönlich die 
Polizeiverwaltung auf die Notwendigkeit der Abwehr auf— 
merkſam gemacht und zu dieſer Abwehr die erforderlichen 
Anordnungen getroffen hatte. Vor dem Polizei-Verwal⸗ 
tungsgebäude ſtaute ſich ſchon eine tauſendköpfige Menge, 
die ſich anſchickte, ſich mit mir vermutlich nicht ausſchließlich 
in Rede und Gegenrede, ſondern in handgreiflicher Form 
auseinander zu ſetzen. Eine Verbindung mit dem General- 
kommando war nicht zu erreichen. Darum entſchloß ich mich, 
ſelbſt nach Münſter zu fahren, um mit dem Kommandierenden 
General die zur Wiederherſtellung der Ordnung notwendigen 
Maßnahmen zu beſprechen. Das gelang nur zum Teil und 
nur unter Überwindung größerer Schwierigkeiten, da die 
Bahnhöfe Bielefeld, Brackwede und Brake bereits „beſetzt“ 
waren. 

Von Osnabrück aus verſtändigte ich das Generalkommando. 
Als ich abends nach Bielefeld zurückkehrte, hörte man, wie 
ſich die ſiegreichen Exzedenten mit den Waffen der Sicher— 
heitswehr Kurzweil bereiteten. Es wurde viel geſchoſſen, 
aber erfreulicherweiſe niemand verletzt. Man wollte zwiſchen 
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Bielefeld und Brackwede die Regierungstruppen empfangen, 
die jedoch ſo klug waren, erſt am nächſten Morgen bei 
Tageslicht in Bielefeld einzurücken. Die Nacht verbrachte 
ich in der Wohnung des Oberbürgermeiſters Dr. Stapenhorſt, 
den ich abends noch von den Anordnungen des General: 
kommandos unterrichtet hatte. Im Morgengrauen des 
nächſten Tages meldeten ſich die Spitzen der aus dem Senne— 
lager anrückenden Truppen. 

Nun bekam auch Bielefeld ſeinen Belagerungszuſtand 
mit der damit untrennbar verbundenen Einengung der 
politiſchen Freiheit. Aber die Aufführung der bewaffneten 
Trupps am Nachmittag des letzten Junitages hatte genügt, 
den gewiß nicht begrüßenswerten Belagerungszuſtand als 
das kleinere Übel erſcheinen zu laſſen. 

In ein paar Tagen war die Ordnung wieder hergeſtellt. 
Leider kam es noch zu weiterem Blutvergießen: Bei den An— 
ſammlungen, die trotz der Beſtimmungen des Belagerungs— 
zuſtandes hier und dort erfolgten, wurden noch zwei Perſonen 
getötet und mehrere andere verletzt. 

Ich hatte mich bereit erklärt, über Sinn und Zweck der 
behördlichen Maßnahmen in einer Vertrauensmänner— 
Verſammlung der Gewerkſchaften Mitteilung zu machen und 
war eben daran, die Gründe der Behörden für die ſcharfe 
Abwehrbewegung gegen die Plünderungen auseinander— 
zuſetzen, als ein Mann in die Sitzung geſtürzt kam mit den 
Rufen, daß ſoeben vier Perſonen vor dem Rathauſe von der 
„Truppe erſchoſſen ſeien. Dieſe Mitteilung rief begreiflicher- 
weiſe eine ungeheure Erregung hervor. Ich brach meinen 
Vortrag ab, um mit dem Militärbefehlshaber den gefchil- 
derten Vorfall vor dem Rathauſe ſofort zur Klärung zu 
bringen. Der Weg zum Rathauſe gehört zu den ſchmerz— 
lichſten Erinnerungen meines Lebens: ſowohl im Hauſe des 
Metallarbeiter-Verbandes als auch in unmittelbarer Nähe 
des Rathauſes wurde ich von einigen Wüterichen tätlich 
angegriffen und beſchimpft, und ich kann nicht ſagen, was aus 
mir geworden wäre, wenn nicht ein paar herkuliſch gebaute 
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Freunde mich aus dem Knäuel der Menge herausgefiihrt 
hätten. Die Verhetzung hatte einen ſchlimmen Grad erreicht. 
Auch die Mitteilung von der Erſchießung vor dem Rathauſe 
erwies ſich als unwahr, auch ſie war auf die Verhetzung der 
Maſſe angelegt. 

Die Ruheſtörer wurden bald entwaffnet und im Be— 
lagerungszuſtand traten weſentliche Erleichterungen ein, 
nachdem die Leitung der ſozialdemokratiſchen Partei und der 
Gewerkſchaftsausſchuß von ſich aus alles Erdenkliche zur 
Aufklärung der Gewerkſchaften und zur Iſolierung der 
Ruheſtörer getan hatten. Das Verſagen der Sicherheitswehr 
führte zu ihrer Auflöſung. 

Als einige Tage ſpäter in Dortmund Lebensmittel- 
Unruhen ausbrachen, die ebenfalls von Plünderungen be— 
gleitet waren, griff die Dortmunder Sicherheitswehr nach 
der Auffaſſung vieler Arbeitervertreter zu ſcharf durch, ſo daß 
von den Vertretern mehrerer Großbetriebe ihre Auflöſung 
gefordert wurde. Dieſes Verlangen war in der Erregung 
geſtellt und konnte ſchon aus dieſem Grunde nicht erfüllt 
werden, denn die Sicherheitsmannſchaften hatten in den 
kritiſchen Tagen unter Einſetzung von Leben und Geſundheit 
alles zur Aufrechterhaltung der Ordnung getan. Das 
Mitgefühl der Arbeiter wandte ſich in jenen Tagen meiſtens 
denen zu, die nach ihrer Auffaſſung von Entbehrungen aller 
Art am härteſten betroffen waren und die zur Plünderung 
der Lebensmittelgeſchäfte nur durch die höchſte Verzweiflung 
getrieben wurden. Dieſe Auffaſſung war irrig. In den 
Lebensmittelplünderungen lag Syſtem. Sie gingen zumeiſt 
von jungen Leuten aus, die heute kamen und morgen ver— 
ſchwanden, ſo daß ruhige, mit den örtlichen Verhältniſſen 
der Städte Hamm, Dortmund, Bochum uſw. vertraute 
Leute mir gegenüber wiederholt der Meinung Ausdruck 
gaben, daß man es hier mit Lockſpitzeln zu tun habe. 
Gelegentlich habe ich die Arbeitervertreter, die den Plün— 
derern allerlei Milderungsgründe zuſprechen wollten, daran 
erinnert, daß zu Beginn der Revolution die Arbeiter- und 
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Soldatenräte in ihre Vorſchriften zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit mit an erſter Stelle den Leitſatz auf⸗ 
genommen hatten: Plünderer werden mit dem Tode be- 
ſtraft! Wenn beim Vorgehen der ordentlichen Behörden 
gegen die Plünderer auch von der Anwendung dieſes Grund- 
ſatzes keine Rede ſein könne, ſo ſei es andererſeits nicht an⸗ 
gängig, den Plünderern einen Freibrief für ihre Räubereien 
zu erteilen. 

In Hamm trugen die Ausſchreitungen übrigens anti- 
ſemitiſchen Charakter, und für Dortmund war es bezeichnend, 
daß in erſter Linie Zigarrenläden erſtürmt und geplündert 
worden waren. Jedenfalls konnte von einer Auflöſung der 
Sicherheitswehr in Dortmund aus dem angeblich über— 
ſcharfen Einſchreiten keine Rede ſein. Es beſtand keine Ge— 
währ dafür, daß ſich die Ausſchreitungen nicht wiederholten. 
Angeſichts dieſes Umſtandes war es nicht angängig, früher 
ein Mittel zur Aufrechterhaltung der Sicherheit abzubauen 
oder aufzulöſen, bevor nicht ein anderes geſchaffen war. Ich 
habe den Vertretern der Dortmunder Großbetriebe jedoch 
erklärt, daß auch ich grundſätzlich auf dem Standpunkt ſtände, 
die in den Revolutionsmonaten zur Unterſtützung der Polizei 
geſchaffenen Behelfsmittel abzubauen und den Schutz der 
Bevölkerung ausſchließlich den Polizeiorganen zu über— 
tragen, die zu einer größeren Leiſtungsfähigkeit und Be- 
weglichkeit ausgebaut werden müßten. Und ich habe auch 
noch einmal die Zuſage wiederholt, eine beſchleunigte Cin- 
fuhr von Lebensmitteln aus dem Auslande zu begünſtigen 
und den Stadtverwaltungen und induſtriellen Werken Ein— 
fuhrerleichterungen bei den zuſtändigen Stellen zu erwirken. 

Wie in Bielefeld und Dortmund habe ich auch in anderen 
Städten in engſter Fühlungnahme mit den Gewerkſchaften 
die Arbeiterſchaft darüber aufzuklären verſucht, daß nur 
durch eine ungeſtörte Produktion eine Verbeſſerung der Zu— 
fuhr und dadurch eine Verbilligung der Lebensmittel mög⸗ 
lich ſei. Den Polizei- und Kommunalverwaltungen wurde 
zur Pflicht gemacht, eine Preiskontrolle der Tages⸗ und 
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Wochenmärkte, der Verkaufsſtellen und Läden durchzuführen. 
Es ſollte ferner gegen die ſogenannten Lebensmittelſchieber, 
die unter Umgehung der geſetzlichen Beſtimmungen nur zum 
Zwecke der perſönlichen Bereicherung einen lebhaften Lebens— 
mittelhandel betrieben, mit ſtrengſten Maßnahmen vor— 
gegangen werden. 

Wirkſamer jedoch als die Kontrolltätigkeit der Polizei- 
organe erſchien mir die Zufuhr von Lebensmitteln aus dem 
Auslande. Ich habe dann auch, meinen Zuſagen entſprechend, 
die einwandfreien ſoliden Lebensmittelgroſſiſten des Indu— 
ſtriegebiets nach beſten Kräften bei der Einfuhr unterſtützt. 
Die Folge waren zunächſt wieder „Kompetenzkonflikte“. Hob 
ich die von einem Zollamt verfügte Beſchlagnahme einer 
Sendung auf, dann bekam ich prompt auf die entſprechenden 
Beſchwerden der beteiligten Zollſtelle den Beſcheid, „daß 
eine Freigabe beſchlagnahmter Waren 
allein dem Reichswirtſchaftsminiſterium 
zuſtände und daß eine Delegation dieſer 
Befugniſſe nicht erfolgt ſei“. Den Beſchwerden 
wurde hinzugefügt, daß man beſtimmt erwarte, daß künftig 
Freigaben von mir nicht mehr erfolgen würden. Ich wäre 
in der Wahrnehmung meiner Aufgaben ein entſetzlicher 
Stümper geweſen oder hätte zu einem ausgemachten Bureau— 
kraten werden müſſen, wenn ich dieſen Erwartungen ent— 
ſprochen hätte. Zu wiederholten Malen hatte ich auch den 
Reichsſtellen erklärt, daß ich es perſönlich durchaus begrüßen 
würde, wenn man mir geſtatte, das Reichs- und Staats- 
kommiſſariat aufzugeben. Solange ich aber noch dieſes Amt 
im Rahmen der mir erteilten Vollmachten führe, würde ich 
immer wieder die Maßnahmen treffen, die ich zur Aufrecht— 
erhaltung der Ruhe und Ordnung und zur Hebung der Pro— 
duktion für nötig erachte. Dazu würde auch die Erleichterung 
der Einfuhr von Lebensmitteln ſolange gehören, bis die 
Miniſterien in der Lage ſeien, die von ihnen gegebenen Zu— 
ſagen auf Belieferung des Ruhrreviers mit Lebensmitteln 
reſtlos zu erfüllen. 
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Die mündlichen Verhandlungen in Berlin ergaben leider 
allzu oft nur Verſprechungen. Das wurde in beſonders dra⸗ 
ſtiſcher Weiſe durch Vorſtellungen beleuchtet, die der Konſum⸗ 
verein Wohlfahrt in Bochum Mitte Februar 1920, alſo zu 
einer Zeit, als die Lebensmittelbelieferung ſchon beſſer war, 
bei mir erhob. Seit Mitte Dezember 1919 ſtockte die Brot⸗ 
verſorgung. Der Landkreis Bochum erhielt in den letzten 
4 Wochen von den ihm zuſtehenden 12 000 Doppelzentnern 
nur 4800 Doppelzentner Mehl, der Konſumverein Wohlfahrt 
mit der größten Bäckerei im Bezirk ſtatt 3400 nur 1300 
Doppelzentner. Die Bergarbeiter mußten oft ohne Brot in 
die Grube fahren. Täglich ſtürmten Frauen die Läden und 
ſchlugen ſich um Brot. Die Bergarbeiter, mit denen damals 
Verhandlungen zur Leiſtung von Ueberſchichten geführt 
wurden, glaubten der Ankündigung auf Erhöhung der Brot- 
ration nicht, weil die Kommunalverbände nicht einmal in der 
Lage waren, die geltende Mindeſtration zu liefern. Vor— 
ſtellungen bei der preußiſchen Landesſtelle, bei der Reichs- 
getreideſtelle und bei der Mehlverteilungsſtelle in Dortmund 
hatten bis dahin zu keinem Erfolg geführt. 

Ebenſo erfolglos waren in jenen Monaten auch die 
Reklamationen anderer Stadtverwaltungen, und es wäre 
deswegen ein Verbrechen an der Bevölkerung und der 
Produktion geweſen, wenn ich nicht jede Möglichkeit benutzt 
hätte, um die Nahrungsmittelbelieferung des Bezirks zu 
beſſern. Wenn die Stadtverwaltungen und Werksleitungen 
mit der Lieferung der den Bergarbeitern zugeſagten Lebens— 
mittelrationen in Verzug blieben, verſuchten dieſe durch zum 
Teil weit ausgedehnte „Hamſterfahrten“ nach Kartoffeln, 
Mehl und Speck den Verluſt wettzumachen. Der Betriebs— 
rat der Zeche „Shamrock“ in Eickel machte damals über die 
Wirkung dieſer Hamſterfahrten auf die Förderung in einer 
Eingabe an die Behörden intereſſante Mitteilungen. Auf der 
Schachtanlage 3/4 der genannten Zeche waren eine Woche 
lang täglich 113 Kohlenhauer beurlaubt, was bei 25 Arbeits- 
tagen im Monat 2825 fehlende Kohlenhauerſchichten ergibt. 
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Der Ausfall an Kohlen bezifferte fic) demnach unter Zu— 
grundelegung einer Hauerleiſtung von 1% Tonnen pro 
Schicht auf rund 4250 Tonnen. Die Hamſter— 
fahrten waren aber keineswegs eine Spezialität der Zeche 
„Shamrock“. Mehr oder weniger waren die Bergarbeiter 
aller Zechen an ihnen beteiligt. Bei Berückſichtigung dieſer 
Tatſache durfte man deswegen einen Förderausfall durch 
Hamſterfahrten auf allen Zechenanlagen annehmen, der fic 
— 200 Zechen in Anſatz gebracht — unter Zugrundelegung 
der Ziffern der Zeche „Shamrock“ auf 847 500 Tonnen 
im Monaterrechnete. Dazu kam noch, daß die Berg— 
leute nach einer Hamſterfahrt am nächſten Tage infolge 
großer Ermüdung nicht die volle Arbeitsleiſtung bewältigen 
konnten und auch dadurch ein weiterer Ausfall in der Förde— 
rung entſtand. 

Es fehlte eben an allem, nicht nur an Speck und Mehl, 
ſondern auch an Kartoffeln. In ganzen Kreiſen konnten 
Kartoffeln mehrere Wochen lang überhaupt nicht ausgegeben 
werden. Kam eine Sendung, ſo reichte die angelieferte 
Menge auch oft nur zu einer Belieferung bis drei Pfund pro 
Kopf. Landräte und Stadtverwaltungen wurden faſt täglich 
vorſtellig, ihnen die Erlaubnis zum unmittelbaren Einkauf 
von Kartoffeln aus Holland zu erwirken. Obgleich ich die 
mir vorgetragenen Beſchwerden als durchaus berechtigt an— 
erkennen mußte, konnte ich mich doch nicht dazu entſchließen, 
eine Einfuhr von Kartoffeln aus dem Auslande zu empfehlen, 
ſolange man annehmen mußte, daß in Deutſchland ſelbſt 
noch ausreichende Mengen vorhanden waren. Nach einer 
Beſprechung mit dem Befehlshaber des Wehrkreiſes über die 
allgemeine gefahrvolle Ernährungslage im Induſtriegebiet 
entſchloſſen wir uns zu einer Beſchlagnahme eines Teiles des 
in den Kokereien des Wehrkreiſes anfallenden Ammoniaks. 
Die beſchlagnahmten Ammoniakmengen ſollten zur Be— 
ſchleunigung des innerhalb der Rationierung amtlich 
zugelaſſenen Kartoffelbezuges in auswärtigen Lieferkreiſen 
durch Vermittlung der Geſchäftsſtelle der Rheiniſch-Weſt⸗ 
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fäliſchen Städtevereinigung in Geſtalt beſonderer 
Prämien zur Verfügung geſtellt werden. Für je einen 
Zentner Speiſekartoffeln, die aus den auswärtigen Liefer⸗ 
kreiſen ausgeführt wurden, ſollte ein Pfund Ammoniak ge- 
währt werden. Sowohl der General v. Watter wie ich waren 
uns über die Tragweite dieſer Maßnahme durchaus im 
klaren. Aber wenn wir eine ſchnelle und ausreichende Be— 
lieferung des Induſtriebezirks und damit eine Aufrecht⸗ 
erhaltung der Stätten der deutſchen Urproduktion, des 
Lebensnervs der deutſchen Wirtſchaft, erreichen wollten, 
konnten nur noch derartig einſchneidende Maßnahmen helfen. 

Was wir beſorgt hatten, trat ein. Ich wurde nach Berlin 
berufen, wo man mir auseinanderſetzte, daß die Aufrecht— 
erhaltung der Beſchlagnahme und die Durchführung der von 
uns geplanten Maßnahmen den ganzen Plan des Wirtſchafts— 
miniſteriums über eine zentrale Verteilung der Düngemittel 
über den Haufen werfen würde. Ich habe unter Hinweis 
auf die Ernährungsſchwierigkeiten des Bezirks geantwortet, 
daß ich mich zu einer freiwilligen Zurücknahme der Beſchlag— 
nahmen nur dann verſtehen und auf den Militärbefehlshaber 
in dieſem Sinne einwirken könne, wenn durch andere Maß— 
nahmen der Reichsregierung der Zweck der Beſchlagnahme, 
eine beſſere Belieferung des Induſtriegebiets zu erzielen, er— 
reicht würde. Das Reichswirtſchaftsminiſterium machte ent⸗ 
ſprechende Zuſagen, die für eine kürzere Zeit auch inne— 
gehalten wurden. Später geriet die Belieferung der Kar— 
toffeln jedoch wieder ins Stocken. 

Von der Ausführung der Beſchlagnahme-Anordnung 
haben der Befehlshaber und ich abgeſehen. 

Noch einmal wurde ich vom Reichswirtſchaftsminiſterium 
nach Berlin zitiert, um einen „rechtswidrigen Eingriff“ in die 
Rechte der Wirtſchaftsſtellen zu verantworten. Beim Abſchluß 
des Überſchichtenabkommens, das an anderer Stelle aus— 
führlicher beſprochen werden ſoll, waren den Bergarbeitern 
Erhöhungen der Rationen auf 12 Kilo Brot und 2 Kilo Fett 
als Prämie zugeſichert. Der Bergbauliche Verein in Eſſen 
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benötigte zur Durchführung dieſer Vereinbarung wöchentlich 
250 Tonnen YAuslandsfett, die zunächſt durch die Alnari in 
Hamburg geliefert werden ſollten. Die geſchäftliche Regelung 
dieſer Angelegenheit im einzelnen wollte Hugo Stinnes 
übernehmen, das Kohlenſyndikat wollte die Deviſen ſtellen, 
wenn ich mich bereit erklärte, den Ertrag der erſten 
Überſchichtenförderung, etwa 50000 Tonnen 
Kohlen, zur Ausfuhr freizugeben. Ich war mit 
Stinnes einer Meinung, daß das Überſchichtenabkommen 
eine tote Vereinbarung bleiben würde, wenn es nicht ge— 
länge, auf dem ſchnellſten Wege ausreichende Lebensmittel 
zur Belieferung der Bergarbeiter zu erlangen. Darum habe 
ich auch keinen Augenblick gezögert, die gewünſchten Mengen 
Kohlen zur Ausfuhr bereitzuſtellen. Dafür wurde mir nun 
zwar wieder in Berlin der Kopf gewaſchen, und ſowohl der 
Reichswirtſchaftsminiſter Robert Schmidt als auch ſein 
Staatsſekretär Dr. Peters führten zunächſt lebhafte Klagen 
über meine „Eigenmächtigkeiten“, von denen ſie eine weitere 
Durchlöcherung ihrer Dispoſitionen zur Bewirtſchaftung der 
Kohlen befürchteten. Der Verlauf der Konferenz, an der 
auch andere an der Kohlenwirtſchaft intereſſierte Herren teil— 
nahmen, ließ jedoch erkennen, daß die Gründe, die mich zu 
meinem Vorgehen beſtimmt hatten, nicht ohne Eindruck ge— 
blieben waren und ſchließlich ſtillſchweigend akzeptiert wur— 
den. Die Lebensmittel rollten an, die Förderung ſtieg und 
das Reichswirtſchaftsminiſterium konnte über eine größere 
Menge Kohlen verfügen... 

Von den Schwierigkeiten, die ich in der Ausübung meines 
Amtes zu überwinden hatte, und von der gefahrvollen Er— 
nährungslage im induſtriellen Weſten ſchienen ſich manche 
Stellen in den Zentralbehörden überhaupt keine rechte Vor— 
ſtellung machen zu können. Dagegen wurde oft ein großer 
Aufwand an Zeit vertan, um die kleinſten und kleinlichſten 
Dinge zurechtzurücken. Da hatte ich z. B. im November 1919 
in der Bielefelder Stadtverordneten-Verſammlung in einer 
Betrachtung über die Ernährungslage im Weſten nach dem 
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Bericht der Zeitungen etwa gefagt: „Wenn wir die Regie- 
rung dahin bringen könnten, manchmal beide Augen zu— 
zudrücken, wenn die Gemeinden in der Beſchaffung von 
Lebensmitteln ſich ſelber helfen, ſo würden wir ſchon weiter 
kommen.“ Eine an der Einfuhr von Margarine intereſſierte 
Firma hatte nichts Eiligeres zu tun, als dieſe Außerung 
(vermutlich zur Unterſtützung ihres Standpunktes) dem 
Reichswirtſchaftsminiſterium mitzuteilen, das mich unter 
dem 29. Dezember um eine „gefl. Stellungnahme“ erſuchte. 
Zu einer derartigen Stellungnahme, d. h. alſo zu einer 
längeren ſchriftlichen Darlegung meiner Auffaſſung, ließen 
mir die Januar-Ereigniſſe keine Zeit, und auch ſpäter unter- 
blieb die Beantwortung des Schreibens, weil ich der An— 
gelegenheit eine zu geringe Bedeutung beilegte. Anders aber 
dachten einige Herren im Reichswirtſchaftsminiſterium, die 
ſcheinbar weder von einem Eiſenbahnerſtreik im Weſten, noch 
von der „direkten Aktion“ zur Erringung der Sechsſtunden— 
ſchicht, noch von der Überſchichten-Vereinbarung und den 
aus dieſen Bewegungen reſultierenden Aufgaben der 
Provinzſtellen vernommen hatten und darum am 19. und 
28. Januar, am 9. und 24. Februar und am 12. März die 
Angelegenheit in Erinnerung brachten!! Der 12. März war 
der Vortag des Kapp-Putſches, und die dem Putſch folgenden 
Ereigniſſe haben mich weiter daran gehindert, die ſo un— 
gemein intereſſante und nahrhafte Erörterung zum Abſchluß 
zu bringen. . .. 

Daß bei dem Lebensmittelmangel die Schieberei und der 
Schleichhandel zu hoher Blüte kamen, verſteht ſich von ſelbſt. 
Während die Schwerſtarbeiter in den Induſtriebetrieben um 
jedes Gramm Fett und Mehl ringen mußten, waren die 
Beſſerbemittelten immer noch in der Lage, auf dem Wege 
des Schleichhandels gegen Überpreiſe ſich beträchtliche Zu— 
bußen zu den Lebensmittelrationen zu verſchaffen. Die Poft- 
und Eiſenbahnbeamten des Induſtriegebiets, die im Dienſt 
mehr wie andere Perſonen Gelegenheit zu Beobachtungen 
und Erfahrungen auf dem Gebiete des Schleichhandels 
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hatten, waren empört darüber, daß fie ihre Dienſtleiſtungen 
ungewollt dem Schieber- und Wucherweſen zur Verfügung 
ſtellen mußten, wenn Schleichſendungen oder geſchobene 
Waren auf der Poſt oder der Eiſenbahn aufgegeben wurden. 
Von den Eiſenbahn- und Poſtbeamten wurde deswegen 
dringend gebeten, ihnen zu geſtatten, an der Bekämpfung 
des Schleichhandels mitzuwirken. Der Militärbefehlshaber 
und ich mußten nach allen Erfahrungen, die wir bisher bei 
der Anordnung ſelbſttätiger Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Ernährungsweſens gemacht hatten, zwar damit rechnen, 
daß auch jetzt die Zentralbehörden Bedenken geltend machen 
würden, wenn für den VII. Armeekorpsbezirk Ausnahme⸗ 
beſtimmungen getroffen werden ſollten. Andererſeits konnten 
wir die Empörung der Poſt⸗ und Eiſenbahnbeamten über 
die Auswüchſe des Schleichhandels nicht ignorieren. Wir 
mußten vielmehr beſorgen, daß die Beamten auf eigene Fauſt 
vorgehen und damit den Dienſtbetrieb in empfindlicher Weiſe 
ſtören würden, wenn wir nicht ſchnell und wirkſam dem 
empörenden Zuſtande entgegentraten, daß ſich die Schleich— 
händler der öffentlichen Einrichtungen der Poſt und Bahn 
bedienten, um der öffentlichen Bewirtſchaftung größere 
Mengen Lebensmittel zu entziehen. Die Beratungen mit den 
Beamtenvertretern der Poſt und Eiſenbahn führten ſchließ— 
lich zu folgender Bekanntmachung des Befehlshabers des 
Wehrkreiſes VI: 


Bekanntmachung! 


Auf Grund des § 9 des Geſetzes über den Belagerungszuſtand 
verordne ich hierdurch im Einverſtändnis mit dem Reichskommiſſar 
Severing für den Bereich des Belagerungszuſtandes im Wehr⸗ 
kreiſe VI: 


1.) Die Oberpoſtdirektionen ſind angewieſen, Pakete mit Waren, 
von denen angenommen werden muß, daß ſie in ſtrafbarer Weiſe 
der öffentlichen Bewirtſchaftung entzogen werden ſollen, anzuhalten. 
Die Pakete ſind nach ihrer Erkennung bei der Aufgabe oder der 
Beförderung im Bereich des Belagerungszuſtandes von einem von 
der Poſtbehörde beſonders beauftragten Beamten kenntlich zu machen. 

Liegt der Beſtimmungsort im Bereich des Belagerungszuſtandes, 
ſo ſind die Patete ihm, im anderen Falle der nächſten Umſchlagſtelle 
im Bereich des Belagerungszuſtandes zuzuführen. 
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Am Beſtimmungsort iſt dem Empfänger vom Eingang des 
Paketes Mitteilung zu machen und ihm gleichzeitig zu eröffnen, daß 
er verpflichtet iſt, den rechtmäßigen erlaubten Erwerb der Ware 
nachzuweiſen. Die Offnung des Paketes und die Prüfung ſeines 
Inhaltes geſchieht im Beiſein des Empfängers oder ſeines Ver⸗ 
treters. Iſt der Empfänger nicht imſtande oder nicht gewillt, den 
rechtmäßigen erlaubten Erwerb der Ware nachzuweiſen, ſo verfällt 
ſie der Beſchlagnahme und iſt der nächſten amtlichen Wirtſchaftsſtelle 
gegen Beſcheinigung zuzuführen. 

Auf den Umſchlagſtellen hat die Feſtſtellung wie bei aufſchrifts⸗ 
loſen oder unanbringlichen Paketen unter Hinzuziehung der Polizei 
zu erfolgen. Eine Vergütung für die beſchlagnahmten Waren wird 
nicht geleiſtet. Ein Einſpruch gegen die Beſchlagnahme ſteht dem 
Berechtigten im Wege des ordentlichen Rechtsverfahrens zu. 

Die Oberpoſtdirektionen berichten in monatlichen Nachweiſungen 
dem Wehrkreiskommando über Zahl, Art und Menge der getroffenen 
Beſchlagnahmen. 

2.) Die Eiſenbahnbedienſteten ſind verpflichtet, von Sendungen 
mit Waren, von denen angenommen werden muß, daß ſie in ſtraf⸗ 
barer Weiſe der öffentlichen Bewirtſchaftung entzogen werden ſollen, 
ſofort dem Vorſteher der Eilgut-, Güter- oder Gepäckabfertigung 
Kenntnis zu geben. Der Vorſteher veranlaßt das Anhalten der 
e und benachrichtigt die Polizei zum Zwecke der Beſchlag⸗ 
nahme. 

Werden Sendungen der vorbezeichneten Art in Zügen feſtgeſtellt, 
ſo hat der Zugführer die Ausladung oder das Ausſetzen des Wagens 
auf der nächſten geeigneten Station unter Mitteilung an den Vor— 
ſteher der Eilgut⸗, Güter- oder Gepäckabfertigung zu veranlaſſen. 

Auf die Behandlung der beſchlagnahmten Waren und die Bericht⸗ 
erftattung an das Wehrkreiskommando finden die Vorſchriften 
unter 1.) ſinngemäße Anwendung. 


8.) Die Polizeiverwaltungen find angewieſen, den Poft- und 
Eiſenbahnbehörden bei der Durchführung dieſer Verordnung mit 
allen Kräften behilflich zu ſein. 

4.) Die Verordnung tritt am 1. November 1919 in Kraft. 


Der von uns vorausgeſehene Einſpruch der Zentral— 
behörden blieb nicht aus. Immerhin blieb die Wirkung der 
Bekanntmachung auch dann noch in einem beträchtlichen Um— 
fange beſtehen, als ſie ſpäter wieder zurückgezogen wurde. 
Der Schleichhandel fühlte ſich nicht mehr ſicher genug, um 
Entdeckungen und Beſchlagnahmen zu riskieren. Erledigt 
war er freilich nicht. Erſchien ihm die Poſt und die Eiſen⸗ 
bahn nicht mehr ſicher genug, ſo bediente er ſich nun als 
Verkehrsmittel der Kraftwagen und der Kanäle. Es war 
nicht ſchwer, auch dieſe Wirkung vorauszuſehen, und keiner 
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der Beteiligten hatte ſich eingebildet, mit polizeilichen Maf- 
nahmen allein dem Schleichhandel den Garaus machen zu 
können. Bei den angeordneten Maßnahmen handelte es ſich 
aber auch nicht zuletzt darum, der Bevölkerung die Ent— 
ſchloſſenheit der behördlichen Organe zu zeigen, gegen die 
Nahrungsmittelräuber ebenſo entſchieden vorzugehen, wie 
gegen andere Störer der öffentlichen Ruhe und Sicherheit. 

Ahnliche Erwägungen waren maßgebend, als es ſich 
darum handelte, die ſogenannten Feſtſtellungskommiſſionen 
vor dem Terror landwirtſchaftlicher Intereſſenkreiſe zu 
ſchützen. Durch eine Verfügung des preußiſchen Staats— 
kommiſſars für Volksernährung vom 19. Mai 1919 war 
angeordnet worden, daß in den landwirtſchaftlichen Liefer— 
kreiſen Feſtſtellungskommiſſionen gebildet werden ſollten. 
Sie ſollten ſich zuſammenſetzen aus Erzeugern und Ver— 
brauchern des betreffenden Kreiſes und Verbrauchern der 
benachbarten Stadtgebiete, die in der Regel von dem zu 
kontrollierenden Erzeugerkreis beliefert wurden. Nach den 
Beſtimmungen des Staatskommiſſars ſollten die Rom- 
miſſionen feſtſtellen, ob die landwirtſchaftliche Bevölkerung 
ihrer Abgabepflicht in der vorgeſchriebenen Weiſe nachkam 
oder ihre Produkte zurückhielt, um ſie geſetzwidrig zu höheren 
Preiſen dem Schleichhandel zuzuführen. Es hätte ja doch 
keinen Schleichhandel gegeben, wenn ſich nicht Landwirte 
gefunden hätten, um ihn zu beliefern, — ſelbſtverſtändlich 
nicht aus Liebe zum Schleichhandel, ſondern in der Abſicht, 
ſich auf dieſe Weiſe höhere Preiſe zu ſichern, als ſie von 
den Sammelſtellen der Zwangswirtſchaft gezahlt werden 
konnten. 

Daß ſich die Landwirte gegen die Kontrollkommiſſionen 
erklärten und in ihrer Tätigkeit eine unmotivierte Bevor- 
mundung erblickten, und daß ſie ſich rein ſtimmungsmäßig 
gegen die, wie ſie ſagten, unbegründeten Hausſuchungen auf— 
lehnten, war verſtändlich, beſonders in jener Zeit. Der Land— 
wirt brauchte Kohlen, um das Getreide auszudreſchen, die 
ihm aber nicht geliefert werden konnten, weil die Kohlen— 
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förderung durch die Streikbewegungen zurückging. Er 
brauchte Düngemittel, brauchte Ammoniak für den Acker, 
auf dem jahrelang Raubbau getrieben war. Er wartete ver⸗ 
geblich! Die Kokereien waren durch die Streikbewegung 
wochenlang ſtillgelegt worden. 

Daß das alles auf die Pſyche des Landwirts nicht günſtig 
wirkte, verſtand auch der Fernſtehende. Aber die hungernde 
Bevölkerung ſchrie nach Brot, nach Gemüſe und Kartoffeln, 
und weil der Schleichhandel einen immer größeren Umfang 
annahm, war es Pflicht der Behörden, ſeinen Urſprung feſt— 
zuſtellen und zu unterbinden. Der Urſprung des Schleich— 
handels aber lag nun einmal beim Erzeuger. Außerdem 
waren die Feſtſtellungskommiſſionen eine ſtaatliche Einrich— 
tung und ihre durch Gewalt herbeigeführte Lahmlegung wäre 
gleichbedeutend geweſen mit einer weiteren Herabminderung 
der Staatsautorität. Als darum bekannt wurde, daß zunächſt 
in Weſterenger, ſpäter in mehreren Orten des Kreiſes Lüb— 
becke und endlich auch im Kreiſe Halle größere Trupps von 
bewaffneten oder mit gefährlichen Werkzeugen verſehenen 
Landwirten und landwirtſchaftlichen Arbeitern die Arbeiten 
der Feſtſtellungskommiſſionen durch Gewaltandrohungen und 
Gewalt unmöglich machten, da wurden auf meine Ver— 
anlaſſung vom Kommandierenden General Truppen zur 
Verfügung geſtellt, die auf Anforderung der Regierungs- 
präſidenten und Landräte die Feſtſtellungskommiſſionen bei 
ihren Kontrollgängen zu begleiten und gegen Beläſtigungen 
zu ſchützen verpflichtet waren. 

Gegen dieſe Maßnahmen richtete ſich, wie nicht anders 
zu erwarten war, der tiefſte Groll der landwirtſchaftlichen 
Kreiſe, die ſich, wie ſie in ihren Eingaben ſagten, durch die 
Entſendung der Truppen behandelt fühlten „wie die Spar— 
takiſten Düſſeldorfs und die Kommuniſten Münchens, die 
rückſichslos Leben und Eigentum ihrer Mitbürger ver— 
nichteten“. Eine Studienfahrt der Landwirte in die Indu— 
ſtriebezirke, ein Beſuch in den kinderreichen Familien der 
Berg⸗ und Hüttenarbeiter hätte die Beſucher leicht davon 
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überzeugen können, daß diejenigen landwirt— 
ſchaftlichen Produzenten, die ihre Erzeug— 
niſſe zu höheren Preiſen dem Schleich— 
handel zuführten, in der Tat den Spar— 
takiſten Düſſeldorfs und den Kommuniſten 
Münchens gleich zu achten waren, weil auch 
ſie rückſichtslos Leben und Geſundheit 
ihrer Mitbürger vernichteten. 

Im übrigen darf anerkannt werden, daß im großen und 
ganzen die genannten Kreiſe ihrer Lieferpflicht nachkamen 
und die vorgeſehenen Maßnahmen nicht ausgeführt werden 
brauchten. 


Bevölkerung und Truppe 


Nach der mir von der Reichsregierung erteilten Voll— 
macht war ich befugt, im Ein vernehmen mit dem 
Kommandierenden General alle Maßnahmen zu 
treffen, die ich zur Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung 
für notwendig erachtete. Die Herſtellung dieſes Einver— 
nehmens war nicht nur aus räumlichen Gründen ſehr er— 
ſchwert. Der Amtsſitz des Kommandierenden Generals war 
Münſter. In den erſten Monaten meiner Amtsführung war 
die Verlegung meines Amtsſitzes an den gleichen Ort völlig 
undiskutabel. Es kam vor allem darauf an, mit den Berg— 
arbeitern in lebendiger perſönlicher Fühlung zu bleiben. Die 
täglich auftauchenden Unſtimmigkeiten zwiſchen Zechenver— 
waltungen und Belegſchaften, deren ſofortige Erledigung im 
Intereſſe aller Beteiligten erwünſcht war, ließen eine andere 
Entſcheidung nicht zu. Nun waren zwar alle techniſchen Er— 
leichterungen zum fernmündlichen Verkehr mit dem General— 
kommando getroffen und eine direkte Verbindung mit dem 
Generalleutnant v. Bergmann in Lünen hergeſtellt. Trotz— 
dem blieb die räumliche Trennung eine Quelle der mannig— 
faltigſten Mißverſtändniſſe. Die Überſiedlung der Amtsſtelle 
nach Münſter, die am 1. Juli 1919 erfolgte, brachte in dieſer 
Beziehung ſehr ſchnell Abhilfe. 
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Die aus räumlichen Gründen entftandenen Unſtimmig⸗ 
keiten aber waren gering int Vergleich mit den perſonellen 
Schwierigkeiten, die ſich fofort bei Übernahme meines Amtes 
ergaben und die im Laufe der Zeit im allgemeinen nicht 
gerade geringer wurden. Der General von Watter ſtand 
nach meinem Empfinden viel zu ſehr unter dem Einfluß der 
ſogenannten Freikorpsführer. Man redete ihm ein, daß er 
ſich allmählich ſeiner Macht begebe und zum Polizei-Inſtru⸗ 
ment in meinen Händen würde. Wenn der General im Ver— 
kehr mit mir derartige Gedankengänge auch weit von ſich 
wies, ſo beſtand für den Kundigen doch kein Zweifel darüber, 
daß er Beſchwerden über die Truppe ſehr oft unter dieſem 
Geſichtspunkte behandelte und bemüht war, jeden Anſchein 
zu vermeiden, als ob er tatſächlich unter der Einwirkung 
ziviler Behörden handle. Das erſchwerte meine Stellung 
ungemein. Die Unterführer des Generals trafen Anord— 
nungen von größter politiſcher Tragweite, ohne ſich mit mir 
in irgendeiner Weiſe verſtändigt zu haben. Entweder wurde 
ich von den Maßnahmen erſt benachrichtigt, wenn ſie bereits 
vollzogen waren, oder aber ſo ſpät in Kenntnis geſetzt, daß 
Gegenvorſtellungen die Ausführung nicht mehr verhindern 
konnten. 

Das galt insbeſondere bei der Verhängung des Aus— 
nahmezuſtandes und bei der Entſendung von Truppen in 
das Ausnahmezuſtandsgebiet. Ich war in den meiſten Fällen 
gar nicht in der Lage, die Gründe, die das Generalkommando 
zu ſeinem Vorgehen beſtimmten, auf ihre Richtigkeit nach— 
zuprüfen und faſt ebenſowenig war es mir möglich, zu be— 
urteilen, ob das beabſichtigte Vorgehen als politiſch zweck— 
mäßig anzuſprechen war. Wo ich gelegentlich einmal durch 
irgendeinen Zufall in eine Nachprüfung einzutreten ver— 
pflichtet war, fiel mir auf, daß die Zivilbehörden und die 
Arbeiterſchaft von den angegebenen „ſchweren Unruhen“ 
nichts wußten, während das Verhalten einzelner Arbeitgeber 
den begründeten Verdacht aufkommen ließ, daß fie um die 
angeordneten militäriſchen Maßnahmen gebeten hatten. Oft 
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waren ganz wilde Nachrichten die Gründe von Truppen- 
entſendungen. So wurde mir einmal vom Korps Bergmann 
mitgeteilt, daß in Horſt-Emſcher ſchwere Unruhen zu 
erwarten ſeien und ich wurde gebeten, die Vermittlung bei 
den dortigen Arbeitern zu übernehmen, — Truppen ſeien 
bereits in Marſch geſetzt! Als meine Amtsſtelle die ge— 
wünſchte Vermittlung anbahnte, wurde feſtgeſtellt, daß in 
Horſt⸗Emſcher alles ruhig fet und daß nicht die geringſten 
Anzeichen für eine bevorſtehende Störung vorhanden waren! 

Die Verhängung des Belagerungszuſtandes von Kreis zu 
Kreis erwies ſich in der Folge als eine ſehr unzweckmäßige 
Maßnahme. Es handelte ſich ja — das war ſchon im Februar 
zu erkennen — keineswegs um lokale Unruhen, ſondern um 
eine politiſche Bewegung, die gegen den Beſtand der Re— 
gierung und — ſoweit in ihr auch ſeparatiſtiſche Ziele ver— 
folgt wurden — gegen den Beſtand des Reiches ſelbſt ge— 
richtet war. Die Verhängung des Ausnahme— 
zuſtandes über ein größeres Gebiet mit der 
Maßgabe, daß in den ruhigen Kreiſen alle 
die Erleichterungen eingeführt würden, 
Die den ruhigen Bürger den Ausnahme— 
zuſtand gar nicht fühlen und nur ſchwer er— 
kennenließen, hätte den Behörden manche Beſchwerden 
und der Bevölkerung manche Mißſtimmung erſpart. Die 
Führer der ſpartakiſtiſchen Bewegung zogen nicht ſelten von 
einem Kreis in den anderen, ſelbſtverſtändlich immer in den, 
in dem ſie vor einem militäriſchen Zugriff zunächſt ſicher 
waren. Wenn dann, nur zu dem Zweck, die flüchtenden 
ſpartakiſtiſchen Führer aus ihrem neuen Schlupfwinkel zu 
vertreiben, der Belagerungszuſtand verhängt wurde, während 
die Bevölkerung des Kreiſes an ſich durchaus ruhig war, 
dann verſtand es niemand, warum die mit der Verhängung 
des Ausnahmezuſtandes verbundenen Einſchränkungen der 
perſönlichen und politiſchen Freiheit dem Kreiſe aufgezwungen 
werden ſollten. Es iſt durchaus verſtändlich, daß gerade in 
ſolchen Fällen die Beſchwerden über das Vorgehen des 
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Militärbefehlshabers in einer befonders temperamentvollen 
Sprache gehalten waren und es iſt ferner zu begreifen, daß 
ein Kreis, der bis zur Verhängung des Ausnahmezuſtandes 
von Unruhen verſchont geblieben war, trotz Beibehaltung 
der äußeren Ruhe nunmehr ein fruchtbarer Boden für 
die regierungsfeindliche Agitation wurde. 

Das gilt z. B. von der Verhängung des Belagerungs- 
zuſtandes und den militäriſchen Eingriffen in Remſcheid 
und Lennep, von dem die Zivilbehörden vorher nicht 
benachrichtigt worden waren und die darum ebenfalls über 
das militäriſche vorgehen Beſchwerde führten. Die Erregung 
über den Einmarſch in Remſcheid und über die Verhaftung 
einer Reihe der bekannteſten Arbeiterführer in der Offentlich— 
keit war ſo groß, daß das Korps Bergmann ſich entgegen 
den ſonſtigen militäriſchen Gepflogenheiten veranlaßt ſah, 
die Aktion in der Preſſe ausführlich zu begründen. Es gab 
an, daß Remſcheid eine der Hauptzentralen der Spartakiſten 
geworden ſei und daß dadurch die Gefahr beſtanden habe, 
daß von dieſer Stadt aus die Umſturzbewegung erneut in 
das Induſtriegebiet getragen werden konnte. Weiter wurde 
angegeben, daß die Arbeitnehmer den Arbeitgebern gegen— 
über Erpreſſungen vorgenommen und die Remſcheider 
Spartakiſten die Kammerbeſtände des Bezirkskommandos 
Lennep geplündert hätten und endlich, daß der Volksrat bei 
ſeinem Verbot der Anwerbung von Freiwilligen für das 
Reichsherr trotz Warnung beſtanden habe. Dieſe Erklärungen 
beſchwichtigten die Erregung nicht. Sie war beſonders groß 
über die Verhaftung der Arbeiterführer, die zwar in der 
Mehrzahl der Unabhängigen ſozialiſtiſchen Partei angehörten, 
aber durch ihren Einfluß in den Gewerkſchaften faſt alle 
Kreiſe des Bergiſchen Landes vor größeren Ausſchreitungen 
bewahrt hatten. In einer Sitzung der Remſcheider Stadt— 
verordneten erklärte darum der Vorſitzende des Arbeitgeber— 
verbandes von Remſcheid oſtentativ, daß der Arbeitgeber— 
verband mit der Verhaftung der Arbeiterführer nicht das 
Geringſte zu tun habe, daß er vielmehr den Antrag an die 
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zuſtändigen Behörden, die Verhafteten auf freien Fuß zu 
ſetzen, entſchieden unterſtütze. Der Redner gab auch zu er— 
kennen, daß die Arbeitertrupps, die auf erpreſſeriſche Weiſe 
einmalige Zulagen von den Arbeitgebern verlangt hatten, 
von den Arbeiterführernbereitsentſchieden 
zur Ordnung gerufen ſeien und daß die ſo— 
genannten „Halbſtarken“ — wie die Unruheſtifter 
in den weiteren Erörterungen der Stadtverordnetenſitzung 
genannt wurden — mit der politiſchen Arbeiter- 
bewegung nichts zutun hätten. 

Mit Ermächtigung der Reichsregierung habe ich auf die 
mir mündlich vorgetragenen Beſchwerden des Oberbürger— 
meijters und einiger Vertreter der Stadtverordneten-Ver- 
ſammlung erklärt, daß die verhafteten Arbeiterführer um— 
gehend nach Remſcheid beurlaubt und alle nur möglichen 
Erleichterungen bei der Handhabung des Belagerungs— 
zuſtandes gewährt werden ſollten. Einige Tage darauf kam 
ich ſelbſt nach Remſcheid. Ich habe ſelten einer ſo erregten 
Verſammlung vorgeſeſſen, wie dem Kreiſe, den ich damals 
zur Beſprechung des militäriſchen Vorgehens und der mir 
übermittelten Beſchwerden geladen hatte. Der Oberbürger— 
meiſter von Remſcheid, Dr. Hartmann, der den Grad 
der Erregung der Bevölkerung wohl noch beſſer kannte, ſagte 
mir vor einigen Monaten, daß er jeden Augenblick eine 
Exploſion und den Ausbruch von Tätlichkeiten — beſonders 
gegen mich — erwartet habe. Die bald darauf angeordnete 
Beurlaubung und ſpätere Freilaſſung der inhaftierten Ar— 
beiterführer bewirkten allmählich eine gewiſſe Beruhigung. 

Auch in dieſem Falle zeigte ſich die Pufferſtellung des 
Reichs⸗ und Staatskommiſſars im hellſten Lichte. Während 
die „Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Zeitung“ z. B., die das Vorgehen 
des Militärs ſelbſtverſtändlich ohne jede Einſchränkung ver— 
teidigte, meine Erklärungen zur Entſpannung der Lage als 
ein „unverſtändliches Zurückweichen der Regierung“ be— 
zeichnete, war der Groll der Remſcheider Arbeitervertreter 
gegen mich ſo groß, daß noch einige Monate ſpäter auf der 
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Generalverſammlung des Deutſchen Metallarbeiterverbandes 
in Stuttgart allen Ernſtes die Einbringung eines Antrages, 
der meinen Ausſchluß aus dem Verbande betraf, erwogen 
wurde. Die keineswegs freundliche Stimmung der Mit⸗ 
glieder der Unabhängigen ſozialiſtiſchen Partei hatte ſchon 
vorher durch die über den Gewerkſchaftsſekretär Walter 
Oetting haus verfügte Schutzhaft eine nicht unbeträcht— 
liche Verſchärfung erfahren. 

Ende April wurde über die Kreiſe Hagen und 
Schwelm der Belagerungszuſtand verhängt und Truppen 
entſandt, um Ausſchreitungen der übelſten Art entgegen— 
zutreten. Es waren Fabriken gewaltſam ſtillgelegt und 
Fabrikanten gezwungen worden, mit roten Fahnen an der 
Spitze vor Umzügen zu marſchieren oder ſich durch Zahlung 
von Geldbeträgen von dieſem Zwange freizukaufen. In 
Gevelsberg waren bewaffnete Trupps mit einem mit 
Maſchinengewehren beſtückten Kraftwagen herumgefahren. 
Das Wohnhaus eines Fabrikanten war erbrochen und aus— 
geplündert worden. In dieſer Zeit wurde auch der Volks— 
kommiſſar für den Kreis Schwelm, Walter Oettinghaus, 
verhaftet. Oettinghaus war mir nicht nur bekannt, ſondern 
ſeit langen Jahren befreundet. Auch die bürgerlichen 
Schichten ſeines Tätigkeitsbezirkes ſchätzten ihn als den un- 
eigennützigen Mann und den überzeugungstreuen Politiker. 
Sein Einfluß in der Arbeiterſchaft des Kreiſes Schwelm war 
groß. Daß er mit den Plünderungen und Ausſchreitungen 
nichts zu tun hatte, war ſelbſtverſtändlich. Was ihm alles 
zur Laſt gelegt worden iſt, habe ich nie in Erfahrung bringen 
können. Nur ſoviel weiß ich, daß er unter dem 5. April 1919 
in der „Schwelmer Zeitung“ als Volkskommiſſar für den 
Kreis Schwelm eine Bekanntmachung erlaſſen hatte, in der 
alle Arbeiter- und Soldatenräte aufgefordert waren, rück— 
ſichtslosalle Zeitungen zubeſchlagnahmen, 
die Inſerate zur Anwerbung von Frei— 
willigen bringen würden. Obgleich ich beim 
Generalkommando ſofort Schritte wegen der Freilaſſung 
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von Oettinghaus unternahm, hatten dieſe Bemühungen jedoch 
erſt nach einiger Zeit und nach einigen Komplikationen 
Erfolg. 

Wie nicht anders zu erwarten war, hatte auch in dieſem 
Falle nicht etwa der Kommandierende General, ſondern ich 
die heftigſten Angriffe zu parieren. 

In dieſen und ähnlichen Fällen wurden auch dem Reichs— 
wehrminiſterium die Klagen und Beſchwerden unterbreitet, 
das mir die Eingaben in der Regel „zur weiteren Veran— 
laſſung“ überſandte. Dieſe Art der Erledigung wäre mir 
ſelbſtverſtändlich ſehr erwünſcht geweſen, wenn ich die Mög— 
lichkeit gehabt hätte, auf Grund eigener Entſchließungen 
berechtigte Beſchwerden zur Abſtellung zu bringen. Dazu 
war ich aber weder auf Grund geſetzlicher Befugniſſe, noch 
im Hinblick auf die mir erteilten Vollmachten in der Lage. 
Ich war vielmehr gehalten, durch unendlich mühſame und 
zeitraubende Verhandlungen mit den Stellen, gegen die ſich 
die Beſchwerden meiſtens richteten, zu verſuchen, den Be— 
ſchwerdeführern in den Fällen eine Genugtuung oder Er— 
leichterung zu verſchaffen, in denen die Truppe entweder in 
der Form verletzend oder politiſch unzweckmäßig vor— 
gegangen war. 

Auch die Bevölkerung des Ruhrgebiets erblickte im 
Reichskommiſſariat die Amtsſtelle, bei der ſie ihre Be— 
ſchwerden über das Verhalten der Militärbehörden und der 
Truppe anbringen konnte. Das geſchah insbeſondere bei 
der Beſetzung von Städten und Dörfern, deren Verwal— 
tungen weder gefragt noch einverſtanden waren. Das 
geſchah ferner bei der Handhabung des Vereins- und Ver- 
ſammlungsweſens, bei Zeitungsverboten uſw. Es braucht 
kaum betont zu werden, daß eine Reihe von Beſchwerden 
der Prüfung nicht ſtandhielten. Die Stellungnahme der 
Stadtverwaltungen zu der Frage der Beſetzung ihrer Städte 
war nicht immer eine einheitliche. Solange noch eine ſchwache 
Hoffnung beſtand, mit der eigenen Polizei und den ſo— 
genannten Sicherheitswehren die Ordnung aufrechtzuerhalten, 
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wehrten fic) die Stadtverwaltungen mit aller Entſchiedenheit 
gegen den Einmarſch der Truppe. Sobald aber die von den 
Aufſtändiſchen verübten Gewalttaten erkennen ließen, daß 
die Polizei des Aufruhrs nicht Herr werden würde, konnte 
nach den Wünſchen der Stadtverwaltungen nicht ſchnell genug 
das Militär zur Stelle gebracht werden. Dabei wurde eben 
vergeſſen, daß die Truppe, über die General von Watter 
verfügte, keineswegs ſo ſtark war, um im Ernſtfalle 
gleichzeitigallen Anforderungengerecht zu 
werden. 

Es wäre deswegen unbillig, den unerbetenen Einmarſch 
der Truppe in die einzelnen Orte in allen Fällen dem 
General von Watter zur Laſt zu legen. Man darf nicht ver- 
geſſen, daß in der Bevölkerung damals noch Waffen, auch 
Waffen ſchwerer Art, in großen Mengen vorhanden waren, 
und wenn die Aufgabe des Kommandierenden Generals in 
jener Zeit darin beſtand, ſeinen Befehlsbereich zu befrieden, 
ſo konnte er auf die Einziehung dieſer im unrechtmäßigen 
Beſitz befindlichen Waffen nicht verzichten. Wenn darum der 
begründete Verdacht beſtand — und dieſer Verdacht erwies 
ſich leider in den meiſten Fällen als begründet —, daß in 
beſtimmten Ortſchaften in beſonders großer Zahl Waffen 
verſteckt gehalten wurden, die bei den Bewegungen zum 
Sturz der verfaſſungsmäßigen Regierung verwandt werden 
ſollten, dann habe ich den Einmarſch der Truppe auch dann 
nicht für unzweckmäßig erachten können, wenn die Zivil— 
behörden um die Entſendung der Truppe nicht gebeten hatten. 

Mit dem Einmarſch an ſich hätten ſich alle Bevölkerungs— 
ſchichten und mit ihr ſelbſtverſtändlich auch die Behörden 
ſehr leicht abgefunden, wenn die Aufführung der Truppe 
nach dem Einmarſch immer einwandfrei geblieben wäre. 
Davon konnte jedoch nicht immer die Rede ſein. Es iſt ſchon 
an anderer Stelle hervorgehoben, wie oft auf Grund durch— 
aus unbegründeter Denunziationen ſelbſt diejenigen Perſonen 
beläſtigt und ſogar in Schutzhaft genommen wurden, die zu 
den zuverläſſigſten Stützen der Regierung zählten. Bei der 
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Einſtellung und Entſendung der ſogenannten Kundſchafter 
hatten die Militärbehörden offenbar nicht immer die glück— 
lichſte Hand und wiederholt mußte ich vor Leuten warnen 
und wurde ich vor Leuten gewarnt, die von ihren früheren 
Auftraggebern dahin charakteriſiert wurden, daß ſie ihre 
Tätigkeit hauptſächlich dazu benutzten, ſich perſönliche Vor— 
teile zu verſchaffen und ſelbſt vor unſauberen Mitteln zur 
Erreichung dieſes Zieles nicht zurückſchreckten. Es iſt nicht 
ſchwer, ſich auszumalen, wie die Berichte derartiger Agenten 
zuſtande kamen. Aber auch die Truppe ſelbſt wurde nicht 
ſelten beſpitzelt und denunziert. Die Schnüffelei der Agenten 
machte nicht einmal vor den Offizieren Halt; auch hier witterte 
man Spartakiſten, und wenn ſich kein wirklicher entdecken 
ließ, wurde einer erfunden. Am meiſten aber trieben die 
Kundſchafter unter den Arbeitern ihr Unweſen. Dazu kam, 
daß aus der Bevölkerung ſelbſt den Militärbehörden allerlei 
Zuträger erſtanden, deren Angaben auch nicht immer auf 
ihre Berechtigung und Richtigkeit hin unterſucht wurden, 
unter denen aber recht oft die einwandfreieſten Bürger zu 
leiden hatten. 

Auch die Aufführung der Truppe ſelbſt einſchließlich ihrer 
Führer ließ ſehr oft zu wünſchen übrig. Verſammlungs— 
ſtörungen waren an der Tagesordnung. In jeder Verſamm— 
lung witterte man die Erörterung eines Komplotts gegen 
die bewaffnete Macht, ſo daß die höheren Militärbehörden 
ſelbſt wiederholt gegen ein derartiges Verhalten einſchreiten 
mußten. So teilte mir aus freien Stücken der Generalleut— 
nant von Bergmann mit, daß in Borbeck bei Eſſen eine vom 
örtlichen Militärbefehlshaber genehmigte Verſammlung durch 
einen Offizier eigenmächtig geſprengt worden und die Teil— 
nehmer feſtgenommen ſeien. Der General fügte dieſer Mit— 
teilung hinzu, daß gegen den ſchuldigen Offizier mit aller 
Strenge vorgegangen würde. Ich habe keinen Augenblick 
daran gezweifelt, daß nach dieſer Erklärung des General— 
leutnants die Eigenmächtigkeit des Offiziers ihre Sühne 
finden würde. Leider aber haben ſpätere Vorkommniſſe ahn- 
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licher Art mir nicht die überzeugung beibringen können, daß 
die verhängten Strafen auch nur die geringſte Wirkung gegen 
die Eigenmächtigkeiten der Truppenführer erzielt haben. 


Schon die Ausrüſtung der Truppe mit Flinten, Revol- 
vern und Handgranaten rief beſonders in den Orten einen 
peinlichen Eindruck hervor, die an einen derartig kriege— 
riſchen Anblick ihrer Sicherheitsorgane nicht gewöhnt waren. 
Dieſe Art der Ausrüſtung ließ ſich jedoch noch mit dem Hin— 
weis darauf begründen, daß auch die Spartakiſten damals 
ihre politiſchen Kämpfe nicht ausſchließlich mit geiſtigen 
Waffen zum Austrag brachten, ſondern in nicht ſeltenen 
Fällen ebenfalls Flinten, Handgranaten und Maſchinen⸗ 
gewehre zur Nachhilfe benutzten. Aber auch das ſonſtige Be- 
tragen führte zu den lebhafteſten Klagen und Beſchwerden, 
denen ich die Berechtigung nicht abſprechen konnte. Die Be- 
ſchimpfung und Mißhandlung von inhaftierten Arbeitern, 
der Boykott von Wirtſchaften und anderen wirtſchaftlichen 
Unternehmungen gehörten keineswegs zu den Seltenheiten, 
und im Laufe der Zeit wurde die Haltung der Truppe derart 
anſtößig, daß ſich General von Watter zu einem Befehl ver— 
anlaßt ſah, in dem es unter anderem hieß: 


„Dies Benehmen muß aufhören. Es erregt mit Recht 
Mißfallen in der Bevölkerung und berührt beſonders jeden 
alten Soldaten auf das peinlichſte. Wenn es wie bisher 
weitergeht, braucht man ſich nicht zu wundern, wenn die 

Zivilbevölkerung den Reſt der Achtung, den ſie noch vor 
den Reichswehrſoldaten beſitzt, verliert.... 


Der Soldat iſt kein Mönch, aber er ſoll die Rückſicht, 
die er auch verlangt, ſelbſt üben und ſich ſtets ſeiner Stel- 
lung als Teil der bewaffneten Macht als geſitteter Menſch 
bewußt ſein. Es darf hier nicht vergeſſen werden, daß den 
Reichswehrſoldaten ein ſcharfer Konkurrent in der neuen 
Sicherheitspolizei entſtanden iſt und daß der Reichswehr— 
ſoldat dem Poliziſten gegenüber ſicherlich im guten fol- 
datiſchen Benehmen nicht nachſtehen darf.“ 
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Das Betragen der Truppe erzeugte in der Bevölkerung 
eine ungemein gereizte Stimmung, die ſich in einer bedauer— 
lichen Verallgemeinerung gegen alles richtete, was zu den 
Machtmitteln des Staates zählte und ſich oft in Beleidigungen 
und tätlichen Angriffen gegen die Angehörigen der Wehr— 
macht und ihren Familienangehörigen entlud. Schon Ende 
April 1919 erwies ſich darum der Erlaß einer beſonderen 
Verordnung mit ſcharfen Strafbeſtimmungen zum Schutze 
der Angehörigen der Regierungstruppen und deren Fa— 
milienmitglieder als notwendig. Noch im September des 
gleichen Jahres, als die höchſten Wogen bereits geglättet 
waren, war eine beſondere Einwirkung auf die Bergarbeiter 
erforderlich, um eine Zuſammenarbeit der Bergarbeiter mit 
den aus den militäriſchen Verbänden entlaſſenen Wehrleuten 
ſicherzuſtellen und die Wehrleute vor einer Verrufserklärung 
zu ſchützen. So tief ſaß die Abneigung der Arbeiterſchaft 
gegen alles, was die Uniform des Staates trug. 

Dabei darf freilich nicht vergeſſen werden, daß es den 
Militärbehörden damals beſonders ſchwer war, ein brauch— 
bares Truppenmaterial zu bekommen und zu halten. Die 
Leiden und Entbehrungen des Krieges hatten ſo vielen das 
Kriegshandwerk verleidet, und wer irgendwie in einem 
anderen Beruf Beſchäftigung finden konnte, ſuchte hier ſeine 
Zuflucht. Die Freikorps und die ſpäteren Formationen der 
Reichswehr beſtanden zu einem nicht geringen Teil aus 
Leuten, die in einem zivilen Beruf nicht unterkommen 
konnten und die den Dienſt in der Truppe nur als Notbehelf 
betrachteten bis zu dem Augenblick, der ihnen die Möglichkeit 
der Beſchäftigung in dem früheren Beruf bot. Andere, die 
vielleicht gern Berufsſoldaten geworden wären, hatten nicht 
die Gewißheit, daß ſich dieſer Wunſch erfüllen würde. Wohl 
war bekannt, daß die Entente darauf beſtehen würde, das 
deutſche Heer auf 100 000 Mann zu reduzieren. Niemand in 
der Truppe aber wußte, wer bei dieſer Herabminderung der 
Kopfſtärke des Heeres gehen mußte und wer bleiben konnte. 
Es verſteht ſich, daß dieſes Gefühl der Unſicherheit auch nicht 
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gerade geeignet war, den Soldaten zu einer beſonders pflicht⸗ 
treuen und opferwilligen Stütze der Republik zu machen. 

Und noch ein Drittes erklärt bis zu einem gewiſſen Grade 
die Mängel der damaligen Truppe: Die Ablehnung, die die 
Bemühungen des Reichswehrminiſteriums um Anwerbung 
von Freiwilligen für das im Entſtehen begriffene Reichsheer 
durch die linksſtehenden Parteien erfuhren. Der Werbe— 
offizier des Bezirkskommandos in Eſſen z. B. hatte ſich an 
die Sozialdemokratiſche Partei in Eſſen ge- 
wandt mit der Bitte, über die Beſchäftigungsart, die Füh⸗ 
rung, die Geſinnung und die Zuverläſſigkeit der ſich freiwillig 
Meldenden Auskunft zu geben. Die Werbeſtelle wollte ſich 
von vornherein die Gewähr dafür verſchaffen, daß ſich die 
Angeworbenen in jeder Beziehung der Regierung willig zur 
Verfügung ſtellen würden. Die Parteileitung der 
Sozialdemokratiſchen Partei in Eſſen aber 
lehnte die erbetene Mitwirkung bei der 
Bildung eines Reichsheeres ab, ohne eine Be- 
gründung für den ablehnenden Standpunkt anzugeben. Hier 
ſchied ſich alte und neue Zeit... 

In den Reihen der Arbeiterſchaft hatte ſich die Auffaſſung 
feſtgeſetzt, daß die Offiziere aller militäriſchen Formationen 
Monarchiſten ſeien, die bei ihrem Eingreifen zur Wieder— 
herſtellung der Ruhe und Ordnung abſichtlich provozierten, 
um die Bevölkerung gegen das neue Regime einzunehmen 
und für die Wiederkehr der Monarchie geneigt zu machen. 
Es war für alle, die damals im Mittelpunkt der Kämpfe 
ſtanden, ein betrübendes Schauſpiel, das aus der Vergröbe— 
rung und Verallgemeinerung gewiß an ſich verurteilens— 
werter Vorgänge ein Mißtrauen großgezogen wurde, das 
auch heute noch nicht ausgerottet iſt und immer noch das 
politiſche Leben vergiftet. So wenig die von den damaligen 
örtlichen Militärbefehlshabern verfolgten Arbeitervertreter 
ſämtlich Spartakiſten waren, jo wenig waren die Behaup- 
tungen richtig, daß alle Offiziere der Reichswehr nur wider— 
willig für die Republik ihren Dienſt verrichteten und ſehn— 
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lichſt auf den Tag warteten, der die Wieder— 
kehr der Monarchie bringen würde. Es war 
für meine Mitarbeiter und für mich ungeheuer ſchwer, gegen 
die Übertreibungen und Verallgemeinerungen von beiden 
Seiten anzugehen, um ſo mehr als von den Militärbehörden 
wenig getan wurde, um durch einwandfreies Verhalten die 
irrige Auffaſſung in der Bevölkerung zu korrigieren. Die 
Führung von ſchwarzweißroten Fahnen bei der Truppe er— 
ſchien den vorgeſetzten Dienſtſtellen zunächſt als etwas ganz 
Selbſtverſtändliches, und als ſchließlich auf wiederholtes 
Drängen der General von Watter dieſem Unfug entgegen— 
trat, da geſchah das in einem Erlaß in einer ſo zweideutigen 
Sprache, daß darin weit eher eine Ermunterung als ein 
Verbot zu erblicken war. Wenn ſich dann noch die Militar- 
behörden auf politiſches Gebiet begaben, ſo begingen ſie faſt 
immer derart offenbare Torheiten, daß ihren Gegnern die 
Diskreditierung nicht allzu ſchwer wurde. Ich ſehe ganz da— 
von ab, in Privatgeſprächen — die ſich mit der Erörterung 
der politiſchen Lage beſchäftigten — gefallene Außerungen 
über die Regierung oder einzelne ihrer Mitglieder in dieſem 
Zuſammenhang anzuführen. Deſpektierliche Äußerungen 
über die Regierung oder auch über den Kaiſer ſollen ja auch 
ſchon unter dem alten Regime vorgekommen ſein. Jeden— 
falls habe ich die Temperamentsausbrüche dieſes oder jenes 
Offiziers nicht allzu tragiſch genommen, und wo andere ſich 
empfindlich zeigten und die vermeintliche Inſubordination 
zur Verfolgung im Dienſtwege anzeigen zu müſſen glaubten, 
da habe ich ſtets zu glätten und die Dinge einzurenken ver— 
ſucht. Davon konnte natürlich dann nicht die Rede ſein, wenn 
es ſich nicht um belangloſe Außerungen, ſondern um ein vor— 
bedachtes, nach allen Seiten hin erwogenes Vorgehen han— 
delte, das ſich in der politiſchen Wirkung mindeſtens als 
grobe Torheit, wenn nicht als Schlimmeres charakteriſierte. 

Um ein ſolches Vorgehen handelte es ſich bei einer An— 
gelegenheit, die in die Zeit fiel, in der die Wogen der poli— 
tiſchen Erregung über das Friedensdiktat der Entente ſehr 
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hoch gingen. Unter dem 17. Mai hatte ich auf Erſuchen des 
Generalkommandos über die Stimmung in der Arbeiterſchaft 
folgendes berichtet: 

„Die Friedensbedingungen werden faſt allgemein für 
unannehmbar gehalten. Man erkennt, daß ſie die voll- 
ſtändige wirtſchaftliche Erdroſſelung unſeres Wirtſchafts⸗ 
lebens und beſonders auch der ſozialen Errungenſchaften 
der Revolution, wie der verkürzten Arbeitszeit uſw., be- 
deuten. Trotzdem findet man nicht viele Arbeiter, die für 
Nichtunterzeichnung des Verkrages ſind, weil für dieſen 
Fall die Beſetzung des Induſtriegebiets oder die Verhän— 
gung der Blockade befürchtet wird, Maßnahmen, die uns 
nach einiger Zeit doch zum Unterzeichnen — vielleicht unter 
noch härteren Bedingungen — zwingen würden. Es müſſe 
daher verſucht werden, die Gegner auf dem Wege der Ver— 
handlungen zu einer Milderung ihrer Bedingungen zu 
veranlaſſen. Unter dem Druck der Aktionen ihrer Arbeiter— 
ſchaft werde die Entente einer ſolchen Forderung nicht 
widerſtehen können. Indeſſen iſt die Hoffnung auf einen 
Erfolg in dieſem Sinne nicht allzu groß und man weiſt 
auf den Frieden von Breſt-Litowsk hin, der den Gegnern 
leider ein ſehr ſchlechtes Beiſpiel geweſen ſei und trotz aller 
Mahnungen der Arbeiterſchaft ratifiziert wurde. 

Gelegentlich hört man auch die Meinung, daß man 
ruhig unterzeichnen ſolle, wenn man ſpäter den Vertrag 
nicht erfüllen könne, ſo werde ſich die Entente damit ab— 

finden müſſen. 

Ein kleiner Teil der Arbeiterſchaft, darunter beſonders 
die kommuniſtiſchen Kreiſe, ijt entſchieden für Nichtunter- 
zeichnung. Er erhofft von der Revolution in den feind— 
lichen Ländern die Beſeitigung der dortigen Machthaber 
und damit einen Frieden des gerechten Ausgleiches.“ 

Es war ſelbſtverſtändlich das gute Recht der Militär⸗ 
behörden, auch bei anderen Stellen Erkundigungen ein- 
zuziehen, um allen Eventualitäten gegenüber gerüſtet zu ſein. 
Von kommuniſtiſcher Seite waren in jener Zeit Unruhen 
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nicht zu befürchten. Die Kommuniſten rechneten beim 
Scheitern der Friedensverhandlungen mit der Errichtung 
einer Militärdiktatur, und ihre Leitung war der Anſicht, daß 
es dann nicht Aufgabe des Proletariats ſein könne, Verſuche 
zu machen, ſelbſt zur Macht zu gelangen. Man dürfte 
dem Bürgertum nicht die furchtbare Ver— 
antwortung des Friedensſchluſſes abnehmen, 
und außerdem ſei zu beachten, daß das Proletariat noch nicht 
ſo gekräftigt ſei, um die politiſche Macht ergreifen zu können. 
Auch bei Unterzeichnung des Friedens beſtehe die Gefahr 
einer Militärdiktatur. Selbſt für dieſen Fall müſſe jede 
Aktion vermieden werden, die einen Kampf um die Macht 
bedeute, weil derartige Aktionen im Hinblick auf die politiſche 
Geſamtlage zu einem völlig nutzloſen Blutvergießen führen 
müßten. 

Den Militärbehörden war dieſe Stellungnahme der Kom— 
muniſten bekannt, und man hätte darum annehmen dürfen, 
daß ſie nunmehr alle Möglichkeiten benutzt hätten, um auf 
diejenigen Kreiſe einzuwirken, die die Friedensſchlußkriſe zu 
neuen bewaffneten Aktionen gegen den ehemaligen Feind— 
bund benutzen wollten. Ungefähr das Gegenteil von dem 
geſchah. Ein Verbindungsoffizier der Oberſten Heeresleitung 
beim VII. Armeekorps richtete unter dem 22. Mai 1919 ein 
vertrauliches Schreiben an einige militäriſche Dienſtſtellen, 
an die Regierungspräſidenten in Münſter, Arnsberg und 
Düſſeldorf, ſowie an einen Privatmann in Eſſen, in dem ge— 
beten wurde, einen beigefügten Fragebogen nach vertrau— 
licher Rückſprache mit den in Frage kommenden Perſonen 
auszufüllen und dem Generalkommando wieder einzuſenden. 
Es komme darauf an — wurde hinzugefügt — daß durch 
die Rückſprache keine Beunruhigung in weiteren Kreiſen er— 
weckt werde. Der Fragebogen ſelbſt ließ durch die Art der 
Frageſtellung deutlich die Tendenz des Unternehmens er— 
kennen. In der Frageſtellung kamen in ſehr merkwürdiger 
Weiſe die Auffaſſungen zum Ausdruck, die damals in mili— 
täriſchen Kreiſen über die Leiſtungsfähigkeit und den Lei— 
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ſtungswillen des deutſchen Volkes beftanden. Der Frage⸗ 
bogen hatte den folgenden Wortlaut: 


1) 


2) 


3) 
4) 


5) 


6) 


Iſt die Bevölkerung in überwiegender Zahl für 
Wiederaufnahme des Krieges oder nicht? 

Wenn die Frage zu 1) bejaht wird, ijt die Bevölke⸗ 
rung dann nur zur Verteidigung bezw. Wiedernahme 
ihrer engeren Heimat oder auch zu weitergehenden 
Kämpfen bereit, ſelbſt wenn fie außerhalb Deutſch— 
lands, z. B. in Polen oder Rußland, geführt werden 
müßten? 

Hat die Einberufung zu den Fahnen Ausſicht auf Er⸗ 
folg? 

Kann mit einem großen Zuſtrom von Freiwilligen 
gerechnet werden? 

Iſt die Bevölkerung bereit und entſchloſſen, gegenüber 
perſönlichem, wirtſchaftlichem und politiſchem Druck, 
den eine feindliche Beſetzung des Landes mit ſich 
bringt, ſtandhaft zu bleiben? 

Sind bei Wiederaufnahme des Kampfes innere Un— 
ruhen zu befürchten und in welchem Umfange? 


Zwei Tage nach der Abſendung war ich im Beſitz des 
„vertraulichen“ Schreibens, das ich bezeichnenderweiſe vom 
Abſender nicht erhalten und von deſſen Exiſtenz ich bis dahin 


keine 


Ahnung hatte. Ich richtete daher unter dem 31. Mai 


ein Schreiben an den Kommandierenden General, in dem 
es unter anderem hieß: 


„Es wird in einem Anſchreiben bemerkt, daß die Ge— 


nehmigung des Generalkommandos zum Verſand des bei— 
gefügten Fragebogens erteilt ſei. 


Wenn das richtig iſt, was ich von hier aus nicht be— 


urteilen kann und worüber ich eine Mitteilung Euerer 
Exzellenz erbitte, dann müßte ich dagegen die lebhafteſte 
Verwahrung einlegen. Der Verfaſſer des Rundſchreibens 
iſt ſich ſelbſt darüber klar, daß die Art der Rückſprache ſo 
vorſichtig ſein muß, daß keine Beunruhigung in weiteren 
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Kreiſen hervorgerufen wird. Nach meiner Kenntnis der 
Dinge genügt aber die Bekanntgabe des Fragebogens in 
der Offentlichkeit ſchon, um nicht nur die lebhafteſte Be— 
unruhigung hervorzurufen, ſondern die Sache der Regie— 
rung aufs ſchwerſte zu ſchädigen. Ich kann nicht annehmen, 
daß die Regierung dieſe Enquete deckt und mit ihr ein— 
verſtanden wäre. Die Regierung wird im Gegenteil allem, 
was im Augenblick geeignet iſt, die Bevölkerung zu er— 
regen oder den Widerſtand der Entente-Diplomatie gegen 
eine Milderung der Friedensbedingungen zu ſtärken, mit 
aller Entſchiedenheit entgegentreten. Der Fragebogen iſt 
vorzüglich geeignet, die oben bezeichnete Wirkung aus— 
zuüben, d. h. ſowohl die Bevölkerung außerordentlich zu 
beunruhigen, als auch die Entente in ihrer Auffaſſung zu 
beſtärken, daß man Deutſchland gar nicht genug ſchwächen 
könne, um vor weiteren kriegeriſchen Erhebungen geſichert 
zu fein. 

Ich lehne aus dieſem Grunde jede Mitverantwortung 
ab, falls das Rundſchreiben wirklich mit Genehmigung des 
Generalkommandos erlaſſen ſein ſollte. Ich muß im 
Gegenteil Verwahrung dagegen einlegen, daß eine ſo 
wichtige politiſche Aktion ohne mein Vorwiſſen und ohne 
meine Zuſtimmung eingeleitet worden iſt und werde nicht 
verfehlen, der Regierung von dieſer Tatſache Mitteilung 
zu machen.“ 

Ob der Kommandierende General die Angelegenheit 
weiter verfolgt hat und ob der Verbindungsoffizier rekti— 
fiziert worden iſt, habe ich nie erfahren. Die Reichsregierung 
aber erklärte an demſelben Tage, an dem ſie von der Rund— 
frage Kenntnis erhielt, der Oberſten Heeresleitung, „daß ſie 
eine ſolche Befragung der Bevölkerung nicht billigen könne 
und die Oberſte Heeresleitung erſuche, Umfrage und Beant— 
wortung ſofort einzuſtellen, da ſie als politiſch über den 
Rahmen der Tätigkeit der Oberſten Heeresleitung hinaus— 
gehe.“ General von Watter zog es vor, einer weiteren 
Erörterung über den peinlichen Fragebogen aus dem Wege 
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zu gehen durch eine Mitteilung an die Behörden, „daß von 
regierungsfeindlicher Seite am Tage der Entſcheidung über 
die Annahme der Friedensbedingungen größere Unruhen 
geplant ſeien und daß es darauf ankomme, dieſe Unruhen 
ſchon im Entſtehen und mit aller Kraft zu zerſchlagen“. 
Hier ſei nur vermerkt, daß dieſe Unruhen im Induſtrie⸗ 
gebiet, wie vorauszuſehen war, ausgeblieben ſind, obgleich 
einige Zeitungen des Reviers in geradezu aufreizender 
Weiſe für die Nichtunterzeichnung des Friedens geſchrieben 
hatten. In der Rheiniſch-Weſtfäliſchen Zeitung z. B. wurde 
unter der überſchrift „Keine Hungersnot nach einer 
Ablehnung der Friedensbedingungen!“ eine angebliche 
Außerung des Unterſtaatsſekretärs von Braun über die 
Ernährungsmöglichkeiten der Bevölkerung ausgebeutet. Die 
den Bergarbeitern gewährte Speckzulage — ſo hieß es in der 
Zeitungsmeldung — könnte aus den eingeführten Mengen 
bis zum Auguſt aufrechterhalten werden, auch wenn keine 
weiteren Zufuhren mehr kämen!! Ebenſo ſei die Fett— 
verſorgung im bisherigen Umfange geſichert!! In Wirk— 
lichkeitlag die Sache jedochſo, daßſehr viele 
Kommunalverbände ſchon ſeit Wochen nicht 
mehr in der Lage waren, weder die ver; 
ſprochenen Speck-und Fettzulagen, nochdas 
in Ausſicht geſtellte Mehl zu geben. Erſt die 
Unterzeichnung des Friedensvertrages und die dadurch all— 
mählich eintretende Entſpannung brachten die Lieferungen 
des Auslandes wieder in Fluß und man darf darum heute 
mit gutem Grunde ſagen, daß nur die Annahme des 
Friedensvertrages das Induſtriegebiet vor dem ſonſt un— 
vermeidlichen irreparablen Zuſammenbruch bewahrt hat. 


* 

Ein außerordentlich unerfreuliches und auch nicht gerade 
dankbares Kapitel meiner Tätigkeit war die Stellungnahme 
zu der von den Militärbefehlshabern angeordneten Schu 8 = 
haft. Es ift in dieſen Blättern ſchon mehrfach hervor— 
gehoben worden, wie üppig das Denunziationsweſen blühte, 
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wenn die Truppe zur Wiederherſtellung geficherter Verhält— 
niſſe einrückte und die Zivilbehörden ſo gut wie ausgeſchaltet 
waren. Dann regnete es geradezu Angebereien über Streik— 
hetzer und über Leute, die zum gewaltſamen Sturz der 
Regierung aufgefordert hätten. Bei der politiſchen Ahnungs— 
loſigkeit verſchiedener örtlicher Militärbefehlshaber wurden 
dann nicht ſelten in einem ſummariſchen Verfahren alle 
Perſonen verfolgt, die von irgendeiner Seite zu Recht oder 
Unrecht bezichtigt worden waren. Bei dem General von 
Watter und ſeinem Stabschef, Oberſtleutnant von Eſebeck, 
der heute die Stellung des Befehlshabers im Wehrkreis | 
bekleidet, fand ich bei Beſchwerden, die ſich gegen dieſe Art 
des Vorgehens bei der Verhängung von Schutzhaft richteten, 
durchaus Verſtändnis, und wo in beſonders kraſſen Fällen die 
Grundloſigkeit der Schutzhaft nachgewieſen werden konnte, 
hat das Generalkommando auch ſofort die Entlaſſung oder 
Beurlaubung der Schutzhäftlinge verfügt. Wo aber dem 
örtlichen Militärbefehlshaber die „Gefährlichkeit“ eines 
Mannes in ganz beſonders grellen Farben geſchildert worden 
war, da verſuchte dieſer ſelbſt dann die Verhaftung aufrecht— 
zuerhalten, wenn die Zivilbehörden ſich für die einwandfreie 
Führung des Verhafteten verbürgten. Bei der Erörterung 
über dieſes Thema wurde mir einmal im Generalkommando 
gejagt, daß un gerechtfertigte Haftentlaſſungen 
in unruhigen Zeiten von unabſehbaren Folgen ſein könnten, 
was mir die Antwort abnötigte, daß ungerecht— 
fertigte Verhaftungen einen noch größeren 
Schadenanrichteten. 

Eine beſonders leichtfertige und gewiſſenloſe Angeberei 
leiſtete ſich einmal ein Denunziant in Eſſen, der einen Brief 
an das Wehrkreiskommando richtete, deſſen Wortlaut hier 
feſtgehalten zu werden verdient: 


Nachfolgend die Namen dreier Kavaliere, die ſich meiner Anſicht 
nach wohl bald für die Sommerfriſche in Werl“) eignen: 
(Folgen die Namen von drei Metallarbeitern aus Dortmund.) 


*) In Werl war das Gerichtsgefängnis, das die Schutzhaft⸗ 
Gefangenen aufnahm. 
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Der erfte der genannten Herren war fo gewandt, das beigelegte 
1 zu unterzeichnen. Vielleicht iſt das ſchon Grund 
genug, ihn für längere Zeit zu beurlauben. Sehen Sie doch hier 
mal zu, was ſich da machen läßt. 

2 und 3 ſind ebenfalls große Hetzer. 


Das erwähnte Flugblatt war ein in den zahmſten Phraſen 
gehaltener Aufruf der ſyndikaliſtiſchen Vereinigung der 
Metallarbeiter, das auch nicht an einer Stelle Grund zum 
Einſchreiten bot. Das erkannte ſelbſt der Kriegsgerichtsrat 
an, dem das „Material“ zur Prüfung unterbreitet wurde. 
Da auch ich es mir angelegen ſein ließ, das Wehrkreis— 
kommando davon zu überzeugen, daß ein Schutzhaftbefehl, 
in derartigen Fällen erlaſſen, die hanebüchenſte Ungerechtig⸗ 
keit und die größte politiſche Torheit bedeute, weil ſie nur 
Märtyrer ſchaffe und das Vertrauen in die Objektivität der 
Behörden untergrabe, blieb dem Denunzianten dieſesmal 
der Erfolg verſagt. 


Die Erfahrungen auf dem Gebiete der Schutzhaft ſind 
auch an den militäriſchen Behörden nicht ſpurlos vorüber— 
gegangen. Die Verſtärkung und Verbeſſerung der Polizei 
geſtattet es heute, ſelbſt bei Verhängung des Ausnahme⸗ 
zuſtandes die vollziehende Gewalt einem Zivilbeamten zu 
übertragen. Auch die Oberſte Heeresleitung ſtand bisher 
und auch wohl noch heute auf dem Standpunkte, daß in 
derartigen Fällen ein Eingreifen des Militärs vermieden 
werden ſoll. Die ordentlichen Verwaltungsbehörden ſind im 
allgemeinen beſſer in der Lage, beurteilen zu können, wie 
weit es notwendig und politiſch zweckmäßig iſt, in unruhigen 
Zeiten der perſönlichen Freiheit des Einzelnen Beſchrän— 
kungen aufzuerlegen. Sollte dabei das Mittel der Schutz 
haft noch einmal in größerem Umfange wieder in Anwendung 
gebracht werden müſſen, dann — das iſt die Lehre, die ich 
aus den Vorgängen auf dieſem Gebiete gewonnen habe — 
iſt es ein Gebot der Gerechtigkeit und der politiſchen Klugheit 
zugleich, Beſchwerde-Inſtanzen zu ſchaffen mit der Maßgabe, 
imbeſchleunigten Verfahren den Einſpruch gegen 
die Schutzhaft zur Entſcheidung zu bringen. Nichts hat die 
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Sache der Regierung mehr diskreditiert, wie die vielen Fälle 
unbegründeter Schutzhaft, die beſonders im Anſchluß an die 
Bekämpfung der „Roten Armee“ vorgenommen worden 
ſind und die nur ſehr langſam und nur unter den größten 
Schwierigkeiten aufgehoben werden konnten. 


Sicherheits- und Einwohnerwehren 


Nach der Staatsumwälzung wurden von den örtlichen 
Arbeiter- und Soldatenräten, wie faſt überall fo im be— 
ſonderen auch im Induſtriebezirk, zur Unterſtützung der 
Polizeibehörden Sicherheitswehren aufgeſtellt. Das Perſonal 
wurde zumeiſt den aus dem Felde zurückkehrenden Mann— 
ſchaften entnommen, die zwar im Waffengebrauch geübt 
waren, von den eigentlichen polizeilichen Aufgaben aber keine 
rechte Vorſtellung hatten. Wo in den Arbeiter- und 
Soldatenräten energiſche und umſichtige, mit den örtlichen 
Verhältniſſen vertraute Männer ſaßen, gelang es, ein 
reibungsloſes Zuſammenarbeiten der Sicherheitswehren mit 
den ordentlichen Polizeiverwaltungen herbeizuführen. In 
vielen Fällen aber operierten die Sicherheitswehren auf 
eigene Fauſt. Der einzige Zuſammenhang mit dem Staat 
oder der Gemeinde beſtand darin, daß die Wehren von dieſen 
ihre Bezahlung verlangten. Im Regierungsbezirke Arnsberg 
beſtanden Anfang Mai in 313 Orten derartige Wehren. Nur 
ein geringer Teil war auf die Regierung verpflichtet, die 
übrigen auf die Gemeinde oder überhaupt nicht! 


In den erſten Monaten des Jahres 1919, die die erſten 
größeren Unruhen brachten, hatten ſich diejenigen Wehren 
gut bewährt, die unter der unmittelbaren Leitung oder unter 
der Kontrolle tüchtiger Polizeiverwaltungen ſtanden. Das 
gilt unter anderen von den Wehren in Dortmund, Bochum, 
Herne, Bottrop und Eſſen. Sehr oft war die Schlagfertigkeit 
und Zuverläſſigkeit der Wehr auch abhängig von ihrem 
Führer. Während ſie unter geſchloſſener Führung Gutes 
leiſteten, über eine bemerkenswerte Diſziplin verfügten und 
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darum zu einem wirklichen Sicherheitsfaktor wurden, ver- 
ſagten ſie plötzlich in dem Augenblick, in dem an Stelle des 
ausſcheidenden bisherigen Leiters eine andere Führung trat. 


Die parteipolitiſche Einſtellung der Mannſchaften war 
den größten Schwankungen unterworfen. Hatten noch im 
November 1918 die linksradikalen Gruppen es abgelehnt, 
ſich überhaupt an den Sicherheitswehren zu beteiligen, ſo 
wurde ſchon gegen Mitte Februar ſowohl vom General— 
kommando als auch von einzelnen Zivilbehörden Klage 
darüber geführt, daß unabhängige Sozialiſten und Kommu⸗ 
niſten, alſo Anhänger der Räterepublik, in einzelnen Wehren 
Eingang gefunden hätten und die Zuverläſſigkeit der Wehren 
im Ernſtfall in Frage ſtellen würden. 


In Herne war eine Zentrale für die Wehren eines 
größeren Bezirkes der Nachbarſchaft Hernes eingerichtet 
worden, die die umliegenden Induſtrieorte ſchützen ſollte, 
wenn, wie man befürchtete, bei größeren Ausſtands⸗ 
bewegungen die Saboteure auch vor der Zerſtörung von 
Zechenanlagen nicht zurückſchrecken würden. In Dortmund 
gab es unter der Bezeichnung „Arbeiter-Schutzwehren“ be— 
ſondere Zechen- und Werkswehren, die der Dortmunder 
Arbeiter- und Soldatenrat aufgeſtellt hatte. Die Gewehre 
wurden auf der Zeche aufbewahrt und im Augenblick der 
Gefahr den Mitgliedern der Wehr mit einem Waffenſchein 
ausgehändigt. Sie beſtand Anfang März aus etwa 2000 
Köpfen. 


Dem Reichsarbeitsminiſterium war im Januar von dem 
in Eſſen amtierenden Landrichter Ruben die An⸗ 
regung gegeben, zur Ausführung von Notſtandsarbeiten 
Arbeiterbataillone zu bilden, die dann in Funktion treten 
ſollten, wenn bei größeren Ausſtänden von längerer Dauer 
die Streikenden ſelbſt ſich weigerten, die Notſtandsarbeiten 
in lebenswichtigen Betrieben auszuführen. Dieſer Anregung, 
die mir vom Reichsarbeitsminiſterium zur weiteren Ver— 
folgung übermittelt wurde, konnte nicht ſofort entſprochen 
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werden, weil im Bergarbeiterſtreik fic) gezeigt hatte, daß ohne 
polizeilichen Schutz in derartig kritiſchen Situationen Not— 
ſtandsarbeiter überhaupt nicht angeſetzt werden konnten. 
Jetzt kam es vor allem darauf an, die ſtaatlichen Machtmittel 
quantitativ und qualitativ ſo auszubauen, daß ſie in dringenden 
Fällen dieſen Schutz auch wirklich gewähren konnten. Die 
Techniſchen Bataillone, die bei der Verweigerung der Not— 
ſtandsarbeiten durch die Streikenden in lebenswichtigen 
Betrieben eingeſetzt werden ſollten, find erſt im Auguſt ent- 
ſtanden. Sie bildeten die Vorläufer der Techniſchen Nothilfe. 
Ihre Angehörigen ſetzten ſich urſprünglich aus Fachleuten 
aller Gebiete zuſammen und wahrten ſtrengſte politiſche 
Unparteilichkeit. Dieſe Unparteilichkeit iſt leider in ſpäteren 
Jahren nicht immer gewahrt worden. Ihre Verletzung hat 
nicht zum wenigſten dazu beigetragen, die Nothilfe in den 
Reihen der Gewerkſchaften als Streikbrecherkolonnen zu 
diskreditieren. Ich habe immer verſucht und werde darin 
auch fortfahren, bei Streiks in lebenswichtigen Betrieben die 
Streikenden ſelbſt zur Leiſtung der Notſtandsarbeiten an— 
zuhalten. Unmittelbar nach der Beendigung des General— 
ſtreiks der Bergarbeiter habe ich dem Abbau der Sicherheits- 
wehren das Wort geredet und auf eine Verſtärkung der 
ſtaatlichen und kommunalen Polizei gedrängt. Eine zunächſt 
unüberwindliche Schwierigkeit beſtand darin, die Lücken 
auszufüllen, die durch einen plötzlichen Abbau der Sicherheits- 
wehren entſtanden wären. Es wurde zwar im Mai ſchon 
die Gründung von Einwohnerwehren mit ehrenamtlicher 
Dienſtleiſtung ihrer Mitglieder ins Auge gefaßt, und eine 
in Berlin errichtete Zentrale für Einwohnerwehren erſuchte 
mich, einigen von der Zentrale entſandten Herren Voll— 
machten zu erteilen, an der Gründung und Vervollkomm— 
nung von Einwohnerwehren im Induſtriegebiet mitzu— 
wirken. Dieſem Erſuchen habe ich nicht entſprechen können. 
Durch die Erfahrungen, die ich während des Generalſtreiks 
der Bergarbeiter geſammelt hatte, war es mir klar ge— 
worden, daß eine ganze Reihe von Orten im Induſtriegebiet 
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bei der Bildung von Einwohnerwehren überhaupt aus- 
zuſcheiden hatten. Wo die politiſchen Gegenſätze ganz be- 
ſonders ſcharf hervorgetreten waren und in derſelben Schärfe 
ſich noch weiter zeigten, war es unmöglich, die ſogenannten 
bürgerlichen Parteien mit der Arbeiterſchaft im allgemeinen 
und der politiſchen Organiſation der Sozialdemokratie unter 
einen Hut zu bringen. Eine der genannten Parteien aber 
auszuſcheiden und reine Bürgerwehren oder reine Arbeiter 
wehren aufzuſtellen, wäre noch bedenklicher geweſen. Ich 
habe darum auch der Berliner Zentrale für Einwohner— 
wehren gegenüber betont, daß das Hauptgewicht auf die 
Reorganiſation, Verſtärkung und Ausrüſtung der Polizei 
gelegt werden müſſe, damit ſie imſtande ſei, beim Ausbruch 
von Unruhen allein die Ruhe und Ordnung aufrecht zu er— 
halten. In ähnlicher Weiſe habe ich im gleichen Monat auch 
dem Miniſter des Innern berichtet. 

Miniſter Wolfgang Heine perſönlich war mit 
meiner Meinung über die Notwendigkeit einer Verſtärkung 
der Polizei durchaus einverſtanden. Schon vor meiner Ent— 
ſendung hatte er die Schaffung eines Polizeikörpers zur 
Aufrechterhaltung der Ruhe und Sicherheit ins Auge gefaßt, 
eines Polizeikörpers, deſſen Gliederung und Mannſchaften 
jo beſchaffen ſein müßten, daß ſeine Einheiten zur Be- 
kämpfung von Unruhen geſchloſſen und ſchnell eingeſetzt 
werden konnten, ohne daß Militär hinzugezogen werden 
brauchte. Auch das Reichswehrminiſterium war dieſer An— 
ſicht und drängte bei den Landesregierungen auf die Bildung 
einer derartigen Polizei. Leider verzögerte die Regelung der 
Koſtenfrage die Ausführung der Pläne. Dieſe Hinderniſſe 
wurden mir bekannt. In den Beſprechungen mit den Lei— 
tungen der Sicherheitswehren habe ich zwar keinen Zweifel 
darüber gelaſſen, daß der allmähliche Abbau der Wehren 
ungeſäumt beginnen müſſe, um zu einer Sicherheitsorgani— 
ſation zu kommen, die unberührt von der Tagespolitik als 
ein verläßliches Machtinſtrument der Regierung angeſehen 
werden könne, aber ich war mir doch darüber klar, daß vor 
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einer Verſtärkung der Polizei die Wehren nicht vollſtändig 
verſchwinden durften. 

Es begann nun ein wahres Martyrium für meine Dienſt— 
ſtelle. Die Stadtverwaltungen des Induſtriebezirks, die 
bisher die Koſten der Sicherheitswehren getragen hatten, 
weigerten ſich, weitere Koſtenvorſchüſſe zu leiſten, wenn ſich 
nicht der Staat bereit erkläre, einen größeren Anteil der 
Mannſchaftslöhne zu übernehmen. Ich wurde von den 
Stadtverwaltungen beſtürmt, in dieſem Sinne im Mini— 
ſterium des Innern vorſtellig zu werden und eine Erklärung 
der Staatsregierung in der Richtung der von den Stadt— 
verwaltungen geäußerten Wünſche herbeizuführen. Von dem 
damaligen Unterſtaatsſekretär Freund erhielt ich dann auch 
die Zuſage, daß der Staat bereit ſei, zwei Drittel der Koſten, 
die aus der Entlohnung der Mannſchaften entſtehen würden, 
zu übernehmen. Dafür verlangte der Staat nun aber auch 
einen ſchnellen Abbau der Wehren, und da der Regierung 
ſcheinbar meine Erklärung nicht genügte, daß vor der 
Verſtärkung der Polizeiorgane ein plötz— 
licher Abbau nicht erfolgen dürfe, wurde ein 
Berliner Polizeileutnant in den Bezirk geſandt, um Er— 
hebungen darüber anzuſtellen, ob das Fortbeſtehen der ein— 
zelnen Wehren an ſich und nach ihrem Umfange vom Stand— 
punkt der allgemeinen Sicherheit aus noch als notwendig 
anzuerkennen ſei. Später wurde der Oberpräſident der 
Provinz Weſtfalen mit dieſen Erhebungen betraut, und end— 
lich ſollten die Regierungspräſidenten im Benehmen mit mir 
noch einmal über die Dinge berichten!! Dieſer komplizierte 
und umfangreiche Erhebungsapparat ging mir gegen den 
Strich. Es war mir nicht einen Augenblick zweifelhaft ge— 
weſen, daß die endgültige Auflöſung der Sicherheitswehren 
und die Zurückführung der Mannſchaften in die bürgerlichen 
Berufe — eine ſchwierige und undankbare Miſſion — meine 
Aufgabe ſein würde. Die Stellen im Miniſterium des In— 
nern, die die Polizeifragen zu bearbeiten hatten, waren auch 
durch meine ſchriftlichen und mündlichen Erklärungen dar— 
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über unterrichtet, daß ich aus eigener Überzeugung und Ent- 
ſchließung auf eine baldige Auflöſung der Sicherheitswehren 
drängen würde. Was darum die vielen Kontrollen und 
Reviſionen bezweckten, um deren Ausführung die verſchie⸗ 
denſten Behörden erſucht wurden, war mir unerfindlich. Ich 
habe dem Miniſterium denn auch erklären müſſen, daß es 
mir unmöglich ſei, mein Amt weiterzuführen, wenn meine 
Anordnungen und Anträge durch den ſchleppenden Gang 
der Unterſuchung erſchwert würden, wie er in Angelegenheit 
der Entſchädigung und Auflöſung der Sicherheitswehren in 
die Erſcheinung trat. 

Dazu kam noch ein Anderes. Das Reichswehrminiſterium 
wurde recht dringlich bei den Landesregierungen vorſtellig, 
in den Unruhegebieten die angeregten Einwohnerwehren 
ſchnellſtens ins Leben zu rufen. Ich habe auch dem Wehr— 
miniſterium gegenüber vom erſten Augenblick an keinen 
Zweifel darüber gelaſſen, daß ich den Sicherheitswert der 
Einwohnerwehren im Induſtriebezirk für ſehr fragwürdig 
halte und auch allen anderen behördlichen Stellen gegenüber 
dieſe Auffaſſung mit den Erfahrungen im Generalſtreik be— 
gründet. Die militäriſchen Stellen verſchloſſen ſich auch nicht 
der Erkenntnis, daß, wo der ſtarke Wille zum Zuſammen⸗ 
ſchluß der Bevölkerung fehle oder abhanden gekommen ſei, 
aus den Einwohnerwehren um deswillen beſondere Ge— 
fahren für die Ruhe und Sicherheit entſtehen könnten, weil 
den Wehren wirkungsvolle Kampfmittel anvertraut waren. 
Trotzdem wurde die Bildung der Einwohnerwehren verfügt. 

Daraus erwuchſen weitere Schwierigkeiten. Die Aus⸗ 
rüſtung der Einwohnerwehren erfolgte durch die Militär— 
behörden. Die Einwohnerwehren ſelbſt ſollten zur Polizei 
in Hilfsſtellung ſtehen, in normalen Zeiten alſo von der 
Polizei geleitet werden. Dieſe Zwitterſtellung erſchwerte 
wieder meine Aufgabe, für die Aufrechterhaltung der Ruhe 
und Ordnung Sorge zu tragen. Schon wurde mir aus dem 
Lünener Bezirk gemeldet, daß die Aushändigung der Waffen 
an die einzelnen Mitglieder der Wehren in der fahrläſſigſten 
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Weiſe geſchehe, daß insbeſondere Leute Waffen erhalten 
hätten, deren Loyalität der Regierung gegenüber mindeſtens 
in Zweifel gezogen werden müſſe. Schon gingen mir Berichte 
zu, daß, wie bei der Sicherheitswehr, auch in die Einwohner— 
wehren unabhängige Sozialiſten und Kommuniſten ein— 
gedrungen ſeien und deren Tätigkeit dahin führen würde, 
die Wehren in ſchwierigen Momenten zum völligen Verſagen 
vor oder im Kampfe zu bringen. An mich wandten ſich die 
Einwohner- und Sicherheitswehren häufig mit dem Erſuchen, 
ihnen bei Erlangung der erforderlichen Geldmittel behilflich 
zu ſein. Allein aus dieſem Grunde erſchien mir das Ver— 
langen berechtigt, auch über ihre militäriſche Ausrüſtung 
unterrichtet zu werden. Zwiſchen dem Generalkommando 
und mir wurden in Berückſichtigung dieſes Verlangens Be— 
ſtimmungen getroffen, nach denen die Regierungspräſidenten 
und Landräte ihre Anträge auf Überweiſung von Waffen 
an meine Amtsſtelle zu richten hatten, die zu den Anträgen 
Stellung nahm und die Zahl der zu überweiſenden Waffen 
und Munitionsmengen dem Generalkommando vorſchlug. 
Mit der Erledigung dieſer Aufgabe waren die vom General— 
kommando beorderten Verbindungsoffiziere beauftragt, die 
die Anträge zumeiſt nur vom techniſchen und militäriſchen 
Geſichtspunkte aus prüfen konnten und die politiſchen Fragen 
unberückſichtigt ließen. Es waren außer den ordentlichen Be— 
hörden — Regierungspräſidenten und Landräten — auch 
noch fünf vom Generalkommando eingerichtete „Wehr— 
beratungsſtellen“ tätig, in denen neben einem mili- 
täriſchen Berater auch ein von mir ernannter Beigeordneter 
ſaß. Aber auch dieſe vielfältige Kontrolle hat es nicht ver— 
mocht, die Einwohnerwehren vor der Zerſetzung zu be— 
wahren. Anfang Dezember erklärte der Zechenverband, daß 
man es in den Kreiſen der Werksvertreter zwar als billig 
erachte, den Mitgliedern der örtlichen Einwohnerwehren für 
diejenigen Schichten, die ſie infolge der Ausübung des Sicher— 
heitsdienſtes verſäumten, eine Vergütung zu zahlen, voraus— 
geſetzt, daß eine Gewähr dafür geboten ſei, „daß die be— 
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treffende Einwohnerwehr bei etwaigen Unruhen tatſächlich 
zuverläſſig ſei“. Dies ſcheine jedoch nicht überall der Fall 
zu ſein! 

Der Schein trog nicht! Beim Kapp⸗Putſch insbeſondere 
erwies ſich, daß die von mir und auch von mehreren mili⸗ 
täriſchen Stellen von vornherein geäußerten Bedenken gegen 
die Bildung und Ausrüſtung der Einwohnerwehren nur zu 
begründet waren. Ihre Kampfmittel wurden nahezu reſtlos 
die Waffen der „Roten Armee“. 


Die Vielgeſtaltigkeit der ſtaatlichen Machtmittel wurde 
zunächſt noch vermehrt, als im Herbſt bei mir der Oberſt— 
leutnant von Caprivi erſchien, um in Münſter einen Organi- 
ſationsſtab zur Errichtung einer ſtaatlichen Sicherheitspolizei 
für das rheiniſch-weſtfäliſche Induſtriegebiet zu begründen, 
nachdem der Miniſter des Innern ſchon im Juli meinen Bor- 
ſchlägen grundſätzlich zugeſtimmt hatte. Für Ende September 
war der Befehl für die Errichtung einer ſtaatlichen Organi— 
ſation für Eſſen, Bochum (mit Anſchluß von Herne) und 
Gelſenkirchen zu erwarten. Inzwiſchen waren die meiſten 
Sicherheitswehren aufgelöſt worden, nachdem den Mann⸗ 
ſchaften Übergangsgelder zugeſichert und viele in die An⸗ 
wärterliſte zur Vermehrung der ſtaatlichen Polizei auf— 
genommen waren. Perſönliche Einwirkungen auf die zur 
Entlaſſung beſtimmten Wehrmannſchaften in den einzelnen 
Städten erzielten den Erfolg, daß die Auflöſung ohne Kom— 
plikationen durchgeführt werden konnte. 


Zu lebhaften Erörterungen führte die Anfang April durch 
den Hauptmann Lichtſchlag verfügte Auflöſung der Eſſener 
Sicherheitswehr. In der Eſſener Stadtverordneten-Ver⸗ 
ſammlung vom 11. April teilte der Oberbürgermeiſter 
Dr. Luther mit, daß, obwohl der Regierungspräſident 
Dr. Kruſe noch am Vormittag dem Hauptmann Lichtſchlag 
fernmündlich empfohlen habe, zunächſt mit der Stadtverwal⸗ 
tung in Verbindung zu treten, die Auflöſung der 
Wehr ohne vorherige Fühlungnahme mit 
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ihm erfolgt fei. Dr. Luther fügte dieſer Mitteilung 
hinzu, daß er aus dem Sachverhalt ſchließen müſſe, daß die 
neue Wehr auf rein militäriſcher Grundlage aufgebaut 
werden ſolle! Aber nicht nur die Stadtverwaltung, ſondern 
die überwiegende Mehrheit der Eſſener Bevölkerung be— 
trachteten die Auflöſung der Wehr durch den örtlichen Mili— 
tärbefehlshaber als einen völlig unmotivierten Willkürakt. 
Mir wurde mitgeteilt, daß eine ſehr einſeitig zuſammen— 
geſetzte Kommiſſion nach Berlin gefahren ſei, um ſich vom 
Reichswehrminiſterium Vollmachten zur Aufſtellung einer 
neuen Wehr erteilen gu laſſen. Von der Zentrale für Cin- 
wohnerwehren wurde dann auch — angeblich im Namen 
der Reichsregierung — dem Hauptmann d. R. Dietſch der 
Auftrag erteilt, im engſten Einvernehmen mit den Orts— 
behörden und ſämtlichen politiſchen Parteien eine liſten— 
mäßige Einwohnerwehr aufzuſtellen. Dieſe Wehr, die ſpäter 
auch gebildet wurde und unter der Führung des Haupt- 
manns Dietſch verblieb, beſaß keineswegs das Vertrauen 
gerade derjenigen Parteien und Berufsgruppen, auf deren 
Unterſtützung die Regierung angewieſen war. Ich habe 
darum im Einvernehmen mit dem Reichswehrminiſter Noske 
und dem Kommandierenden General die Neubildung einer 
Sicherheitswehr zur Verſtärkung der Polizeitruppe verfügt 
und mit der Aufſtellung den Geſchäftsführer des Arbeiter— 
rats, Hamacher, der der Sozialdemokratiſchen Partei an- 
gehörte, und den meiner Dienſtſtelle kommandierten Ober— 
leutnant Plenio beauftragt. Die Auswahl der Mann— 
ſchaften erfolgte mit größter Sorgfalt. Die freien und chriſt— 
lichen Gewerkſchaften ſtellten das größere Kontingent. Unter 
der Führung des Leutnants Heintz, der vorher bei der Dort— 
munder Sicherheitswehr beſchäftigt war, hat gerade die 
Eſſener Wehr der Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung, 
ſowie der Sicherheit des Bezirkes gute Dienſte geleiſtet. Die 
Dortmunder und Eſſener Wehren waren die beſten des 
Reviers. 


109 


Durch militäriſche Dienſtſtellen erfolgten ferner die Auf⸗ 
löſungen der Sicherheitswehr in Hamborn und der Hilfs⸗ 
polizei in Remſcheid. 


Eiſenbahnerſtreik 

Anfang Januar 1920 unterbreiteten die Eiſenbahner⸗ 
Organiſationen der Preußiſchen Staatsregierung eine Reihe 
von Forderungen, die auf Verbeſſerung des abzuſchließenden 
Tarifvertrages gerichtet waren und mit dem Hinweis auf die 
Preisſteigerung für die wichtigſten Lebensmittel begründet 
wurden. Während der Verhandlungen über den Tarif— 
vertrag, die um deswillen ſich beſonders ſchwierig geſtalteten, 
weil es ſich um den erſten Tarifvertrag der Eiſenbahnen mit 
den Gewerkſchaften handelte und der Eiſenbahnbetrieb ſchon 
lange im Zeichen eines beträchtlichen Rückgangs ſtand, legten 
in einigen Orten die Eiſenbahner die Arbeit nieder. Die 
Zentralverbände billigten dieſes Vorgehen nicht, insbeſondere 
der Deutſche Eiſenbahner-Verband hatte vor jedem voreiligen 
Schritt gewarnt. Im Hinblick auf einen im Magdeburger 
und Frankfurter Bezirk ausgebrochenen Streik erließ der 
Verband eine längere Erklärung, in der er von den wilden 
Bewegungen ausdrücklich abrückte und mit großer Schärfe 
hervorhob, daß er es nicht billige, wenn ein Teil der ge— 
ſamten Organiſation über den Kopf der Verbandsleitungen 
hinweg zu Mitteln griffe, die, ohne der Sache zu nützen, die 
Bewegung der Eiſenbahner zu zerſplittern drohe. Der Ver— 
band erklärte, ſich energiſch für die Lohnforderung der Eiſen— 
bahner einſetzen zu wollen, warnte aber entſchieden vor vor— 
eiligen und unüberlegten Schritten. 


Der Appell des Verbandsvorſtandes hatte in Rheinland 
und Weſtfalen nur geringen Erfolg. In den Eiſenbahn— 
direktionsbezirken Elberfeld und Eſſen traten an vielen 
Orten die Eiſenbahnarbeiter in den Ausſtand, und obgleich 
die örtlichen Gewerkſchaftsleitungen ſich bemühten, den rein 
wirtſchaftlichen Charakter der Bewegung zu bewahren, ver— 
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ſuchten Unabhängige und Kommuniſten fofort, die Bewegung 
auch in ein politiſches Fahrwaſſer zu lenken. Ein Antrag 
der unabhängigen ſozialdemokratiſchen Fraktion auf ſofortige 
Zuſammenberufung der verfaſſunggebenden preußiſchen 
Landesverſammlung, die den Zweck verfolgen ſollte, auf die 
Regierung im Sinne der Wünſche der Eiſenbahner einzu— 
wirken, wurde im Induſtriebezirk als das Signal aufgefaßt, 
mit dem Eiſenbahnerſtreik eine große politiſche Aktion zum 
Sturz der Regierung einzuleiten. 

Von den Kommuniſten war bekannt geworden, daß ſie 
die Erinnerung an den Berliner Spartakus-Aufſtand — 5. bis 
11. Januar 1919 — durch Verſammlungen und Ausſtände 
wachhalten wollten. Ihnen kam der Eiſenbahnerausſtand 
deswegen ſehr gelegen. Die Agitation unter den Berg— 
arbeitern hatte ihnen bisher keinen Erfolg gebracht, jetzt 
ſollte es mit der Bearbeitung der Eiſenbahner verſucht 
werden. Deswegen wurden, ehe die Tarifverhandlungen 
überhaupt zum Abſchluß gelangt waren, die Zugeſtändniſſe 
der Regierung als ungenügend bezeichnet und die Eiſen— 
bahner aufgefordert, ſolange im Streik zu verharren, bis alle 
Forderungen reſtlos erfüllt ſeien. 

Aber nicht allein die Eiſenbahner wurden ſcharf gemacht, 
ſondern auch die Bergarbeiter verſuchte man erneut in die 
Ausſtandsbewegung zu treiben. Ein Flugblatt nach dem 
anderen wurde auf den Eiſenbahnplätzen und in den Beleg— 
ſchaften verteilt. Allen Ernſtes glaubte der Spartakus-Bund 
die Zeit für gekommen, um der Regierung Ebert-Bauer den 
Todesſtoß zu verſetzen. Eines dieſer Flugblätter hatte 
folgenden Wortlaut: 

Eiſenbahner! Bergarbeiter! 

Fördert keine Tonne Kohlen, legt die Eiſenbahnen ſtill, proklamiert 
den Generalſtreik! 

Der Kampf der Eiſenbahner wird mit größerer Gewalt wieder 
aufflammen, ſobald das Grubenproletariat dem kapitaliſtiſchen Staat 
die Arbeitskraft verweigert! 

Auf zum Kampf! Heraus aus den Eiſenbahnwerkſtätten! Heraus 
aus den Gruben! Reſtloſe Erfüllung der Eiſenbahnerforderung! 


Sechsſtundenſchicht und Beſchaffungshilfe für die Berg— 
arbeiter! Reſtloſe Aufhebung des Belagerungszuſtandes! 


111 


Bergarbeiter, jetzt iſt die Stunde des Kampfes gekommen! Die 
i bune bis zum 1. Februar bedeutet den 
Sieg der Noske-Garde, bedeutet blutige Niederlage. Laßt 
Euch nicht mit der von der konterrevolutionären Gewerkſchafts⸗ 
bureaukratie und reaktionären Führung herausgegebenen Parole bor 
1. Februar ködern. Sofort auf zum Kampf und Sieg! Jetzt oder nie! 


Kommuniſtiſche Partei Deutſchlands 
(Spartakus⸗Bund). 


Die Unabhängige ſozialiſtiſche Partei ging in ihrer 
Agitation zwar nicht ſo weit. Daß der Streik, allzuoft und 
zur Unzeit wiederholt, ein zweiſchneidiges Schwert ſei 
und auch die Arbeiterſchaft ſchwer verletzen könne, hatte kurz 
vorher das Berliner Blatt der „Unabhängigen“, die „Frei⸗ 
heit“, ihren Leſern auseinandergeſetzt. Aber die Propaganda 
gegen das von der Regierung vorgelegte Betriebsrätegeſetz 
wurde im ganzen Reiche mit beſonderer Leidenſchaftlichkeit 
betrieben, und die unabhängigen Redner ließen durchblicken, 
daß die Tage der Beratung dieſes Geſetzes Schickſalstage 
der deutſchen Arbeiterſchaft, aber auch Schickſalstage der 
Regierung Chert-Bauer werden würden. Dieſe Propaganda, 
die ſelbſtverſtändlich auch in das Ruhrgebiet getragen wurde, 
fand in den durch den Eiſenbahnerſtreik ohnehin bewegten 
Maſſen einen günſtigen Boden. 

Iſt ein Eiſenbahnerſtreik, d. h. eine Stillegung des öffent⸗ 
lichen Verkehrs, ſchon im allgemeinen für das Wirtſchafts⸗ 
und Verkehrsleben eines Landes mit den größten Schäden 
und Schwierigkeiten verbunden, ſo wäre er im Induſtrie— 
bezirk ſelbſt bei kürzerer Dauer gleichbedeutend geweſen mit 
einer Unterbrechung der Urproduktion in den Berg- und 
Hüttenbetrieben. Wenn die geförderte Kohle nicht abtrans— 
portiert werden kann und auf Halden geſchüttet werden muß, 
entſtehen ſofort die größten Schwierigkeiten, die durch die 
unausbleibliche Verſtopfung der Bahnhöfe in dem dichten 
Verkehrsnetz des Induſtriebezirkes zu ihrer Beſeitigung eine 
geraume Zeit erfordern. Störung der Produktion, 
Unterbindung der Lebensmittelzufuhr — 
das waren wieder ſo trübe Ausſichten, daß alles daran geſetzt 
werden mußte, um eine längere Dauer des Streiks zu ver⸗ 
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hindern. Ich habe mich deswegen mit der preußiſchen Re— 
gierung in Verbindung geſetzt und gebeten, die Lohnverhand— 
lungen möglichſt zu beſchleunigen und ſchnell die Zugeſtändniſſe 
mitzuteilen, die die Regierung dem Volke und der Landes— 
verſammlung gegenüber vertreten könne. Ich habe dann 
auch verſucht, auf die Vertrauensmänner des Eiſenbahner— 
verbandes einzuwirken, den wilden Bewegungen mit aller 
Entſchiedenheit entgegenzutreten und die Eiſenbahner dahin 
zu beeinfluſſen, den gegen den Willen der Verbandsleitungen 
inſzenierten Streik aufzuheben und zur Arbeit zurückzukehren. 

Alle dieſe Bemühungen führten nicht zu dem gewünſchten 
Ziele. Beſonders im Elberfelder Direktionsbezirk traten 
ſchon am 8. Januar Strömungen hervor, die die Einſtellung 
der bis dahin geleiſteten Notſtandsarbeiten (d. h. den Verkehr 
der D⸗-Züge und die Abfertigung der Lebens— 
mittel⸗ und Milchzüge) verlangt hatten und die es 
unverkennbar darauf anlegten, dem Streik nunmehr auch 
offen den Charakter einer politiſchen Bewegung zu geben. 
Die Kommuniſten ſcheuten ſich gar nicht mehr, zu bekennen, 
daß der Eiſenbahnerſtreik nur der Auftakt zur zweiten großen 
Revolution werden würde und die Ausſchreitungen, die 
einige Tage ſpäter in der unruhigſten Ecke des Ruhrreviers, 
in Hamborn, einſetzten, ließen erkennen, wohin die Reiſe 
gehen ſollte. In Hamborn wurde von einer vieltauſend— 
köpfigen Menge das Rathaus erſtürmt, alle erfaßbaren 
Schriftſtücke, vor allem Steuerakten vernichtet, und zum 
ſoundſovielten Male die Räte-Republik ausgerufen. Das 
brauchte man nun freilich in Hamborn nicht allzu tragiſch 
nehmen, aber die der Räte-Proklamation folgenden Gewalt— 
taten, Lebensmittelplünderungen und Zechenſtillegungen, 
waren doch ſchon bedenkliche Zeichen für den Erfolg der 
ſpartakiſtiſchen Agitation. 

Notſtandsarbeiten wurden dann auch tatſächlich an einigen 
Stellen verweigert. Die Zufuhren an Kohlen für die Gas— 
werke blieben aus, ſo daß die meiſten Großſtädte wieder 
Sperrſtunden einrichten mußten. Die Reichsgetreideſtelle, 
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deren Sendungen in das Induſtriegebiet unterwegs an⸗ 
gehalten wurden, war nicht mehr in der Lage, Brotgetreide 
zu ſchicken. Auf die Verzweiflungstaten einer hungernden 
und frierenden Bevölkerung warteten die Spartakiſten, um 
dann den lange erſtrebten Sturz der Regierung Chert-Bauer 
herbeizuführen. 

Am Sonntag, den 11. Januar, war ich in Berlin, um der 
Reichs⸗ und Staatsregierung von dieſer Sachlage Mitteilung 
zu machen und mir weitgehende Vollmachten für eine Nieder⸗ 
haltung der angekündigten Gewaltmaßnahmen und für eine 
ſchnelle Beendigung des Streiks zu erbitten. Nachdem alle 
Einwirkungen auf die Eiſenbahnerorganiſationen, der wilden 
Streikbewegung ein Ende zu machen, vergeblich geblieben 
waren, blieb nun nichts anderes mehr übrig, als die Cijen- 
bahnverwaltung ſelbſt in den Stand zu ſetzen, den Betrieb 
wieder in Gang zu bringen. Als ich am Montag in den 
Bezirk zurückkehrte, wurde mir mitgeteilt, daß mehr als 
eine halbe Million Tonnen Kohlen, die für den 
Induſtrie⸗ und Hausbrand beſtimmt waren, allein im Eſſener 
Bezirk verladen ſtänden, aber wegen des Streiks nicht 
abgefahren werden könnten. Während in den 
letzten Monaten des Jahres 1919 unausgeſetzt von den 
Halden abgefahren werden konnte, gingen die Halden unter 
der Wirkung des Streiks auf 900 000 Tonnen wieder in die 
Höhe. Dieſen Erſcheinungen gegenüber durfte die Regierung 
nicht untätig bleiben. Ich habe darum zunächſt mitgeteilt, 
daß durch die Berliner Verhandlungen mit den Vertretern 
der Eiſenbahnarbeiterverbände für die Eiſenbahnarbeiter 
bereits beträchtliche Zugeſtändniſſe gemacht ſeien. In den 
meiſten Direktionsbezirken ſollte der Stundenlohn um eine 
Mark erhöht werden, ſo daß die tägliche Zulage acht Mark 
betrug. Auch die Gehälter der Eiſenbahnbeamten, beſonders 
der unteren Klaſſen, hatten in den Verhandlungen eine 
weſentliche Verbeſſerung erfahren. Das war den Eiſen— 
bahnern ſchon am Sonntag bekannt geworden mit dem 
Erfolge, daß in einigen Bezirken, z. B. in Elberfeld, von der 
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Zentralſtreikleitung den Arbeitern empfohlen wurde, die 
Arbeit wieder aufzunehmen. In anderen aber wurde jetzt 
erſt gerade der Streik mit immer höheren Forderungen 
proklamiert, was jedem Kundigen erkennen ließ, daß hier 
politiſche Ziele erſtrebt wurden. 


Die Antwort der Regierung und der Provinzbehörden 
auf dieſe Haltung war die Verhängung des Ausnahme— 
zuſtandes über die Regierungsbezirke Düſſeldorf, Arnsberg, 
Münſter und Minden. Dank der beſonnenen Haltung der 
Eiſenbahner des Bezirkes Minden hat dieſer den Ausnahme— 
zuſtand vom 13. Januar nicht zu ſpüren bekommen. Der 
Eiſenbahnminiſter Oeſer hatte mich ermächtigt, zur Wieder— 
aufnahme des Betriebes alle Maßnahmen in Anwendung zu 
bringen, die ich für nötig erachte. Sie beſtanden außer 
der Information über die ausgeſprochenen Lohnerhöhungen 
in der Bekanntmachung an die ſtreikenden Eiſenbahnarbeiter, 
daß, wer fic) nicht innerhalb dreier Tage von der ur— 
ſprünglich wilden und jetzt von gewiſſen— 
loſen Drahtziehern zu politiſchen Zwecken 
geſchürten Bewegung zurückzie hee und die Arbeit 
wieder aufnehme, von der Eiſen bahn verwaltung 
entlaſſenſei. 


Die den Eiſenbahnern zugeſtandenen Lohnerhöhungen 
und dieſe Erklärung bewirkten die ſofortige 
Wiederaufnahmeder Arbeit. Schon nach wenigen 
Tagen konnte ich der Reichsgetreideſtelle mitteilen, daß in— 
folge der Beilegung des Eiſenbahnerſtreiks Getreide- und 
Mehltransporte unbehindert ihren Beſtimmungsorten zu— 
geführt werden könnten. Der Kohlenverſand wurde wieder 
in geordnete Bahnen gelenkt und der Betrieb nicht mehr 
geſtört. 


Jetzt aber ſetzte ein wahres Maßregelungsfieber bei 
einigen Behörden der Eiſenbahnverwaltungen ein, die ſchein— 
bar den Zeitpunkt für gekommen erachteten, mißliebige 
Vertreter der Organiſationen aus dem Betriebe zu entfernen. 
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Meine Erklärung war nicht allen Arbeitern zeitig genug 
bekannt geworden; andere — und nicht gerade die 
ſchlechteſten — die von ihr erfahren hatten, waren zwar 
bereit, ihr ſofort Folge zu leiſten, glaubten aber, den Abbruch 
des Streiks nur in der geſchloſſenen Belegſchaft beſchließen 
zu können. So erklärte es ſich, daß einige hundert Arbeiter 
im Bereich des Wehrkreiſes die Arbeit zu der beſtimmten 
Friſt nicht wieder aufgenommen hatten. Von dieſen wurden 
nun von Werkmeiſtern, Abteilungsleitern uſw. viele zur 
dauernden Entlaſſung ausgefiebt, die ſich durch die Ber- 
tretung der Intereſſen ihrer Kameraden in irgendeiner 
Weiſe bei den Vorgeſetzten mißliebig gemacht hatten. 


Eine derart unziemliche Haltung von Werks- und Be— 
hördenvertretern habe ich oft beobachten können. In 
kritiſchen Augenblicken hilflos wie die Kinder und ängſtlich 
wie Märzhaſen, fühlten ſie ſich ſofort, wenn die Gefahr vor— 
über war, d. h. wenn andere für ſie dieſe Gefahren beſeitigt 
hatten. Dann wurden ſie wieder tapfer — Wehrloſen gegen— 
liber; 

Es war ein langer, hartnäckiger Kampf, den ich um die 
Wiedereinſtellung der offenbar Gemaßregelten zu führen 
hatte, ein Kampf, in den auch ſtellenweiſe höhere Beamte 
hineingezogen wurden, die von den mir vom Chef der Eiſen— 
bahnverwaltung ausgeſtellten Vollmachten nun nicht mehr 
ganz unterrichtet ſein wollten. Ich mußte in einzelnen 
Fällen Schutzhaft androhen, um den zwiſchen den Eiſenbahn⸗ 
Direktions⸗Präſidenten und mir getroffenen Richtlinien für 
die Wiedereinſtellung Anerkennung zu verſchaffen. 


Meine Vorſtellungen um die Wiederbeſchäftigung der 
Gemaßregelten hätten ſchneller zum Erfolg geführt, wenn 
nicht auch die Rivalität der verſchiedenen Eiſenbahner— 
verbände in die Dinge hineingeſpielt hätte. Daß ich in ihrer 
Weiterverfolgung hartnäckig blieb, war nicht nur ein Gebot 
der Gerechtigkeit, ſondern lag auch im Intereſſe der Eiſen— 
bahnverwaltung, die auch den Anſchein vermeiden mußte, 
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daß fie gerade diejenigen ſchlecht behandele, die in ſchwierigen 
Zeiten unter Einſetzung ihrer ganzen Perſönlichkeit und unter 
Gefährdung ihres guten Namens in der Arbeiterſchaft zur 
Ruhe und Beſonnenheit gemahnt hatten. 

Die Verhängung des Ausnahmezuſtandes ſetzte auch der 
Verbreitung der Hamborner Unruhen ein Ziel. Freilich 
hatte ſie auf der anderen Seite die unliebſamſten Wirkungen 
im Vereins- und Verſammlungsleben zur Folge. Die zu 
ſeiner Einſchränkung vorgeſehenen Maßnahmen wurden 
ganz verſchiedenartig gehandhabt. An einigen Orten ver— 
boten die Militärbefehlshaber die Verſammlungen der Kom— 
muniſten und Unabhängigen, in anderen Orten aber wurden 
die Verſammlungen dieſer Parteien erlaubt und dafür die Dis- 
kuſſion verboten! Als in einer Verſammlung im Duisburger 
Bezirk der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Schlucht— 
mann einer Rednerin der Unabhängigen entgegentreten 
wollte, um einige Schiefheiten der Verſammlungsrede zu be— 
richtigen, wurde ihm das unter Hinweis auf die Anordnung 
des Militärbefehlshabers unterſagt! 

Die in einigen Städten von den Unabhängigen ver— 
anſtalteten Demonſtrationen brachten den Arrangeuren 
keinen Erfolg. Die Beteiligung war äußerſt gering. Mehrere 
befriſtete Proteſtſtreiks gaben den Leitungen der Werke Ge— 
legenheit, Hunderte von Streikenden zu entlaſſen. — 

So hatte die Januar-Bewegung wieder Dutzende von 
Menſchenleben gefordert, der Wirtſchaft wieder ſchwere 
Wunden geſchlagen, die Radikalen ihren Zielen aber nicht 
näher gebracht. 

Das ſollte nunmehr, am 1. Februar, durch die 
„direkte Aktion“ aufs neue verſucht werden. 


Kohlennot und Ueberſchichten 


Während im Bergbau gegen Ende des Jahres eine ge— 
wiſſe Beruhigung unverkennbar war, traten mit Beginn der 
kälteren Jahreszeit in mehreren anderen Induſtriezweigen 
— nicht nur des Ruhrreviers — die allergrößten Schwierig— 
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keiten hervor. Sie waren in den allermeiſten Fällen auf die 
Kohlennot zurückzuführen. In Stadt und Land des 
ganzen Reiches war die Hausbrandverſorgung bedeutend 
ſchlechter als im Vorjahre. Die Gaswerke konnten nur un⸗ 
genügend beliefert werden, ſo daß die meiſten Großſtädte 
täglich Sperrſtunden einlegen mußten. Die Lieferungen an 
die Induſtrie und an die Landwirtſchaft erfuhren eine Der- 
artige Verringerung, daß in jeder Woche Tauſende von 
Arbeitsloſen das Heer der induſtriellen Reſerve vermehrten 
und die Landwirte mit dem Ausdreſchen von Brotgetreide 
in Verzug gerieten, weil ſie nicht in der Lage waren, ihre 
Lokomobilen zu heizen. Schon zu Beginn des Frühjahrs, 
als von den verſchiedenſten Stellen Verſuche unternommen 
wurden, zur Vermehrung der Produktion dem Ruhrbergbau 
neue Arbeitskräfte zuzuführen, war der Mangel an kleineren 
Wohnungen empfindlich hervorgetreten. Reich und Einzel— 
ſtaaten verſuchten zwar, die Bautätigkeit durch Hergabe von 
Geldmitteln zu beleben. Aber alle dieſe Verſuche blieben 
wirkungslos, weil infolge der geringen Kohlenbelieferung 
viele Zementfabriken und Ziegeleien erheblich eingeſchränkt 
und teilweiſe ſogar ſtillgelegt werden mußten. Mit dem Bau 
neuer Bergarbeiterwohnungen im Ruhrbezirk wie überhaupt 
mit der Errichtung von Wohnungen für Minderbemittelte 
mußte Schluß gemacht werden. 

Die Reſervebeſtände der Eiſenbahn waren in einem Be— 
zirk vollſtändig aufgebraucht, in anderen reichten ſie nur 
noch für wenige Tage. Der Eiſenbahnbetrieb geriet ins 
Stocken. Der Perſonenverkehr erlitt durch die Kohlennot ein- 
ſchneidende Einſchränkungen, aber auch die Güterſendungen 
kamen durch den unregelmäßigen Verkehr auf den Bahnen 
und durch die Verſtopfung der Bahnhöfe in Verzug. Die 
Elektrizitätswerke litten ebenfalls unter einer ungenügenden 
Belieferung mit Kohlen in einem Umfang, daß viele der 
mit elektriſcher Kraft betriebenen Werke zur Einlegung von 
Feierſchichten oder zur vollſtändigen Stillegung verurteilt 
waren. 
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Dieſe üble Lage, die durch den Rückgang der Produktion 
entſtanden war, wurde noch erheblich verſchlechtert durch die 
Zwangslieferungen an die Entente. Nach den amtlichen Feſt— 
ſtellungen über die Kohlenförderung im Herbſt des Jahres 
1919 verſchlangen ſie etwa 18 bis 20 Prozent der geſamten 
Förderung! 

War es da verwunderlich, daß die Deputationen aus 
Gasanſtalten, Elektrizitätswerken, Zementfabriken, Ziege— 
leien, Walzwerken, Maſchinenfabriken, Glasfabriken, Zucker— 
fabriken uſw., die bei mir zum Zwecke einer beſſeren Kohlen— 
belieferung ihrer Fabrikbetriebe vorſtellig wurden, kein Ende 
nahmen! Täglich mußte ich Dutzenden von Deputationen 
auseinanderſetzen, daß nicht ich, ſondern der Reichs kom— 
miſſar für die Kohlen verteilung für die Ent⸗ 
gegennahme und Weiterverfolgung ihrer Wünſche zuſtändig 
ſei, aber täglich enthüllte fic) auch mir durch die Vorjtel- 
lungen dieſer Deputationen ein erſchütterndes Bild unſerer 
Wirtſchaftslage. 

Die Streiks im Bergbau waren zwar geringer geworden, 
aber die Agitation zur Einführung der Sechsſtundenſchicht 
ließ noch nicht nach. Die Bergarbeiterverbände wehrten ſich 
zwar mit großer Entſchiedenheit gegen die Beunruhigung, 
die durch dieſe Agitation auch in ihre Kreiſe getragen wurde. 
Eine Konferenz der Obleute der dem Deutſchen Bergarbeiter— 
Verband angehörenden Betriebsräte der rheiniſch-weſt— 
fäliſchen Zechen, die am 27. Dezember 1919 in Bochum tagte, 
nahm mit 69 gegen 10 Stimmen eine Entſchließung an, in 
der zum Ausdruck gebracht wurde, daß die Verkürzung der 
Untertagesſchicht im Bergbau auf ſechs Stunden durch 
internationale Vereinbarungen herbei- 
geführt werden müßte. Es war insbeſondere der Reichs— 
tagsabgeordnete Otto Hue, der in Wort und Schrift der 
Auffaſſung entgegentrat, als ob trotz der ungünſtigen Lage 
der Weltwirtſchaft Deutſchland es allein vermöchte, die ſechs— 
ſtündige Schicht zur Einführung zu bringen. Hue ſcheute ſich 
auch nicht — obgleich das damals nicht gerade populär war — 
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auszuſprechen, daß Deutſchland (beſonders im Hinblick auf 
die ungeheuer harten Friedensbedingungen) nur dann ſeine 
gewerbliche Wettbewerbsfähigkeit mit dem konkurrierenden 
Auslande wieder herſtellen könne, wenn es imſtande ſei, die 
beträchtlich geſunkene Gütererzeugung vornehmlich in den 
Stätten der Urproduktion wieder zu ſteigern. 

Aus allen Gemeinden des Reiches kamen Hilferufe der 
Arbeitsloſen oder von der Arbeitsloſigkeit Bedrohten mit 
dem Appell an die Bergarbeiter, alles zu tun, um die indu- 
ſtriellen Werke vor der Stillegung zu bewahren. Von Zeit 
zu Zeit wurde den Bergarbeitern auch durch Vorkommniſſe, 
die den eigenen Beruf empfindlich berührten, ſehr deutlich 
demonſtriert, wie nachteilig ſchon die durch die Kohlennot 
herbeigeführten Produktionseinſchränkungen den Prozeß der 
eigenen Produktion beeinflußt hatten. Die Stillegung von 
Walzwerken, von Lokomotiven- und Wagenfabriken, ferner 
die Feierſchichten in der Elektrizitätsinduſtrie hatten zur 
Folge, daß Förder- und Transportmaſchinen ausblieben, 
daß an Förderwagen bald ein empfindlicher Mangel eintrat 
und daß Röhren und Schienen und andere im Bergbau be— 
nötigte Materialien nicht zeitig genug geliefert werden 
konnten. Die Mitglieder der Bergarbeiterorganiſationen er— 
kannten denn auch an, daß die Bergarbeiter verpflichtet ſeien, 
den Arbeitern anderer Induſtriezweige gegenüber praktiſche 
Solidarität zu üben und die Produktion im Bergbau zu ſtei— 
gern. Der Abgeordnete Hue konnte in einer ausgezeichneten 
Schrift „Volk in Not“, die der Deutſche Bergarbeiter- 
Verband in den Kreiſen ſeiner Mitglieder verbreiten ließ, 
überzeugend nachweiſen, daß eine große Zahl Belegſchaften 
in Schleſien, Sachſen, Thüringen und Braun— 
ſchweig ſchon ſeit Wochen Überſchichten zur Hebung der 
Produktion verführen. Auch der chriſtliche Gewerkverein und 
die Hirſch⸗Dunckerſche Gewerkſchaft wirkten in dieſem Sinne. 

Trotz dieſer eindeutigen und entſchiedenen Haltung der 
Bergarbeiterorganiſationen zugunſten einer Steigerung der 
Produktion war es nicht leicht, die Schwierigkeiten, die der 
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Ausführung entgegenftanden, zu überwinden. Zwar war in 
dem Abkommen vom 14. November 1918, zu einer Zeit alſo, 
als die Lage noch nicht ſo bedrohlich war, geſagt worden, 
„daß Über- und Nebenſchichten im Hinblick auf die große 
Kohlennot von allen Seiten als notwendig anerkannt wür— 
den“. Aber in der Kommiſſion, die in der Eſſener Konferenz 
vom 9. April 1919 zur Prüfung der Frage in Ausſicht ge— 
nommen war, ob eine auf 6 Stunden verkürzte Arbeitszeit 
mit Rückſicht auf die deutſche Volkswirtſchaft und die Kon— 
kurrenzfähigkeit der deutſchen Induſtrie auf dem Weltmarkte 
durchführbar ſei und die nach einigen Monaten von der 
Reichsregierung unter Hinzuziehung von Bergarbeiterver— 
tretern, Werksleitungen und Wiſſenſchaftlern berufen war, 
hatten die Bergarbeitervertreter einen Antrag geſtellt, deren 
Wortlaut jetzt von den Syndikaliſten und den Drahtziehern 
neuer Putſche gegen fie ausgeſchlachtet werden ſollten. In 
einem Antrag wurde die Regierung erneut gebeten, an die 
anderen am Kohlenbergbau unmittelbar intereſſierten Mächte 
mit dem Vorſchlag heranzutreten, ſofort eine internationale 
Beſchlußfaſſung über die Einführung der Sechsſtundenſchicht 
im Steinkohlenbergbau unter Tage herbeizuführen. Und in 
Anbetracht der wirtſchaftlichen und ſozialen Nöte weiter 
Volkskreiſe ſollten nach dem weiteren Wortlaut des Antrages 
die unterirdiſch Beſchäftigten auch gehalten werden, die 
ſiebenſtündige Arbeitszeit bei entſprechender Wertung zu ver— 
fahren. Aber der Antrag enthielt auch folgende Forderung: 


„Die ſechsſtündige Schicht iſt im Steinkohlenbergbau 
des Ruhrreviers vom 1. Februar 1920 ab grund— 
ſätzlich einzuführen.“ 


Das war das Stichwort für die Agitation der Syndikaliſten 
und Kommuniſten! Nur dieſen einen Teil des Antrages 
gaben ſie im Wortlaut als die Willensmeinung der Berg— 
arbeiterverbände bekannt. Von dem Erſuchen an die Reichs— 
regierung, die internationale Einführung der Sechsſtunden— 
ſchicht bei den anderen Mächten zu betreiben und von der 
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Aufforderung an die Bergarbeiter, die Siebenſtundenſchicht 
praktiſch weiter zu verfahren, erfuhren die von der ſyndika— 
liſtiſchen Propaganda betroffenen Arbeiter natürlich nichts. 
Die Wirkung blieb denn auch nicht aus. Die durch die Ar⸗ 
beiterunruhen wieder aufgepeitſchten Arbeitermaſſen blieben 
diesmal in der großen Mehrzahl zwar den Weiſungen ihrer 
Verbände treu, doch ließ ſich nicht verkennen, daß die an ſich 
jo populäre Forderung auf Einführung der Sechsſtunden— 
ſchicht bei den Maſſen Anklang fand. Die Gefahr eines neuen 
Streiks war wieder in unmittelbare Nähe gerückt. Denn 
wenn auch die Loſung ausgegeben war, es dieſes Mal mit 
dem Kampfmittel der „direkten Aktion“ zu verſuchen, 
das ſich im Verlaſſen der Arbeitsſtätte nach dem Verfahren 
der Sechsſtundenſchicht auswirken ſollte, jo konnte doch nie- 
mand eine Gewähr dafür übernehmen, daß die direkte 
Aktion in ihren Folgeerſcheinungen nicht doch noch zu einem 
größeren Streik oder zur Ausſperrung führen würde. 

Die Aufforderung zur Einführung der Sechsſtundenſchicht 
zum 1. Februar 1920 war an die Reichsregierung 
gerichtet, die angeſichts der Wirtſchaftslage Deutſchlands in 
dieſer Frage nicht das geringſte Zugeſtändnis machen konnte, 
wenn ſie ſich nicht ſelbſt und jede Ausſicht auf einen Wieder— 
aufſtieg des Volkes aufgeben wollte. Ich habe mich des— 
wegen für verpflichtet gehalten, in einer Konferenz von Berg— 
arbeitervertretern und Vertretern des Bergbaulichen Ver— 
eins, die gegen Ende Januar zur Erörterung neuer Lohn— 
forderungen zuſammengetreten war, mit allem Nachdruck zu 
erklären, daß die Reichs- und Staatsregierung unter keinen 
Umſtänden der Einführung der Sechsſtundenſchicht zum 
1. Februar 1920 zuſtimmen und mit allen Mitteln den Ver⸗ 
ſuchen entgegentreten würde, durch die ſogenannte „direkte 
Aktion“ die Einführung der Sechsſtundenſchicht zu erzwin— 
gen. Gleichzeitig hatte der Reichs poſtminiſter Gies- 
berts in einer Kundgebung in Berlin bekanntgegeben, daß 
die Reichsregierung in der Frage der Einführung der Sechs— 
ſtundenſchicht unter keinen Umſtänden nachgeben könne. 
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Waren die Bergarbeitervertreter von dieſer Stellung— 
nahme der Regierung auch nicht gerade freudig überraſcht, 
ſo mußten ſie doch anerkennen, daß einer dem ganzen Volke 
verantwortlichen und die Schwere dieſer Verantwortung 
fühlenden Regierung eine andere Antwort nicht übrig blieb. 
Entſprach doch dieſe Haltung der Regierung letzten Endes 
auch der Auffaſſung der Gewerkſchaften ſelbſt, die in allen 
gegen die Agitation der Syndikaliſten gerichteten Kund— 
gebungen betont hatten, daß die politiſche und wirtſchaftliche 
Lage Deutſchlands zurzeit eine Verkürzung der Schichtzeit im 
Bergbau nicht ertrage. Gegen die ſyndikaliſtiſche Bewegung 
aber wurden die ſchärfſten Maßnahmen getroffen. In ein- 
zelnen Verſammlungen der Syndikaliſten war als Kampf— 
mittel die Werksſabotage ganz ungeniert propagiert worden. 
Nach mehreren mir zugegangenen Berichten war ſie denn 
auch bald im Bezirk im Schwang. An der Strecke Düſſeldorf, 
Duisburg, Oberhauſen und Weſel wurden während der 
Dauer des Telegraphenarbeiterſtreiks — Januar 1919 — 
eine große Anzahl Telegraphenleitungen durchſchnitten, be— 
trächtliche Mengen Kupfer entwendet und die Eiſendrähte 
in den Weg geworfen. Nach Anſicht der Oberpoſtdirektion 
konnten dieſe Zerſtörungen nur von ſachverſtändiger Hand 
vorgenommen ſein. Aus dem Bergbau wurde gemeldet, daß 
durch die Entwendung von Rotgußlagern, durch das Auf— 
ſchlagen von Schienen in den Bremsbergen, durch das will- 
kürliche Laufenlaſſen von Förderhaſpeln, das leicht ein In— 
einanderknoten der Förderſeile herbeiführte, Förderſtörun— 
gen und Hemmungen der Produktion verſucht wurden. Alle 
dieſe Erſcheinungen ließen erkennen, daß, wenn ein größerer 
Kampf aus der „direkten Aktion“ entſtand, dieſer Kampf mit 
der größten Erbitterung geführt werden würde. Eine längere 
Unterbrechung der Produktion aber wäre angeſichts der Ge— 
ſamtlage Deutſchlands ſchlechthin die Kataſtrophe geworden. 
Die Arbeitsloſigkeit hätte eine ungeheure Steigerung er— 
fahren. Von einer Zufuhr von Lebensmitteln aus dem Aus— 
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lande hätte nicht mehr die Rede fein können und die Kohlen⸗ 
lieferungen an die Entente hätten eingeſtellt werden müſſen. 

Dieſe Sachlage veranlaßte den Befehlshaber des Wehr⸗ 
kreiſes und mich zu den ſchärfſten Maßnahmen gegen alle 
diejenigen, die trotz der ungeheuren Not Deutſchlands es über 
ſich brachten, erneut in den Wunden des eigenen Volkes zu 
wühlen. Unter dem 28. Januar wurden Zivil- und Militär⸗ 
behörden zur Bekämpfung der Streikgefahr Weiſungen ge— 
geben, die unter anderem ein Verbot der Belegſchaftsver— 
ſammlungen, ein Verbot des Streikpoſtenſtehens und eine 
Auflöſung der Streikausſchüſſe vorſahen, die ſich zur 
Durchführung der „direkten Aktion“ gebil⸗ 
det hatten. Zur Leiſtung von Notſtandsarbeiten wurde 
ſinngemäß — unter Hinweis auf die Strafbeſtimmungen — 
die Verordnung vom 9. April 1919 in Erinnerung gebracht. 
Endlich war, um die Propaganda der „direkten Aktion“ zu 
unterbinden, die Drucklegung, der Vertrieb und die Ver- 
breitung ſämtlicher neuerſcheinende r Zeitungen, Zeit— 
ſchriften, Flugblätter und Plakate jeder Richtung verboten. 
Die im Januar von den Bergarbeiterverbänden den Zechen— 
beſitzern unterbreiteten Forderungen führten am 1. Februar 
zu einem Abkommen, das den Bergarbeitern eine Reihe nicht 
unweſentlicher Zugeſtändniſſe machte. Das war die Situa⸗ 
tion, die ſich am 2. Februar ergab, an dem Tage, an dem 
nach der Parole der Syndikaliſten durch die direkte Aktion 
die Sechsſtundenſchicht erzwungen werden ſollte. — 

In der Geſchichte der Arbeiterbewegung aller Berufe und 
Zeiten hat es wohl wenig Aktionen gegeben, die, ehe ſie be— 
gonnen, ſo elend zuſammenbrachen, wie dieſe angeblich 
„direkte Aktion“. Der Tag verlief vollkommen ruhig. Auf 
einigen Zechen im Hamborner, Eſſener, Gelſenkirchener und 
Dortmunder Bezirk verſuchten zwar kleine Teile der Beleg— 
ſchaft nach ſechs Stunden auszufahren. Als das verhindert 
wurde, nahmen die meiſten Arbeiter auch für die ſiebente 
Stunde die Arbeit wieder auf. Nur auf wenigen Zechen im 
Gelſenkirchener Gebiet konnten kleinere Teile der Belegſchaft 
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füreine Schicht die Ausfahrt durchſetzen. In der folgen— 
den Schicht wurde auf keiner Zeche mehr die Fortſetzung der 
direkten Aktion verſucht. 

Dieſes völlige Fiasko der Syndikaliſten war gewiß in 
erſter Linie auf die feſte Haltung der Regierung und die 
vorbeugenden Maßnahmen der örtlichen Behörden zurück— 
zuführen. Aber daß der große Aufwand an Propaganda, 
Irreführung und Verhetzung, die die Syndikaliſten monate- 
lang vorher betrieben hatten, ſo abſolut wirkungslos ver— 
puffte, das war doch nicht zuletzt der volkswirtſchaftlichen Ein— 
ſicht der „Kumpel“ ſelbſt zuzuſchreiben, die trotz allem erkannt 
hatten, daß eine neue Unterbrechung der Kohlenproduktion 
oder ihre dauernde Herabminderung gleichbedeutend geweſen 
wäre mit dem ſofortigen unabwendbaren Ruin der ganzen 
deutſchen Wirtſchaft. Und dieſer Erfolg war das Werk der 
Hue und Huſemann, der Imbuſch und Steger 
(Gewerkverein der chriſtlichen Bergarbeiter) und Schmidt 
(Hirſch⸗Duncker), deren unermüdliche und damals arg ver— 
läſterte Aufklärungsarbeit in der Haltung ihrer Kameraden 
den beſten Lohn fand. 

Die Stimmung war vollſtändig umgeſchlagen, und jetzt 
kam es darauf an, ſie zur Hebung der Förderung zu nützen. 
Die Erregung der letzten Wochen, die ſich gerade den Arbeits— 
ſtellen unter Tage mitgeteilt hatte, war der Förderung weiter 
abträglich geweſen. Die Hilferufe der Induſtrie wurden 
immer vernehmlicher, die Not der durch den Kohlenmangel 
beſchäftigungslos gewordenen Arbeiter immer größer! Wenn 
zu irgend einem Zeitpunkte, dann mußten jetzt Über- und 
Nebenſchichten als notwendig anerkannt — und verfahren 
werden! Das wurde von den Bergarbeitervertretern auch 
nicht in Abrede geſtellt, aber keine der beteiligten Organi- 
ſationen wollte die Verantwortung dafür übernehmen, in 
dieſem Augenblick durch Vereinbarungen mit dem 
Bergbaulichen Verein Überſchichten einzuführen. Der Mili— 
tärbefehlshaber und ich entſchloſſen uns daher, trotz anfäng— 
licher Bedenken, die Überſchichten zunächſt für obligatoriſch 
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zu erklären und die Frage {pater durch freie Vereinbarung 
zwiſchen den Bergarbeiterverbänden und dem Bergbaulichen 


Verein zur Regelung zu bringen. 
Die folgende Verordnung bildete die Grundlage für die 


Einführung von üÜberſchichten: 
Verordnung. 


Die gegenwärtige Förderung des deutſchen Kohlenbergbaues reicht 
nicht aus, um neben den Verpflichtungen des Friedensvertrages 
auf Lieferung von Kohlen an die Entente die Bedürfniſſe der 
deutſchen Volkswirtſchaft auch nur annähernd zu befriedigen. Es ſind 
deswegen die Vorausſetzungen gegeben, die nach § 3 des Tarif⸗ 
vertrages für die bergbaulichen Betriebsanlagen des rheiniſch⸗ 
weſtfäliſchen Bezirkes die Einlegung von Überſtunden oder Über⸗ 
ſchichten begründen. Auf mehreren Zechen ſind in Anerkennung dieſer 
Gründe des Allgemeinwohles ſchon ſeit mehreren Monaten Über⸗ 
ſchichten verfahren, auf anderen dagegen konnte infolge Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten zwiſchen Betriebsleitung und Betriebsrat ihre 
Durchführung nicht angeordnet werden. Dadurch iſt unter Schädigung 
der Intereſſen des Allgemeinwohls ein beträchtlicher Ausfall in der 
Kohlenförderung entſtanden, der in Zukunft unbedingt vermieden 
werden muß. 

Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten vom 11. 1. 20 
wird deswegen verordnet: 

Die Verwaltung jeder in den Regierungsbezirken Münſter, Arns⸗ 
berg und dem unbeſetzten Teil des Regierungsbezirkes Düſſeldorf 
gelegenen Zeche hat ſich unverzüglich mit dem Betriebsrat (Arbeiter⸗ 
Ausſchuß) der Zeche in Verbindung zu ſetzen, um ein übereinkommen 
über die Einlegung von Überſtunden oder Überſchichten herbeizu⸗ 
führen. Das Übereinkommen ſoll ſich erſtrecken auf die Anzahl und 
Tage der einzulegenden Überſtunden und Überſchichten. Kommt ein 
Übereinkommen darüber nicht zuſtande, ſo iſt von der Zechenver— 
waltung in einem vom Betriebsrate gegengezeichneten Schreiben 
unter Darlegung der Gründe und Gegengründe dem Reichskommiſſar 
im Bereiche des Wehrkreiskommandos VI unverzüglich Mitteilung 
zu machen, der dann endgültig entſcheidet. 

Bei der Einlegung von Überſtunden oder überſchichten ſind die für 
die betreffende Beſchäftigung in Frage kommenden Arbeiter möglichſt 
gleichmäßig zu berückſichtigen. 

Die beſondere Vergütung von Überſtunden oder Überſchichten er— 
folgt nach den Beſtimmungen des Tarifvertrages vom 2. Februar 1920 
und nach der Verfügung des Reichsarbeitsminiſters, die Sonder- 
zuweiſungen von Lebensmitteln betreffend. 

Im übrigen finden die allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
und die Vorſchriften der Arbeitsordnung Anwendung. 

Die Verordnung tritt am 6. Februar 1920 in Kraft. 


Münſter i. W., den 6. Februar 1920. 


Der Regierungskommiſſar: Der Militärbefehlshaber: 
gez.: Severing. gez.: Frhr. v. Watter, 
Generalleutnant. 
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Die Durchführung der Verordnung verurſachte zunächſt 
keine beſonderen Schwierigkeiten. Immerhin war es in den 
Belegſchaften, in denen die Syndikaliſten Fuß gefaßt hatten, 
nicht ganz leicht, die Überſchichten auch wirkſam und produktiv 
zu machen. Dazu kam die ſtändig wachſende Lebensmittelnot, 
die täglich ſteigende Teuerung und die trotz aller behördlichen 
Maßnahmen ſtetige Zunahme des Schleichhandels. Die ver— 
ſprochenen Brotmengen konnten von den Stadtverwaltungen 
nicht immer pünktlich geliefert werden und es war nur zu 
natürlich, daß auf dieſe Mängel in der Organiſation der 
Lebensmittelbewirtſchaftung die Bergarbeiter mit einer vor— 
übergehenden Verweigerung der Überſchichten reagierten. 
Der behördliche Zwang wurde zwar als ſehr läſtig emp— 
funden, aber von den Betriebsräten und Arbeiterausſchüſſen, 
die gerade in jenen Tagen ſehr zahlreich bei mir erſchienen, 
um Einzelheiten zur Durchführung der Verordnung mit mir 
zu beſprechen, wurde anerkannt, daß ohne dieſen behördlichen 
Zwang die Überſchichten in dem aufgenommenen Umfange 
nicht in Fluß gekommen wären. 

Am Montag, den 16. Februar, tagte in Eſſen eine Sitzung, 
an der neben den Vertretern der Gewerkſchaften und des 
Bergbaulichen Vereins auch eine größere Anzahl von Be— 
hördenvertretern der Regierungsbezirke Düſſeldorf, Münſter 
und Arnsberg teilnahmen. Von der Reichsregierung waren 
der Reichskanzler Bauer, der Arbeitsminiſter Schlicke, 
der Poſtminiſter Gies berts und der Unterſtaatsſekretär 
Albert anweſend, während die Preußiſche Regierung durch 
den Verkehrsminiſter Oeſer vertreten wurde. Der Reichs— 
kanzler Bauer gab nach einer Schilderung der gefahrvollen 
Wirtſchafts⸗ und Ernährungslage ſeiner Genugtuung dar— 
über Ausdruck, daß nach den ſchweren Erſchütterungen der 
jüngſten Vergangenheit bei den Bergarbeitern doch allmäh— 
lich die Erkenntnis Boden gewinne, daß eine Beſſerung der 
wirtſchaftlichen Lage nur durch eine Vermehrung der Pro— 
duktion, zunächſt in den Urzellen des wirtſchaftlichen Lebens, 
zu erzielen ſei. Der Reichskanzler gab zu erkennen, daß, wenn 
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einer Feſtigung und einer längeren Dauer der Mehrarbeit 
im Bergbau der behördliche Zwang entgegenſtände, die 
Reichsregierung gern von jedem Zwange Abſtand nehmen 
würde, wenn durch freiwillige Vereinbarungen zwiſchen den 
Beteiligten dieſelben Mehrleiſtungen erzielt würden. Die 
Konferenz nahm inſofern einen günſtigen Verlauf, als nun⸗ 
mehr fic) alle Beteiligten, auch die Gewerkſchaften, bereit er- 
klärten, die Überſchicht für längere Zeit einzuführen und für 
die dazu notwendigen Vereinbarungen in der Offentlichfeit 
die Verantwortung mit zu übernehmen. 


Aus jenen Tagen iſt mir auch folgendes amüſante Ge⸗ 
ſchichtchen in der Erinnerung geblieben: Als abends Teil- 
nehmer der Konferenz zu einem beſcheidenen Abendeſſen ſich 
im „Kaiſerhof“ zuſammenfanden, beſprach der damalige Syn— 
dikus der Eſſener Handelskammer Geheimrat Dr. Quaak mit 
dem Reichskanzler Bauer die Wiederbeſetzung der vakanten 
Stelle des Regierungspräſidenten in Düſſeldorf. Ich war 
höchſt erſtaunt, als Herr Quaatz mich für dieſen Poſten in 
Vorſchlag brachte, da ich nach ſeiner Auffaſſung das Zeug 
mitbrächte, die ſchwierigen Verhältniſſe im Düſſeldorfer Be- 
zirk zurechtzurücken. Noch mehr erſtaunt war ich freilich 
ſpäter, als fic) Herr Quaatz von meiner Tätigkeit als Miniſter 
des Innern eine ganz andere Meinung über mich gebildet 
und nun allerhand an mir auszuſetzen hatte. „— und 
früheres Verdienſt veraltet ſchnell“ ... 


Das Ergebnis der Eſſener Miniſterkonferenz war zunächſt 
eine Vereinbarung zwiſchen Arbeitnehmern und Arbeitgebern 
des Bergbaues, die zwei Tage ſpäter, am 18. Februar, in 
Eſſen getroffen wurde. In dieſer Vereinbarung wurde es 
den Bergarbeitern erneut zur Pflicht gemacht, wöchentlich 
eine ganze Überſchicht zu verfahren und zwar in Raten von 
2 mal 3 Stunden. Als Vergütung für die überſchichten 
und Überſtunden wurden für Arbeiter unter Tage ein Lohn— 
zuſchlag von 100 Prozent, für Arbeiter über Tage ein Zu— 
ſchlag von 50 Prozent feſtgeſetzt. Die monatliche Zuweiſung 
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an Brot wurde auf 12 kg, die an Fett auf 2'/2 kg erhöht. 
Die Abmachungen traten am 23. Februar in Kraft und ſollten 
zunächſt Gültigkeit bis zum 14. März haben. 

Durch dieſe Beſchlußfaſſung gelang die Durchführung von 
Überſchichten nunmehr verhältnismäßig leicht, obwohl die ſo— 
genannte „Freie Arbeiter-Union“ nicht müde war, wieder 
gegen die angeblich korrumpierten Verbände zu hetzen und 
das Überſchichtenabkommen als einen „Verrat an den vital- 
ſten Intereſſen der Arbeiterklaſſe“ zu brandmarken. Schwie- 
rigkeiten entſtanden inſofern, als die geförderten Kohlen 
vielerorts nicht abtransportiert werden konnten. Daraus 
wurde vielfach gefolgert, daß die ungenügende Kohlenbeliefe— 
rung der Gas- und Elektrizitätswerke und der weiterver— 
arbeitenden Induſtrien nicht auf Kohlenmangel, ſondern auf 
die ſchlechte Organiſation des Eiſenbahnbetriebes zurückzu— 
führen ſei. Vom Betriebsrat der Zeche „von der Heydt“ z. B. 
wurde mir mitgeteilt, daß die Belegſchaft der Zeche gern be— 
reit ſei, jede Woche freiwillig eine Überſchicht zu verfahren, 
wenn es zur Hebung der Kohlenförderung nötig ſei und 
wenn dadurch die Verſorgung mit Lebensmitteln beſſer 
würde. Zur Mehrförderung läge aber doch nicht der geringſte 
Grund vor, wenn die geförderten Kohlen nicht 
abtransportiert werden könnten und die Ge- 
fahr beſtehe, daß die lagernden Kohlen in Brand gerieten. 
So lagerten am 1. März auf der Zeche „von der Heydt“ 
1795 Tonnen Kohlen, auf der Zeche „Julia“ 9328 Tonnen 
Kohlen und 5529 Tonnen Koks, auf der Zeche „Reckling— 
hauſen !“ 6512 Tonnen Kohlen und 1700 Tonnen Koks. 
Andere Betriebsräte machten von Mängeln im Bahnbetrieb 
Mitteilung, die dadurch entſtänden, daß den Zechen zwar leid— 
lich ausreichend leere Wagen von der Bahnverwaltung ge— 
ſtellt würden, aber nur ſehr unpünktlich die Lokomotiven, ſo 
daß ſich die Zechenplätze oft ganz verſtopften. Daß derartige 
Erſcheinungen die Neigung zum Verfahren von überſchichten 
nicht gerade ſtärkten, braucht kaum geſagt zu werden. Immer 
fühlbarer ſtellte ſich heraus, daß das Problem der Mehr— 


9 129 


förderung mit dem anderen der Mehr beförderung 
unlöslich verknüpft war. Zwar wurden die Werksvertreter 
und der Bergbauliche Verein wiederholt bei der Eiſenbahn 
um eine beſſere Wagenanlieferung vorſtellig, doch blieb eine 
Beſſerung in dem erforderlichen Umfange noch lange aus. 
Die Ablieferung des Wagenmaterials an die Entente und die 
Abnutzung der Lokomotiven während der Kriegszeit machten 
ſich jetzt in der unangenehmſten Weiſe bemerkbar. 

Eine Beſſerung war im Hinblick auf den Mangel an 
rollendem Material nur zu erzielen, wenn beſtimmte, beim 
Verſand der Kohlen beſonders beteiligte Eiſenbahnarbeiter 
ſich ebenfalls zur Leiſtung von Überſchichten verpflichteten. 
Dazu konnten ſie freilich auch nur dann in den Stand geſetzt 
werden, wenn ihnen, wie den Bergarbeitern, außer der 
beſſeren Bezahlung der Überſtunden noch Zulagen zu den 
üblichen Lebensmittelrationen gewährt worden wären. Am 
14. März lief das erſte Abkommen über die Überſchichten 
im Bergbau ab. Der Militärbefehlshaber und ich waren be— 
reit, von allen Zwangsmaßnahmen Abſtand zu nehmen und 
die Verlängerung des Abkommens ausſchließlich der freien 
Vereinbarung zu überlaſſen. Zum Abſchluß dieſer Ver- 
einbarungen mußte aber auch der Nachweis darüber erbracht 
werden, daß zum Abtransport der höheren Produktions- 
mengen auch mehr Transportmittel innerhalb kurzer Zeit den 
Zechen zur Verfügung geſtellt werden konnten. Um für die 
Verhandlungen dieſen Nachweis bereit zu haben, beſprach ich 
am Vormittag des 12. März mit dem Verkehrsminiſter Oeſer 
die Situation und erſuchte ihn um die Ermächtigung, in Ver⸗ 
bindung mit den Eiſenbahndirektions-Präſidenten der in Be⸗ 
tracht kommenden Direktionsbezirke die Überſtundenfrage für 
die Eiſenbahner im Sinne der mit den Bergarbeitern ge— 
troffenen Regelung zur Löſung zu bringen. Der Miniſter 
Oeſer ſagte mit Freuden zu, und mit den neuen Vollmachten 
ausgeſtattet, kehrte ich zurück, in der Überzeugung, daß es 
nunmehr gelingen müßte, Förderung und Beförderung in 
Einklang zu bringen. 
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Am nächſten Tage ſchon wollte ich mit den beteiligten 
Stellen die Beſprechungen einleiten. Da drang aus Berlin 
eine Kunde nach dem Weſten, die wie ein Keulenſchlag alles 
das zerſchmetterte, was ſich an zarten Keimen auf dem Boden 
der Beſſerung unſeres Wirtſchaftslebens zeigte: Der General- 
Landſchaftsdirektor Kapp und der General von Lüttwitz 
hatten ſich von den Truppen des Kapitänleutnants Ehrhardt 
zum Reichskanzler und Wehrminiſter machen laſſen! Die 
Herren erklärten in ihrer erſten Proklamation, daß heute 
jeder die Arbeit als vornehmſte Pflicht zu betrachten habe 
und daß ganz Deutſchland eine ſittliche Arbeitsgemeinſchaft 
ae oe 


Die Toren in Berlin wußten nicht, daß fie die mühevolle 
Arbeit eines ganzen Jahres mit ihrem Wahnſinnsſtreich zu— 
nichte gemacht und eine Arbeitsgemeinſchaft auf längere Zeit 
zerſtört hatten, die ſich eben anſchickte, das wirtſchaftliche 
Chaos zu entwirren. 


General v. Watter und der Kapp-Putſch 


In den frühen Morgenſtunden des 13. März wurde mir 
in Minden die Nachricht von den Ereigniſſen in Berlin ſo— 
zuſagen zum Frühſtück ſerviert. In den Vortagen hatte ich 
zwar in Berlin von den dunklen Umtrieben einiger Offiziere 
erfahren und den Reichswehrminiſter ſelbſt auf die Unzu— 
friedenheit in der Truppe und auf die Gefahren aufmerkſam 
gemacht, die aus einer politiſchen Ausbeutung dieſer Miß— 
ſtimmung für das Reich entſtehen könnten. Daß die Wühle— 
reien aber bereits ſo weit gediehen waren, wie es der Hand— 
ſtreich der Kapp und Liittwik nun verriet, das hatte mich 
doch überraſcht. Auf dem ſchnellſten Wege verſuchte ich nach 
Münſter zu gelangen. In Bielefeld war von den Vor— 
gängen in Berlin nur bekannt, daß die Brigade Ehrhardt ein— 
gerückt ſei, Kapp und Lüttwitz in der Reichskanzlei ſich 
mühten, eine neue Regierung zu bilden und daß die ver— 
faſſungsmäßige Regierung Berlin verlaſſen hätte. Von den 
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Abwehrmaßnahmen der Regierung war bis mittags in 
Bielefeld, aber auch bei den behördlichen Stellen in Münſter 
nichts bekannt geworden. Insbeſondere war bis dahin nicht 
bekannt, daß die ſozialdemokratiſchen Mitglieder der Reichs- 
regierung mit dem ſozialdemokratiſchen Parteivorſtand in⸗ 
zwiſchen den Aufruf zum Generalſtreik erlaſſen hatten. Eine 
ſchnell improviſierte erſte Beſprechung mit den leitenden 
Stellen der Arbeiterorganiſationen Bielefelds ergab voll- 
ſtändige Übereinſtimmung ſowohl in der Beurteilung der 
Lage, als auch in der Einſchätzung der zur Abwehr erforder— 
lichen Mittel. Man wahr ausnahmslos davon überzeugt, daß 
eine allgemeine Arbeitsruhe allein im Bergbau- und Trans⸗ 
portgewerbe genügen würde, um die Herrſchaft der Uſur— 
patoren ſchon nach ein paar Tagen zu brechen. 

Von dieſer Auffaſſung der in der Bielefelder Arbeiter- 
bewegung tätigen Führer und der ſelbſtverſtändlichen Ver— 
pflichtung, jede amtliche Dienſtleiſtung für Kapp abzulehnen, 
habe ich einige Stunden ſpäter den Mitgliedern des Landes- 
präſidiums von Lippe-Detmold, den Herren Drake und 
Neumann-Hofer, Mitteilung gemacht, die nach Biele- 
feld gekommen waren, um ſich hier über die Situation im 
Reiche zu informieren. In der fünften Nachmittagsſtunde 
kam ich in Münſter an. Mein erſter Beſuch galt dem Militär⸗ 
befehlshaber, dem ich erklärte, daß ich mein Amt weiterführen 
würde in der beſtimmten Vorausſetzung, daß innerhalb einer 
ganz kurzen Zeit die Regierung der Kapp und Lüttwitz er⸗ 
ledigt fei. Einer Regierung, die nicht auf verfaſſungsmäßige 
Weiſe zuſtande gekommen ſei und die ihre Exiſtenz nur einer 
wildgewordenen Landsknechttruppe verdanke, würde ich nicht 
eine Minute lang meine Dienſte zur Verfügung ſtellen. Der 
General von Watter war von dieſer Erklärung ſichtlich be— 
troffen, weil ſie, wie ich nun bald erfahren ſollte, ſich mit 
ſeiner Haltung ganz und gar nicht deckte. Oft genug hatte der 
General darüber geklagt, daß ſich in unruhigen Städten die 
Polizei durchaus nicht bewährt habe, weil ſie in den Augen— 
blicken der Gefahr, ſtatt mutig zu ihrem Eide zu ſtehen, mit 
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Redensarten, wie, „beim Austrag der politiſchen Kämpfe 
Neutralität üben zu wollen“, ausgewichen ſei. Jetzt war der 
General von Watter daran, dieſe von ihm vorher ſo oft ge— 
mißbilligte Haltung ſelbſt einzunehmen, d. h. die Meuterer 
gewähren zu laſſen und nur wie ein „neutraler“ Poliziſt dafür 
zu ſorgen, daß im Bezirk die Ruhe und Ordnung aufrecht 
erhalten bleibe. Die Aufrechterhaltung der Ruhe und Sicher— 
heit im Induſtrierevier war gewiß eine hohe und ſchöne Auf— 
gabe, aber wenn ſie gelingen ſollte, dann durfte General von 
Watter keinen Zweifel darüber aufkommen laſſen, daß er, 
ſeinem Eide getreu, weiter den Befehlen der verfaſſungs— 
mäßigen Regierung nachkommen werde. 


Von dieſen Erwägungen ausgehend, habe ich mich be— 
müht, auf den General einzuwirken, jedoch ohne Erfolg. Ich 
erkannte ſehr bald, daß es ihm darauf ankam, abzuwarten 
und erſt dann mit einer klaren Stellungnahme hervor— 
zutreten, wenn die berühmten 51 Prozent des Erfolges für 
die eine oder andere Seite gegeben waren. 


Freilich gab von Watter auch Gründe für dieſe ab— 
wartende Haltung an. Er habe in erſter Linie die Verpflich— 
tung, jo erklärte er, die ohnehin nicht gerade ſtarken Truppen— 
korps ſeines Befehlsbereiches zuſammenzuhalten. Wer die 
Dinge, die ſich nun in Rheinland und Weſtfalen abſpielen 
ſollten, nur mit den Augen des Militärs anſah, wer nicht 
imſtande war, über den engſten ſoldatiſchen und polizeilichen 
Kreis hinauszublicken, dem konnten dieſe Gründe bis zu 
einem gewiſſen Grade beachtlich erſcheinen. Aber der General 
von Watter ſaß ſchon über ein volles Jahr im Induſtriebezirk, 
hatte alle Schwierigkeiten der Produktion und der Ernäh— 
rung, des Verkehrs uſw. kennen gelernt, und von ihm durfte 
man deswegen die Erkenntnis vorausſetzen, daß es gerade 
im Intereſſe der Truppe unumgänglich notwendig 
ſei, ſie in dieſer politiſch ſo erregten Zeit mit einer klaren 
politiſchen Marſchroute zu verſehen. Dieſe Marſchroute konnte 
nur in dem Auftrag beſtehen, dem der verfaſſungs— 
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mäßig gebildeten Regierung geleifteten 
Eid entſprechend auch den Störungen entgegenzu— 
treten, die durch den Berliner Putſch im Befehlsbereich des 
Wehrkommandos VI entſtehen konnten. Schon in der erſten 
Unterredung hatte ich dem General von Watter geſagt, daß 
nach meiner Beurteilung der Lage eine Entſendung 
ſchwacher Truppenkörper in den Induſtrie⸗ 
bezirkohne dieſe klare Haltung der Truppe 
gleichbedeutend mit ihrer Niederſchlach— 
tung ſein würde. Den Hunderttauſenden Arbeitern 
gegenüber, die ſich ſelbſtverſtändlich den Putſch und ſeine 
Unterſtützung durch irgendwelche Kreiſe nicht gefallen ließen, 
würden die Truppen des Wehrkreiſes nichts bedeuten und 
wie Streichhölzer zerbrochen werden. Alle dieſe Verſuche, 
den General von Watter ſchon am Putſchtage zu einer un- 
zweideutigen Erklärung für die Regierung Ebert-Bauer zu 
gewinnen, blieben erfolglos. 

Am Morgen des 14. März erſchien der Oberpräſident 
der Provinz Weſtfalen, Dr. Würmeling, in unſeren Amts⸗ 
ſtellen mit dem Erſuchen, einen von ihm entworfenen Aufruf 
an die Bevölkerung und die Beamten der Provinz Weſtfalen 
durch unſere Unterſchrift zu unterſtützen. Ich war über das 
Vorgehen des Oberpräſidenten hocherfreut und ſelbſtver— 
ſtändlich ſofort bereit, ſeinem Erſuchen Folge zu leiſten. 
Nicht ſo der Freiherr von Watter. Auch jetzt noch hielt er 
daran feſt, daß es lediglich ſeine Aufgabe ſei, für die Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ruhe und Ordnung Sorge zu tragen, wobei er 
trotz der nun ſchon zahlreich einlaufenden Nachrichten über 
Entſtehung von Unruhen immer noch nicht erkennen wollte, 
daß die öffentliche Ruhe und Ordnung ja erſt durch das 
Vorgehen der Kapp und Lüttwitz geſtört worden war. 

Der Aufruf des Oberpräſidenten, der in allen Blättern 
Weſtfalens verbreitet wurde und der ſicherlich dazu bei— 
getragen hat, daß fic) ein offenes Eintreten für die Rapp- 
Regierung in Weſtfalen nirgends zeigte, hatte folgenden 
Wortlaut: 
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Weſtfäliſche Mitbürger in Stadt und Land! 


Durch Verſaſſungsbruch und Staatsſtreich haben ſich verwegene 
Männer zeitweilig der öffentlichen Gewalt in Berlin bemächtigt. Die 
rechtmäßige Reichsregierung hat fic) zur Vermeidung von Blut⸗ 
vergießen genötigt geſehen, ihren Sitz nach Dresden zu verlegen. Sie 
bat durch öfſentliche Aufrufe das deutſche Volk aufgefordert, fic 
um ſeine verfaſſungsmäßige Regierung zu ſcharen. Nur dieſe 
lönne Befehle erteilen, jede Anordnung einer anderen 
Stelle ſei u ngültig. Die Auflöſung der Nationalverſammlung 
ſei verfaſſungswidrig. Die Reichswehr habe die Pflicht zum Gehor⸗ 
ſam gegen den Reichspräſidenten und ſeiner Regierung. 


Die preußiſche Staatsregierung, die zunächſt interniert worden 
wax, hat nach neueſten Meldungen auch ihrerſeits erklärt, fie fei und 
bleibe die rechtmäßige Landesregierung und werde ihr Amt weiter⸗ 
N Die Auflöſung der preußiſchen Landesverſammlung ſei 
ungültig. 


Sämtliche ſüddeutſchen Staaten ſowie der Freiſtaat Sachſen 
Haken ſich bereits ganz entſchieden auf die Seite der rechtmäßigen 
Reichsregierung geſtellt; fie fteben feſt auf dem Boden der Verfaſſung 
und lehnen jede Verbindung mit dem Berliner Umſturz ab. In 
Bavern gilt dies ausdrücklich auch für das Reichs⸗ 
wehrgruppenkomman do und ſämtliche bayeriſche Landtags- 
fraktionen. Auch die Provinz Schleſien einſchließlich der dortigen 
Reichswehr und der Führer aller politiſchen Parteien und Gewerk— 
ſchaften hat ſich feſt auf den Boden der Reichsverfaſſung geſtellt und 
gehorcht den in Schleſien verfaſſungsmäßig eingeſetzten Gewalten. 


Weſtfäliſche Mitbürger ohne Unterſchied der Partei! 


Ihr habt gehört, was unſere rechtmäßige Regierung in Reich und 
Staat von uns erwartet. Unſere Pflicht als Deutſche, Preußen und 
Weſtfalen iſt klar und unzweideutig. Auch wir müſſen uns 
ohne zages Schwanken in dieſen ernſten Tagen zu 
unſeren rechtmäßigen Gewalten offen bekennen 
und jeden Verſuch zu gewaltſamem Umſturz mit 
voller Entſchie denheit entgegentreten. 


Die verfaſſunggebende Deutſche Nationalverſammlung und die 
preußiſche Landesverſammlung ſind hervorgegangen aus den all— 
gemeinen gleichen Wahlen des ganzen Volkes; ihre allein recht- 
mäßigen Organe ſind die deutſche Reichsregierung und die preußiſche 
Landesregierung. Die Vergewaltigung dieſer rechtmäßigen Regie— 
rungen iſt verfaffung3- und geſetzwidrig. Nur auf dem Boden der 
Verfaſſung und der Geſetze kann Ruhe, Ordnung und Sicherheit im 
Reich und Staat aufrecht erhalten werden, kann unſer wirtſchaftliches 
Leben, das fo ſchwer darniederliegt und eben erft erfreu⸗ 
liche Anſätze zur Beſſerung erkennen ließ, allmählich 
wieder gedeihen. Was zu beſſern iſt, kann nicht im Wege der Gewalt, 
ſondern nur auf geſetzlichem Wege gebeſſert werden. Nur auf dieſem 
geſetzlichen Boden dürfen wir für uns und unſere Kinder eine beſſere 
Zukunft erhoffen. Nur ſo kann das Vertrauen des Auslandes all— 
mählich wieder belebt werden. Gewaltſamer Umſturz bringt das 
Chaos und ſtürzt das Vaterland ins Verderben. 
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Weſtfalen, wir appellieren an Eure weſtfäliſche Treue, an Euer 
Pflichtgefühl, an Eure Liebe zur engeren Heimat und zum weiteren 
Vaterland. Bleiben wir feſt und treu auf dem allein möglichen 
Boden der Verfaſſung und treten wir alle ohne Unterſchied der 
Partei ein für die rechtmäßige Regierung in Reich und Staat, für 
Recht, Sicherheit und Ordnung im Lande. Beamte, denkt an Euren 
Eid und Eure Pflicht! 

Münſter, den 14. März 1920. : 
Der Oberpräſident von Weſtfalen. Der Reichs- und Staatskommiſſar. 

gez.: Dr. Würmeling. gez.: Severing. 

Selbſtverſtändlich dachte General von Watter auch nicht 
daran, mit einem eigenen Aufruf an die Truppe hervor— 


zutreten. 


Inzwiſchen hatte ich die einflußreichſten Arbeiterführer 
der ſozialdemokratiſchen Partei und der freien Gewerkſchaften 
zu einer Beſprechung nach Münſter geladen. Alle Teilnehmer 
an der Beſprechung, unter denen ſich die Abgeordneten 
Schluchtmann, Limbertz, Klupſch, Huſe mann 
und Woldt befanden, waren ſich über den Ernſt der Situa— 
tion vollſtändig im klaren. Sie ſahen gewaltige Zerſtörungen 
und ein ſchweres Blutvergießen als unvermeidlich an, wenn 
unter der Parole „Für oder gegen die Verfaſſung?“ die 
Kämpfe in das Induſtriegebiet getragen würden. Ich habe 
nicht verfehlt, den Konferenzteilnehmern von der Haltung 
des Militärbefehlshabers Mitteilung zu machen und des 
Oberpräſidenten und meine Bemühungen geſchildert, Watter 
zu einer klaren Haltung zu beſtimmen. Schon am Vormittag 
hatte ich dem General von meiner Abſicht, mit den Arbeiter— 
führern die Lage zu beſprechen, Mitteilung gemacht und 
einen Empfang der Herren in den Abendſtunden bei ihm 
vermittelt. Bei dieſem Empfange, der am Sonntag abend 
ſtattfand, wurde von dem Abgeordneten Huſe mann an 
den General die Frage gerichtet, oberſich rückhaltlos 
auf den Boden der alten Regierung ſtelle. 
Der General antwortete, daß er alle Verſuche, die Errungen⸗ 
ſchaften der bisherigen Geſetzgebung ſowie die von der 
Nationalverſammlung beſchloſſene Verfaſſung zu verletzen, 
niederhalten werde. Er werde auch gegen Hetzereien vor— 
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gehen, wenn fie von den Rechtsſpartakiſten erfolgen würden, 
und er verbürgte ſich endlich dafür, jedes eigenmächtige Vor— 
gehen einzelner ihm unterſtellter Truppenkörper zu ver— 
hindern. In den Erörterungen, die dieſer Antwort des 
Generals folgten, kam übereinſtimmend zum Ausdruck, daß 
der furchtbare Schrecken des Bürgerkrieges und der Zu— 
ſammenbruch der Wirtſchaft nur noch abgewendet 
werdenkönne, wenn der Generalmitderihm 
unterſtellten Militärmacht ſich eindeutig 
und einwandfrei auf den Boden der alten 
Regierung ſtelle. Ich habe in dieſer Beſprechung 
noch einmal wiederholt, daß angeſichts der Erregung, die 
jetzt bereits entſtanden ſei, eine nicht unbedingt einwandfreie 
Truppe, die zur Wiederherſtellung der geſtörten Ordnung 
in das Induſtriegebiet geſandt würde, von vornherein auf 
verlorenem Poſten ſtehe. Die militäriſchen Machtmittel ſeien 
viel zu ſchwach, um damit den Maſſen gegenüber ſtandzu— 
halten, wenn dieſe in den anrückenden Truppen offene oder 
verſteckte Anhänger Kapps vermuteten. 

Auch dieſe Beſprechung erzielte nicht den gewünſchten 
Erfolg und die Vertreter der Gewerkſchaften verließen darum 
Münſter in ſchwerer Sorge. Schon war bekannt geworden, 
daß der Kommandeur des Freikorps Schulz in Mül⸗ 
heim a. d. Ruhr am 13. März eine Erklärung erlaſſen hatte, 
nach der ſich das Freikorps nur für die Aufrechterhaltung 
der Ruhe und Ordnung einſetzen würde, daß das Freikorps 
aber keiner Partei diene. Das waren Ausflüchte, denn eine 
parteipolitiſche Betätigung der Truppe hatte kein Menſch 
gewünſcht. Die Unruhe und Unordnung drohte durch den 
gegen die verfaſſungsmäßige Regierung verübten Gewalt— 
akt der Ehrhardttruppen zu entſtehen, und die Stellung— 
nahme der Regierungstruppen zu dieſem Verfaſſungsbruch 
kennen zu lernen, daran hatte die Offentlichkeit ein Intereſſe. 
Mit keinem Wort aber war in der Erklärung des Major 
Schulz davon die Rede, daß das Freikorps die Abſicht habe, 
der verfaſſungsmäßigen Regierung Achtung zu verſchaffen. 
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Am Sonntag vormittag wehten dagegen auf der Kaſerne 
des Freikorps die ſchwarzweißroten Fahnen, die 
Farben eben, die in ſeiner erſten Proklamation der ſo— 
genannte Reichskanzler Kapp als die Farben der deutſchen 
Republik bezeichnet hatte. In einem Nachrufe für die in 
den erſten Wochen des Jahres 1920 gefallenen Mitglieder 
ſeines Freikorps hatte gerade tags zuvor der Major Schulz 
mit dem ihm eigenen Takt geſagt: „Alle haben ihr Leben 
eingeſetzt für das Vaterland, obwohl ſie wußten, daß bei der 
Mehrheit des deutſchen Volkes kein Dank mehr zu ernten iſt!“ 
Von Hauptmann Lichtſchlag und ſeiner Truppe 
wurde ähnliches berichtet, ſo beſonders das Mitführen von 
ſchwarzweißroten Fahnen und Äußerungen von Mitgliedern 
und Führern der Truppe, daß es nun unter einer 
neuen Regierung energiſch gegen die Bolſchewiſten 
ginge. Den Arbeitervertretern war es zweifelhaft, ob es 
dem General von Watter gelingen würde, bei einer der— 
artigen Einſtellung der ihm untergebenen Truppenkorps 
Eigenmächtigkeiten und Ausſchreitungen zu verhindern. 
Daß der General von Watter die Abſicht hatte, die von 
der Nationalverſammlung beſchloſſenen Geſetze und Ver— 
faſſungsbeſtimmungen, die der Arbeiterſchaft auf wirtſchaft— 
lichem und ſozialem Gebiete zugute kamen, zunächſt zu 
ſchützen, habe ich nie bezweifelt. Dabei wäre er in der 
Form — um nicht zu ſagen: im Schein — ſogar noch weiter 
gegangen, als ich das für erforderlich hielt. Schon am Nach— 
mittag des 13. März hatte er eine Verordnung erlaſſen, in 
der er zur Mitbearbeitung der ſich aus der neu ge— 
ſchaffenen Lage (!) ergebenden Fragen von den 
Arbeitervertretungen von Weſtfalen und Rheinland je drei, 
von Hannover zwei, von Oldenburg, Braunſchweig und 
Bremen je einen Vertreter zur Bildung eines Ar— 
beiterrats mit dem Sitz in Münſter berief. Ich wurde 
gebeten, ihm geeignete Vertreter namhaft zu machen. Ich 
habe dem General geantwortet, daß die Bildung eines 
derartigen Arbeiterrates im Augenblick keinen Sinn habe, 
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da die wertvollſten Kreiſe der Arbeiterorganiſationen ſicher— 
lich ſolange eine Mitwirkung ablehnen würden, bis das 
Wehrkreiskommando eine klare Haltung zugunſten der alten 
Regierung eingenommen habe. Von einer Weiterverfolgung 
ſeines Planes hat der General daraufhin Abſtand genommen. 

In der Berufung von Arbeitervertretern konnte ſich der 
General von Watter übrigens auch auf den „Reichskanzler“ 
Kapp ſelbſt ſtützen. Schon am Nachmittag des 13. März, ehe 
ich Münſter wieder erreicht hatte, richtete Kapp an den 
General folgendes Telegramm: 


„Bitte Severing, wenn entbehrlich, veranlaſſen, ſofort zu 

wichtigſter Beſprechung mit mir her zukommen. 
gez.: Kapp.“ 

Später habe ich erfahren, daß mir die Rolle des Reichs- 
wirtſchaftsminiſters im neuen Kabinett zugedacht 
war. Da ich mich in Münſter jedoch für unentbehrlich hielt 
und ſogar der General von Watter der Meinung war, daß 
ich dringend benötigt würde, mußte ich leider darauf ver— 
zichten, der „wichtigſten Beſprechung“ mit dem neuen 


„Reichskanzler“ beizuwohnen. 
* 


Die erſte Willensregung der neuen Regierung für meine 
Amtsſtelle erfuhr ich am Morgen des 14. März beim 
Empfang des folgenden Telegramms: 


„Auf Befehl des Reichswehrminiſters von Luettwitz: Reichs⸗ 
kanzler erſucht im ganzen deutſchen Reich diejenigen Zeitungen und 
Zeitſchriften, die über die neue Regierung unwahre Gerüchte in Um⸗ 
lauf ſetzen, bis auf weiteres zu verbieten, den geſamten Redaktions- 
ſtab in Schutzhaft zu nehmen und, falls notwendig, auch das 
Wiedererſcheinen der Blätter unmöglich zu machen. 
Der Befehl iſt unverzüglich allen Dienſtſtellen bekanntzugeben. 

gez.: Der Generalregierungskommiſſar.“ 


Vor Tiſch las man's anders! Tags zuvor hatte die neue 
Regierung erklärt: 

„Wir find ſtark genug, unſere Regierung nicht mit Ver- 
haftungen und Gewaltmaßregeln zu beginnen.“ 

Das an mich gerichtete Telegramm aber ließ die Abſicht 
erkennen, mindeſtens alles das mit Gewaltmaßnahmen 
niederzuhalten, was ſich auch nur die leiſeſte Kritik an den 
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Handlungen oder Unterlaſſungen der neuen Regierung er- 
laubte. Im Befehlsbereich des VI. Wehrkreiskommandos 
blieb dieſes Telegramm ſelbſtverſtändlich nur ein Fetzchen 
Papier. 

Nun jagte eine Nachricht die andere. Aus dem Induſtrie⸗ 
bezirk ſelbſt liefen zahlreiche Kundgebungen der Stadt— 
verwaltungen ein, in denen übereinſtimmend zum Ausdruck 
kam, daß die Städte die Putſchiſten in Berlin als Regierung 
nicht anerkennen würden. In Eſſen tagte eine Konferenz 
der Oberbürgermeiſter des Induſtriebezirkes, die ſich eben- 
falls einmütig auf den Boden der alten Regierung ſtellten. 
In ſpäter Abendſtunde des 14. März lief folgendes Tele— 
gramm des Oberpräſidenten der Provinz Heſſen-Naſſau ein: 

„Ich erlaube mir Kenntnis zu geben von folgender 
Bekanntmachung, die ich erlaſſen habe: 


Bekanntmachung! 

Die Reichsregierung iſt, um in Berlin Blutvergießen 
zu vermeiden, nach Dresden gegangen, wo ſie ſich im Schutz 
treu ergebener Truppen des Generals Maercker befindet. 

Sie iſt nach wie vor die allein vermie 
mäßige Regierung. 

Die Nationalverſammlung iſt von ihrem Präſidenten 
Fehrenbach auf Mittwoch nach Stuttgart einberufen. Die 

württembergiſche Regierung übernimmt die volle Verant— 
wortung für eine ſichere Tagung der Nationalverſamm⸗ 
lung und hat von ihren Generälen und Truppen die 
Verſicherung ihrer Hilfe entgegengenommen. Alle 
Landesregierungen außer der in Berlin über— 
rumpelten Preußiſchen Regierung haben ſich hinter 
die Reichsregierung ge ftellt und fie ihrer Treue 
verſichert. 

In der ſchweren Zeit, die über Deutſchland hereindroht, 
die uns zwingt, das Außerſte zu tun, um der Valuta⸗ 
und Nahrungsſorgen Herr zu werden, waren Beſinnung 
und überlegung nicht ſtark genug, in Berlin einen Staats⸗ 
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ſtreich zu verhüten, der bei der innen- und außenpolitiſchen 
Lage, in der wir uns befinden, eine ungeheure Gefahr für 
Reich und Volk iſt. Es iſt für uns alle, ſo verſchieden 
wir in unſerer ſtaatspolitiſchen Meinung auch ſein 
mögen, Pflicht, dieſem verderbendrohenden 
Unternehmen entgegenzutreten und uns 
einmütig hinter die verfaſſungsmäßig 
eingeſetzte Regierung zuſtellen. Hinter den 
Putſchen in Berlin ſteht fein ernſter Politiker oder Staats- 
mann. Graf Poſadowſky hat ausdrücklich die Teil— 
nahme abgelehnt, der Abgeordnete, Staatsminiſter a. D. 
Heinze, hat ſich in Dresden der Reichsregierung zur Ver— 
fügung geſtellt. Die Behörden werden die Ordnung 
innerhalb der Provinz unter allen Umſtänden ſichern. 

An die Bevölkerung richte ich die Bitte, volle Ruhe zu 
bewahren, unſer Wirtſchaftsleben aufrechtzuerhalten und 
die Behörden zu unterſtützen. Anordnungen der Staats- 
ſtreichler in Berlin ſind nicht zu befolgen, ihre Maßnahmen, 
Zahlungsanweiſungen und dergl. find ungültig und un- 
verbindlich. Um Mißdeutungen entgegenzutreten, hebe ich 
noch beſonders hervor, daß der milikäriſche Inhaber der 
vollziehenden Gewalt auf dem Boden der Reichsverfaſſung 
und hinter der verfaſſungsmäßigen Reichsregierung ffebt. 

Kaſſel, den 14. März 1920. 

Der Oberpräſident der Provinz Heſſen-Naſſau 
gez.: Dr. Schwander.“ 


Dieſes Telegramm war mir eine willkommene Hilfe zur 
Aufklärung der Bevölkerung darüber, daß es noch Generale 


gab, die vom erſten Augenblick an den Wahnſinn des Kapp— 
Unternehmens erkannten und daraus die entſprechenden 


Folgerungen zogen. Ich habe darum dafür geſorgt, daß die 


Erklärung des Reichswehrgruppenkommandos, der durch 
Putſch in Berlin gebildeten Regierung keine Gefolgſchaft zu 
leiſten, ſchon am Montag in den Blättern des Wehrkreiſes 
verbreitet wurde. 


141 


Noch zahlreicher freilich waren die Hiobspoften, die in 
den Vormittags⸗ und Abendſtunden des 14. März einliefen 
und die klar erkennen ließen, daß ich die Wirkung des Kapp⸗ 
Putſches in Rheinland und Weſtfalen leider viel zu richtig 
vorausgeſagt hatte. Schon am 13. März gab die fommu- 
niſtiſche Partei in Eſſen ein Flugblatt heraus, in dem es 
unter anderem hieß, daß die Demokratie der Mehrheits- 
ſozialiſten die Arbeiter in das Elend geſtürzt habe und daß 
nur die Diktatur des Proletariats retten 
könne. 


„Wir kämpfen nicht für die Regierung Ebert⸗Noske, 
unſere Parole heißt „Gegen die Reaktion, gegen die Ver- 
räter am Sozialismus, die Handlanger der Bourgeoiſie, 
für die Diktatur des Proletariats“. 

Euer Arbeiterrat hat zunächſt die Bewaffnung des 
Proletariats, die Entwaffnung der Bourgeoiſie auszu— 
führen.“ 


In Eſſen blieb mit dieſem Aufrufe zur Errichtung der 
Rätediktatur die kommuniſtiſche Partei iſoliert. Dagegen 
wurde gemeldet, daß die Bezirksvorſtände der ſozialdemo— 
kratiſchen, der unabhängigen ſozialiſtiſchen und der kommu⸗ 
niſtiſchen Partei des Bezirks Niederrhein ſich verpflichtet 
hätten, den Kampf gegen die neugebildete Kapp-Regierung 
mit allen Kräften geſchloſſen aufzunehmen mit dem Ziele, 
Erringung der politiſchen Macht durch die 
Diktatur des Proletariats auf der Grund— 
lage des Räteſyſtems und ſofortige Soziali— 
ſierung der dazu reifen Wirtſchaftszweige. 

Ferner war dem Wehrkreiskommando gemeldet, daß in 
Bochum, Witten, Herne, Haltern, Hagen und Wetter be— 
waffnete Arbeitertrupps die Einwohnerwehr entwaffneten 
und in den Fabrikbetrieben einen Terror ausübten, der eine 
geregelte Produktion unmöglich mache. Der Befehlshaber 
beauftragte die Reichswehrbrigaden 7 und 31 mit der Wieder— 
herſtellung der Autorität der geſetzlichen Behörden und der 
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Ruhe und Ordnung. In der Nacht vom 14. auf den 15. März 
bemühte ſich der Hauptmann Lichtſchlag bei der Eiſenbahn— 
direktion in Münſter um die Geſtellung eines Zuges zur 
Beförderung von 280 Mann. Dem dienſttuenden Beamten 
waren die Gerüchte über die Unzuverläſſigkeit der Lichtſchlag— 
Truppe inzwiſchen bekannt geworden, und das veranlaßte 
ihn, dem Hauptmann Lichtſchlag die Geſtellung des gefor— 
derten Zuges zu verweigern. Am Morgen des 15. März 
wurde mir dieſer Zwiſchenfall mitgeteilt und hinzugefügt, 
daß der Hauptmann in der Auseinanderſetzung mit dem 
Eiſenbahnbeamten erklärt habe, er werde die Zuſammen— 
ſtellung des Zuges mit Waffengewalt erzwingen, „er ſtehe 
auf dem Boden der neuen Regierung.“ — 


An der Entſendung der Truppe in Orte, in denen die 
öffentliche Ruhe und Ordnung tatſächlich geſtört war oder 
die Autorität der verfaſſungsmäßigen Behörden wieder her— 
geſtellt werden mußte, konnte und wollte ich den Befehlshaber 
nicht hindern. Als ich aber auf meine wiederholten Fragen 
über die Verfaſſungstreue der Freikorpsführer Schulz und 
Lichtſchlag keine befriedigende Aufklärung erhielt und nach 
mündlichen Mitteilungen des Wehrkreiskommandos an— 
nehmen mußte, daß mit der Wiederherſtellung der Ordnung 
auch die Korps dieſer beiden Offiziere beauftragt würden, 
da habe ich beim Wehrkreiskommando gegen eine etwaige 
Entſendung derartiger Truppen in aller Form Proteſt 
eingelegt und die ſchon am Abend des 14. März eingelegte 
mündliche Verwahrung durch das folgende Schreiben noch 
einmal in aller Form wiederholt: 


Münſter, 15. März 1920. 


„An den Befehlshaber des Wehrkreiskommando VI 


Generalleutnant Freiherr von Watter, Exzellenz. 
Münſter. 


Nach Zeitungsmeldungen haben zwei namentlich be— 
zeichnete Abteilungen des dem Wehrkreiskommando VI 
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unterſtellten Truppenkörpers fich für die Durch einen Putſch 
gebildete ſogenannte Regierung der Herren Kapp und 
Genoſſen erklärt. Ich kann im Augenblick nicht nachprüfen, 
ob und inwieweit dieſe Meldungen richtig ſind, möchte 
aber, um über meine Stellung zu einer derartigen Haltung 
keinen Zweifel aufkommen zu laſſen, erklären: 


Eine Solidaritätserklärung von Truppenteilen des 
Wehrkreiskommandos mit der ſogenannten neuen Regie- 
rung ſetzt fic) in ſchärfſten Widerſpruch zu der vom Militar- 
befehlshaber ergangenen Weiſung, keinerlei Handlungen, 
die nicht im Zuſammenhang mit der Aufrechterhaltung der 
Ruhe und Ordnung ſtehen, vorzunehmen. 


Ich bin daher nicht in der Lage, für irgendwelche 
Handlungen von Truppenteilen der vorbezeichneten Art 
die Verantwortung mitzutragen, lehne es vielmehr ent- 
ſchieden ab, zu Anordnungen der Befehlshaber von 
Truppenteilen, die ſich für die Kapp-Regierung erklären, 
meine Zuſtimmung zu geben. Anordnungen dieſer Be— 
fehlshaber, die Beſchränkungen nach § 1 der Verordnung 
des Reichspräſidenten enthalten, wären daher rechts— 
unwirkſam. 

gez.: Severing. 
Reichs⸗ und Staatskommiſſar.“ 


Der Proteſt blieb inſofern leider wirkungslos, als die 
erſten ausrückenden Truppen die vom Korps Lichtſchlag 
waren. Ob die Truppe bereits in Marſch geſetzt war oder 
ob zu dem genannten Zweck andere Abteilungen nicht zur 
Verfügung ſtanden, habe ich nie in Erfahrung bringen 
können, da der Proteſt immer nur mit der Bemerkung be— 
antwortet worden iſt, daß die über Schultz und Lichtſchlag 
kurſierenden Gerüchte jeder Grundlage entbehrten. 
Obwohl auch ich annehme, daß vieles an dieſen Gerüchten 
übertrieben war, habe ich dieſem Dementi keinen Glauben 
ſchenken können. 
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Die Bewaffnung der Arbeiler 


Und nun nahm das Unglück ſeinen Lauf. Sofort nach 
Bekanntwerden der Berliner Ereigniſſe bildeten ſich im 
ganzen Revier und beſonders im Hagener Bezirk Ausſchüſſe 
mit der Zweckbeſtimmung, der Kapp-Regierung allen mög— 
lichen Widerſtand zu leiſten. Gleichzeitig wurde verſucht, 
dieſen Ausſchüſſen Machtmittel durch die Bildung von 
Arbeiterwehren zur Verfügung zu ſtellen. Schon am 
13. März hatten in der Stadt Hagen Mitglieder der un- 
abhängigen ſozialdemokratiſchen Partei und der ſozial— 
demokratiſchen Partei durch den Stadtverordneten Ludwig 
die Bewaffnung eines Sicherheitsdienſtes verlangt, der nach 
den vorgetragenen Gründen zur Unterſtützung der Polizei 
eingerichtet werden ſollte. Das Verlangen wurde zunächſt 
abgelehnt. Am Sonntag, den 14. März, tagte auf dem 
Hagener Rathauſe eine Konferenz, an der Stadtverordnete 
der unabhängigen Sozialiſten, der Sozialdemokraten, des 
Zentrums und der Demokraten ſowie der Oberbürger— 
meiſter Cuno teilnahmen. In dieſer Beſprechung wurde 
erneut die Herausgabe von Waffen für die organiſierten 
Arbeiter mit der Begründung verlangt, daß es erforderlich 
ſei, jede Unterſtützung des Kapp-Putſches durch die Polizei 
und durch die Einwohnerwehren mit der Waffe in der Hand 
zu verhindern. Die Beſprechung endete mit dem Beſchluß, 
80 Gewehre den Gewerkſchaften entſprechend ihrer Mit— 
gliederzahl zur Bildung einer Sicherheitswehr auszuhän— 
digen. Vertrauensmänner der Gewerkſchaften ſollten die 
Mitglieder der Wehr benennen. Durch einen Befehl des 
Wehrkreiskommandos, der die Herausgabe von Waffen an 
Einwohnerwehren und politiſche Parteien unterſagte, wurde 
die Ausführung des Beſchluſſes zwar um mehrere Stunden 
verzögert, aber unter dem Druck von mehreren tauſend 
Demonſtranten, die ſich inzwiſchen vor dem Rathauſe an— 
geſammelt hatten, wurden doch ſchließlich 160 Gewehre ver— 
ausgabt. 
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Am 15. März, vormittags 9 Uhr, wurden in einer Ver⸗ 
ſammlung unter freiem Himmel von Konrad Ludwig alle 
diejenigen, die im Beſitze von Waffen waren, aufgefordert, 
um 11 Uhr anzutreten. Auf dieſe Aufforderung meldeten ſich 
zu der feſtgeſetzten Zeit etwa 200 bewaffnete Leute. Gerade 
um dieſe Stunde wurde bekannt, daß in Wetter an der Ruhr 
eine Abteilung des Hauptmanns Haſenclever vom Korps 
Lichtſchlag eingetroffen ſei. Nach den Mitteilungen des 
Bürgermeiſters von Wetter beſtanden die Ausſchreitungen, 
die dem Wehrkreiskommando die Veranlaſſung zur Ent— 
ſendung der Truppe gegeben hatte, darin, daß von dem 
Aktionsausſchuß, der ſich in Wetter unmittelbar nach dem 
Kapp⸗Putſch gebildet hatte, zwei bei der Arbeiterſchaft be⸗ 
ſonders unbeliebte Bürger in Schutzhaft genommen waren. 
Dieſe Maßnahme gab zu den wildeſten Gerüchten über die 
Zuſtände in Wetter Anlaß, ſo auch zu dem, daß die Aus⸗ 
rufung der Räterepublik (ausgerechnet in Wetter!) unmittel- 
bar bevorſtände. 

Ich habe bei meinen Nachforſchungen nicht feſtſtellen 
können, ob die dem Hauptmann Haſenclever zur Laſt gelegten 
Außerungen, daß er auf dem Boden der neuen Regierung 
ſtehe, wirklich gefallen ſind. Es beſteht aber die hohe Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit, daß der Führer der Truppe, von den erregten 
Arbeitern nach ſeiner Haltung zur Regierung befragt, aus— 
weichende unklare Antworten gegeben und dadurch das Miß— 
trauen der Arbeiter hervorgerufen hat. Es ſind bei der 
Truppe auch Plakate gefunden worden, die zur Unterſtützung 
der Regierung Kapp aufforderten. Da dieſe Plakate ſicherlich 
nicht von der Kapp-Regierung nach Wetter geſchickt worden 
ſind, liegt der Schluß nahe, daß irgendeine Verbindung 
zwiſchen den Verſchwörern in Berlin und einigen Leuten der 
Truppe beſtanden hat. Jedenfalls erblickten die Arbeiter in 
den Truppen Anhänger Kapps, die ſich in Wetter feſtſetzen 
und hier für die Putſchregierung eine feſte Poſition ſchaffen 
wollten, und gegen dieſe Abſicht glaubten ſie ſich zur Wehr 
ſetzen zu müſſen. 
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In Hagen heulten die Fabriffirenen Alarm, und die auf 
dieſe Alarmrufe herbeieilenden Arbeiter führten faſt aus— 
nahmslos Waffen mit, die nach der Schätzung des Hagener 
Polizeiinſpektors auf einige hundert zu beziffern waren. 
Zweihundert weitere Gewehre wurden der Fabrikwehr der 
Akkumulatorenfabrik in Hagen abgenommen, ſo daß ſchon 
die Hagener Arbeiter über rund 500 Gewehre beim Vor— 
marſch nach Wetter verfügten. Aber auch die Arbeiter in 
Wetter ſelbſt hatten ſich inzwiſchen bewaffnet, und im Laufe 
des 15. März kam noch ein beträchtlicher Zuzug aus Haſpe, 
Gevelsberg, Hohenlimburg und einigen Orten des oberen 
Volmetales, fo daß am Abend des 15. März über 1500 be- 
waffnete Arbeiter von der im Entſtehen begriffenen Hagener 
„Kampfzentrale“ gemuſtert werden konnten. 


Wie immer in derart fieberhaft geſpannten Augenblicken 
konnte auch bei Beginn dieſes Zuſammenſtoßes niemand 
ſagen, von welcher Seite zuerſt geſchoſſen wurde, feſt ſteht 
nur, daß nicht lange nach der Ankunft der Truppe ſich die 
Kämpfe entwickelten, die mit der vollſtändigen Vernichtung 
der Kolonne Haſenclever endeten. Im Laufe des Vormittags 
liefen 20 Mann zu den Arbeitern über, von den übrigen 60, 
die fic) im Bahnhofe verſchanzt hatten, fielen etwa 30, dar- 
unter 2 Offiziere. Der Reſt wurde gefangen genommen. Als 
Beute fielen den Arbeitern außer den Gewehren viele Pferde, 
2 Geſchütze und eine Anzahl Maſchinengewehre in die Hände, 
die nach Hagen transportiert und ſpäter bei der Beſchießung 
Remſcheids verwandt wurden. 


Hatte ſchon durch dieſen Vorgang meine Vorausſage die 
betrübendſte Beſtätigung erfahren, ſo ſollte das Schickſal der 
Truppen, die zum Entſatz der Kolonne Haſenclever nach— 
geſchoben wurden, die Herren im Wehrkreiskommando noch 
weiter davon überzeugen, daß die militäriſchen Kräfte des 
Wehrkreiſes allein nicht mehr imſtande waren, der Erregung 
der Arbeitermaſſen über die Verbrechen in Berlin Herr zu 
werden. Noch am Abend des 15. März wurde im Hagener 
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Bezirk bekannt, daß in Herdecke Truppen ausgeladen wur⸗ 
den. Wieder wurden die bewaffneten Arbeitertrupps durch 
Sirenen zuſammengeführt und auf Herdecke in Bewegung 
geſetzt, das am nächſten Morgen von mehreren tauſend Be— 
waffneten eingeſchloſſen war. Oberbürgermeiſter Cuno war 
bemüht, eine Verſtändigung anzubahnen, die auch von dem 
vom Wehrkreis entſandten General von Preisnitzer in Aus⸗ 
ſicht genommen war. Zu Verhandlungen kam es jedoch nicht 
mehr. Auch der Truppenführer ſah ein, daß es nutzlos war, 
den lebendigen Mauern gegenüber Widerſtand zu leiſten, 
und ſo erfolgte am Vormittag des 16. März die Kapitulation 
der in Herdecke ausgeladenen Mannſchaften. Das Ergebnis 
war wiederum eine reiche Beute an Waffen und Munition 
für die Arbeitertruppen. Nachträglich hat ſich herausgeſtellt, 
daß die durch den Hauptmann Lange erklärte Übergabe nicht 
zuletzt durch die Gehorſamsverweigerung eines Teiles ſeiner 
Mannſchaften zurückzuführen war, wie aus einer Erklärung 
dieſer Mannſchaften hervorgeht, in der es unter anderem 


heißt: 


Wir ſtehen nach wie vor hinter der vom Volke gewählten Re⸗ 
gierung, der wir den Treueid geleiſtet haben. Uns wurde geſagt, 
wir ſeien neutral und ſollten nur da eingreifen, wo geraubt 
und geplündert werde. Als wir in Herdecke die Wahrheit unſerer 
Beſtimmung erfuhren, haben wir dem Hauptmann Lange 
den Gehorſam verweigert und auf eine Verteidigung des 
Rathauſes verzichtet. Auch iſt das Feuern in der vorderen Linie 
auf eigene Fauſt eingeſtellt worden. 


Nach unſerer Internierung müſſen wir feſtſtellen, daß wir von 
unſcren vorgeſetzten Offizieren in gröblichſter Weiſe hinters Licht 
geführt worden ſind. Wir haben keine konterrevolutionäre Geſinnung 
und hätten uns niemals wiſſentlich zu konter revolutionären Zwecken 
mißbrauchen laſſen. Wir bemerken ausdrücklich, daß auch die ume 
lauſenden Behauptungen, wir ſeien nach unſerer Waffenſtreckung 
durch die Arbeitertruppen ſcheußlich behandelt und mißhandelt 
worden, unwahr ſind, daß jede gegenteilige Behauptung auf keiner 
Mitteilung der Soldaten beruhen kann. 


Es iſt ſpäter in der Preſſe behauptet worden, daß dieſe 
Erklärung den Mannſchaften erpreßt worden ſei. Das iſt 
unrichtig, wie aus einer Mitteilung der gefangenen Offiziere 
hervorgeht, die dieſe einige Tage ſpäter an mehrere Blätter 
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gelangen ließen und in der über das Verhalten der Mann— 
ſchaften Klage geführt wurde. Man warf ihnen vor, daß ſie 
ſich von den Arbeitertrupps hätten beeinfluſſen laſſen. 

Die in der Erklärung der Mannſchaften hervorgehobene 
würdige Behandlung entſpricht ebenfalls den Tatſachen. Auch 
die gefangenen Offiziere konnten ſich über eine ſchlechte Be— 
handlung nicht beſchweren. Man hatte ſie — wohl nicht ohne 
Abſicht — ſo „gut“ bewacht, daß ſie ohne große Mühe ent— 
fliehen konnten. In der wiedergewonnenen Freiheit haben 
ſie zwar einige irreführende Meldungen über die Vorgänge 
in Wetter und Herdecke berichtigt, aber es iſt ihnen nicht 
gelungen, die Angaben der Soldaten über ihre politiſche Ein— 
ſtellung und ihre Sympathien für die Rapp-Liittwik-Regie- 
rung zu entkräften. Daß eine derartige Truppe nicht halten 
konnte, iſt nicht verwunderlich. 

Die Angaben der Soldaten des Hauptmanns Lange 
waren keineswegs geeignet, das Mißtrauen der Arbeiter in 
die Miſſion der entſandten Truppen zu zerſtreuen. Es gab 
wohl niemanden, der nicht davon überzeugt war, daß minde— 
ſtens alle Offiziere es darauf abgeſehen hätten, den 
Weſten Deutſchlands für Kapp gefügig zu machen. Darum 
hielt fic) noch alles in Bereitſchaft, um auch neuen Truppen- 
ſendungen mit der Waffe in der Hand entgegenzutreten. 
Telegraphiſch erbaten der Oberbürgermeiſter von 
Hagen und der Landrat von Hörde die Zurückziehung 
der Truppen und die Erklärung, daß von der Entſendung 
anderer Abſtand genommen werde. Auch der Landrat 
von Hörde berichtete über die große Erregung, die in 
der Bevölkerung ſeines Kreiſes wegen der Mitführung 
ſchwarzweißroter Fahnen durch die Truppe ent— 
ſtanden ſei. Man hat ſpäter in der Rechtspreſſe den Ober— 
bürgermeiſter Cuno heftig angegriffen, daß er der Zurück— 
ziehung der Truppen das Wort geredet habe. Ich halte mich 
für verpflichtet, demgegenüber hervorzuheben, daß auch 
rechtsgerichtete Beamte, ſo z. B. der deutſchnationale 
Landratdes Kreiſes Hamm, Schulze-Pelkum, 
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die Folgen der Truppenſendungen in jenen Tagen genau jo 
beurteilt haben, wie die Herren Cuno-Hagen und Hansmann⸗ 
Hörde. Landrat Schulze-Pelkum erklärte kurz und bündig, 
daß größere Unruhen zu erwarten ſeien, „falls Truppen 
kommen ſollten“, obgleich das Amt Pelkum um Militär ge⸗ 
beten hatte. 

Die Nachrichten von der Vernichtung bezw. Gefangen- 
nahme der Kolonnen Haſenclever und Lange hatten beim 
Wehrkreiskommando in Münſter natürlich den ungünſtigſten 
Eindruck gemacht. Nun war General von Watter zu Ver— 
handlungen bereit, und ich konnte dem Landrat Hansmann 
antworten, daß über die Zurücknahme der Trup⸗ 
pen aus dem Kreiſe Hagen zwiſchen den Behörden 
und einem entſandten höheren Offizier Beſprechungen im 
Gange ſeien. Inzwiſchen hatte ſich Watter durch die Bekannt⸗ 
gabe der folgenden Erklärung unter die alte Regie- 
rung geſtellt: 


An meine Truppen! 


Durch Putſch war die alte Regierung vertrieben. Eine Ver⸗ 
bindung mit ihr war nicht zu bekommen. So war ich gezwungen, 
nach eigenem Ermeſſen Entſchlüſſe für das Wohl unſeres Vater⸗ 
landes zu faſſen. Richtlinie fiir fie war nur das Bewußtſein, daß 
allein Ruhe und Ordnung, namentlich im Induſtriegebiet unſer 
Vaterland vor dem Untergang bewahren kann. Nachdem mir Reichs⸗ 
wehr⸗Miniſter Noske heute durch Telephon verſichert hat, daß die 
alte Regierung den unheilvollen Aufruf (!) zum Generalſtreik nicht 
gegeben hat, ihn im Gegenteil ebenſo verurteilt, wie wir und alles 
einſetzen wird, ihn rückgängig zu machen, ſoſtelle ich michunter 
die alte Regierung. An meiner bisherigen Handlungsweiſe 
ändert dieſe Erklärung nichts. Mein bisheriger Auftrag, die Ruhe 
und Ordnung im Wehrkreis⸗Bezirk aufrecht zu erhalten, iſt mir 
heute durch den Reichswehr-Miniſter Noske nochmals ausdrücklich 


gegeben. Der Befehlshaber des Wehrkreiſes VI: 
Frhr. von Watter, Generalleutnant. 


Als „Krampf“ hatte einer der Arbeitervertreter nach dem 
Sonntags⸗Empfang die gewundenen Erklärungen des Gene— 
rals bezeichnet. „Krampf“ war auch dieſe Auslaſſung. Watters 
Rechnung hatte ein Loch. Wo hatte der Befehlshaber denn 
geſtanden, ehe Noske ihm die Verſicherung gab, daß die 
Regierung den unheilvollen Aufruf zum Generalſtreik nicht 
gegeben hätte, wo ſtand er in der Zeit vom 13. März bis 
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16. März früh? — jo fragte man fic) in Münſter und 
anderswo. 

„An meiner bisherigen Handlungsweiſe ändert dieſe Er— 
klärung nichts“ — ſagte Herr von Watter in bitterer Selbſt— 
ironie, und er hätte hinzufügen können, daß ſie leider auch 
an der außerordentlich trüben Situation des Wehrkreiſes 
vorerſt nichts ändern würde. Zwar habe ich alles getan, um 
die Erklärung des Generals ſo ſchnell wie möglich zu ver— 
breiten. Auch Mehlich, der in Dortmund weilte, erließ durch 
Flugblätter und Zeitungen eine Bekanntmachung, in der es 
hieß, daß nach einer Mitteilung des Generals von Preisnitzer 
der Befehlshaber des Wehrkreiſes VI ſich rückhaltlos auf den 
Boden der alten Regierung geſtellt habe. Mehlich ließ in 
meinem Auftrag in Dortmund auch ein Flugblatt herſtellen, 
in dem jetzt von der Aufgabe der Truppe geſagt wurde, daß 
ſie friedlicher Arbeit die notwendige Sicherheit zu leiſten 
habe und unbedingt auf dem Boden der alten 
Regierung ſtehe. Aber das kam alles drei Tage zu 
ſpät, und in dieſem „zu ſpät“ liegt nach meinen 
Beobachtungen und Erfahrungen das große 
geſchichtliche Verſchulden des Generals. 

Es iſt ihm ſpäter Eidbruch und offene Unterſtützung des 
Hochverrats Kapps vorgeworfen worden. Mir ſind Tat— 
ſachen, die dieſen Vorwurf rechtfertigen könnten, nicht be- 
kannt geworden. Eine Verfügung des Fünftage-„Innen⸗ 
miniſters“ von Jagow, die den ſozialdemokratiſchen Re- 
gierungspräſidenten König ſeines Amtes enthob, ließ er 
nicht zur Ausführung bringen. Sein Fehler war ſeine Un— 
entſchloſſenheit in einem geſchichtlich großen Augenblick, ſein 
Mangel an politiſchem Augenmaß. — 

Dem Landrat von Hörde hatte ich mitgeteilt, daß vom 
Wehrkreiskommando Weiſung gegeben ſei, unnötiges Blut— 
vergießen zu vermeiden. Aber es erwies ſich bald, daß die 
Zeit zu ruhigen Verhandlungen ſchon vorüber war. Ein 
Blut⸗ und Racherauſch umnebelte die Maſſen: Die Kugeln 
im Lauf drängten auf Entladung. 
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Schon in Wetter hatte der Kampf die erbittertſten Formen 
angenommen. Augenzeugen wollen geſehen haben, wie die 
Soldaten des Hauptmanns Haſenclever auf die Samariter der 
Arbeitertrupps geſchoſſen haben, während andererſeits die 
im Bahnhofsgebäude verwundeten Soldaten von den er- 
bitterten Maſſen buchſtäblich erſchlagen worden ſind. Der 
Führer der Arbeiter in Wetter, Ipſen, bemühte fic) ver- 
gebens, dem Gemetzel Einhalt zu tun. Je mehr Menſchen 
zuſammenſtrömten — und jede Stunde brachte neue Scharen 
herbei —, deſto feſter ſetzte ſich die überzeugung, daß nur 
noch mit dem Mittel der Gewalt den putſchverdächtigen 
Truppen entgegengetreten werden könne. Die Gewehre der 
Einwohnerwehren, Jagdflinten, verſteckt gehaltene Hand— 
granaten bildeten die erſte Ausrüſtung der Maſſen, die nun 
in Bewegung waren. 

* 

Am Dienstag, den 16. März, wurde dem Regierungs- 
präſidenten König, der ſich im Stadthauſe zu Dortmund 
amtlich niedergelaſſen hatte, um dem induſtriellen Teile ſeines 
Regierungsbezirks während der Unruhen näher zu ſein, vom 
Oberbürgermeiſter Dr. Eichhoff gemeldet, daß am Bahn⸗ 
hof Dortmund⸗Süd ſoeben das Korps Lichtſchlag eingetroffen 
fei und mit dem Ausladen der Mannſchaften und des Ma- 
terials beginne. Dieſelbe Mitteilung überbrachte der Haupt— 
mann von Heeringen, ein Sohn des ehemaligen Kriegs— 
- minifters, der bis Mitte Sommer 1919 im Korps Bergmann 
tätig geweſen war und nun als Kommandant der 800 Köpfe 
zählenden Dortmunder Volkswehr den Sicherheitsdienſt für 
Dortmund leitete. Herr von Heeringen erklärte dem Regie- 
rungspräſidenten, daß er ſeine Wehr feſt in der Hand habe 
und daß die Stadt gegen jeden Putſchverſuch geſichert ſei. 
Durch die Anweſenheit Lichtſchlags ſei die Wehr jedoch ſtark 
beunruhigt und die Gefahr zu Zuſammenſtößen ſei ſehr groß. 
Herr von Heeringen legte dem Regierungspräſidenten nahe, 
den Abzug des Korps Lichtſchlag von Dortmund zu ver— 
anlaſſen. Eigene Vorſtellungen bei Lichtſchlag würden keinen 
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Erfolg haben, denn Lichtſchlag ſei gwar ſein Regiments: 
kamerad und Freund, aber auch ein „Dickkopf“, der ſeinen 
Vorſtellungen ſchwer zugänglich ſein würde. 

Dieſe Charakteriſtik der Perſon Lichtſchlags trifft 
ungefähr das Richtige. Eine ſchlanke, hochgewachſene Figur, 
jeder Zoll Soldat! Ein Mann von außergewöhnlichem per— 
ſönlichen Mute, ein Draufgänger, wie ſie die unruhige Zeit 
von damals ſo viele ſah. Das Gros ſeiner Truppe war ihm 
treu ergeben. Aber was der Mann durch ſeine Tapferkeit 
und das Ungeſtüm ſeines Temperaments in militäriſchen 
Dingen erreichte, verdarb er durch ſeine Unbelehrbarkeit und 
durch die Gewohnheit, mit der Bevölkerung, alſo mit ſeinen 
eigenen Volksgenoſſen, umzugehen, wie mit feindlichen Be— 
wohnern eines feindlichen Landes im Kriege. Von ihm läßt 
ſich wirklich ſagen, daß die Farben ſeiner raſchen Entſchlie— 
ßungen von keines politiſchen Gedankens Bläſſe angekränkelt 
waren. Das mag im Krieg in Feindesland hingehen — ob— 
gleich es auch dort wohl kaum immer ein Vorzug iſt. Hier 
im Induſtriegebiet, wo es ein fein veräſteltes Wirtſchafts— 
leben mit Hunderttauſenden ſeiner lebendigen Glieder zu 
ſchützen — nicht zubekriegen — galt, war mit Drauf— 
gängertum allein nicht auszukommen. 

Auch in den nun folgenden Beſprechungen über ſeinen 
Abzug blieb Lichtſchlag der Dickkopf, offenbarte er wieder 
einmal den Typ des Nichts⸗als⸗Soldaten. Der Regierungs- 
präſident König hatte den zweiten Bürgermeiſter von Dort- 
mund zu ihm geſchickt, der aber auf ſeine Vorſtellungen den 
Beſcheid erhielt, der General von Watter habe das Korps 
geſchickt und nur dieſer könne darum den Befehl an das Korps 
erteilen, Dortmund wieder zu verlaſſen. Auf einen tele— 
phoniſchen Anruf beim Wehrkreiskommando erklärte der Be— 
fehlshaber dem Regierungspräſidenten, Lichtſchlag müſſe in 
Dortmund bleiben, weil er weder vorwärts noch 
rückwärts könne, da ja doch bewaffnete 
Arbeitermaſſen ſchon jeden Weg verſperr— 
ten! Nach einer längeren Erörterung wurde verfügt: Licht— 
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ſchlag verläßt in den Nachmittagsſtunden Dortmund über 
Aplerbeck⸗Schwerte und zieht ſich ins Sauerland zurück. Der 
Regierungspräſident übernahm es, den Truppen den Weg 
zum Abzug frei zu machen. Über dieſen Abzug, der, wie ſich 
bald zeigen ſollte, ebenfalls im Zeichen des „zu ſpät“ ſtand, 
berichtete der Regierungspräſident König: 

„Da der Rückmarſch durch den Landkreis Hörde vor— 
geſehen war, begab ich mich ſofort mit Landrat Hansmann 
an die Arbeit. Wir hielten ſchleunigſt in allen Orten, die 
Lichtſchlag paſſieren ſollte, Beſprechungen mit den Führern 
der Arbeiter- und Bürgerſchaft ab, um ihm freie Durchzugs— 
gebiete zu ſichern. Das glückte uns bis Schwerte. Hier hatte 
der Bürgermeiſter einen ſehr großen Kreis von Vertretern 
eingeladen. Da mehrere Perſonen Bedenken gegen den 
Durchzug der Lichtſchlagtruppen ſcharf ausgeſprochen hatten, 
ſchloß der Bürgermeiſter ſich dieſen Bedenken an. Er ver- 
trat die Anſicht, ſeine gute Stadt Schwerte würde ſehr zu 
leiden haben, wenn Lichtſchlag durchmarſchiere. Da wir uns 
nicht einigen konnten, die Zeit aber drängte und wir Mit⸗ 
teilung erhielten, daß Lichtſchlag bereits in Aplerbeck ein— 
getroffen ſei, fuhren wir Lichtſchlag entgegen bis zur Wirt- 
ſchaft Gockel. Es war mittlerweile Abend geworden. Von 
allen Seiten kamen Arbeiter und Bürger bewaffnet herbei- 
geeilt. In der Wirtſchaft Gockel angekommen, ſchickten wir 
dann Unterhändler zu Lichtſchlag, der hinter Aplerbeck auf 
der Chauſſee nach Gockel „Halt“ gemacht hatte und ließen 
ihm ſagen, er möchte aus zwingenden Gründen nicht die 
Straße Aplerbeck-Gockel-Freiſchütz- Schwerte marſchieren, 
ſondern von Aplerbeck links die Straße durch den Wald nach 
Geiſecke zu. Durch Benutzung dieſes Weges hätte er Schwerte 
umgangen und er wäre glatt ins Sauerland gekommen. 

Das wiederholt an ihn geſtellte Anſinnen lehnte jedesmal 
Lichtſchlag glatt ab mit allerlei Einwendungen. Wir ver— 
wieſen ihn auf die Gefahr eines Zuſammenſtoßes mit den 
bewaffneten Volkshaufen, die an den Rändern der Straße 
Aplerbeck⸗Gockel lagen. Alles vergeblich! Nach ſtunden— 
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langen Bemühungen erklärte unſer Chauffeur, zwiſchen den 
bewaffneten Volksmaſſen nicht mehr fahren zu können, da 
bereits einige ſcharfe Schüſſe das Auto getroffen hatten. 

Jetzt mußten wir die weiteren Verhandlungen einſtellen. 

Mittlerweile machten mich einige Bekannte auf die Gefahr 
aufmerkſam, in der wir angeblich ſchwebten. Man ſagte mir, 
der „Revolutions-Kommiſſar“ habe ſoeben be— 
ſchloſſen, den Bürgermeiſter Rohmann, den Landrat 
Hansmann und mich ſofort zu erſchießen, weil wir ihm 
durch unſere Maßnahmen bewieſen hätten, daß wir dem 
Kampf mit Lichtſchlag im Wege ſtänden und mitkämpften 
gegen die Diktatur des Proletariats! 

Lichtſchlag ließ gegen 10 Uhr Leuchtraketen auf und 
rüſtete ſich zum Kampfe. Als ich ſeinen Austrag nicht mehr 
verhindern konnte, fuhr ich nach Dortmund. Hier informierte 
ich die Führer der Volkswehr. Alles wurde in den Ver— 
teidigungszuſtand geſetzt. Nachdem nachts das Korps Licht— 
ſchlag vernichtet, zogen die „Sieger“ auf Dortmund zu.“ 

Die raſchen Erfolge bei Wetter, Herdecke und Aplerbeck 
hatte die Kampfluſt der Maſſen ungeheuer geſtärkt. Das Ge- 
rücht, Dortmund ſei ohne Widerſtand der Volkswehr von 
den Kappiſten beſetzt worden, tat ein übriges, um nunmehr 
die Kämpfe nach Dortmund vorzutragen. 

Gegen Mitternacht erſchien eine Vertretung der Arbeiter- 
ſchaft auf dem Stadthauſe, um die Forderungen der Arbeiter— 
ſchaft auf Entwaffnung der ſtädtiſchen Polizei und der Volks— 
wehr und auf Übergabe der vollziehenden Gewalt an einen 
Vollziehungsausſchuß der Arbeiterſchaft zu überbringen. Da 
der Stadtverwaltung und den Vertretern der politiſchen Par— 
teien ein Widerſtand zwecklos erſchien, wurde den Forde— 
rungen entſprochen. Den kommuniſtiſchen Führer Mein- 
berg erkoren die Arbeitervertreter zum Inhaber der voll— 
ziehenden Gewalt! Trotz der Verhandlungen im Stadthauſe 
entbrannten in den Straßen der Stadt heftige Kämpfe, die 
längere Zeit andauerten, bis der Oberbürgermeiſter Cuno 
erſchien und mit dem Hagener Lehrer Schneider ſeine Ver— 
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mittlung anbot. Den ganzen Tag über war auch der meiner 
Dienſtſtelle kommandierte Hauptmann Lorenz tätig geweſen, 
durch Vorſtellungen bei den Arbeitervertretungen weiterem 
Blutvergießen vorzubeugen. Allmählich gelang es, die 
Maſſen davon zu überzeugen, daß die Gerüchte, in Dort- 
mund fei eine Kappiſten-Herrſchaft aufgerichtet, falſch ſeien. 
Immerhin koſteten die Kämpfe in Dortmund etwa 70 Tote 
und 200 Verwundete. 

Es iſt überaus bezeichnend für die Kämpfe der erſten 
Tage, daß ſie ſich ausſchließlich gegen die Träger der Staats— 
gewalt richteten. In den Unruhe-Monaten des Vorjahres 
und in den Wochen des Eiſenbahnerausſtandes hörte man in 
den radikalſten Bezirken des Induſtriegebietes keineswegs 
vereinzelt die Parole, die Bergwerks-Direktoren „auf den 
Zechenplatz zu ſtellen“. In ihnen erblickten die verhetzten 
Maſſen die größten Hinderniſſe der Sozialiſierung, in ihrer 
Beſeitigung die freie Bahn für die Enteignung des Berg— 
baues. Die ſcheußliche Ermordung des Bergwerksdirektors 
Sebold von der Zeche Lohberg, die einige Tage ſpäter im 
Hamborner Gebiet erfolgte, war ein Beweis dafür, daß die 
Loſung „gegen die Bergwerks-Direktoren“ in Hamborn noch 
nicht vergeſſen war. Im öſtlichen Revier aber trat ſie jetzt 
nirgends hervor. Auch die verantwortlichen Leiter der 
Stadtverwaltungen, die im Jahre vorher die ärgſten Stöße 
der Maſſen auszuhalten hatten, weil man ſie der Sabotage 
an der Lebensmittelverſorgung bezichtigte, ließ man jetzt im 
allgemeinen unbehelligt. Dafür hatten die Führer der Be— 
wegung — auch die kommuniſtiſchen — ihre guten Gründe: 
Ohne die Hilfe der Stadtbehörden wäre die Lebensmittel- 
verſorgung ſehr ſchnell zuſammengebrochen. Aber auch die 
Maſſen wandten ſich nur ſelten gegen die ſtädtiſchen Leiter. 
Ihr Kampf galt jetzt dem Militär, der Polizei, den Wehren 
und allem, was ſich ihrem Treiben mit der Waffe in der 
Hand entgegenzuſtellen wagte. Die meiſten Tadesopfer der 
Straßenkämpfe in Dortmund ſtellte die Polizei und die Volks⸗ 
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wehr. Arbeiter ſtanden gegen Arbeiter. „Ein Schlachten 
war's, nicht eine Schlacht zu nennen.“ — 

Die bewaffneten Arbeitermaſſen, denen nach der Kapi— 
tulation Lichtſchlags und durch die Entwaffnung vieler 
Wehren neue Beute an Waffen und Munition in die Hand 
gefallen war, waren auf etwa 10 000 Köpfe angewachſen. 
Zu den Hagener und Hörder Arbeitern waren nun auch die 
aus Dortmund, Iſerlohn, Wetter, Witten, Mengede und 
anderen Orten geſtoßen. 

Die Erſcheinungen in Dortmund ließen erkennen, daß die 
Bewegung den Führern bereits aus den Händen geglitten 
war. Die Dortmunder Polizei war abſolut verfaſſungstreu, 
die Volkswehr beſtand zum überwiegend größten Teil aus 
Mitgliedern der Weimarer Parteien. Trotzdem richtete ſich 
der Kampf der bewaffneten Arbeiter in erſter Linie gegen 
ſie. Was der nun regierende Vollzugsrat als Erſatz aufſtellte, 
war eine blutige Karikatur auf die Hüter der Ordnung. Der 
Kampf im Hagener Bezirk hatte Halt gemacht vor den ver— 
faſſungsmäßigen Einrichtungen. Nicht ein Polizeibeamter 
war angegriffen oder abgeſetzt worden. Bei den Kämpfen 
in Dortmund handelte es ſich zuerſt und in der Hauptſache 
um die Beſeitigung der Polizei. Nichts war darum ſo not— 
wendig, wie die Arbeiterſchaft davon zu überzeugen, daß ſie 
mißbraucht würde, wenn ſie ſich gefallen ließe und mitwirkte, 
die Kampfhandlungen gegen die verfaſſungstreuen Organe 
des Staates weiterzuführen und damit das Wirtſchaftsleben 
des Ruhrreviers aufs neue zu gefährden. Das war freilich 
nicht ganz leicht. Die örtlichen Militärbefehlshaber betrugen 
ſich ſo ungeſchickt — um nicht zu ſagen provokatoriſch —, 
daß ſie nicht nur den Groll der Arbeiterſchaft, ſondern in 
vielen Fällen den Unmut der geſamten Bevölkerung er— 
regten. In Düſſeldorf, das von Ausſchreitungen bis 
dahin verſchont geblieben war, ließ der Major von Rudorff 
die Hauptverkehrsſtraßen militäriſch beſetzen und bewaffnete 
Soldaten in Autos durch die Straßen raſen. Dieſe Nervoſität 
führte zu einer Entſchließung der Fraktionen der Stadtver— 
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ordneten⸗Verſammlung, in der es hieß, daß Major von 
Rudorff nicht der geeignete Leiter für den militäriſchen 
Sicherheitsdienſt Düſſeldorfs ſei und daß ſich die Fraktionen 
verpflichteten, für ſeine ſofortige Abberufung energiſch ein- 
zutreten. Auch die Deutſchnationale Volkspartei 
und die Deutſche Volkspartei hatten an dieſer Ent⸗ 
ſchließung mitgewirkt, die mir vom Bürgermeiſter Schmid, 
dem heutigen Staatsſekretär im Miniſterium für die beſetzten 
Gebiete, überreicht wurde. 

In Remſcheid hatte der Major von Lützow die 
„Bergiſche Volksſtimme“ beſetzt und den Druck und Vertrieb 
der Zeitungen verboten. Auch die Ausführung von Druck⸗ 
aufträgen war durch dieſe Maßnahme unmöglich gemacht. 
Sie wirkte wie eine Provokation und zeigte deutlich, wie 
fremd und verſtändnislos die militäriſchen Dienſtſtellen noch 
all den Ereigniſſen gegenüberſtanden, die nun ſtündlich doch 
auch ihnen gemeldet wurden. 


Der Bergbau ſchafft! 


Viel ruhiger und verſtändiger verhielten ſich die Berg— 
arbeiter während dieſer Bewegung. Von der Erklärung des 
Generals von Watter, daß er ſich der alten Regierung zur 
Verfügung ſtelle, hatte der General ſelbſt dem Wehrminiſter 
und ich in den Mittagsſtunden des 16. Januar dem Reichs- 
fangler in Stuttgart Mitteilung gemacht. Die Regierung ant- 
wortete ſofort durch eine Kundgebung. Sie zog aus der Tat— 
ſache, daß nun alle öffentlichen Gewalten, Militär- und Zivil⸗ 
behörden auf ſeiten der verfaſſungsmäßigen demokratiſchen 
Regierung ſtanden, die Folgerung, nunmehr an die Berg— 
arbeiter mit dem Erſuchen heranzutreten, die Förderung 
wieder aufzunehmen. Es lag nicht nur im Intereſſe der 
Wirtſchaft, ſondern diente auch der öffentlichen Ruhe und 
Ordnung, wenn es gelang, 400 000 Bergarbeiter wieder zur 
Beſchäftigung zu bringen. In dieſer Richtung waren ſelbſt 
sdb Führer, wie Qudwig- Hagen, unabläſſig 

ätig. 
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Inzwiſchen waren Vertreter der Bergarbeiterverbände, 
der Angeſtelltenverbände und des Zechenverbandes in Eſſen 
zuſammengetreten, um zu der durch den Kapp-Putſch ge— 
ſchaffenen Lage Stellung zu nehmen. Das Ergebnis der Be— 
ratungen war eine Entſchließung, deren Inhalt Zeugnis ab— 
legt von dem klaren Blick und der unerſchütterlichen Ruhe, 
mit der Arbeitgeber und Arbeitnehmer des Ruhrkohlenberg— 
baues den Putſch in Berlin beurteilen. Sie iſt eines der 
intereſſanteſten Dokumente der Geſchichte jener Zeit und ver— 
dient darum auch hier im Wortlaut mitgeteilt zu werden. 
Sie lautete: 


Im Einverſtändnis mit dem Reichskommiſſar 
Severing beſchließt die Arbeitsgemeinſchaft für den Ruhrkohlen— 
bergbau was folgt: 

Die Arbeitsgemeinſchaft verurteilt entſchieden jeden Verſuch einer 
gewaltſamen Regierungs⸗ und Verfaſſungsänderung, ſo auch die 
jetzigen Vorgänge in Berlin. 

Durch dieſe Vorgänge iſt der Ruhrkohlenbezirk mit ſeinen indu- 
ſtriellen Nachbargebieten in eine äußerſt gefährliche Lage gekommen, 
da er bei dem ausgebrochenen Generalſtreik von den Lebensmittel- 
produktionsgebieten jeden Augenblick abgeſchnitten werden kann. 

In dieſer Notlage zur Rettung der Bevölkerung vor der 
unmittelbar bevorſtehenden Hungersnot und zur Sicherung eines 
in Zukunft aufnahme⸗ und produktionsfähigen Inlandsmarktes faßt 
F im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Bergbau folgenden 

eſchluß: 

I. Das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Kohlenſyndikat hat von Herrn 
Kapp keinerlei Anweiſungen über die Kohlenverteilung entgegenzu— 
nehmen. Der verfaſſungsmäßigen Regierung iſt die Verwaltungs- 
möglichkeit im Augenblick genommen. Bis zur Aufnahme der Ver— 
waltung durch die verfaſſungsmäßige Regierung find die Kohlen— 
zuweiſungen nach folgenden Grundſätzen vorzunehmen: i 

1. Die Induſtrie des engeren und weiteren Induſtriegebiets iſt 
ausreichend mit Kohlen zu verſorgen, damit ſie in der Lage 
ijt, durch Ausfuhrware die Lebensmittelbeſchaffung im Aus⸗ 
lande zu ermöglichen. 

2. Die Ausfuhr von Kohlen iſt ſofort fo zu verſtärken, daß in 
Holland und den ſonſt lieferfähigen Nachbarländern die er- 
forderlichen Lebensmittel geſichert werden können, um eine 
Hungersnot zu vermeiden. f 

3. Die von der Arbeitsgemeinſchaft und dem Reichskohlenverband 
am 28. Februar gebilligten Grundſätze für den Kohlenvertrieb 
finden ſinngemäße Anwendung. 

II. Es wird ein paritätiſch zuſammengeſetztes Ausführungs⸗ 
komitee gewählt, das ermächtigt iſt, in Verbindung mit dem Reichs⸗ 
kommiſſar Severing, der ſich durch Beauftragte auf dem Laufenden 
halten wird, eilige Entſcheidungen zu treffen: 
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1. wegen der Lebensmittelverſorgung, 

2. wegen Sperrung oder Kürzung der Kohlenlieferung an ſolche 
Gebiete, die ſich nicht auf den Boden der Reichsverfaſſung 
ſlellen, 

3. wegen der Belieferung der Entente. 

III. Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Bergbau werden in der 
Arbeitsgemeinſchaft zuſammenwirken, um die Arbeit und Ordnung 
im Bezirk aufrechtzuerhalten und die ganze Kohlenmacht dafür ein- 
zuſetzen, daß in Deutſchland ſchleunigſt verſaſſungs⸗ 
mäßige Zuſtände unter Vermeidung von Blutver⸗ 
gießen wieder herbeigeführt werden. 

IV. In Erkenntnis der Notwendigkeit, die in der Arbeits⸗ 
gemeinſchaft erfolgte Zuſammenfaſſung aller wirtſchaftlichen und 
geiſtigen Kräfte des Ruhrkohlenbergbaues auch für die Zukunft zu 
ſichern, wurde es von Arbeitgeber- wie von Arbeitnehmerſeite für 
geboten erachtet, an dem Weſen und den Zielen der Arbeitsgemein- 
ſchaft und an den bisherigen Vereinbarungen feſtzuhalten. 

An die geſamten Belegſchaften ergeht der dringende Ruf, Ruhe 
und Beſonnenheit zu bewahren und Ausſchreitungen zu vermeiden. 

Die Streiktage bis einſchließlich Mittwoch, den 17. März, ſollen 
nicht auf den Urlaub angerechnet werden. Es wird aber die Er— 
wartung ausgeſprochen, daß bereits möglichſt wieder am Mittwoch 
die Arbeit aufgenommen wird. Wegen des Fernbleibens von der 
Arbeit anläßlich des Generalſtreiks werden keine Maßregelungen 
vorgenommen 


Eſſen, den 16. März 1920. 


Verband der Bergarbeiter Deutſchlands: 
Huſemann. Schmidt. 
Gewerkverein chriſtlicher Bergarbeiter Deutſchlands: 
Imbuſch. 
Polniſche Berufsvereinigung, Abt. für Bergarbeiter: 
Wozniak. 
Gewerkverein der Fabrik- und Handarbeiter H.⸗D., 
Abteilung der Bergarbeiter: F. Schmidt. 


Arbeitsgemeinſchaft freier Angeſtelltenverbände: 
Gramm. 
Geſamtverband deutſcher Angeſtelltengewerkſchaften: 
Michels. 


Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten: 
Lindenthal. 


Zechenverband: Wiskott. 

Es iſt nicht überflüſſig, in dieſen Blättern hervorzuheben, 
daß an dem Zuſtandekommen der Entſchließung beſonders 
zwei Männer mitgewirkt haben, die leider nicht mehr unter 
den Lebenden weilen: Otto Hue und Hugo Stinnes. 
Beide wußten, daß, wenn ſich die Wellen des Kapp-⸗-Putſches 
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am Bergbau brechen ſollten, die klarſte Stellungnahme gegen 
die Berliner Verſchwörer erforderlich ſei. Der Ruhrkohlen— 
bergbau beſaß in den Bodenſchätzen ſeines Reviers eine ge— 
wichtige Waffe, die nach ſeiner Entſchließung gegen die Ver— 
faſſungsbrecher angewandt werden ſollte. Dieſe Stärke und 
das Bewußtſein dieſer Stärke fand in der gemeinſamen Er— 
klärung ihren würdigſten Ausdruck. Sie drohte nicht, ſie 
lärmte nicht, aber ſie zeigte Tatbereitſchaft und verbreitete 
Klarheit. Der Bergbau blieb nicht „neutral“, ſondern ſtand 
gegen die Ruheſtörer. Wäre dieſe Ruhe, Klarheit und Ent— 
ſchloſſenheit überall beobachtet worden, dann hätte ſchon am 
17. März im Ruhrgebiet kein Hahn mehr nach den Kapp 
und Lüttwitz gekräht. Die Entſchließung der Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft blieb darum auch nicht unwirkſam. So oft auch örtliche 
Vollzugsausſchüſſe zum Generalſtreik aufriefen und ſo oft bei 
Straßenkämpfen, die ſich nun bald im ganzen Ruhrgebiet 
abſpielen ſollten, auch der Bergbau in Mitleidenſchaft ge— 
zogen war, ſo verlockend es ferner erſchien, in dieſen Tagen 
ein Experiment nachzuahmen, das in Dortmund auf die Ein— 
führung der Sechsſtundenſchicht gemacht war — die Berg— 
arbeiter folgten diesmal mit überwältigender Mehrheit der 
Parole ihrer Führer: Gegen Schluß der erſten 
Kampfwoche waren nicht nur 80 Prozent der 
Zechen wieder in vollem Betriebe, ſondern 
es wurden auch ſchon wieder Überſchichten 
verfahren, wie mir am 21. März in einem Telegramm 
der Vorſitzende des Bergarbeiter-Verbandes, Huſemann, 
meldete. 


Als Vertreter des Zechenverbandes unterzeichnete Gene— 
raldirektor Wiskott die Erklärung. Auch das möchte ich be— 
ſonders betonen und hinzufügen, daß ich bis in das Jahr 1925 
hinein mit Herrn Wiskott gemeinſam Fragen des Vergbaus 
in Schlichtungsverhandlungen und Wirtſchaftskonferenzen 
erörtert und zum Abſchluß gebracht habe. Ich habe nie auch 
nur den geringſten Anlaß geſehen, an der Verfaſſungstreue 
dieſes ruhigen und verſtändigen Mannes zu zweifeln. 
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Zwiſchenſpiel 


Auch die Zivilbehörden blieben von der allgemeinen Ner⸗ 
voſität der Kapp⸗Tage nicht verſchont. Das war verſtändlich, 
ſoweit der engere Unruhebezirk in Frage kam, befremdlich 
aber wirkte es bei Behörden an der Peripherie. In Minden 
hatte ſich auf eine Vorſtellung bei der Regierung in Stuttgart 
hin ein Arbeiterrat gebildet, dem ich auf eine ent- 
ſprechende Anzeige geantwortet hatte, daß Wehrkreiskom— 
mando und Reichskommiſſar mit ſeiner Einſetzung einver- 
ſtanden ſeien, wenn die zur alten Regierung haltenden Par- 
teien ihn ausſchließlich beſetzten. Von Eingriffen in die Funk⸗ 
tionen der ordentlichen Behörden ſollte der Arbeiterrat einſt— 
weilen abſehen. Ob eine Kontrolle des Regierungspräſidenten 
erforderlich ſei, müſſe der mündlichen Beſprechung vor— 
behalten bleiben. Darauf beantragte zunächſt der Mindener 
Bürgerbund die Beſeitigung des Arbeiterrates mit der 
Drohung, die Beſeitigung evtl. zu erzwingen, worauf dem 
Bürgerbund geantwortet wurde, daß der Arbeiterrat nicht 
aufgehoben würde, falls er ſich keine Übergriffe zuſchulden 
kommen laſſe und daß der Beſchluß, ſeine Beſeitigung zu er— 
zwingen, auf die Entſchließungen der Behörde ſelbſtverſtänd— 
lich keinen Einfluß haben könnte. Da die Bildung von 
Arbeiterräten inzwiſchen in Hunderten von Städten erfolgt 
war und dieſe Körperſchaften nicht zum wenigſten dazu bei- 
trugen, der Aufforderung der Regierung, den Generalſtreik 

ſchnellſtens zu Ende zu bringen, Beachtung zu verſchaffen, 

wurde durch Verordnung die Einrichtung der Arbeiterräte 
ausdrücklich anerkannt und ihre Funktionen in folgender 
Weiſe umſchrieben: 


Verordnung! 


Im Einverſtändnis mit dem Herrn Regierungskommiſſar Severing 
verordne ich auf Grund der Verfügung des Reichspräſidenten vom 
13. 1. 20 wie folgt: 


„Arbeiterräte oder Vollzugsausſchüſſe, die eine Mitwirkung bei 
den Behörden bezwecken, bedürfen der Beſtätigung des Wehrkreis⸗ 
kommandos und des Regierungskommiſſars. Wo ſich ſchon Arbeiter⸗ 
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rate uſw. gebildet haben, iſt das durch die Räte ſelbſt unter Angabe 
der Namen und der politiſchen Parteizugehörigkeit der Mitglieder 
dem Wehrkreiskommando, Regierungskommiſſar und dem Ober— 
präſidenten zu melden. 


Die Arbeiterräte haben ſich aus Angehörigen der Regierungs⸗ 
parteien (Zentrum, Demokraten und Mehrheitsſozialiſten) zuſammen⸗ 
zuſetzen. Gewünſchte Abweichungen find zu be— 
antragen. 


Die Arbeiterräte ſollen dort, wo ein dringendes Bedürfnis 
beſteht, als Verbindungsorgan zwiſchen Behörden, Arbeitern und 
Bürgern tätig ſein; ſie ſollen ferner das Wehrkreiskommando und 
den Regierungskommiſſar über die Stimmung in der Bevölkerung 
unterrichten und im Einvernehmen mit den Behörden bei der Auf— 
rechterhaltung der Ruhe und Ordnung tätig fein, Vollzugs- und 
Auſſichts⸗Recht ſteht den Arbeiterräten nicht zu. Dagegen werden 
alle Behörden erſucht, mit den Arbeiterräten in engſter Verbindung 
tätig zu ſein und die gewünſchten Auskünfte zu erteilen. 

Die Tätigkeit iſt ehrenamtlich. 

Wehrkreishkommando und Regierungskommiſſar werden die 
Außerkraftſetzung dieſer Verordnung verfügen, ſobald die politiſche 
Ruhe wieder hergeſtellt iſt. 


Die Verordnung tritt mit dem 17. 3. 20 in Kraft. 

Der Reichskommiſſar: Der Befehlshaber des Wehrkreiſes VI: 
gez.: Severing. gez.: Freih. v. Watter, Generalleutnant. 
Jede Behörde, die auch nur ein geringes Maß von Ver— 

ſtändnis für die Pſyche der republikaniſchen Bevölkerung 

beſaß, hätte die durch die Bildung der Arbeiterräte ge— 
ſchaffene Vermittlungsſtelle zwiſchen Behörden und Arbeiter- 
ſchaft mit Freuden begrüßen müſſen. Das iſt denn auch 
auf der ganzen Linie geſchehen, und die meiſten Arbeiterräte 
haben in den erſten Tagen der Unruhen ſehr viel zur Be— 
ruhigung der Arbeiterſchaft beigetragen. Selbſt Unabhängige 
haben ſich in vielen Fällen zur Aufrechterhaltung der Ord— 
nung den Stadtverwaltungen zur Verfügung geſtellt, und 
der Landrat des Kreiſes Hamm berichtete ſogar, daß die 
ruhigen Elemente der Kommuniſten ſich um die Mitgliedſchaft 

im Arbeiterrat beworben hätten unter der Verſicherung, 

auch ihrerſeits zu einem Zuſammenarbeiten mit den Be— 

hörden beitragen zu wollen. Es ſtand der Mindener 

Bürgerſchaft nichts im Wege, einen eigenen Bürgerrat zu 

bilden, wenn ſie es nicht vorzog, ſich zur Verteidigung der 

Verfaſſung im Arbeiterrat zu beteiligen. Und von geſchickten 
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Behördenvertretern hätte man erwarten dürfen, daß fie aud 
ohne Richtlinien des Wehrkreiskommandos und des Reichs⸗ 
kommiſſars befähigt geweſen wären, den Sturm und Drang 
der erſten Tage in ein Fahrwaſſer ruhiger Gemeinſchafts⸗ 
arbeit zu lenken. In Minden ſchien das unmöglich zu ſein. 

Am 18. März lief in Münſter ein Telegramm des 
Mindener Regierungspräſidenten ein, das nicht mehr und 
nicht weniger den Ausbruch eines Beamtenſtreiks für den 
Fall in Ausſicht ftellte, daß der Arbeiterrat in die ver- 
faſſungsmäßige Stellenbeſetzung eingriffe. Das war dem 
Arbeiterrat ſchon unterſagt, und darum iſt das Telegramm 
ſo bezeichnend für die politiſche Atmoſphäre, in der damals 
weite Kreiſe der Beamtenſchaft an der Peripherie der 
Provinz Weſtfalen lebten, daß es auch in dieſen Blättern 
Aufnahme finden möge. Es lautete: 


„Verlautbarung des Arbeiterrates über Übernahme 
der Vollzugsgewalt und daraus entſprungene Gerüchte 
über zu erwartendes Eingreifen, insbeſondere Beſeitigung 
des Regierungspräſidenten und Landrats löſten geſtern 
allgemeine Empörung der Beamtenſchaft aus. Auf An⸗ 
regung diesſeitiger mittlerer Beamten beſchloß unter 
Leitung des Gewerkſchaftsbundes die geſamte Beamten- 
ſchaft einſchließlich der Angeſtellten, der Regierung im Falle 
Eingreifens des Arbeiterrats in verfaſſungsmäßige 
Stellenbeſetzung Weiterarbeit zu verſagen. Beamtenſchaft 
der Poſtverwaltung erklärte ſich eintretenden Falles 
mit Verwaltungsbeamten ſolidariſch. Juſtiz— 
beamten ſtellten Teilnahme in Ausſicht. 

gez.: Regierungspräſident.“ 


Ich bin überzeugt, daß viele der beteiligten Beamten, die 
den zum Schutz der Verfaſſung von den ſozial— 
demokratiſchen Mitgliedern der Regierung ausgerufenen 
Generalſtreik — wie der General von Watter — als „unheil⸗ 
voll“ betrachteten, ſich in dieſem Falle nicht ſcheuten, um 
eines vermeintlichen Eingriffs des Arbeiterrats in 


164 


die Beſetzung zweier Beamtenftellen mit einem Streik zu 
drohen! Betrüblich war es vor allem, daß ſich der Re— 
gierungspräſident von Campe verleiten ließ, 
das Telegramm mit der in ihm enthaltenen Drohung weiter 
zu geben. Als er nach einigen Tagen ſeiner vorgeſetzten 
Behörde ſein Abſchiedsgeſuch einreichte, da hat in den Ent— 
ſchließungen der Behörde auf Genehmigung des Abſchieds— 
geſuches neben den wenig entſchiedenen Kundgebungen des 
Regierungspräſidenten zum Kapp-Putſch auch dieſes Tele— 
gramm eine nicht unweſentliche Rolle geſpielt. Herr von 
Campe hatte fic) ſchon damals ſchlecht beraten.. 

Im General von Watter erſtand ihm zwar ein treuer 
Fürſprech. Watter empfahl in einem Telegramm der preu— 
ßiſchen Regierung, dem Abſchiedsgeſuch des außerordentlich 
tüchtigen Beamten „nicht ſtattzugeben“. Aber er rettete den 
Freund nicht mehr. 

Die Parteinahme des Generals für Herrn von Campe iſt 
um deswillen beſonders intereſſant, weil er ein Jahr früher 
energiſch auf die Entfernung des Düſſeldorfer Regierungs- 
präſidenten Kruſe gedrängt hatte, der es nach ſeiner Anſicht 
an einer entſchiedenen Bekämpfung des Bolſchewismus 
fehlen ließ. 

Ob Herr von Campe ſeinem Kollegen darin über geweſen 
wäre? — 


Abzug der Truppe 


Inzwiſchen waren die Arbeitertruppen auch im 
Wuppertal und in Remſcheid ſiegreich geweſen. 
Aus Elberfeld und Barmen war der General von 
Gillhauſen vertrieben worden. Nach den Kämpfen fielen 
den Arbeitern wieder größere Mengen von Waffen in die 
Hand. Remſcheid glich am 18. März einer belagerten 
Feſtung. Nach eintägigem Kampfe, wobei auch die in Wetter 
erbeuteten Geſchütze in Tätigkeit traten, wurde die Stadt 
geſtürmt, Remſcheid und Lennep beſetzt. Etwa 1500 Sol⸗ 
daten ergaben ſich im beſetzten Gebiet den Engländern. 
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Aus Mülheim war das Freikorps Schulz, deſſen Führer 
durch ſeine Haltung nicht wenig zu den Komplikationen 
beigetragen hatte, in weſtlicher Richtung entwichen und bis 
Dinslaken gekommen. Das Regiment 61 hatte ebenfalls 
ſeine Garniſon in Düſſeldorf verlaſſen und ſich nach Weſel 
gewandt. Der ganze Induſtriebezirk war nunmehr von 
Truppen entblößt und die bewaffneten Arbeitermaſſen hatten 
verhältnismäßig leichtes Spiel, alle Städte des Gebietes zu 
beſetzen. Bochum und Gelſenkirchen waren ſchon in ihrer 
Hand. Eine für Einwohnerwehren beſtimmte Sendung Ge— 
wehre — rund 2000! — wurde in Bochum angehalten und 
beſchlagnahmt. Ausrüſtung für ein ganzes Regiment! Das 
nächſte Ziel war Eſſen. Auf Laſtautos und auf den 
elektriſchen Bahnen vollzog ſich der Einmarſch. Die Eſſener 
Sicherheitspolizei verſuchte zwar, dem Anſturm der zunächſt 
nur auf 3000 bezifferten Arbeitertrupps feſtzuhalten, doch 
erwies ſich ſchon in einigen Stunden die Ausſichtsloſigkeit 
dieſer Bemühungen. Am Freitag, 19. März, vormittags, 
begannen die Verhandlungen. Gegen 12 Uhr wurde dem 
Kommando der Sicherheitspolizei das Ultimatum geſtellt, 
ſich in einer halben Stunde zu ergeben, im Weigerungs— 
falle würde das Eſſener Rathaus mit Artillerie beſchoſſen 
werden. Nach blutigen Straßenkämpfen kam es zum 
Waffenſtillſtand mit der Maßgabe, daß die Sicherheits— 
polizei mit allen Waffen und in allen Ehren aus Eſſen 
_ abriiden würde. Die entſprechende Parole der Führer 
wurde jedoch nicht beachtet. Während ſich die Polizei an- 
ſchickte, Eſſen zu verlaſſen, wurde fie umſtellt, zur Waffen— 
abgabe gezwungen und mißhandelt, oder gar von der 
wütenden Menge (ſo am Waſſerturm, am Hauptpoſtamt und 
am Rathauſe) niedergeſtochen und erſchlagen. Nach 
Schätzungen von Augenzeugen hat der Kampf in Eſſen 
einige hundert Tote und Verwundete gefordert. Auch hier 
wurde mit der größten Wut gekämpft. Die Polizei wurde 
beſchuldigt, ſechs Sanitäter der Arbeiter erſchlagen zu haben, 
und dieſes Gerücht hatte zur Folge, daß einige Dutzend 
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Angehörige der Polizei in geradezu viehiſcher Weiſe hin— 
gemetzelt wurden. Ein in den Betrieben gewählter Voll— 
zugsrat trat an die Spitze der Stadtverwaltung, ließ ſich aber 
gern vom Oberbürgermeiſter führen. Zahlungs- und 
Nahrungsmittel wurden von Stunde zu Stunde rarer. 

Die Vorgänge in Dortmund und Eſſen zeigten jedem 
Unbefangenen, daß, wenn nicht ein Wunder geſchähe, es nur 
durch die Zuſammenziehung einer außerordentlich ſtarken 
Militär- und Polizeimacht möglich fein würde, die Ordnung 
wieder herzuſtellen. Aber noch in dieſen Tagen wurde ich 
beſtürmt, meinen ganzen Einfluß aufzubieten, um Truppen— 
ſendungen nach den Orten des Ruhrgebietes zu verhindern. 
Am 18. März noch konnte ich den Herren Iſenrath 
und Röttgen aus Hamm eine Antwort im zuſagenden 
Sinne erteilen und erklären, daß das Wehrkreiskommando 
auf die Verwendung von Truppen im Ruhrgebiet verzichten 
würde unter der Vorausſetzung, daß die Bürgerſchaft, ins— 
beſondere die Arbeiterſchaft, ſich verpflichte, mit ihren eigenen 
Organen für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung 
zu ſorgen und jede Ausſchreitung an Leben, Geſundheit und 
Eigentum der Bürger zu verhindern. Ich habe den Herren 
aber auch erklärt, daß das beſte Mittel der Beruhigung in 
der Belehrung der Bevölkerung beſtehe und in der Auf— 
klärung darüber, daß der Putſchder Kapp-Leute 
erledigt jei und daß Ausſchreitungen linksradikaler 
Elemente, weil für das Ruhrgebiet ebenſo gefährlich, mit der 
gleichen Entſchiedenheit bekämpft werden müßten. 

Nach weiteren drei Tagen ſtand es freilich feſt, daß weder 
die Vertreter der politiſchen Parteien noch die Gewerkſchaften 
imſtande waren, die Bewegung, die von einem Ort zum 
anderen raſte, in verfaſſungsmäßigen Bahnen zu halten und 
Leben und Eigentum der Bürger zu ſchützen. In den 
größeren Städten machte ſich ſchon ein empfindlicher Mangel 
an Lebensmitteln bemerkbar. Die Gerüchte verdichteten ſich 
immer mehr und wurden bald zur Gewißheit, daß Holland 
die Zufuhr von Lebensmitteln einſtellen und erſt dann wieder 


167 


aufnehmen würde, wenn die Ruhe wieder hergeſtellt ſei. So 
war mit mathematiſcher Sicherheit der Augenblick zu er- 
rechnen, in dem der Induſtriebezirk unter dem Zeichen einer 
furchtbaren Hungersnot ſtehen würde. Der Kommuniſt 
Meinberg, der Dortmund beherrſchte, jah dieſen Zeit— 
punkt ebenfalls kommen und bat nun die Stellen, die er bis 
vor kurzem noch ſo hartnäckig bekämpft hatte, auch ſeine 
Stadt mit Lebensmitteln zu verſorgen. Meinberg zeigte ſich 
im übrigen ſehr bereit, den ihm von mir erteilten tele— 
graphiſchen Weiſungen nachzukommen, ſo daß der Ober— 
bürgermeiſter Dr. Eichhoff bald wieder leidlich ungeſtört ar- 
beiten konnte, ſoweit das unter den damaligen Verhältniſſen 
möglich war. 

Die Münſterſchen Eiſenbahner wandten ſich mit Flug⸗ 
blättern an die Landwirte, an Lebensmitteln herauszugeben, 
was nur irgendwie entbehrt werden könne. Der Bürgerkrieg 
würde auch die Landwirte des Münſterlandes nicht ver- 
ſchonen, wenn nicht alle jetzt der einen vaterländiſchen Pflicht 
eingedenk ſeien, alle erforderlichen Lebensmittel den hun— 
gernden Volksmaſſen in den Induſtrieſtädten zuzuführen. 

* 

Derweil waren der Befehlshaber und ich ſtändig bemüht, 
Truppen heranzuziehen und ſie für den Fall bereit zu machen, 
daß die Wiederherſtellung der Ordnung nur durch den Ein— 
marſch überlegener militäriſcher Kräfte möglich ſein würde. 
f Dem General von Watter war ſchon Hilfe aus anderen 

Wehrkreiſen, vor allem aus Süddeutſchland, das ja ruhig ge— 
blieben war, zugeſichert. Meine Bemühungen waren darauf 
gerichtet, den ungehinderten Transport dieſer Truppen zu 
bewerkſtelligen. Dabei gab es die größten Schwierigkeiten 
zu überwinden, denn noch immer beſtand gerade bei den 
Eiſenbahnern das allergrößte Mißtrauen. Sie hatten allzu⸗ 
oft Formationen beobachtet, die unter Mitführung von 
ſchwarzweißroten Fahnen immer aufs neue die Bevölkerung 
erregten. Noch am 25. März mußte Watter durch einen 
Befehl gegen dieſen Unfug einſchreiten. Jedenfalls hatte ich 
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täglich zu tun, um den Eiſenbahnern die Lage im Bezirk 
auseinanderzuſetzen und ſie zu beſtimmen, den Truppen— 
transporten keine Schwierigkeiten zu bereiten. 

Da unterbrach ein peinlicher Zwiſchenfall die jetzt ſo not— 
wendige Zuſammenarbeit. Am 17. März hatte der Aktions- 
ausſchuß der ſozialdemokratiſchen Partei Münſter ein 
dringendes Telegramm nach Stuttgart geſandt, das Be— 
ſchwerden über den General von Watter enthielt. Die 
Antwort des Reichskanzlers Bauer auf dieſes Telegramm 
war an mich gerichtet, ſie hatte folgenden Wortlaut: 

„Hochverräter Kapp und Lüttwitz haben kapituliert. 
Generalſtreik kann aufgehoben werden. Beſchwerden 
Watter ſollen unterſucht und abgeſtellt werden. 

gez.: Bauer, Reichskanzler.“ 

Dieſe Antwort gab ich dem Aktionsausſchuß weiter, der 
ſeinerſeits in ſenſationeller Aufmachung unter der Über— 
ſchrift „ie Unterſuchung gegen General von 
Watter eingeleitet!“ die Hffentlichkeit unterrichtete 
und bekannt gab, daß er die ſofortige Abberufung Watters 
und Erſatz durch einen ſozialiſtiſchen Führer verlangt habe. 
Dieſes Vorgehen war nicht nur ein grober Vertrauensbruch, 
ſondern auch eine politiſch außerordentlich törichte Handlung. 
Mich perſönlich konnte es noch dem Verdacht ausſetzen, als 
ob ich hinter dem Rücken des Generals die Regierung gegen 
ihn eingenommen hätte. Ich war deswegen von der Ver— 
öffentlichung im „Volkswille“ geradezu zerſchlagen. 

Die Stimmung der Truppe in jenen Tagen war mir 
bekannt, ſo daß ich keineswegs überraſcht war, als einen 
Tag nach der Veröffentlichung des Telegramms ein General— 
major des Freiherrn von Watter bei mir erſchien und mir 
die Solidarität des geſamten Offizierkorps mit dem Befehls— 
haber für den Fall erklärte, daß die Regierung dem Erſuchen 
des Ausſchuſſes auf Entfernung Watters ſtattgeben würde. 
Ich habe geantwortet, daß ich mehr noch wie das Offizier— 
korps den Vorfall aus politiſchen und perſönlichen Gründen 
auf das lebhafteſte bedauere, daß es aber keiner Preſſion 
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bedürfe, um die Regierung zu veranlaſſen, dem Anſinnen 
des Aktionsausſchuſſes nicht nachzugeben. Würden mir bei 
der Vorbereitung der großen und ſchwierigen Aufgaben des 
Ruhrgebietes, die nur durch die engſte Zuſammenarbeit der 
militäriſchen und zivilen Behörden geleiſtet werden könnte, 
Hinderniſſe in den Weg gelegt — und dazu würde ich auch 
die Abberufung des Befehlshabers in dieſem Augenblicke 
rechnen — ſo würde auch ich mein Amt zur Verfügung ſtellen. 
In ähnlicher Weiſe habe ich geantwortet, als einige Tage 
ſpäter auf der Bielefelder Konferenz verſucht wurde, in die 
Einigungsbedingungen die Abberufung des Generals von 
Watter aufzunehmen. Was ich an der Haltung des Befehls— 
habers in den erſten Tagen nach dem Putſch zu beanſtanden 
hatte, hatte ich ihm in aller Offenheit geſagt und daraus auch 
in der Offentlichfeit kein Hehl gemacht. Jetzt aber kam es 
darauf an, den begangenen Fehlern nicht noch neue hinzuzu⸗ 
fügen, und ein Fehler und eine Torheit ſogar wäre es ge— 
weſen, in dieſem Augenblicke aufs neue die Kräfte zu zer— 
ſplittern, deren Zuſammenfaſſung und geſchloſſener Einſatz 
allein imſtande war, das Schlimmſte zu verhüten. 


Das Bielefelder Abkommen 


Am 21. März bat ich die Zeitungen des Induſtriebezirkes 
um die Veröffentlichung eines Aufrufes, den ich beſonders an 
meine Kameraden der Arbeiterſchaft richtete: 

Setzt die ungeſetzlich verabſchiedeten 
Behörden wieder in ihre Amter. Gewaltſame 
Eingriffe in die Verwaltung darf gerade ein demokratiſches 
Staatsweſen nicht zulaſſen. Sie führen im gegenwärtigen 
Augenblick nur zu empfindlichen Störungen in der Lebens— 
mittelverſorgung. 

Enthaltet Euch jedes Eingriffes in die Lebensmittel- 
verteilung durch die Beſchlagnahme von Lebensmittel- 
ſendungen, denn das wäre glatter Raub an den kargen 
Rationen hungernder Arbeiter. 

Liefert den Behörden die Waffen ab! Nur die Polizei 
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und die Wehren find befugt, Waffen zu tragen. In der 
Organiſation des Sicherheitsweſens ſollen und müſſen 
Anderungen eintreten, die der Arbeiterſchaft das Gefühl 
des Vertrauens zu den Sicherheitsorganen verſchaffen. ... 

Helft mir, daß ohne Zwang die verfaſſungsmäßigen 
Zuſtände wieder hergeſtellt werden. 

In einigen Orten wurde die Veröffentlichung dieſes Auf— 
rufs vondenkommuniſtiſchen Vollzugsräten 
verboten! 

Am gleichen Tage habe ich in einer Verſammlung der 
Vertreter der Sozialdemokratiſchen Partei Bielefelds auf 
Anfrage eines unabhängigen Sozialiſten erklärt: „Es kom— 
men keine Truppen mehr ins Ruhrrevier, ehe nicht alle 
Mittel zur Verſtändigung mitder Urbeiter- 
ſchaft erſchöpft ſind. Die erſten Schritte zu dieſer 
Verſtändigung ſollen darin beſtehen, daß an einem neu— 
tralen Orte die Führer der einzelnen Stadtbehörden und der 
Bewegung im Ruhrgebiet, ganz gleich welcher Richtung, zu 
einer Beratung eingeladen werden, in der ein Weg gefunden 
werden muß, um einmal das Blutvergießen — es 
handelt fic) ja lediglich um Arbeiterblut! — zu ver- 
hindern und dann einen Weg zu ſuchen zur Wieder— 
herſtellung der geſtörten Ordnung. Sollte es 
nicht möglich ſein, auf dem Wege der gemeinſamen Ver— 
handlung und Verſtändigung eine Einigung mit den Mitteln 
der Vernunft, Beſonnenheit und Toleranz zu erzielen, dann 
muß dort feſt zugegriffen werden, wo Lebensmiftelpliinde- 
rungen ſtattfinden und Geſundheit und Eigenkum der Ar- 
beiter und Bürger gefährdet ſind.“ 

Das war das Programm der Bielefelder Konferenz, 
gegen das der unabhängige Frageſteller keine Einwendungen 
geltend zu machen hatte. 

Die Einberufung dieſer Konferenz, ihr Verlauf und ihr 
Ergebnis iſt hinterher von Leuten, die vom ſicheren Port 
aus gemächlich raten hatten, als ein einziges großes Ein— 
geſtändnis von Schwäche bezeichnet worden. Ich 
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war gegen eine ſachliche Kritik nie empfindlich. Dieſe kri⸗ 
tiſchen Bemerkungen aber haben mich ganz beſonders un- 
berührt gelaſſen, obgleich (oder weil?) ſie ſogar ein Körnchen 
Wahrheit enthielten. Eine beſondere Stärke nämlich 
konnten in jenen Tagen die Behördenvertreter beim beſten 
Willen nicht herausſtellen. Die Truppe war dazu am wenig⸗ 
ſten in der Lage. Der ganze Bezirk war von Militär und 
Polizei entblößt, nur in und um Weſel ſtanden noch Sol— 
daten. Die dem Militärbefehlshaber aus anderen Wehr— 
bezirken zur Verfügung geſtellten Kräfte waren erſt im An⸗ 
rollen. In welchem Zuſtande ſich die Truppe überhaupt 
befand, das war ja in den erſten Tagen durch die Vor— 
kommniſſe in Wetter (Übertritt von Soldaten der Abteilung 
Haſenclever) und in Herdecke (Gehorſamsverweigerung bei 
der Truppe des Hauptmanns Lange) der Offentlichfeit ge— 
zeigt worden. Ob angeſichts der außerordentlich ſchwierigen 
Lage des Ruhrgebiets die anrollenden Truppen durchweg 
beſſer und feſter in der Hand ihrer Führer ſein würden, war 
keinem von uns verbürgt. Von der Truppe im Wehrbezirk 
ſelbſt hatte vor kurzem noch eine Brigadeleitung feſtgeſtellt, 
daß einzelne Führer nur noch ungern gegen 
Verfehlungen einſchritten, weil ſie die 
Kündigung der Beſtraften ſcheuten. Ich konnte 
und wollte unter gar keinen Umſtänden bei dem Einſatz 
ungenügender militäriſcher Kräfte mitwirken, da das 
angeſichts der Geſamtlage des Bezirks zu einem neuen 
Blutvergießen, zu einem neuen Fiasko, zu einer weiteren 
Schwächung der Staatsautorität, zu einem neuen ermun- 
ternden Erfolge der Aufrührer geworden wäre. Ich konnte 
und wollte einem neuen Einmarſch der Truppe in das Ruhr— 
gebiet nur dann zuſtimmen, wenn die Gewähr gegeben 
werden konnte, daß dieſer Einmarſch von vornherein mit 
derart überlegenen Kräften ausgeführt würde, daß ein 
Widerſtand auch den Aufrührern von vornherein als nutz— 
los erſcheinen mußte. Dazu aber war notwendig, die Teile 
der Arbeiterſchaft der Aufruhrbewegung zu entziehen, die 
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ſich nur zum Schutze der Verfaſſung ihr angeſchloſſen hatten 
und die nicht daran dachten, den Bolſchewiſten im Ruhrgebiet 
die Wege zu ebnen. Wenn dieſe Erwägungen, die zur Ein— 
berufung der Bielefelder Konferenz führten, ein Zeichen von 
Schwäche verraten, ſo läßt mich dieſer Vorwurf ungekränkt. 
Im Gegenteil: Wenn ich je in meinem Leben über eine amt— 
liche Handlung eine ungetrübte Befriedigung gefunden habe, 
dann war es die Einberufung der Bielefelder Konferenz. 
Ich war nach allem Voraufgegangenen nicht mehr Optimiſt 
genug, von der Konferenz die ſofortige und reſtloſe Ein— 
ſtellung der Feindſeligkeiten zu erwarten. Es war ſchon ein 
großer Erfolg, wenn es gelang, diejenigen Teile der „Roten 
Armee“ zu iſolieren, die, weit entfernt für die Ideale der 
Arbeiterbewegung zu ſtreiten, den Kampf in einem ſinnloſen 
Gemetzel und in der ordinärſten Räuberei fortführen wollten. 
Die Stärke der Arbeitertruppen hat zuverläſſig nicht nach— 
gewieſen werden können. Sie war ſtetigen Schwankungen 
unterworfen. In den Höhepunkten des Kampfes dürften 
jedoch im Raum von Hamm bis Weſel, von Recklinghauſen 
bis Remſcheid, 50 000 Arbeiter, wohl alle bewaffnet, bereit 
geſtanden haben. Dieſe Maſſen ins Treffen gegen ebenſo 
ſtarke Formationen der Reichswehr geführt, — das wäre 
ein Blutbad geworden, wie man in der Geſchichte deutſcher 
Bürgerkriege wohl kaum ſeinesgleichen geſehen hätte. Ich 
kannte die Einſtellung ſo mancher Militärs, ich kannte aber 
auch die erbitterte Stimmung in der Arbeiterſchaft. Mit der 
Redensart, daß „unerbittliche Strenge, ſelbſt Grauſamkeit 
die größte Milde ſei“, waren zu oft ſchon Beſchwerden über 
Ausſchreitungen der Truppe beantwortet worden. Und die 
Arbeiter hatten ſich ſchon ſo feſt in die Idee verrannt, im 
Falle einer Niederlage ihren Untergang mit der Zerſtörung 
des Ruhrgebiets zu beſiegeln, daß auch von dieſer Seite das 
Schlimmſte beſorgt werden mußte. Wer angeſichts dieſer 
Sachlage nicht alles daran geſetzt hätte, durch friedliche un— 
blutige Mittel die kämpfenden Heere auseinanderzuhalten, 
der hätte ſich mitſchuldig gemacht an den fürchterlichen Blut— 
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ſtrömen, die fic) dann über die Arbeitsſtätten des Ruhr⸗ 
reviers ergoſſen hätten. Mag fein, daß die pſfychiſche Epi⸗ 
demie jener Tage den einen oder anderen zu der Auffaſſung 
gebracht hat, daß ein derartiger Aderlaß gar nicht einmal ſo 
ſchlimm ſein würde. Ich aber ſtand nicht im Auftrage von 
Verrückten auf meinem Poſten, ſondern nach den Weiſungen 
der Regierung und meines Gewiſſens. 


* 


Am 22. März kamen als Abgeſandte der Reichsregierung 
der Reichspoſtminiſter Gies berts und als Vertreter 
Preußens der Landwirtſchaftsminiſter Braun nach Mün⸗ 
ſter, um ſich über die Lage im Bezirk zu informieren. Vom 
Militärbefehlshaber wurde den Herren die militäriſche Lage 
geſchildert, wie ſie ſich ſeit der Vertreibung der einzelnen 
Formationen geſtaltet hatte und mitgeteilt, welche Vor— 
bereitungen getroffen waren, um die Truppe wieder ver— 
wendungsfähig zu machen. Mir lag es ob, den Herren die 
politiſche Situation auseinanderzuſetzen und von den Maß⸗ 
nahmen Mitteilung zu machen, die zur Vermeidung weiteren 
Blutvergießens und zur ſchnellen Wiederkehr geordneter Zu— 
ſtände verſucht werden ſollten. Beide Herren erkannten an, 
daß von den lokalen Behörden alles getan wurde, um in 
verhältnismäßig kurzer Zeit des Aufruhrs Herr zu werden. 


Inzwiſchen waren die Vollzugsausſchüſſe der Städte 
Düſſeldorf, Duisburg, Hamborn, Oberhauſen, Mülheim, 
Eſſen, Gelſenkirchen, Elberfeld, Remſcheid, Barmen, Herne, 
Recklinghauſen, Bochum, Witten, Hagen, Iſerlohn, Hörde, 
Dortmund, Unna und Hamm, ſowie die Stadtverwaltungen 
dieſer Städte, die Regierungspräſidenten der Regierungs- 
bezirke Düſſeldorf, Arnsberg und Münſter zu der Bielefelder 
Konferenz geladen, an der ſich als Vertreter der Regierung 
auch die Miniſter Giesberts und Braun beteiligten. Von 
den politiſchen Parteien waren vertreten: Sozialdemokraten, 
unabhängige Sozialiſten, Kommuniſten, Demokraten und 
Delegierte des Zentrums. 
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Ich habe in der Sitzung keinen Zweifel darüber gelaſſen, 
daß die in Hagen begründete „Kampfzentrale“ genau ſo 
verfaſſungswidrig ſei, wie das Unternehmen der Kapp-Leute 
und daß die Eingriffe der Vollzugsräte in die ordentlichen 
Verwaltungsbehörden nicht geduldet werden könnten, wenn 
nicht im Staatsleben allmählich eine vollſtändige Anarchie 
eintreten ſollte. Der Zweck der Konferenz ſei, eine Ver— 
ſtändigung darüber zu erzielen, wie die ſogenannte „rote 
Armee“ abgerüſtet und die Waffenablieferung organiſiert 
werden könne. Die Entwaffnung aller der— 
jenigen Perſonen, die nicht zum Waffen— 
tragen befugt ſeien, und die Wiederein— 
ſetzung der verfaſſungsmäßigen Behörden 
ſei die conditio sine qua non der Regierung. 

Der Miniſter Gies berts war der Anſicht, daß für die 
zu treffenden Vereinbarungen das Berliner Abkommen die 
Grundlage bilden könnte, das durch Verhandlungen zwiſchen 
den Zentralſtellen der Gewerkſchaften und den politiſchen 
Parteien zuſtande gekommen ſei und zum Abbruch des Gene— 
ralſtreiks geführt hätte. Mit Kampfzentralen würde die 
Regierung ebenſowenig verhandeln, wie ſie mit Kapp ver— 
handelt habe. 

Oberbürgermeiſter Cuno erinnerte daran, daß die Be— 
wegung nur deshalb ſo große Ausdehnung gewinnen konnte, 
weil die militäriſchen Kommandoſtellen ſo gut wie alles ge— 
tan hätten, um der Bevölkerung den Glauben beizubringen, 
daß das Militär auf ſeiten der Kapp und Lüttwitz ſtände. 

Abgeordneter Ludwig aus Hagen trat den nach ſeiner 
Meinung einſeitigen Informationen der Militärbehörden 
entgegen und lud die Delegierten ein, mit ins Induſtrierevier 
zu kommen, da dort alles in ſchönſter Ordnung ſei. Von 
einer Räterepublik ſei im Ruhrgebiet nichts zu erkennen, — 
meinte Ludwig. (Um dieſelbe Zeit aber wurde in Eſſen die 
ſozialdemokratiſche „Arbeiterzeitung“ verboken, weil fie nach 
der Auffaſſung des kommuniſtiſchen Vollzugsrates durch 
einen Artikel „Macht dem Blutvergießen ein Ende!“ ſich in 
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„verächtlicher Weiſe über das Weſen der Räterepublik aus- 
gelaſſen hatte“.) ö 
Oettinghaus-Schwelm gab die Bedingungen der 
Hagener Kampfzentrale bekannt, die nach ſeiner Meinung 
bei der Feſtlegung von Vereinbarungen Berückſichtigung 
finden müßten, und teilte mit, daß die Arbeiterſchaft die 
ſchärfſten Kampfmittel in Anwendung bringen müßte, falls 
es nicht zu einer Einſtellung des Blutvergießens komme. 
Den nachhaltigſten Eindruck hinterließen die Mitteilun⸗ 
gen, die Landwirtſchaftsminiſter Braun und der Ober- 
bürgermeiſter Luther über den Stand der Lebensmittel- 
verſorgung machten. Dem Reichskabinett war von der hol— 
ländiſchen Regierung die beſtimmte Erklärung gegeben, daß 
ſie, wie den Kapp⸗Leuten, auch einer Linksdiktatur die Zufuhr 
von Lebensmitteln verweigern müſſe. Was das für das 
Ruhrgebiet bedeutete, fühlte jeder Konferenzteilnehmer. 
Die große Verſammlung beſtimmte nunmehr eine engere 
Kommiſſion, die nach kurzer Beratung zur Herbeiführung 
eines „Waffenſtillſtandes“ folgende Erklärung formulierte: 

„Es wird erklärt: Die Gruppe Weſel der Reichswehr 
ſteht nördlich der Lippe, die Gruppe Münſter liegt mit 
rechtem Flügel bei Buldern, dicht Münſter und öſtlich von 
Münſter. Kein Soldat ſteht ſoweit ſüdlich, daß, falls 
Gegner ſeine Bewegungen hält, es heute und auch morgen 
zu Zuſammenſtößen kommen kann. 

Die Arbeitertruppen ſind zurückzunehmen bis ſüdlich 
der Lippe, weitere Poſten nach Weſel werden zurück— 
genommen auf Dinslafen-Hiinre-Dorften. Die Orte nörd⸗ 
lich der Lippe bleiben dort ungeſtört von Reichswehr— 
truppen. Die Wehren rücken in ihre Standorte ab. Für 
dieſe Abmachungen gilt die 24ſtündige Kündigungsfriſt. 

gez.: Reichskommiſſar Severing, Parteiſekretär Thiele— 
mann, Abg. Klupſch, Lehrer Stemmer, Gewerkſchaftsſekretär 
Oettinghaus, Abg. Imbuſch, Parteiſekretär Stenz, Abg. 
Braß, Abg. Kloft, Oberbürgermeiſter Hamm, Oberbiirger- 
meiſter Cuno, Oberbürgermeiſter Dr. Jarres, Gewerk— 


ſchaftsſekretär Huſemann, Kaufmann Charpentier, Graveur 
Triebel, Gewerkſchaftsſekretär Herbrig. 
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Es ijt von den Vertretern beider Parteien am gleichen 
Abend verſucht worden, die Abmachungen an den Fronten 
bekannt zu geben, um zu einer Einſtellung des Blutver— 
gießens zu gelangen. An den Abmachungen haben ſich, wie 
die Präſenzliſte ergibt, auch Vertreter des Wehrkreiskom— 
mandos beteiligt. Trotzdem iſt ſpäter in der Preſſe be— 
hauptet worden, mit den Bielefelder Abmachungen hätte 
das Wehrkreiskommando nichts zu tun gehabt. Dieſe Be— 
hauptungen ſind irreführend. Das Wehrkreiskommando iſt 
vermutlich aus Gründen des militäriſchen Preſtige zwar 
nicht direkt in Aktion getreten. Das wäre auch gar nicht 
einmal zweckmäßig geweſen. Es hat ſich aber in jenen Tagen 
ſehr gern der Vermittlung des Reichskommiſſars bedient, 
um eine Fortſetzung und Ausdehnung der Kämpfe zu ver— 
meiden. 


Die Verhandlungen der Kommiſſion wurden am nächſten 
Tage fortgeſetzt. 
Es waren anweſend: 


Giesberts, Reichspoſtminiſter, 

Severing, Reichskommiſſar, 

Enz⸗Barmen (Mehrh.⸗Soz.), 
Thielemann⸗Düſſeldorf (Mehrh.⸗Soz.), 
Klupſch⸗Dortmund (Mehrh.⸗Soz.), 
Paul⸗Ronsdorf (U. S. P.), 

Oettinghaus⸗ 2 8 56 (U. S. P.), 
Braß⸗Remſcheid (U. S. P.), 

Kloft⸗Eſſen (Zentrum), 
. ere) 
Saſſe⸗Hagen (H.-D. Gew.), 

Cuno⸗Hagen n 

Dr. Jarres⸗Duisburg (Kommunalvertreter), 
Charpentier⸗Elberfeld (K. P. D.), 
Triebel⸗Barmen (K. P. D.), 
Herbrig⸗Gelſenkirchen (U. S. P.), 

H. Meyer⸗Düſſeldorf (Freie Gewerkſchaften), 
Imbuſch⸗Eſſen (Chriſtl. Gewerkſchaften), 
Stens⸗Hagen (Demokrat, 


ferner ſpäter: 
Major Knuth, Wehrkr.⸗Kdo. VI, 
Major Mende, Reichswehrgr. Kdo. Hb 
Oberlt. Jaenicke, Wehrkr.-Kdo. VI, 
als Protokollführer: 
Mehlich. 
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Das Ergebnis enthält die folgende amtliche Niederſchrift: 


Die Vertreter aller beteiligten Parteien und Erwerbsgruppen 
erklären, daß ſie ihre Forderungen zur Entwirrung der aus dem 
Kapp⸗Putſch entſtandenen Lage mit der Verfaſſung und der Re⸗ 
gierung auf Grund folgender Vereinbarung in Einklang bringen 
wollen: 

1. Die anweſenden Vertreter der Regierungsparteien werden bei 
ihren Fraktionen dafür eintreten, daß bei der bevorſtehenden Neu⸗ 
bildung der Regierung im Reich und in Preußen die Perſonenfrage 
von den Parteien nach Verſtändigung mit den am Generalſtreik 
beteiligten gewerkſchaftlichen Organiſationen der Arbeiter, An⸗ 
geſtellten und Beamten gelöſt und daß dieſen Organiſationen ein 
entſcheidender Einfluß auf die Neuregelung der wirtſchafts- und 
ſozialpolitiſchen Geſetze eingeräumt wird unter Wahrung der Rechte 
der Volksvertretung. 

2. Sofortige Entwaffnung und Beſtrafung aller am Putſch 
oder am Sturz der verfaſſungsmäßigen Regierungen Schuldigen, 
ſowie der Beamten, die ſich ungeſetzlichen Regierungen zur Ver⸗ 
ſügung geſtellt haben. 

Es wird Straffreiheit denen gewährt, die in der Abwehr des 
gegenrevolutionären Anſchlages gegen Geſetze verſtoßen haben, wenn 
die Verſtöße und Vergehen vor Abſchluß dieſer Vereinbarungen, 
ſpäteſtens aber bis zum 25. März, vormittags 8 Uhr, erfolgen. Auf 
gemeine Verbrechen gegen Perſonen und Eigentum findet dieſe 
Beſtimmung keine Anwendung. 

3. Gründliche Reinigung der geſamten öffentlichen Verwaltungen 
und Betriebsverwaltungen von gegenrevolutionären Perſönlich— 
keiten, beſonders ſolchen in leitenden Stellungen und Erſatz durch zu⸗ 
verläſſige Kräfte. Wiedereinſtellung aller in öffentlichen Dienſten 
aus politiſchen und gewerkſchaftlichen Gründen gemaßregelten 
Organiſationsvertreter. 

4. Schnellſte Durchführung der Verwaltungsreform auf demo⸗ 
kratiſcher Grundlage unter Mitbeſtimmung auch der wirtſchaftlichen 
Organiſationen der Arbeiter, Angeſtellten und Beamten. 

5. Sofortiger Ausbau der beſtehenden und Schaffung neuer 
Sozialgeſetze, die den Arbeitern, Angeſtellten und Beamten volle 
ſoziale, wirtſchaftliche Gleichberechtigung gewährleiſten. Schleunige 
Einführung eines freiheitlichen Beamtenrechts. 

6. Sofortige Inangriffnahme der Sozialiſierung der dazu reifen 
Wirtſchaftszweige unter Zugrundelegung der Beſchlüſſe der So⸗ 
zialiſierungskommiſſion, zu der Vertreter der Berufsverbände hinzu 
zuziehen find. Die Einberufung der Sozialiſierungskommiſſion er⸗ 
folgt ſofort. übernahme des Kohlen- und des Kaliſyndikats durch 
das Reich. 

7. Auflöſung aller der Verfaſſung nicht treu gebliebenen konter⸗ 
evolutionären militäriſchen Formationen und ihre Erſetzung durch 
Formationen aus den Kreiſen der zuverläſſigen republikaniſchen 
Bevölkerung, insbeſondere der organiſierten Arbeiter, Angeſtellten 
und Beamten, ohne Zurückſetzung irgend eines Standes. Bei der 
Reorganiſation bleiben erworbene Rechtsanſprüche treugebliebener 
Truppen und Sicherheitswehren unangetaſtet. 
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Unter die danach aufzulöſenden Truppen fallen nach Anſicht der 
Kommiſſion die Korps Lützow, Lichtſchlag und Schulz. be 

8. Wirkſame Erfaſſung, gegebenenfalls Enteignung der verfüg— 
baren Lebensmittel, und verſtärkte Bekämpfung des Wuchers und 
Schiebertums in Stadt und Land. Sicherung der Erfüllung der 
Ablieferungsverpflichtung durch Gründung von Lieferungsverbänden 
und Verhängung fühlbarer Strafen bei böswilliger Verletzung der 
Verpflichtung. 


9. Die verfaſſungsmäßigen Behörden walten ihres Amtes nach 
den geſetzlichen Vorſchriften. Die jetzt beſtehenden Vollzugs⸗ oder 
Aktionsausſchüſſe haben in Gemeinſchaft mit der Gemeindebehörde 
die Ortswehr aufzuſtellen und die Waffenabgabe zu regeln. Dies 
muß ſpäteſtens innerhalb 10 Tagen geſchehen. Danach tritt an die 
Stelle jener Ausſchüſſe ein aus der organiſierten Arbeiter-, An⸗ 
geſtelten⸗- und Beamtenſchaft und den Mehrheitsparteien gebildeter 
Ordnungsausſchuß, der im Einvernehmen mit den zuſtändigen 
1 bei der Durchführung des Sicherheitsdienſtes 
mitwirkt. 


10. Zur Unterſtützung der ordentlichen Sicherheitsorgane wird, 
ſoweit erforderlich, eine Ortswehr in Stärke bis zu 3 auf 1000 Ein⸗ 
wohner aus den Kreiſen der republikaniſchen Bevölkerung, ins⸗ 
beſondere der organiſierten Arbeiter, Angeſtellten und Beamten 
gebildet. Für die Zeit, während welcher ſie zum Dienſt eingezogen 
ſind, werden ſie, ſoweit nicht der Staat die Koſten übernimmt, von 
der Gemeinde bezahlt. Durch die Bildung der Ortswehren ſind die 
Einwohnerwehren aufgehoben. : 


11. Die ſämtlichen Beteiligten verpflichten ſich, ihren ganzen 
Einfluß dahin auszuüben, daß die Arbeiterſchaft reſtlos zur ge⸗ 
wohnten Arbeit ſofort zurückkehrt. Die Arbeitgeber ſind gehalten, 
die rückkehrenden Arbeiter wieder einzuſtellen. 


12. Es erfolgt ſofortige Abgabe der Waffen und Munition ſowie 
die Rückgabe requirierten und erbeuteten Heeresgeräts an die 
Gemeindebehörden. 

13. Alle Gefangenen ſind ſofort, ſpäteſtens bis zum 27. März, 
mittags 12 Uhr, zu entlaſſen. 

14. Bei lovaler Einhaltung dieſer Vereinbarungen wird ein Ein⸗ 
marſch der Reichswehr in das rheiniſch-weſtfäliſche Induſtriegebiet 
nicht erfolgen. Nach der Erklärung des Bevollmächtigten des Wehr⸗ 
kreiskommandos VI und des Reichskommiſſars wird das Wehrkreis— 
tommando in politiſch-militäriſchen Angelegenheiten nur auf ſchrift⸗ 
liche Anweiſung des geſamten Reichsminiſteriums handeln. Ferner 
erklärt der Reichskommiſſar, daß er einen Vertrauensmann der 
Arbeiterſchaft berufen werde, der bei allen militäriſch-politiſchen 
Handlungen, über die der Reichskommiſſar mit zu befinden hat, 
gehört werden ſoll. 


15. Der verſchärfte Ausnahmezuſtand ſoll ſofort aufgehoben 
werden, der allgemeine Ausnahmezuſtand dann, wenn die unter 
Ziffer 9 bis 12 feſtgeſetzte Regelung erfolgt iſt. 

16. Herr Reichspoſtminiſter Giesberts wird die Frage der Ver⸗ 
ſorgung der Hinterbliebenen und Verletzten dem Reichskabinett vor- 
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tragen, mit dem Beftreben, daß die Koſten vom Reiche übernommen 
werden Die ne ſpricht die Erwartung aus, daß das Reich 
die Kommunalverbände für alle ihnen aus den Unruhen erwachſenen 
Koſten und Schäden ſchadlos hält. 

17. Weder den Arbeitern, die an den Kämpfen teilgenommen 
haben, noch den Mitgliedern der Polizei und Einwohnerwehren und 
den Mannſchaften der Reichswehr dürfen Nachteile oder Beläſti⸗ 
gungen wegen ihrer Teilnahme erwachſen. 


Giesberts, Reichspoſtminiſter, Severing, Thielemann, Heinr. 
Meyer, F. Klupſch, E. Saſſe, Cuno, Stens, Imbuſch, Kloft, 
Hamm, Dr. Jarres, Max Herbrig, Paul, Oettinghaus, 
O. Braß, W. Enz, Fritz Charpentier, O. Triebel. 
Mehlich, Protokollführer. 

Sowohl in einer Konferenz der ſozialdemokratiſchen 
Redakteure, die am 23. März vormittags in Bielefeld ſtatt⸗ 
fand, als auch in der Verſtändigungskommiſſion wurde ſehr 
lebhaft das unentſchloſſene Verhalten des Generals von 
Watter in den erſten Tagen der Unruhen kritiſiert und ſeine 
Entfernung verlangt. Ich habe mich mit aller Entſchieden— 
heit gegen dieſe Forderung gewandt und wiederholt erklärt, 
daß ich mein Amt ſehr gern einem Manne zur Verfügung 
ſtellen würde, der zur Wiederherſtellung geordneter Zuſtände 
und zur Bekämpfung der von den Kommuniſten bewaffneten 
Verbrecher ein anderes Mittel in Anwendung bringen könne, 
wie das der bewaffneten Macht. Gegen die Putſchiſten von 
rechts hatten die Arbeiter das Mittel des Generalſtreiks, 
gegen die bewaffneten undiſziplinierten Banden aus den 
Reihen der Arbeiter ſelbſt, die nicht mehr viel mit der poli- 
tiſchen Arbeiterbewegung zu tun hatten, gab es kein anderes 
Mittel mehr. Wer die Anarchie im Ruhrbezirk nicht wollte, 
mußte ſich jetzt der Reichswehr als Inſtrument der Republik 
bedienen. Solange zu warten, bis in der Reichswehr die 
jetzt verlangten Reformen durchgeführt waren, wäre glatter 
politiſcher und wirtſchaftlicher Selbſtmord geweſen, an dem 
ich nicht mitwirken wollte. Dieſe Erwägungen ſchlugen durch. 
Die Forderungen auf Entfernung Watters wurden fallen 
gelaſſen. Allerdings blieb niemandem, der ſehen wollte, mehr 
verborgen, daß die Abweiſung der Abberufungsanträge 
keineswegs ein Vertrauensvotum für den Befehlshaber be— 
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deutete. Die Anſicht ging vielmehr ganz allgemein dahin, 
daß die verworrene Lage nicht zum geringſten Teil auf das 
Konto Watters zu ſetzen ſei. Aber niemand hatte die Ge— 
währ, daß eine Abberufung Watters indem Augenblick 
die Situation entwirren würde. Wo waren die Truppen, 
die in jenen Tagen einem „ſozialiſtiſchen Führer“ gehorcht 
hätten, und wo war der General, der nach der Solidaritäts— 
erklärung der Offiziere des Wehrkreiſes mit ihrem Befebls- 
haber Watters Nachfolger hätte werden wollen? 


Teilung der Fronten 

Die Folgen der Bielefelder Konferenz zeigten ſich bald in 
der erfreulichſten Art. Die Gewerkſchaftler, die Anhänger 
der Demokraten, des Zentrums und der Mehrheitsſozialiſten 
rückten ſehr ſchnell von der Arbeiter-Armee ab, die in ihrem 
Vorgehen ſich immer weiter von dem urſprünglichen Ziele 
der Aktion, die Verfaſſung zu ſchützen, entfernte. Von den 
Banken wurden Gelder erpreßt, von Privaten Automobile 
und andere Verkehrsmittel requiriert, Lebensmittel beſchlag— 
nahmt, Pferde aus den Ställen geholt, — ganz wie im Kriege 
in Feindesland! Und wie im Kriege fühlten ſich auch die 
ſogenannten „Revolutions -Kommiſſare“ und 
„Oberkommandierenden“ der Roten Armee! Am 
28. März wurde eine größere Anzahl von Befehlen der 
Roten Armee von Inſaſſen eines Autos, das eine rote Flagge 
führte, dem Polizeidirektor von Bochum mit der Weiſung 
übergeben, ſie dem Arbeiterrat zur Verteilung weiter zu 


leiten. Der „Befehl“ hatte folgenden Wortlaut: 
Orts⸗Unterkunft, 27 März 1920. 
Befehl! 

Auf Grund der mir übertragenen Gewalt durch die Zentralleitung 
befehle ich hiermit folgendes: 

1. Sämtliche ſich auf Grund des verräteriſchen Waffenſtillſtands— 
beſchluſſes der in dieſer Sache nicht kompetenten Bielefelder Kon— 
ſerenz von den Formationen der „Roten Armee“ entfernten Mann⸗ 
ſchaften werden aufgefordert, ſich innerhalb ſechs Stunden nach 
Herausgabe dieſes Befehls zu ihrer Dienſtſtelle zu begeben und ihre 
Dienſte in der „Roten Armee“ wieder aufzunehmen. 
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2. Wer aus Gründen der Geſundheit oder anderen zwingenden 
Gründen den Verteidigungskampf nicht wieder aufnehmen kann, hat 
die ihm ausgehändigte Waffe ſamt Munition an der Ausgabeſtelle, 
von der er ſelbiges erhalten, ebenfalls innerhalb ſechs Stunden nach 
Erlaß dieſer Verfügung zurückzugeben. 

Auf Nichterfüllung dieſes Befehls ſetze ich die Todesſtrafe. 

Gegeben Gelſenkirchen, den 27. März 1920. 

Der Oberkommandierende des Abſchnittes „Weſt“ 
der „Roten Armee“. gez.: Gottfried Karuſſeit. 

Von dieſem Gottfried Karuſſeit hatte man bis dahin im 
Ruhrgebiet nichts gehört. Als er, unzufrieden mit der Hal- 
tung der Unabhängigen, die in einer Konferenz die An— 
erkennung des Bielefelder Abkommens beſchloſſen hatten, in 
theatraliſcher Poſe die Konferenz verließ und ſeine „Ge— 
treuen“ aufforderte, ihm zu folgen, da entſtand das Wort 
von den „wild gewordenen Spießern“, mit dem Wilhelm 
Pieck, der Führer der kommuniſtiſchen Landtagsfraktion, 
dieſen Typ der proletariſchen Klaſſenkämpfer bezeichnete. 

Die „wild gewordenen Spießer“ entwickelten ſich ſehr 
ſchnell zu ganz gewöhnlichen Plünderern und Erpreſſern. 
Alles äfften ſie den echten Militariſten des Weltkrieges nach. 
In einem Briefe, der bei der Beſetzung Recklinghauſens der 
Reichswehr in die Hände fiel, teilte Herr Gottlieb Karuſſeit 
dem Empfänger mit: „Mein Angriff durch Sprengung und 
Artillerie erfolgt um 4 Uhr. Ich laſſe jetzt zwei 
Spione der Regierungstruppen erſchießen. 
Einer davon wollte die Brücke hinter unſerem Rücken 
ſprengen.“ Ich habe nicht in Erfahrung bringen können, ob 
die in dieſem Briefe angekündigte Erſchießung der „Spione“ 
wirklich erfolgt iſt. Aus den Kundmachungen des Herrn 
Karuſſeit ſprach viel Prahlſucht und Großmannsdünkel. 
Aber wenn man bedenkt, welche Rolle notoriſche Verbrecher 
in einzelnen Abſchnitten der „roten Front“ ſpielen konnten, 
dann iſt es nur zu wahrſcheinlich, daß auch die Karuſſeit 
und Genoſſen ſchon Standgericht geſpielt haben. Jeden⸗ 
falls wurde in mehreren Bekanntmachungen die Todes— 
ſtrafe für den Fall angedroht, daß der befriſteten Auf— 
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forderung zur Waffenabgabe keine Folge geleiſtet würde. 
Auch auf Arbeiterführer wurde jetzt Jagd gemacht. Von 
dieſem Treiben angewidert, verließen immer mehr Arbeiter 
die Rote Armee. Die Erklärungen in der Bielefelder Konfe— 
renz, daß der Einmarſch einer ſtarken Truppenmacht un— 
vermeidlich ſei, wenn Ruhe und Ordnung nicht recht bald 
wiederkehre, ferner der immer ſchärfer hervortretende Man- 
gel an Lebensmitteln iſolierten die Unbelehrbaren mit jedem 
Tage mehr. Eine reſtloſe Klärung, wie fie von der Biele- 
felder Konferenz beabſichtigt war, konnte ſelbſtverſtändlich 
nicht von einigen Tagen erwartet werden. Andererſeits wäre. 
es ein Verbrechen geweſen, wenn die verantwortlichen 
Stellen auch nur einen Augenblick verſäumt hätten, um eine 
militäriſche Macht bereitzuſtellen, die im geeigneten Zeit— 
punkt ſofort mit der ſicherſten Ausſicht auf Erfolg eingeſetzt 
werden konnte. An dieſem Ziele wurde unabläſſig gearbeitet. 
Es iſt falſch, wenn behauptet worden iſt, daß einige Tage 
nutzlos verſtrichen ſeien. In den letzten Tagen des März 
ſtanden trotz der guten Wirkung des Bielefelder Abkommens 
immer noch einige zehntauſend Arbeiter unter den Waffen, 
während andererſeits die Konzentration der vom General 
von Watter aus dem Reich erbetenen Hilfskräfte auch erſt 
um dieſe Zeit zum Abſchluß gelangte. 

Bis dahin vollzog ſich auch ein Wandel in den Anſchau— 
ungen der Arbeiterführer, und für die Annahme und Durch— 
führung der Bielefelder Bedingungen ſetzten ſich nicht nur 
unabhängige Abgeordnete ein, ſondern auch die Kommu— 
niſten boten an einigen Orten ihren ganzen Einfluß auf, um 
auf der Baſis der Bielefelder Beſchlüſſe von ihrer Verant— 
wortung loszukommen. Das war eine keineswegs leichte 
Aufgabe. Eine der Befehlsſtellen der Arbeitertruppen nach 
der anderen wurde von noch radikaleren Elementen abgetan. 
Während die Hagener geſchloſſen für die Abmachungen der 
Bielefelder Vereinbarung eintraten und auch ſtark genug 
blieben, die Durchführung zu übernehmen, waren die Mül— 
heimer und Hamborner nach wie vor zum Kampf entſchloſſen. 
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Es wurde weiter geplündert, es wurde weiter gerüſtet, es 
wurden die Linien vorgeſchoben —, kurzum, das Regiment 
der Banden, in denen niemand Autorität beſaß, die einen 
Vollzugsrat nach dem anderen zum Teufel jagten, wurde der 
Bevölkerung geradezu unerträglich. Ein Generalſtreik jagte 
den andern, und das Wehrkreiskommando und ich wurden 
mit Bitten beſtürmt, doch nun endlich Truppen zu ſchicken. 
Auch die unabhängigen Führer Joſef Ernſt und Con- 
rad Ludwig in Hagen rückten jetzt entſchieden von der 
Mülheimer Kampfzentrale ab, in der ſich alle die Elemente 
zuſammengefunden hatten, die fic) einbildeten, nach der Er— 
ſtürmung Weſels ungehindert nach Münſter marſchieren zu 
können, um dort einen roten „Frieden“ für den Weſten 
Deutſchlands zu diktieren. Ernſt, der verſucht hatte, durch 
perſönliche Vorſtellungen die Mülheimer zum Einlenken zu 
bewegen, konnte ſich nur durch die Flucht vor der Verhaftung 
und der angedrohten Erſchießung retten. Hier waren alle 
Einwirkungen nutzlos. 

Die Angriffe auf Weſel wurden mit der größten Heftig- 
keit fortgeſetzt und Infanteriegefechte am 25., 26. und 
27. März vor den vereinbarten Linien ſowie die Sprengung 
einer Eiſenbahnbrücke ließen erkennen, daß jedes weitere 
Zureden ganz unmöglich war. 

Die unabhängigen Sozialiſten machten zwar darauf auf— 
merkſam, daß auch einzelne Offiziere der Reichswehr die 
Vereinbarung nicht innehielten. Doch wo ſie für dieſe Be— 
hauptungen Beweiſe erbringen konnten, wurde vom Be— 

fehlshaber das Erforderliche veranlaßt. Wohl hatte der 
Hauptmann von Hanſtein im „Nachrichtenblatt des 
Wehrkreiskommandos“ geſchrieben, daß für die Zugeſtänd— 
niſſe der Gegenſeite im Bielefelder „Waffenſtillſtandsver⸗ 
trag“ Gegenleiſtungen ſeitens des Wehrkreiskommandos 
nicht zugeſichert ſeien. Ich weiß nicht, wen der Hauptmann 
von Hanſtein mit dieſer Notiz beſchwichtigen wollte. Das 
war {con kein Geheimnis mehr, daß die Führer der an- 
rückenden Freikorps jede Art der Verhandlung verpönten 


184 


und über die bisher geführten ſehr ungehalten waren. War 
für ſie die vieldeutige Notiz beſtimmt? Tatſächlich hat gerade 
Hauptmann von Hanſtein die Innehaltung der Verein— 
barungen am meiſten beobachtet und tatſächlich hat das 
Wehrkreiskommando VI in einer Bekanntmachung 
vom 30. März an die Bevölkerung mit Genugtuung betont, 
daß es alle ihm durch die Bielefelder Vereinbarungen auf- 
erlegten Verpflichtungen reſtlos erfüllt habe. 


Die durch die Lebensmittelnot verſchärfte Kriſe erreichte 
in einigen Städten ſchon in den letzten Märztagen ihren 
Höhepunkt. Die bewaffneten Arbeitertrupps verſuchten ſchon, 
in den Hafenanlagen der Stadt Duisburg zu plündern, ſo 
daß die Sozialdemokratiſche Partei, die Unabhängige 
Sozialiſtiſche Partei und die Stadtverwaltung Duis- 
burg als ihre einmütige Auffaſſung ein nachdrückliches Vor- 
gehen als das einzige Mittel bezeichneten, um Duisburg und 
Umgebung vor äußerſter Not und Elend zu ſchützen. 


Die Dispoſitionen des Befehlshabers und meines Amtes 
wurden in jenen Tagen ungemein erſchwert durch die Not— 
wendigkeit, die vielen Deputationen und Einzelperſonen 
über die Lage aufzuklären, die aus Nachbarbezirken oder 
aus Berlin in Münſter vorſtellig wurden und die oft von 
den gegenſätzlichſten Beſtrebungen geleitet waren. Die einen 
warnten vor einem Einmarſch der Truppe, da in dieſem 
Falle eine neue Aktion der geſamten Arbeiterſchaft im Reiche 
nicht ausgeſchloſſen ſei, die andern glaubten, einigen be— 
ſonders bedrängten Städten Hilfe leiſten zu müſſen, indem 
ſie zum beſchleunigten Vormarſch drängten. Es war nicht 
ganz leicht, dieſem Anſturm gegenüber, dem ſich ihrer Zweck— 
beſtimmung wegen meine Amtsſtelle ganz beſonders aus— 
geſetzt ſah, ſtandzuhalten. In der Karwoche weilte eine 
Deputation der Herren Graßmann, Brak und Ofterroth im 
Revier, um ſich von der Stimmung in der Arbeiterſchaft 
und der Truppe zu unterrichten. Die Herren, von denen 
Graßmann und Braß in Dortmund mit Erſchießen bedroht 
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wurden und nur durch Meinbergs Intervention weiteren 
Beläſtigungen entgingen, mußten ſich am Schluß der Woche 
davon überzeugen, daß durch eine gütliche Einwirkung allein 
die Dinge nicht mehr einzurenken waren. 

Am 28. März antwortete auf ein Erſuchen des Eſſener 
Zentralrats um Anbahnung neuer Verhandlungen die 
Reichsregierung mit folgendem Aufruf: 


Die Regierung hat durch die „Bielefelder Verhandlungen“ ver⸗ 
ſucht, ohne Anwendung von Gewalt die Ruhe und Ordnung im 
Ruhrgebiet wieder herzuſtellen. Der Verſuch iſt geſcheitert. Die rote 
Armee hat ſich nicht danach gerichtet. Die Angriffe auf Weſel ſind 
mit der größten Heftigkeit fortgeſetzt worden, die Gefangenen wurden 
nicht freigegeben, die Abgabe der Waffen nicht durchgeführt, die 
Verhältniſſe haben fic) im Gegenteil noch verſchlimmert. Zahlreiche 
Notſchreie aus allen Teilen der Bevölkerung berichten über Ver— 
brechen und Gewalttätigkeiten, die von den roten Truppen begangen 
werden: das zwingt die Regierung zum energiſchen Handeln, um 
möglichſt bald wieder geordnete Verhältniſſe in dieſen Gebieten her⸗ 
zuſtellen und die Bevölkerung vor Willkürakten zu ſchützen. Um 
aber allen Verführten nochmals Gelegenheit zu geben, zur Vernunft 
zurückzukehren, will die Regieung noch eine letzte Friſt gewähren, 
ehe ſie mit Waffengewalt einſchreitet. Sie fordert daher bis zum 
30. März, 12 Uhr mittags, eine ausreichende Sicherheit für den 
Militärbefehlshaber des Wehrkreiſes VI, Generalleutnant v. Watter 
in Münſter, für die Annahme und Durchführung folgender 
Bedingungen: 


Te nen Anerkennung der verfaſſungsmäßigen Staats⸗ 
autorität. 

2. Wiedereinſetzung der ſtaatlichen Verwaltungs- und Sicher⸗ 

heitsorgane, ſoweit ſie nicht durch Eintreten für die Kapp⸗ 

Lüttwitz⸗Regierung belaſtet ſind. 

Sofortige Auflöſung der roten Armee. 


4. Völlige Entwaffnung der geſamten Bevölkerung einſchließlich 
Einwohnerwehren unter Aufſicht der rechtmäßigen ſtaatlichen 
Organe. — Die Art und Zeit der Durchführung der Ent⸗ 
waffnung wird durch den Inhaber der vollziehenden Gewalt 
näher beſtimmt werden. 


5. Sofortige Freigabe der Gefangenen. 


* 


Falls dieſe Bedingungen angenommen werden, wird die Reichs⸗ 
regierung von einem Angriff abſehen, andernfalls erhält der Inhaber 
der vollziehenden Gewalt Freiheit des Handelns zur vollen Wieder- 
herſtellung geſetzmäßiger Zuſtände. 


Die Reichsregierung: 


Der Reichswehrminiſter: Der Reichskanzler: 
gez. Geßler. gez. Müller. 
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Der General von Watter verſah den Aufruf der Regie- 
rung mit folgendem Nachtrag: 


Wehrkr.⸗Kdo. VI Münſter, den 29. 3. 20. 
Te Nr. 2945 
Zuſätze des Befehlshabers: 

1. Waffen und Munition find an die Polizeiverwaltungen ab- 
zugeben und von dieſen per Bahn dem Wehrkreiskommando nach 
Münſter zuzuführen. Die Polizeiverwaltungen haben bis 30. 3., 
11 Uhr vormittags, dem Wehrkreiskommando die Zahl und Art der 
zur Abgabe gelangten Waffen und Munition zu melden. Sind bis 
31. 3. 12 Uhr mittags, nicht ſchon vier ſchwere, 10 leichte Geſchütze, 
200 Maſchinengewehre, 16 Minenwerfer und 20000 Gewehre, 400 
Schuß Artilleriemunition, 300 Schuß Minenwerfermunition und 
100 000 Schuß Infanteriemunition abgeliefert, ſo gilt die Bedingung 
der Waffenabgabe nicht als erfüllt. Werden die geforderten Mengen 
abgeliefert, jo wird weitere Beſtimmung über die reſtliche Waffen⸗ 
abgabe erfolgen. 

2. Die Regierungspräſidenten werden bis zum 30. 3., 11 Uhr vor⸗ 
mittags, um Meldung erſucht, ob noch in ihren Bezirken Vollzugs⸗ 
räte beſtehen oder die ordentlichen Behörden wieder reſtlos in ihre 
Rechte eingeſetzt ſind. Beſtehen noch Vollzugsräte am 30. 3., 11 Uhr 
vormittags, jo gilt die Bedingung der Anerkennung der Staats— 
autorität nicht als erfüllt. 

3. Stehen am 30. 3., 11 Uhr vormittags noch Teile der roten 
Armee oder ſonſtiger Wehren unter den Waffen, ſo gilt die Be— 
dingung der Auflöſung der roten Armee nicht als erfüllt. Die 
gegneriſche Kampfleitung wird zur Angabe hierüber bis 30. 3., 
11 Uhr vormittags, aufgefordert. 

4. Befindet ſich am 30. 3., 11 Uhr vormittags, noch ein gefangener 
Reichswehrſoldat, Sicherheitspoliziſt, Angehöriger der Einwohner⸗ 
wehr oder der Eſſener und Dortmunder Sicherheitswehr als Ge— 
fangener in den Händen der Aufrührer, ſind ferner bis 30. 3., 11 Uhr 
vormittags, nicht alle Geiſeln freigelaſſen, ſo gilt die Bedingung der 
Freilaſſung der Gefangenen nicht als erfüllt. 

Gefangene und Geiſeln müſſen bis 30. 3., 12 Uhr mittags, beim 
Wehrkreiskommando in Münſter eingetroffen ſein. Wird Gefangenen 
und Geiſeln auch nur ein Haar gekrümmt, ſo gilt die Bedingung 
ebenfalls nicht als erfüllt. 

Frhr. v. Watter, Generalleutnant. 


Schon vor der Veröffentlichung in der Preſſe wurde dieſe 
Bekanntmachung dem Aktionsausſchuß des Zentralrats in 
Eſſen und der Kampfzentrale in Hagen von meiner Amts— 
ſtelle weitergegeben. Die Antwort des Eſſener Zentralrats 
war die Proklamation eines neuen General- 
ſtreiks, der begründet wurde mit den Zuſätzen, die der 
General von Watter der Bekanntmachung der Regierung 
gegeben hatte. In dieſen Zuſätzen erblickte der Zentralrat, 
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deſſen Mitglieder ſich in ihrer Mehrheit 
lange genug gegen das Bielefelder Ab⸗ 
kommen erklärt hatten, eine Nichtbeachtung der 
Bielefelder Beſchlüſſe! Der Parole des Eſſener Zentralrats 
folgten eine ganze Reihe örtlicher Vollzugsräte, ſo daß die 
Situation am 30. März eine außerordentliche Erbitterung 
auf beiden Seiten aufwies. Man kann darüber ſtreiten, ob 
die Zuſätze des Militärbefehlshabers politiſch zweckmäßig 
waren — ſie ſind ohne meine Zuſtimmung dem 
Aufrufder Regierungangehängt worden —, 
ſicher iſt jedenfalls, daß ihre Fortlaſſung an den tatſächlichen 
Verhältniſſen nicht viel geändert hätte. Die Mülheimer und 
Hamborner Truppen hätten ſich durch den Aufruf der Re— 
gierung nicht im mindeſten bewegen laſſen, die Beſchießung 
von Weſel einzuſtellen und ihre Fronten abzuwickeln. 
Immerhin: Die Erregung war bis aufs höchſte geſtiegen. 
Schon in der Bielefelder Konferenz war geſagt worden, daß, 
wenn die Truppe den Bogen überſpanne, die Arbeiter vor 
der Sprengung der Schächte nicht zurückſcheuen würden. 
Von dieſen Drohungen hatte man lange nichts mehr gehört. 
Jetzt erklangen ſie wieder in den Spalten der Preſſe, in 
Konferenzen und Verſammlungen mit einer ſo dumpfen 
Entſchloſſenheit, daß ſie dem Kundigen mehr verrieten, als 
prahleriſche Phraſen. Unter das Schreckensregiment einer 
„weißen Armee“ wollten ſich die Arbeiter des Reviers unter 
keinen Umſtänden zwingen laſſen. Die gute Wirkung des 
Bielefelder Abkommens erſchien gefährdet, und um gegen 
weitere „Plötzlichkeiten“ Watters geſichert zu ſein, habe ich 
darum im mündlichen Vortrag die Reichsregierung um Er- 
weiterung meiner Vollmachten nach der Richtung hin erſucht, 
daß Entſcheidungen über militäriſche Operationen im Ein⸗ 
vernehmen mit mir erfolgen ſollen. 

Auch die wildeſten Gerüchte trugen zur Verſchärfung 
der Stimmung bei. So wurde bei der Truppe die Mär 
folportiert und {pater auch im Nachrichtenblatt des Wehr⸗ 
kreiskommandos verbreitet, daß Ruſſen in größerer Anzahl 
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bei der „Roten Armee“ ſeien und Lenin auf dem Marktplatz 
in Dortmund geſprochen habe, während bei den Arbeitern 
das Gerücht kurſierte, daß die hochverräteriſchen Truppen 
aus dem Döberitzer Lager zur Hilfeleiſtung für Watter im 
Anmarſch ſeien! Das alles deutete auf Sturm und Blut! 


Noch einmal habe ich den Verſuch einer weiteren Iſo— 
lierung der Unbelehrbaren unternommen. Zum 31. März 
hatte ich die Parteiführer und Vollzugsräte zu einer Be— 
ſprechung nach Münſter geladen, von denen ich nach den Er— 
fahrungen der letzten Tage annehmen mußte, daß ſie mit 
mir, wenn auch aus anderen Motiven, beſtrebt waren, bei 
der Durchführung der nunmehr unvermeidlichen militäriſchen 
Maßnahmen unnötiges Blutvergießen zu vermeiden. Man 
hat von dem Ergebnis dieſer Beſprechung als von dem 
„Frieden von Münſter“ geſprochen. Dieſe Bezeich— 
nung iſt inſofern irreführend, als an den Bielefelder Ver— 
einbarungen materiell nichts geändert worden iſt. Ich habe 
den Hauptzweck der Sitzung vielmehr darin erblickt, den 
Vertretern der Arbeiter den feſten Entſchluß der Regierung 
bekanntzugeben, durch den Einmarſch von Militär Ordnung 
zu ſchaffen zunächſt in den Bezirken, in denen nicht innerhalb 
einer ganz kurzen Friſt die Bedingungen der Regierung 
erfüllt würden. Dieſe Friſten hatte die Regierung ſelbſt nach 
Verhandlungen mit dem Allgemeinen Deutſchen Gewerk— 
ſchaftsbund bis zum 2. April 1920, mittags 12 Uhr, ver- 
längert. Von dieſem Reſultat der Berliner Beſprechung habe 
ich in der Sitzung Mitteilung gemacht und ſpäter ihr Ergebnis 
in folgender Formulierung der Reichsregierung mitgeteilt: 


„Die Sitzung hat allſeitig die Notwendigkeit betont, die 
Friſten der ſowohl von der Reichsregierung wie auch von 
dem Zentralrat in Eſſen und den 3 ſozialiſtiſchen Parteien 
nach wie vor anerkannten Bielefelder Be- 
ſchlüſſezu verlängern. Die Friſt für die Ablieferung 
der Waffen und den Abbau der Fronten wird bis zum 2. 4., 
mittags 12 Uhr, verlängert. Bis zu dieſem Termin hat auch 
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die zugeſprochene Amneſtie Geltung, fo daß allen Kämpfern 
ein ehrenvoller Abzug ermöglicht iſt. 

Als Aufrührer im Sinne der Regierungserklärung vom 
30. 3. iſt nur derjenige zu betrachten, der nach dem 2. 4. 20, 
mittags 12 Uhr, zum Zweck des Kampfes gegen die ver- 
faſſungsmäßigen Organe Waffen führt oder die Waffen 
entgegen der Vereinbarung nicht niedergelegt hat. In den 
Orten und Bezirken, in denen die Waffenniederlegung im 
Sinne der Bielefelder Veſchlüſſe bis zum genannten Termin 
erfolgt iſt, werden keine Standgerichte eingeſetzt, etwa be- 
ſtehende ſofort aufgehoben, ebenfalls wird hier der verſchärfte 
Ausnahmezuſtand beſeitigt. Jede Vorwärtsbewegung der 
Reichswehr oder Teile derſelben hören mit dem 31. 3. 
abends auf. 

Die politiſchen Parteien und der Zentralrat werden ihren 
ganzen Einfluß einſetzen, um den Kampf der Arbeiterſchaft 
im Induſtriegebiet geſchloſſen einheitlich zu dem genannten 
Zeitpunkt zu beendigen und die Wiederaufnahme der Arbeit 
durchzuführen.“ 

Materiell war das Ergebnis der Münſterſchen Konferenz 
zweifellos fehr mager. Während die Regierung durch die 
Zuſagen auf Verlängerung der Friſten immerhin etwas zu 
bieten in der Lage war, mußten ſich die Vertreter der poli- 
tiſchen Parteien und des Zentralrats auf das Verſprechen 
beſchränken, ihren Einfluß auf Annahme der Bielefelder 
Vereinbarungen einzuſetzen. Ideell aber war die Konferenz 
von Münſter inſofern von Wert, als ſie die erregte Stim— 
mung der letzten beiden Tage abdämpfte und den status 
quo des Bielefelder Abkommens wieder herſtellte. 


Bor dem Einmarſch 


Schon am Tage vor der Sitzung war ihr eine Bedeutung 
beigelegt worden, die ihr in Anbetracht der Geſamtlage gar 
nicht zukommen konnte. Die Zeitungen hatten Mitteilungen 
darüber gebracht, daß ich mit erweiterten Vollmachten von 
der Reichsregierung verſehen ſei und es wurde nun vermutet, 
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daß ich dieſe Vollmachten etwa zu einer materiellen Er— 
weiterung des Bielefelder Abkommens in Verhandlungen 
mit den Vertretern der Arbeiterſchaft anwenden würde. 
Von den Arbeitgeberverbänden und Stadtverwaltungen des 
Bezirks wurde ich darum erſucht, auch Vertreter dieſer 
Organiſationen an den Beſprechungen in Münſter zu be— 
teiligen. Ich habe dieſem Erſuchen nicht entſprechen können, 
einmal weil kein Tag mehr verloren gehen durfte, der nicht 
zur Wiederherſtellung der Ordnung ausgenützt worden wäre 
und weil ferner der Zweck der Beſprechung in Münſter nur 
der ſein konnte, durch eine Mitteilung über die beabſichtigten 
Maßnahmen der Regierung die ungünſtige Wirkung der 
Watterſchen Zuſätze zu zerſtreuen und durch einen Appell 
an das Verantwortlichkeitsgefühl der Arbeitervertreter 
weitere Tauſende von Arbeitern den kämpfenden Haufen zu 
entziehen und dadurch beim Einmarſch der Truppe Zu— 
ſammenſtöße und Kämpfe auf ein Mindeſtmaß zu reduzieren. 
Denn daß nunmehr nicht länger mit dem Einmarſch des 
Militärs gezögert werden durfte, darüber war ich mir ganz 
klar. Die Mitteilungen von Erpreſſungen und Brand— 
ſchatzungen, von Mißhandlungen und Erſchießungen mehrten 
ſich in erſchreckendem Maße. Die Notrufe der Bevölkerung, 
der Stadtverwaltungen und der Führer der politiſchen Par— 
teien wurden immer dringender. Es hätten Wunder ein— 
treten müſſen, wenn bis zum 2. April die von der Regierung 
geſtellten Bedingungen erfüllt worden wären. Alle 
Stellen waren deswegen entſchloſſen, nach Ablauf der 
letzten bewilligten Friſt die Truppe in Bewegung zu ſetzen, 
und für dieſen Fall war die Erweiterung meiner Vollmachten 
vorgenommen. Der Beſchluß der Reichsregierung hatte 
folgenden Wortlaut: 

„Die Vollmacht des Reichs- und Staatskommiſſars Severing wird 
dahin erweitert, daß Entſcheidungen über militäriſche Operationen 


in dem Gebiete, für das er beſtellt iſt, im Einvernehmen mit ihm 
erfolgen ſollen. Er wird ferner bevollmächtigt, 


1. zu prüfen und zu entſcheiden, ob Perſonen, die in Schutzhaft 
oder ſonſt in eine nicht gerichtlich beſtätigte Haft genommen 
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find, feſtzuhalten oder vorbehaltlich des gerichtlichen Ver⸗ 
fahrens zu entlaſſen ſind, 5 
2. die Namen derjenigen Perſonen zu bezeichnen, deren Ent⸗ 
laſſung oder ſonſtige diſziplinariſche Verfolgung er empfiehlt, 
weil ſie an der von Kapp und Freiherrn v. Lüttwitz ein⸗ 
geleiteten hochverräteriſchen Bewegung als Führer, Verführer 
oder Aufhetzer aktiv ſich beteiligt haben. 
Er iſt ermächtigt, Unterbevollmächtigte für einzelne Städte oder 
Bezirke zu ernennen, die den militäriſchen Stellen als politiſche 
Berater zur Seite ſtehen. 


Sämtliche Behörden werden erſucht und alle Organiſationen, 
Verbände und andere Stellen werden aufgefordert, dem Reichs⸗ 
kommiſſar und ſeinen Unterbevollmächtigten jede nötige Unterſtützung 
zu gewähren.“ 

In dieſen ſogenannten erweiterten Vollmachten waren 
von Bedeutung nur die Beſtimmungen, die zu Entſcheidungen 
über militäriſche Operationen mein Ein vernehmen 
zur Vorausſetzung machten und die eine Entſcheidung 
darüber vorſahen, in Schutzhaft genommene Perſonen frei- 
zulaſſen oder feſtzuhalten. Daß darüber die militäriſchen 
Stellen beſonders erfreut geweſen wären, kann man nicht 
behaupten, und die neuen Vollmachten führten in vielen 
Fällen zu neuen Reibungsflächen, zu neuen Zuſtändigkeits⸗ 
ſtreitigkeiten. Aber an der erſten und wichtigſten Vollmacht 
— Mitwirkung bei Entſcheidung über militäriſche Opera- 
tionen — konnte und wollte ich nicht rütteln laſſen. Ich habe 
nie beabſichtigt oder verſucht, beim Befehlshaber eine Art 
Wiener Kriegsrat — Kugel am Bein — zu ſpielen. 
Aber im Hinblick auf die politiſche Geſamtlage und die vielen 
politiſchen Unbegreiflichkeiten des Militärs war das zivile 
Augenmaß und die zivile Umgangsform bitter notwendig 
geworden. 

Ich habe dann den allergrößten Wert darauf gelegt, die 
von der Reichsregierung zugeſtandene Friſtverlängerung 
ſtrikte innezuhalten, um im voraus alle die Beſchuldigungen 
zu entkräften, mit denen nach den bisherigen Erfahrungen 
zu rechnen war. Auch der Befehlshaber erließ unter dem 
31. März einen Befehl an die Truppe, deſſen Grundton zwar 
erkennen ließ, daß die techniſchen Vorbereitungen zum Ein— 
marſch ſchon bis ins kleinſte getroffen waren, der aber doch 
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noch einmal die Truppe ausdrücklich auf die Friſtverlänge— 
rung für die Waffenabgabe aufmerkſam machte. Der Befehl 
lautete: 


ö Münſter, den 31. März 1920. 

Das Bielefelder Abkommen — das Ultimatum der Regierung 
und die letzten Beſchlüſſe der Regierung geben Veranlaſſung, zu 
80 — 9 Ie Nr. 2933 vom 22. 3. 20 eine berichtigende Ergänzung 

eben 

Die Regierung hält das Bielefelder Abkommen für eine geeignete 
Baſis für eine Beruhigung der auf dem Boden der Verfaſſung ftehen- 
den Teile der Arbeiterſchaft des Induſtriegebiets. 

Wenn auch das Abkommen von der feindlichen Heeresleitung 
nur an ganz wenigen Stellen befolgt iſt, fo will die Regierung doch 
kein Mittel unverſucht laſſen, die Löſung der ſchwierigen Frage auf 
politiſch⸗diplomatiſchem Wege zu erreichen. An dieſer Abſicht ändert 
auch das Ultimatum nichts. 

Für die Truppe ergibt ſich hieraus: 

a) Die Waffenabgabe muß erſt am 3. 4. durchgeführt ſein. Sie 
— nach dem Bielefelder Abkommen Ziffer 9 und 12 zu er⸗ 
olgen. 

b) Ab 3. 4. darf es keine Aktionsausſchüſſe, ſondern nur noch 
Ordnungsausſchüſſe geben. 

e) Es gibt in den Gemeinden zur Verſtärkung der ordentlichen 
Polizei Ortswehren in Stärke von 3 auf 1000 Einwohner, die 
ſich aus den Kreiſen der republikaniſchen 
Bevölkerung, insbeſondere der organiſierten Arbeiter, 
Angeſtellten und Beamten, zuſammenſetzen. 

d) Die Wehren zu c) find Polizeiorgane und unterſtehen nach der 
Verordnung des Reichspräſidenten vom 13. 1. 20 in ihrer 
Verwendung dem örtlichen Militärbefehlshaber, ſobald Mili— 
tär eingerückt iſt. 

In Abänderung des Befehls Je Nr. 2933 vom 22. 3., wonach in 
jedem Bewaffneten ein Feind zu ſehen iſt, muß alſo geſagt werden, 
daß die Ortswehren zu Recht Waffen haben und nicht als 
Feind anzuſehen find, falls fie nicht die Truppe angreifen. 

Die Führer der Ortswehren ſind aufgefordert, bei Herannahen 
der Truppe ſich mit ihr in Verbindung zu ſetzen und die Verwendung 
der Wehr zu erfragen. 

Der Befehlshaber: Frhr. von Watter, Generalleutnant. 


Von meiner Seite wurden die Regierungspräſidenten 
erſucht, die Gemeindeverwaltungen und Kreisbehörden an— 
zuweiſen, den Bezirksregierungen bis zum 2. April mittags 
12 Uhr drahtlich Bericht darüber zu erſtatten, 

1) ob die verfaſſungsmäßigen Behörden nach den geſetz— 
lichen Vorſchriften wieder ihres Amtes walten können, 
und 

2) ob und in welchem Umfange eine Abgabe von Waffen 
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und der Munition, ſowie die Rückgabe der requirierten 
und erbeuteten Heeresgeräte erfolgt fei. 
Bis zum 3. April vormittags 11 Uhr ſollten das Wehrkreis⸗ 
kommando und ich im Beſitze der Mitteilung fein. Eine Bor- 
anzeige über die Waffenabgabe erbat ich bis zum 2. April 
abends 7 Uhr. 

An die Reichsregierung richtete ich die telegraphiſche 
Bitte, die Entente zu bewegen, den Einmarſch von Truppen 
in die ſogenannte neutrale Zone zu geſtatten und begründete 
dieſe Bitte mit dem Hinweis darauf, daß die unruhigſten 
Orte, die von marodierenden Banden gefährlich bedroht 
ſeien, in der 50-km-Zone lägen und eine Wiederherſtellung 
geordneter Zuſtände ohne den Einſatz von Truppen unmög— 
lich ſei. Der Geſchäftsträger Dr. Mayer in Paris iſt dann 
auch ſofort von der Reichsregierung von meinem Telegramm 
unterrichtet und von ihr erſucht worden, die Aufrechterhal— 
tung der von der Entente gegebenen Zuſtimmung herbei- 
zuführen. 

Daß die Dinge dieſen Verlauf nehmen würden, konnte 
niemand mehr überraſchen. Schon auf der Bielefelder Kon— 
ferenz war von den Miniſtern und mir mit aller Deutlich- 
keit erklärt worden, daß die Regierung vom Einmarſch der 
Truppen nur dann Abſtand nehmen würde, wenn die Be- 
völkerung gewillt und in der Lage ſei, die Wiederherſtellung 
der Ordnung ſelbſt herbeizuführen. Als am 25. März, alſo 
2 Tage nach den Abmachungen in Bielefeld, die Hagener 
Kampfzentrale einſah, daß die Vereinbarungen „infolge der 
Quertreibereien der Linksſpartakiſten in Mülheim“ außer— 
ordentlich ſchwierig wurden, da bat im Auftrage der Rampf- 
zentrale Joſef Ernſt, der übrigens zum Vertrauensmann 
des Reichskommiſſars von den drei ſozialiſtiſchen Parteien 
bezeichnet worden war, den ihm angetragenen Poſten aber 
nie angetreten hat, den Vormarſch der Reichswehr vorerſt 
nicht zu geſtatten. Damals glaubte er garantieren zu können, 
daß die Hagener in 1 bis 2 Tagen die An- 
gelegenheit gütlich aus der Welt ſchaffen 
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würden. Jetzt, am 1. April, wurden Dorften und Dins- 
laken noch mit ſpartakiſtiſcher Artillerie beſchoſſen, wurde bei 
Olfen verſucht, die Kanalüberführung zu ſprengen, ſtießen 
200 bewaffnete Arbeitertruppen auf die von der Reichswehr 
beſetzte Zeche de Wendel bei Hamm vor, beſchlagnahmte der 
Vollzugsausſchuß in Dortmund bei der Deutſchen Bank 
einen Betrag von dreiviertel Millionen Mark. Jetzt, am 
1. April, trieben in den meiſten Städten des Ruhrreviers 
plündernde und erpreſſende Banden ihr Unweſen. Faſt in 
jedem Kreiſe fungierte ein „Abſchnittskommandant“ aus 
eigenen Gnaden, der, um ſich wenigſtens einige Tage am 
Ruder zu halten, den Mitgliedern ſeines „Armee-Abſchnitts“ 
durch die „Intendanturen“ „Requiſitionsſcheine“ ausſtellen 
ließ, die dann zur Brandſchatzung von Lebensmittelgeſchäften, 
Schuhläden, Warenhäuſern, Zigarrenläden uſw. benutzt 
wurden. Das Requirieren hatten die „Rotgardiſten“, wie 
ſich zeigte, im Kriege gründlich gelernt, und auch ſonſt ließ 
das Gebaren der Abſchnittskommandanten in der Nach— 
äffung militäriſcher Gebräuche nichts zu wünſchen übrig. 
Während in den erſten Tagen der Kämpfe auch eine be— 
achtenswerte militäriſche Diſziplin zu beobachten war, die zu 
den (übrigens unwahren) Behauptungen Veranlaſſung gab, 
daß ruſſiſche Offiziere in großer Zahl als Inſtruktoren in 
der Roten Armee tätig ſeien, war von dieſer Diſziplin zuletzt 
nichts mehr zu ſpüren. Was blieb, das war die Großmanns— 
ſucht eitler Phraſeure und die Skrupelloſigkeit notoriſcher 
Verbrecher. 

So ſah es in den erſten Tagen des April aus, als die 
Hagener erneut darum baten, die Dinge ohne Einſetzen der 
Reichswehr wieder in Ordnung zu bringen. 

Es ſoll anerkannt werden, daß die Hagener Arbeiter- 
ſchaft ſich die redlichſte Mühe gegeben hat, nach den Bie le— 
felder Konferenzen die Bewegung zu beenden, die Waffen— 
abgabe durchzuführen und die Arbeiter zur Wiederaufnahme 
der Arbeit zu bewegen. Das iſt im Hagener Bezirk und im 
Wuppertal auch nicht ohne Erfolg geblieben. Zwar be— 
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richtete der Landrat von Arnsberg in einem Telegramm 
vom 3. April, daß „rote Trupps“ in ſeinem Kreiſe Lebens- 
mittel erpreßten und die Bevölkerung bedrohten und daß 
militäriſcher Schutz durch die Beſetzung der Grenzlinie ſeines 
Kreiſes dringend erforderlich ſei. Es iſt jedoch nicht erwieſen, 
daß dieſe Trupps aus dem Hagener Gebiet kamen, denn am 
gleichen Tage konnte Oberbürgermeiſter Cuno berichten, 
daß eine zur Verſtärkung der Polizei gebildete Arbeiterwehr 
400 zurückflutende Teilnehmer des Arbeiterheeres entwaffnet 
und der Formation Maſchinengewehre, Autos und Pferde 
abgenommen habe. 

Der Hagener Bezirk, das Wuppertal und das Bergiſche 
Land waren alte Domänen der ſozialiſtiſchen Arbeiter— 
bewegung, und wenn ſich die Arbeiterſchaft dieſes Bezirks 
auch von jeher durch einen gewiſſen Radikalismus auszeich⸗ 
nete, ſo bewahrte ſie andererſeits doch ihre Tradition, hielt 
ſie gute Diſziplin. Das zeigte ſich auch in den heißeſten Tagen 
der Märzkämpfe. Überall wurde die Parole der Führer im 
allgemeinen befolgt, und als die Hagener Kampfzentrale 
aufrief, den Terrorismus der Mülheimer und Duisburger 
Arbeitertruppen mit Waffengewalt zu brechen, da ſtellten 
ſich ſofort 1500 Mann der Arbeiterwehr aus Hagen, Elber— 
feld und Barmen zur Verfügung, um die Waffenabgabe der 
Duisburger zu erzwingen. 

Dieſe verhältnismäßig günſtige Lage im Hagener und 
Elberfelder Bezirk beeinflußte die Haltung der Hagener 
Arbeiterführer in der Weiſe, daß ſie den Ausſchnitt des 
Aufſtandsbildes, der ihren Bezirk umfaßte, als Das Bild 
ſelbſt anſahen. So erklärt es ſich, daß fie die wider⸗ 
ſprechendſten Bitten und Vorſchläge an die Provinzbehörde 
gelangen ließen. Während Ernſt im Telegramm vom 
28. März ſelbſt der Auffaſſung war, daß zur Niederzwingung 
der Unruhen in Mülheim, Oberhauſen und Ham— 
bor n zuverläſſiges Militär eingeſetzt werden müſſe, dagegen 
die Kreiſe Hagen, Schwelm, Altena, Iſerlohn, Lüdenſcheid, 
Schwerte, Unna, Witten, Remſcheid und Lennep für ſo ge⸗ 
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ſichert hielt, daß fie den Terror der Linksradikalen felbjt 
brechen würden, vertrat Dettinghaus noch am 3. April 
die Meinung, daß es unbedingt erforderlich ſei, die Truppen 
in die rückwärtigen Linien zurückzunehmen, da ſonſt die 
Arbeiterſchaft die angedrohten Maßnahmen, Sprengung der 
Schachtanlagen uſw., ausführen würde! — 

Die in den Berichten und Vorſchlägen der Hagener her— 
vortretenden örtlichen Geſichtspunkte konnten bei den Maß— 
nahmen der Behörden natürlich nur inſoweit berückſichtigt 
werden, als ſie mit dem Plane einer ſyſtematiſchen 
Entwaffnung und Befriedung des Gebiets in Einklang 
zu bringen waren. Selbſtverſtändlich hatte insbeſondere der 
Militärbefehlshaber kein Intereſſe daran, die ihm zur Ver— 
fügung ſtehenden Truppen durch die Entſendung in ſolche 
Orte und Bezirke zu zerſplittern und dadurch zu ſchwächen, 
die nach den Erfahrungen der letzten Wochen imſtande waren, 
die Vorausſetzungen der Bielefelder Vereinbarungen aus 
eigener Kraft zu erfüllen. Es mußte vielmehr darauf ge— 
halten werden, die Truppen zur Wiederherſtellung der Ord— 
nung zunächſt in denjenigen Bezirken zu konzentrieren, in 
denen auch nach dem 2. April die „Rote Armee“ noch fort— 
beſtand, die Waffen nicht abgegeben waren und die ver— 
faſſungsmäßigen Behörden in der Ausübung ihres Amtes 
noch behindert wurden. 

Eine Vollverſammlung der Vollzugsräte für das Indu— 
ſtriegebiet erklärte am 1. April — angeblich in Überein— 
ſtimmung mit den Kampfleitern der „Roten Armee“ — daß 
fie für die fofortige Durchführung der Bielefelder Berein- 
barungen unter Innehaltung der in Münſter feſtgelegten 
Friſten ſorgen würde. Es ſtellte ſich jedoch ſofort heraus, 
daß die örtlichen Vollzugsräte, der Eſſener Zentralrat und 
auch die bisherigen Kampfleiter nicht mehr über das Maß 
von Autorität verfügten, um dieſe Beſchlüſſe in die Tat um— 
zuſetzen. Kaum hatte der Eſſener Vollzugsrat ſeinen Beſchluß 
publiziert, als in Zehntauſenden von Exemplaren ein Flug— 
blatt „An die Soldaten der Roten Armee“ verbreitet wurde, 
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das nicht gerade freundlich von den Vollzugsräten ſprach. 
An die Soldaten der „Roten Armee“ wurde folgende Auf— 
forderung gerichtet: 


Soldaten! Jagt das politiſierende Bonzengeſindel aller Schat⸗ 
tierungen mit Kolbenſchlägen auseinander! Duldet 
keine Konferenz mehr, denn auf Konferenzen wird Euer 
Todesurteil unterſchrieben. Ihr als die Helden des revolutionären 
Proletariats habt zu beſtemmen, nicht aber das Bonzentum! Schlagt 
die Flaumacher tot! Eure Deviſe ſei das Wort Schillers: Lieber 
den Tod, als in der Knechtſchaft leben! Schlagt, kämpft, ſiegt! — 

Und die Soldaten nahmen dieſe Aufforderung ſehr bald 
allzu wörtlich. Dem Eſſener Vollzugsrat wurde mit bereit— 
gehaltenen Flinten auseinandergeſetzt, daß die Soldaten an 
einer Beendigung des Kampfes kein Intereſſe hätten, und als 
das der Vollzugsrat nicht einſehen wollte, wurde er derart 
bedroht, daß er es vorzog, Eſſen zu verlaſſen und in dem 
ſicheren Barmen ſeinen Sitz aufzuſchlagen. 


Auch der Gelſenkirchener Aktionsausſchuß wurde 
am 2. April von roten Truppen abgeſetzt. Hier waren ſchon 
am 1. April zwei große Konfektionsgeſchäfte geplündert und 
für 300 000 Mark Waren geraubt. Auch eine Reihe von 
Schuhwarengeſchäften waren von den Räubereien betroffen. 
In Buer erpreßten die roten Truppen Geld, Lebensmittel 
und Kleidungsſtücke und auf Beſchwerden erklärte auch hier 
der Vollzugsrat, daß er auf die Truppen keinen Einfluß 
mehr habe. So war es nur zu natürlich, daß nunmehr faſt 
ſämtliche Stadtverwaltungen im Norden und Weſten des 
Ruhrgebiets die dringlichſten Vorſtellungen er— 
hoben, durch die Entſendung von Militär dem Terror der 
Arbeitertrupps entgegenzutreten. Ein angeſehener Führer 
einer der Weimarer Koalitionsparteien berichtete in einem 
Privatbrief an Ernſt Mehlich über die Stimmung in ſeiner 
Stadt, die ſo verzweifelt geworden ſei, daß man zur Selbſt— 
hilfe greifen und dabei jedes Mittel anwenden würde, wenn 
die Berliner Zentralſtellen nicht bald Hilfe brächten. Für 
dieſen Fall fei aber auch mit einer Los- 
trennung des Weſtens von Berlin zu rechnen. 
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Faſt wäre die Stimmung in dieſer Stadt — Dortmund — 
durch einen neuen Zwiſchenfall noch weiter verſchärft worden. 

An der Beſprechung in Münſter wollten fic) auch Mein— 
berg und Düwell aus Eſſen beteiligen. Beim Paſſieren 
der mit Militär beſetzten Linien wurden Meinberg, Düwell 
und ſeine Frau feſtgenommen. Die Truppe „frohlockte“ — 
wie man mir ſagte — über den guten Fang, aber in Dort— 
mund und Eſſen dachten ſelbſt bürgerliche Kreiſe über dieſe 
neue Unbegreiflichkeit der Truppe ſehr viel nüchterner. Noch 
ſtand Meinberg bei einem nicht geringen Teile der Dort— 
munder Arbeiter in hohem Anſehen und auch Düwell hatte in 
Eſſen einigen Einfluß. Eine Feſthaltung der beiden, die 
mindeſtens im guten Glauben waren, auf der Fahrt nach 
Münſter den Schutz von Parlamentären zu genießen, hätte in 
Dortmund und Eſſen, vermutlich ſogar darüber hinaus, zu 
Repreſſalien geführt und die allgemeine Lage nur ver— 
ſchlimmert. Die Feſtgenommenen wurden auf meine Vor— 
ſtellungen beim Befehlshaber dann auch nach Münſter frei— 
gelaſſen. Als Meinberg in meiner Amtsſtelle mit mir über 
die Möglichkeiten ſeiner Rückbeförderung nach Dortmund 
ſprach, ſammelten ſich vor dem Hauſe etwa hundert Per— 
ſonen, die in allerlei Verwünſchungen ihre Abſicht verrieten, 
ihr Mütchen an dem einen jetzt Wehrloſen zu kühlen. Unter 
ſicherer militäriſcher Bedeckung habe ich ihn darum durch 
Gaſſen und Gärten aus Münſter hinausgeleiten und bis an 
die Linien der Arbeitertruppen in Sicherheit bringen laſſen. 

Daß dieſes Zwiſchenſpiel und ſein Ausgang gewiſſe Unter— 
führer Watters nicht befriedigte, bedarf kaum der Erwäh— 
nung. Waren ihnen „Verhandlungen“ überhaupt ſchon zu— 
wider, ſo war ihnen jetzt die Freude ganz beſonders verdorben 
dadurch, daß die feſtgenommenen Bolſchewiſten-Häuptlinge 
wieder ausgeliefert werden mußten. Der General glaubte 
deswegen, mit mir vereinbaren zu müſſen, daß Verhand— 
lungen oder Beſprechungen mit den Führern der Gegenſeite 
hinter den militäriſchen Linien nicht mehr ſtattfinden ſollten. 
Daran war ja ohnehin nicht mehr gedacht, aber zur Beruhi— 
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gung der Truppe, bei denen nun die Unterhändler der Gegen⸗ 
ſeite nicht mehr als „Spione“ erſcheinen konnten, ging die 
Vereinbarung als beſondere Bekanntmachung hinaus. 

Von Verhandlungen mit der „Gegenſeite“ konnte nach 
Münſter ſelbſtverſtändlich nicht mehr die Rede ſein. Die 
Regierung hatte alle Möglichkeiten einer friedlichen Ein⸗ 
wirkung erſchöpft, die Unbelehrbaren der Gegenſeite wollten 
keine friedliche Löſung. 

Die Beamten Duisburgs waren bereits in einen Streik 
getreten, weil ſie es nicht über ſich gewinnen konnten, die 
Eingriffe des ſyndikaliſtiſchen Vollzugsrats, der unter der 
Leitung eines früheren Gelben ſtand, in die ſtädtiſche Ver— 
waltung zu ſtützen. — 


Einmarſch der Reichswehr 


Am 3. April berichteten die Regierungspräſidenten nach 
den ihnen erteilten Weiſungen über die Erfüllung der Biele- 
felder Bedingungen folgendes: 

„Regierungspräſident Arnsberg: Behörden arbeiten im all⸗ 
gemeinen ungehindert. Waffenabgabe im allgemeinen im Gange. 
Nachricht fehlt noch von Landräten in Hattingen, Hörde, Schwelm, 
ſowie Stadt Dortmund. Letztere ſoll Anerkennung der Bedingungen 
verweigert haben. 

Abgegebene Waffen: Kreis Gelſenkirchen: 3 M.⸗G.'8, 226 Gee 
wehre, 68 Seitengewehre, 83 Handgranaten, 1859 Inf.⸗Patronen, 


700 M.⸗G.⸗Patronen, 2 Kraftwagen, 1 Feldſchrapnell. 


Stadt Gelſenkirchen: 5 M.⸗G. s, 1 M.⸗W., 350 Gewehre und 
Munition. 

Stadt Lüdenſcheid: 1 M.⸗W., 122 Gewehre, 22 184 Inf.⸗Patronen. 
2 Kiſten M.⸗G.⸗Gurte. 

Kreis Hagen: 55 Gewehre, 2 ſchwere M.-G., 4000 M.⸗G.⸗Patronen, 
1000 Inf.⸗Patronen, 20 Handgranaten, 1 Schrapnell. 

Stadt Hamm an Reichswehr: 1264 Gewehre, 100 Revolver, 
1 ſchw. M.⸗G. 8059 Schuß Munition, 3 Handgranaten, 3 Seitengewehre. 

Witten: Bis heute mittag nichts. 

Kreis Bochum: nichts. 

Herne: geſtern Rathaus geſtürmt von roten Truppen. 

Kreis Hamm: Behörden noch behindert, Waffen nicht abgegeben. 

Urteil des Regierungspräſidenten: Abgabe der Waffen gänzlich 
ungenügend. 

Regierungspräſident Düſſeldorf meldet: Es iſt zu überſehen, daß 

keine Entſpannung eingetreten iſt. Waffenabgabe vollkommen unge⸗ 
nügend und ſo, daß Waffen nicht zu erfaſſen ſind. 
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Regierungspräſident Münſter: 

Die Waffen find nur dort abgegeben worden, wo das Militär 
die Waffenabnahme in die Hand genommen hat. In allen anderen 
Städten und Gemeinden, mit einziger Ausnahme von Bottrop, iſt eine 
Waffenabgabe nicht gemeldet. Ebenſo ſind keine Meldungen darüber 
a ob die Vollzugsausſchüſſe ihre Tätigkeit eingeſtellt 

n a“ 


Nach der Haltung der wilden Banden, die noch in vielen 
Orten ihr Unweſen trieben, konnte dieſes negative Ergebnis 
nicht mehr überraſchen. In einem Aufruf an die Bevölkerung 
des Induſtriegebiets ſetzte ich noch einmal die Sachlage aus— 
einander und teilte mit, daß nunmehr, nachdem alle anderen 
Möglichkeiten erſchöpft ſeien, im ausdrücklichen Ein— 
verſtändnis mit den Zivilſtellen der Mili⸗ 
tärbefehlshaber den Einmarſch der Trup— 
pen angeordnet habe! 

In einem großen Teil der Preſſe wurden gerade in jenen 
Tagen Darſtellungen über die Art und die Durchführung des 
Bielefelder Abkommens und der Münſteriſchen Beſprechung 
gegeben, die eine gröbliche Irreführung der Offentlichfeit be— 
deuteten. 

Die kommuniſtiſche Preſſe verſuchte die Regierung auf 
alle Abmachungen vorbehaltlos feſtzulegen, um ſie des Wort— 
bruchs bezichtigen zu können, und die Rechtspreſſe bemühte 
ſich um den Nachweis, daß die Regierung ſich in ſchwäch— 
licher Nachgiebigkeit unter das Joch der Linksradikalen be— 
geben und in ſchlotternder Angſt vor allerlei Drohungen dar- 
auf verzichtet habe, mit Waffengewalt gegen die Aufrührer 
von links einzuſchreiten. Einige Rechtsblätter genierten ſich 
damals auch nicht, ihren Leſern allen Ernſtes vorzureden, 
daß am 1. April 1920 Deutſchland einen gemäßig— 
ten Bolſchewismus verbrieft und beſiegelt 
bekommen habe. Ohne jeden Kommentar brachten ſelbſt 
Zentrumsblätter die Auslaſſungen von militäriſcher Seite, 
daß das Bielefelder Abkommen, an dem die Zentrums— 
abgeordneten Kloft, Imbuſch und Miniſter Gies- 
berts mitgewirkt hatten, ein Hohn auf die Verfaſſung ſei 
und eine Auslieferung der Staatsgewalt an den Links— 
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radikalismus bedeute. Obgleich ich in einer Preſſekonferenz 
in Münſter in einem ausführlichen Bericht die Situation ge— 
ſchildert und die Stellungnahme der Regierung ebenſo aus⸗ 
führlich begründet hatte, ließ ſich die Rechtspreſſe nicht hin⸗ 
dern, in der unwahrhaftigſten Weiſe die Regierung angu- 
greifen und fie der Schwäche und Nachgiebigkeit zu bezich⸗ 
tigen. In dieſen Angriffen ſpielte der Hinweis eine beſondere 
Rolle, daß ſchon Ende März im Oſten und Weſten Truppen 
zum Einſatz bereitgeſtanden hätten. Darüber brauchten die 
Regierungen und ich nicht belehrt zu werden. Gewiß: in der 
Gegend von Hamm ſtanden Bayern und Württemberger 
und in und um Weſel die Truppen des General Kabiſch, 
das Düſſeldorfer Regiment und das Mülheimer Freikorps! 
Aber zwiſchen Hamm und Weſel ſtanden Ende März auch 
noch Zehntauſende bis an die Zähne bewaffnete, mit Dynamit 
verſehene Arbeitertruppen! Und zwiſchen Hamm und Weſel 
befanden ſich mehr wie 200 Schachtanlagen und andere Werke 
der Urproduktion, die ich unter allen Umſtänden davor be— 
wahren wollte, zum Schauplatz von Artilleriekämpfen und 
Dynamitſprengungen zu werden. Die Zuſätze des Befehls— 
habers zu dem Ultimatum der Regierung waren einzig und 
allein die Urſache der weiteren Verzögerung. Sie hatten die 
Maſſen wieder zuſammengeſchweißt und ihre Erbitterung bis 
zur Verzweiflung getrieben, und nun mußte „die Feder 
wieder gut machen, was das Schwert verdorben“. — 

Eine Konferenz der Zentrumspartei, die am 11. April 
in Eſſen tagte und zu den Ruhr-Unruhen Stellung nahm, 
forderte von der Regierung eine Politik der Kraft, einen 
Willen, der auch unker Einſatz der eigenen Perſon und der 
Parteivorteile den Staatsgedanken vor der her— 
einbrechenden Anarchie zu ſchützen bereit 
ſe i. Der Exponent der Regierung im Ruhrgebiet war ich 
in jenen Tagen. Abgeſehen von dem Ultimatum, mit dem 
ich nicht einverſtanden war, hat die Regierung keine Maß⸗ 
nahme getroffen, um deren Anordnung ich ſie nicht gebeten 
hätte. Ich durfte darum die Zentrumsreſolution auch auf 
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mich beziehen. Sie überraſchte mich inſofern, als ich mir 
bis dahin eingebildet hatte, meine Perſon, meinen Namen, 
meine Ehre, kurzum alles zur Rettung des Staatsgedankens 
vor der hereinbrechenden Anarchie eingeſetzt zu haben. 

Daß die Zeitungshetze, in deren Mittelpunkt ich ſo oft 
ſtand, nicht ohne jede Folgen blieb, iſt im Hinblick auf die 
Nervoſität der damaligen Zeit nicht weiter verwunderlich. 
Denn was wurde mir nicht alles vorgeworfen! Daß ich der 
Hemmſchuh des Generals von Watter war, der eine kräftige 
Aktion gegen die Verſchwörer unter allen Umſtänden ver- 
hindern wollte, war noch das gelindeſte. Aber man kannte 
auch {chon Einzelheiten meiner unheilvollen Tätigkeit! Cin- 
mal hatte ich ein Sperrfeuer, das den Truppen der „Roten 
Armee“ den Rückzug abſchneiden ſollte, telephoniſch ab— 
beſtellt (), das andere Mal den „Roten“ den Aufmarſchplan 
der Reichswehr verraten und dergleichen mehr. Faſt an 
jedem Tage erfolgten Verdächtigungen und Beſchimpfungen 
der übelſten Art, aber auch von Drohungen blieb ich nicht 
verſchont. Einmal ſchien es fo, als ob ihnen auch die Tat 
folgen ſollte. f 

An einem der letzten Tage des März wurde vormittags 
in meiner Amtsſtelle wiederholt telephoniſch angefragt, wo 
ſich meine Wohnung befände, die in der Grevener Straße 
dem Generalkommando und meiner Amtsſtelle gegenüberlag. 
Durch die Auskunft meines Bureauperſonals, das die 
Grevener Straße angab, fühlten ſich die Frageſteller offen— 
bar irregeführt, denn nun ſuchten ſie, wie ich bald erfahren 
ſollte, durch perſönliche Beobachtung meine Wohnung zu er— 
kunden. Als ich mittags mit Mehlich und dem Hauptmann 
Lorenz das Reſtaurant Röber aufſuchte, wurden wir von 
zwei nicht gerade vertrauenerweckenden Männern verfolgt. 
Sie hefteten ſich auch abends zunächſt wieder an unſere 
Ferſen, bis es uns gelang, auf Nebenwegen ein Hotel in der 
Nähe des Bahnhofs zu erreichen. Kaum hatten wir in 
einem ſeparaten Zimmer uns zum Abendeſſen 
niedergelaſſen, als im Türrahmen unſere Verfolger er— 
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ſchienen, nun aber fofort die Flucht ergriffen, als die An⸗ 
weſenheit Mehlichs und des Hauptmanns Lorenz der Aus⸗ 
führung ihres Planes entgegenſtand. Denn daß die beiden 
Kerle nicht gekommen waren, um mir einen „guten Abend“ 
zu wünſchen, war uns allen klar. Um weiteren Verſuchen 
zu Attentätlichkeiten einſtweilen zu begegnen, ſchien es mir 
geraten, einige Nächte außerhalb der Grevener Straße zu 
verbringen. 

Selbſtverſtändlich haben alle Verleumdungen und Dro— 
hungen mich nicht einen Augenblick in meinen Entſchließungen 
wankend gemacht. Hätte ich in jenen Tagen den Ratſchlägen 
der Scharfmacher Beachtung geſchenkt, dann wäre weiteres 
Blutvergießen, eine Gefährdung der Wirtſchaft des Ruhr- 
gebiets und die Abkehr der geſamten Arbeiterſchaft von der 
Koalitionsregierung die unausbleibliche Folge geweſen. Nicht 
die Regierungstaktik und nicht die Verhandlungen in Biele- 
feld und Münſter haben dem Linksradikalismus im Ruhr⸗ 
gebiet in den Märztagen 1920 den Aufſchwung gegeben, 
ſondern einzig und allein der Kapp-Putſch und die unklare 
Haltung des Militärs! — Es iſt nicht wahr, daß die Rommu- 
niſten auch ohne den Kapp-Putſch zum Aufſtand getrieben 
hätten. Selbſt wenn man als erwieſen betrachtet, daß der— 
artige Pläne beſtanden haben, Pläne, wie ſie beim Eiſen— 
bahnerſtreik und bei der ſogenannten „direkten Aktion“ be- 
reits hervorgetreten waren, ſo hätten die polizeilichen und 
militäriſchen Kräfte des Induſtriegebiets wie ſchon im 
Januar und Februar völlig gereicht, um jeden Verſuch 
eines kommuniſtiſchen Aufſtandes ſchon im 
Keime zu erſticken. 

Ebenſo unwahrhaftig wie die rechtsradikale Preſſe ver- 
hielt ſich die Preſſe der Kommuniſten und Syndikaliſten. Sie 
behauptete wahrheitswidrig, daß die Regierung mit 
dem Einmarſch die Bielefelder Vereinbarungen durchbrochen 
habe. Vom 31. März bis 3. April hatten die Truppen auf 
der ganzen Linie jede Vorwärtsbewegung eingeſtellt. Wo ſie 
an einzelnen Stellen, wie bei Pelkum, Recklinghauſen und 
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Dinslaken kämpfend vorgeſtoßen waren, da hatten Angriffe 
der bewaffneten Arbeitermaſſen den Anlaß dazu gegeben. 
Peter Graßmann vom Allgemeinen Deutſchen Gewerk— 
ſchaftsbund hatte in der Karwoche Gelegenheit, ſich ebenfalls 
davon zu überzeugen, daß die Reichswehr vom Tage der 
Münſteriſchen Beſprechung an bis zum Ablauf der letzten 
Friſten ſich durchaus defenſiv verhalten hat. Es gaben denn 
auch ſelbſt „unabhängige“ Blätter, wie die „Volksſtimme“ 
in Hagen und die „Volkstribüne“ in Elberfeld zu, daß ſich 
anarchiſtiſche Elemente einer friedlichen Löſung entgegen— 
ſtemmten und daß die Widerſpenſtigen — Gelbe und Streik— 
brecher — für die Sffentlichkeit eine große Gefahr bedeuteten! 

Nun war die Truppe im Marſch, und nun zeigte ſich 
der volle Erfolg des Bielefelder Abkommens und der 
Münſteriſchen Beſprechung: die militäriſche Beſetzung von 
Duisburg, Mülheim, Gelſenkirchen, Buer, Herne und Dort— 
mund war bereits bis zum 6. April kampflos erfolgt. Am 
7. April wurden Bochum und Eſſen beſetzt. Die Reihen der 
„Roten Armee“ waren gelichtet, nur vereinzelt kam es zu 
kleinen Zuſammenſtößen. 

Die erſte Stelle, der ich von dieſen Erfolgen Mitteilung 
machte, war die deutſche Geſandtſchaft im Haag. Ich wollte 
die Wirtſchaftsſtelle der Geſandtſchaft veranlaſſen, auf die 
holländiſche Regierung und die holländiſchen Wirtſchaftskreiſe 
im Intereſſe einer Beſchleunigung der in Ausſicht geſtellten 
Lebensmittelſendungen einzuwirken. Der Regierungspräſi— 
dent in Arnsberg hatte ſchon Ende März durch die Stockung 
in den Mehlzufuhren die Brotration bedeutend herabgeſetzt. 
Am Ende der zweiten Aprilwoche war überhaupt kein Mehl 
mehr vorhanden, ſo daß nicht einmal die Bergarbeiter und 
die Truppen beliefert werden konnten. Kartoffellieferungen 
waren an vielen Orten des Bezirks ganz eingeſtellt. Vom 
2. April an war Eſſen ohne Milch geblieben. Jetzt kehrten 
allmählich geſicherte Verhältniſſe zurück, und die holländiſchen 
Lebensmittelſendungen konnten nunmehr ohne Gefährdung 
ihren Beſtimmungsort erreichen. Daß ſie jetzt ungeſäumt 
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auf den Weg gebracht wurden, iſt nicht zuletzt das Verdienſt 
Otto Hues, den ich gebeten hatte, ſeinen ganzen perſön⸗ 
lichen Einfluß im Haag im Intereſſe einer ſchnellen Lebens- 
mittelbelieferung des Ruhrreviers auszuüben. 
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Nach den mir erteilten Vollmachten waren den verſchie— 
denen operierenden Gruppen Berater beigegeben, die Land 
und Leute kannten und die Verbindung des Militärs mit der 
Bevölkerung herzuſtellen verſuchten. Für die Gruppe Epp 
wurden ernannt Borgſchulze-Hamm und Eulen— 
bach- Dortmund, für die Gruppe Weſel Ernſt Müller- 
Duisburg. örtlichen Militärbefehlshabern wurden bei— 
gegeben in Eſſen der Abgeordnete Obermeyer, in 
Hohenlimburg der Stadtverordnete Grünrock, in 
Iſerlohn der Abgeordnete Bräuker, in Gelſen— 
kirchen der Stadtverordnete Karl Müller, in Reck⸗ 
linghauſen Stadt und Land die Herren Schmidt und 
Tönebohm und in Osnabrück der Abgeordnete 
Bubert. Die Beigeordneten waren verpflichtet, den mili— 
täriſchen Stellen über alle örtlichen Verhältniſſe Auskunft zu 
erteilen und die örtlichen Militärbefehlshaber in allen poli- 
tiſchen und wirtſchaftlichen Fragen zu beraten. Sie waren 
ferner gehalten, zu prüfen, ob Perſonen, die in Schutzhaft 
oder ſonſt in eine nicht gerichtlich beſtätigte Haft genommen 
waren, feſtgehalten oder vorbehaltlich des gerichtlichen Ver— 
fahrens entlaſſen werden ſollten. Das Zuſammenarbeiten 
der Beigeordneten mit den Truppenführern war nicht durch— 
weg befriedigend. Einige Offiziere waren zuvorkommend, 
erteilten Auskünfte und ließen ſich auch gern beraten. Das 
waren ausſchließlich die Führer, die über eine gute Ddijgi- 
plinierte Truppe verfügten. Die anderen empfanden die Bei⸗ 
ordnung eines Ziviliſten als läſtig und verweigerten ihm die 
Anerkennung. Wenn ſie auf Beſchwerde der Wehrkreis⸗ 
kommandeur ſpäter auch formell verfügte, ſo blieb in ſolchen 
Fällen die Zuſammenarbeit doch ſehr unfruchtbar. 
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Die Aufführung der Truppen beim Einmarſch war eben- 
falls keine einheitliche. Eine tadelloſe Haltung wurde von 
den Württembergern des General Haas gemeldet. Wo hier 
Unſtimmigkeiten vorkamen, wurde durch die höheren Vor— 
geſetzten ſofort Remedur veranlaßt. So wurde z. B. unge— 
ſäumt dagegen eingeſchritten, als beim Einrücken der Truppe 
in Dortmund ein Kraftfahrzeug mit einer ſchwarzweißroten 
Fahne verſehen wurde. Und als einige Mannſchaften kleine 
Zettel antiſemitiſchen Inhalts anklebten, wurde auch dieſer 
Unfug ſofort verboten. Durch einen ausführlichen Befehl 
wurde endlich angeordnet, daß Maſſenverhaftungen nicht 
mehr vorgenommen werden ſollten, wie das am erſten Tage 
— zweifellos auf Grund von allerlei Denunziationen — ge— 
ſchehen war. Im großen ganzen konnte aber feſtgeſtellt wer- 
den, daß ſich die Gruppe Haas einwandfrei verhielt und zu 
Klagen von beſonderer Bedeutung keine Veranlaſſung gab. 
Vom Betriebsrat der Zeche „Glückaufſegen“ bei Dort- 
mund, deſſen Mitglieder auf dem Boden der Verfaſſung 
ſtanden, wurde mir eine Entſchließung eingeſandt, in der 
das Einrücken der Reichswehrtruppen ausdrücklich begrüßt 
wurde, und als nach einigen Tagen die Abteilung Haas 
weiterrücken mußte, wurde der Abzug der Truppe in meh— 
reren Entſchließungen von Vereinigungen aller Art auf das 
lebhafteſte bedauert. 


Inter arma silent leges! 


Leider läßt ſich dasſelbe nicht von allen anderen Truppen— 
körpern ſagen. Beim Einmarſch in die Ortſchaft Frönden— 
berg wurden Kaiſerhochs ausgebracht, in die Führer und 
Teile der Mannſchaften einſtimmten. Überhaupt fühlten ſich 
in mehreren Fällen Mannſchaften und Offiziere ganz noch 
im alten kaiſerlichen Deutſchland. In Buer und Bottrop 
wurden gefangene Arbeiter aufgefordert, „Heil dir im 
Siegerkranz“ zu ſingen und mißhandelt, wenn fie ſich 
weigerten. Beim Aufenthalt der Gruppe Epp in Kamen 
wurden gerade diejenigen Arbeiterführer in Schutzhaft ge— 
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nommen, die am meiſten und am erfolgreichften für Die Er- 
füllung der Bielefelder Vereinbarungen über Kamen hinaus 
bei der Arbeiterſchaft eingetreten waren. Auf einen tele- 
phoniſchen Einſpruch, den ich unter Hinweis auf meine Voll⸗ 
machten beim Oberſten Epp einlegte, erwiderte Epp, daß 
er nur Weiſungen des Befehlshabers entgegenzunehmen habe 
und meinem Einſpruch nicht ſtattgeben würde. Dieſe Ant⸗ 
wort war vielverſprechend für die Haltung der Gruppe Epp 
der Bevölkerung gegenüber und aus dem Grunde hielt ich 
mich für verpflichtet, nun erſt recht beim Befehlshaber die 
Freilaſſung der Inhaftierten zu betreiben. Es bedurfte 
aller Anſtrengungen, auch der Ankündigung, daß ich von 
der Reichsregierung die Abberufung Epps verlangen würde, 
um das bis zu der von mir in Ausſicht genommenen Friſt 
zu erreichen. 

Dieſe Haltung der Truppe gegenüber den Vertrauens— 
perſonen der Arbeiterſchaft war um ſo unverſtändlicher, als 
die in den freien Gewerkſchaften und in der Sozialdemo— 
kratiſchen Partei organiſierten Arbeiter alles taten, um der 
Reichswehr bei der Durchführung ihrer ſchwierigen Aufgabe 
behilflich zu ſein. Die ſozialdemokratiſche Preſſe des Ruhr— 
bezirkes war bemüht, Bevölkerung und Reichswehr näher zu 
bringen und alle Schwierigkeiten aus dem Wege zu räumen, 
die ein verſtändnisvolles Zuſammenarbeiten hindern konnten. 
Die Eſſener Arbeiter⸗Zeitung, die unter der Spartafiften- 
herrſchaft vorübergehend verboten worden war, veröffentlichte 
am Tage vor der Beſetzung Eſſens einen Artikel, der folgende 
Mahnung an die Arbeiter enthielt: 

An die organiſierte Arbeiterſchaft richten wir die drin— 
gende Bitte, den Reichswehrtruppen gegenüber eine taft- 
volle und korrekte Haltung einzunehmen und in keiner 
Weiſe durch Provokationen Gefahren heraufzubeſchwören, 
die Schwierigkeiten für die Aufrechterhaltung der Ruhe 
und Ordnung in Eſſen bedeuten würden. Wenn die Be— 
völkerung und das Militär ſich der ernſten Situation be— 
wußt ſind und wenn insbeſondere die militäriſchen Stellen 
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gewiſſenhaft, aber ohne irgend welche terroriſtiſchen Maß— 
nahmen ihre Ordnungsaufgaben erfüllen, dann ſind wir 
gewiß, daß bald wieder Ruhe und Ordnung in der Stadt 
Eſſen gewährleiſtet iſt. 


Das iſt nur eine Stimme aus der ſozialdemokratiſchen 
Preſſe des Ruhrgebietes. Aber ſie enthält den Kern all der 
Mahnungen, die von der geſamten Preſſe des Bezirkes in 
jenen Tagen an die Bevölkerung gerichtet wurden, um der 
Truppe eine verſtändnisvolle und würdige Aufnahme zu 
ſichern. Leider hat die Truppe nicht überall dieſe Be— 
mühungen gelohnt. Wenige Tage ſpäter ſah ſich dasſelbe 
ſozialdemokratiſche Blatt veranlaßt, zu fordern, jetzt, wo alles 
geſchehen müſſe, um die gemeinen Verbrechen während der 
Revolutionstage zu ſühnen, auch ſchnell und wirkſam gegen 
die Meuchelmörder vorzugehen, die den Soldatenrock der 
Republik mit dem Blut unſchuldiger Arbeiter befleckt haben. 
Denn wie von der Gruppe Epp, ſo wurden auch von anderen 
Formationen die gleichen Klagen laut, ſo daß ich mich mehr— 
fach gezwungen ſah, den Militärbefehlshaber in nachdrück— 
licher Form um energiſche Maßnahmen gegen die Ausſchrei— 
tungen der beſchuldigten Mannſchaften zu erſuchen. Nicht 
alle der ins Ruhrgebiet entſandten Truppenkörper ent— 
ſprachen den Erwartungen, die in einem Aufruf an die 
Truppen der Reichswehrminiſter Geßler und der Chef der 
Heeresleitung von Seeckt Ausdruck gegeben hatten: 


Es gilt, dem Volke zu zeigen, daß die Reichswehr treu 
hinter der Verfaſſung ſteht und daß ſie das Vertrauen des 
ganzen Volkes verdient. Dazu gehört vor allem Wahrung 
ſchärfſter Manneszucht, Vermeidung aller unnötigen 
Härten und jeglicher Übergriffe und Provokationen. Nur 
eine Truppe, die bei aller Beſtimmtheit doch ſachlich und 
ruhig und beſcheiden auftritt und ſich ſtreng an die Geſetze 
hält, iſt befähigt, behilflich zu ſein, irregeleitete deutſche 
Volksmitglieder wieder auf den Weg der Ordnung und 
Verfaſſung zurückzuführen. Nur ſie wird ſich ſelbſt Ver— 
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trauen erwerben und der Staatsgewalt Achtung und Ver— 
trauen verſchaffen können. 

Wären dieſe Weiſungen Richtſchnur für die Truppe ge- 
blieben, dann wäre alles gut geweſen. Aber für mehrere 
jüngere Offiziere gab es ſchon eigentlich gar keine Regierung 
und Verfaſſung mehr. Für mehrere Abteilungen der Truppe 
gab es auch keine „irregeleiteten deutſchen Volksmitglieder“, 
ſondern nur noch Bolſchewiſten. Maſſenverhaftungen auf 
Grund einſeitiger Denunziationen, willkürliche Erſchießungen, 
Mißhandlung Gefangener wurden faſt an jedem Tage ge— 
meldet. Selbſtverſtändlich waren nicht alle Meldungen be— 
gründet. In der Erregung ſahen ſich manche Vorfälle grau— 
ſamer an, als die nähere Prüfung beſtätigte. Aber was die 
von mir im Einvernehmen mit der Reichsregierung und dem 
Wehrkreiskommando ernannten politiſchen Berater der ein— 
zelnen militäriſchen Gruppen berichteten, war übergenug für 
die Feſtſtellung, daß die Mahnung des Wehrminiſters und 
des Chefs der Heeresleitung nur ſehr vereinzelt befolgt 
wurde. Schon in den erſten Tagen nach dem Einmarſch be- 
richtete der Eſſener Berater, daß im Rathaus Eſſen zwei 
Verhaftete ohne Aburteilung erſchoſſen ſeien, in Bottrop 14, 
in Mülheim 8. An der Erſchießung in Mülheim war auch 
die aus Eſſen vertriebene „grüne Polizei“ beteiligt. Ahnliche 
Übergriffe wurden aus Haltern, Recklinghauſen, Herne und 
Sodingen gemeldet, ſo daß man annehmen darf, daß die ohne 
Vernehmung Erſchoſſenen in die Hunderte gehen. 

In einem Maſſengrab in Pelkum bei Hamm liegen 98 er— 
ſchoſſene Arbeiter begraben. Während von den militäriſchen 
Stellen angegeben wurde, daß die Gefallenen in einem 
Sperrfeuer umgekommen ſeien, berichtet der Beigeordnete 
Borgſchulze auf Grund ſeiner Ermittlungen, daß min— 
deſtens ein großer Teil der Getöteten ebenfalls willkürlichen 
Erſchießungen zum Opfer gefallen ſei. Nach einem weiteren 
Bericht des gleichen Beigeordneten ſind in Hamm zwei ver— 
wundete Arbeiter auf einen Stuhl geſetzt und dann erſchoſſen 
worden! 
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Mit noch größerer Willkür erfolgten die Verhaftungen. 
Einzelne Soldaten veranſtalteten Hausſuchungen und ver— 
fügten Feſtnahmen auf eigene Fauſt. Die Angabe, daß es 
ſich um einen Spartakiſten und Teilnehmer der Roten Armee 
handele, genügte, um den ruhigſten Arbeiter und Bürger in 
Schutzhaft oder gar vor das Kriegsgericht zu bringen. In 
Oelde, einer außerhalb des Ruhrgebiets gelegenen ruhigen 
kleinen Stadt, hatte ein Münchener Zeitfreiwilliger der 
Brigade Epp 5 Leute ohne jeden Grund feſtgenommen. Auf 
die Beſchwerde meiner Amtsſtelle erklärte die Schützen— 
brigade Epp, daß die Feſtnahme ohne Auftrag und ohne Be— 
rechtigung durch den Studenten Polyſius aus München er— 
folgt ſei, der dafür zwangsweiſe wieder nach München 
abgeſchoben wurde. Ende April betrug die Anzahl der 
Feſtgenommenen weit über tauſend. Die Zitadelle in Weſel 
vermochte ſie nicht mehr zu faſſen, ſo daß auch dem Senne— 
lager viele Hunderte zugeführt wurden. Hunderte hatten, 
wie die Feſtſtellungen der Berater und ſpäter angeſtellte 
Prüfungen ergaben, abſolut nichts verbrochen. Wohl gelang 
es den Beigeordneten, in Hunderten von Fällen die Frei— 
laſſung zu erwirken, aber niemand merkte den Abgang, da 
immer neue Verhaftete zuſtrömten. 


Auch über die Mißhandlung wehrloſer Gefangener riſſen 
die Klagen nicht ab, ſo daß ſich nun auch der Befehlshaber 
auf energiſche Vorſtellungen aller zivilen Stellen genötigt 
ſah, gegen die Mißſtände einzuſchreiten. In einem Befehl 
vom 12. April gab er folgendes bekannt: 


„Es ſind in den letzten Tagen eine Anzahl Klagen über geſetz— 
widriges Verhalten von Truppenangehörigen eingegangen, die zum 
Teil nicht ſtichhaltig waren, zum Teil aber als ganz einwandfrei 
feſtgeſtellte Ausſchreitungen Einzelner bewieſen ſind. Die Fälle ſind 
an Zahl gering. Die Schuldigen werden zur Rechenſchaft gezogen. 
Die Angelegenheit iſt jedoch hiermit nicht erledigt, ſondern ſie zwingt 
mich, jedem einzelnen Truppenführer mit allem Nachdruck folgendes 
ans Herz zu legen: 

Es iſt menſchlich durchaus verſtändlich, daß die Truppen ſeeliſch 
aufs Außerſte erregt ſind, daß Hunderte ihrer Kameraden in rück⸗ 
ſichtsloſeſter Weiſe bei der Ausübung ihrer Pflicht von Aufrührern 
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niedergeſchoſſen und ſchwer verwundet find, es ſteht feft, daß eine 

ganze Anzahl eine ſehr ſchwere Todesſtunde durch die Grauſamkeiten 

ihrer Peiniger gehabt haben. 

Es muß ſich jedoch jeder Soldat feſt vornehmen, ſeine Stimmung 
im Zaume zu halten und nicht Gleiches mit Gleichem vergelten zu 
wollen. Es iſt unmöglich, daß die Regierungstruppe ſich das Kampf⸗ 
verfahren von Aufrührern und Verbrechern zu eigen macht. Jede 
Handlung, die ein Soldat unternimmt, wird von der Bevölkerung 
anders bewertet, als die eines Nichtſoldaten. Der Soldat muß ſich 
unbedingt an Recht und Geſetzmäßigkeit halten. Ich weiß, daß hier⸗ 
mit von dem Einzelnen oft ſchier Unmenſchliches verlangt wird. Es 
muß aber geleiſtet werden. Die heute im Induſtriegebiet 
eingeſetzte Truppe trägt den Ruf und die Zukunft 
der Armee in der Hand. Das muß ſich jeder Einzelne immer 
wieder vor Augen halten. Dies muß jeder Führer ſeinen Leuten 
immer wieder einprägen. 

Im Einzelnen beſtimme ich: 

a) Vorläufige Feſtnahmen erfolgen von jeder Militärperſon felb- 
ſtändig bei Ergreifung auf friſcher Tat und im Gefecht. 

Handelt es ſich um Feſtnahmen bei Feſtigung der Ordnung 
in einem Ort auf Grund von Anzeigen, ſo erfolgt die Feſt— 
nahme nur auf ſchriftlichen Befehl des ortsälteſten Offiziers 
nach Prüfung der Unterlagen und der An⸗ 
hör ung der Gemeindebehörde. Es muß vermieden 
werden, daß Feſtnahmen auf Grund einſeitiger Denunziationen 
erfolgen. 

Die Durchführung der Feſtnahme erfolgt durch ein beſonders 

beſtimmtes Patrouillenkommando. Es muß ſicher⸗ 

geſtellt ſein, daß nicht einzelne Mit 

70 0 auf eigene Fauſt Feſtnahmen durch⸗ 

ühren. 

c) Der Feſtgenommene ſteht, und wenn es der ſchwerſte Verbrecher 
iſt, unter dem Schutz der Regierungsgewalt. Wenn Aufrührer⸗ 
banden faſt immer anders verfahren, ſo darf der Soldat dies 
nicht. Einem Feſtgenommenen darf kein Haar gekrümmt 
werden. Er wird die gerechte Strafe durch ſeinen Richter zu 
ſeiner Zeit erhalten.“ 


Leider iſt es auch nach dieſem Befehl den Truppenführern 
nicht gelungen, die Ehre der Truppe reinzuhalten. Selbſt 
wenn man von den in meiner Amtsſtelle weiterhin einlau— 
fenden Meldungen über Mißhandlungen, Verhaftungen und 
Tötungen einen beträchtlichen Prozentſatz an Übertreibungen 
und Entſtellungen in Abzug brachte, ſo blieb doch ein allzu 
großer peinlicher Reſt, der nur durch die Erbitterung und das 
Rachegefühl auf der einen und durch die Diſziplinloſigkeit der 
Truppe auf der anderen Seite zu erklären war. Es iſt ſchwer 
zu ſagen, welcher Seite die größten Grauſamkeiten zur Laſt 
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zu legen find. Die Tötung von verwundeten Soldaten in 
Wetter, die Niedermetzelung von Polizeibeamten in Dort— 
mund, die viehiſche Abſchlachtung der grünen Polizei in Eſſen, 
die Ermordung des Bergwerkdirektors Sebold der Zeche 
Lohberg durch Angehörige der Arbeitertruppen waren 
ſcheußliche Verbrechen, die durch nichts verteidigt, durch nichts 
beſchönigt werden können. Aber was jetzt von den Reichs— 
wehrtruppen an wehrloſen, irregeleiteten deutſchen Volks— 
mitgliedern geſündigt wurde, läßt ſich ebenſowenig recht— 
fertigen. Mit der Wiederherſtellung der Ordnung und der ge— 
ſetzmäßigen Zuſtände hatten ihre Ausſchreitungen nichts mehr 
zu tun. Inter armasilentleges! Dies ſchlimme Wort 
ſollte leider auch in dieſem Bürgerkriege oder erſt recht in ihm 
Geltung bekommen. Vom weſtlichen Kriegsſchauplatz des 
Weltkrieges iſt oft von Vorkommniſſen berichtet worden, die 
erkennen ließen, daß trotz aller Kriegsſchrecken Ritterlichkeit 
und Menſchlichkeit ſelbſt nach 4 Jahren Weltkrieg noch nicht 
ausgeſtorben waren. Hier aber, im blutigen Ringen zwiſchen 
Volksgenoſſen, ſchien nur kalter Rachedurſt und unmenſch— 
liche Grauſamkeit zur Entladung zu drängen. 

Daß auch politiſch dieſe Ausſchreitungen einzelner 
Truppenverbände gerade in dem Augenblick ſo unzweck— 
mäßig wie möglich waren, kümmerte die beteiligten Offiziere 
und Mannſchaften ſelbſtverſtändlich nicht. In Frankreich 
konnte man die Nachrichten über Ausſchreitungen der 
Truppen gut gebrauchen, um der Welt gegenüber die Be— 
ſetzung von Frankfurt begründen zu können. Einige 
Ungeſchicklichkeiten ausländiſchen Korreſpondenten gegenüber 
vervollſtändigten das ungünſtige Bild, das in jenen Tagen 
in der Auslandspreſſe über die republikaniſche Reichswehr 
erſchien. So wurde der Korreſpondent des „Mancheſter 
Guardian” in der unglaublichſten Weiſe kurz nach dem 
Einrücken der Regierungstruppen in Eſſen von ein paar 
jüngeren Offizieren beſchimpft und bedroht, bis er nach 
längeren Irrfahrten von dem Militärbefehlshaber Eſſens, 
dem Oberſten von Baumbach, endlich freigelaſſen 
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wurde. Im Ausland erregte auch die Erſchießung eines 
angeblichen amerikaniſchen Journaliſten, Paul R. Demott, 
einiges Aufſehen. Demott war in Weſel zum Tode verur- 
teilt, weil er mit den bekannteſten Führern der „Roten 
Armee“ im Beſitz von Waffen getroffen war und weil Auf— 
zeichnungen in ſeinen Papieren ihn der bolſchewiſtiſchen 
Propaganda verdächtig gemacht hatten. Das Todesurteil 
fand keine Beſtätigung, trotzdem wurde Demott er— 
ſchoſſen, angeblich weil er bei einem wiederholten Gang zur 
Latrine einen Fluchtverſuch unternommen hatte! 5 

Die franzöſiſche Regierung hatte den Einmarſch der 
Reichswehr in die 50-Kilometer-Zone inzwiſchen zum Anlaß 
benutzt, um Frankfurt und Darmſtadt zu beſetzen. 
Die Beſetzung war nicht im Einvernehmen mit den Alliierten 
erfolgt und entſprang darum wohl mehr dem Wunſche, durch 
eine Militariſierung der Mainlinie den Norden und Süden 
Deutſchlands zu trennen, als der Sorge, die Sicherheit der 
alliierten Truppen im Rheinlande nicht gefährden zu laſſen. 
Die Haltung der Regierungen in Sachſen, Bayern, Württem⸗ 
berg, Baden und Heſſen, die ſich in Stuttgart am 
10. April zu einem entſchloſſenen Proteſt gegen die Beſetzung 
zuſammengefunden hatten, zeigte indeſſen, daß jeder Verſuch, 
Süddeutſchland mit den Mitteln der Beſetzung vom Reiche 
zu trennen, an der Entſchloſſenheit der ſüddeutſchen Staaten 
ſcheitern würde. Den Standpunkt der rheiniſchen Städte 
zur Beſetzung Frankfurts brachte in knapper, würdiger 
Form ein Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung in 
Eſſen zum Ausdruck, den die Stadtverordnetenverſamm— 
lung einſtimmig gefaßt hatte: 

„Erſt als Plünderungen und Gewalttätigkeiten gegen die große 
Maſſe der arbeitswilligen Bevölkerung und gegen Einzelperſonen 
den Ruhrkohlenbezirk an den Rand des Abgrundes brachten, hat die 
Reichsregierung auf dringendſte behördliche und private Notrufe den 
neutralen Teil des Bezirks mit Reichswehr belegt, ſo auch die Stadt 
Eſſen, in der die Verhältniſſe unerträglich geworden waren. Wir 
bekunden vor aller Welt, daß der Reichsleitung kein anderer Ausweg 
mehr blieb, wollte ſie uns nicht elend zugrunde gehen laſſen. Mit 


heißem Mitempfinden grüßen wir die Volksgenoſſen in den unbe⸗ 
teiligten Städten, die daraufhin von Frankreich beſetzt worden ſind. 
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Wir erheben feierlichen Einſpruch gegen das Vorgehen der Fran- 
zoſen, das jedem Recht und auch jedem menſchlichen Empfinden Hohn 
ſpricht, auf das auch der Beſiegte Anſpruch hat, zumal nach Abſchluß 
des Friedens. Oberbürgermeiſter Dr. Luther.“ 

Zu den Sorgen, die der Regierung aus der Beſetzung 
Frankfurts und Darmſtadts erwuchſen, kamen täg— 
lich neue innerpolitiſcher Art. Was Kundige befürchtet 
hatten, daß beim Einmarſch der Truppe von undiſziplinierten 
Mannſchaften Rache genommen werden würde für all die 
Grauſamkeiten, die die Rotgardiſten an Soldaten, Poliziſten 
und Bürgern verübt hatten, trat in einem erſchreckenden 
Maße mit jedem Tage deutlicher hervor. Was wußten die 
Truppen des Herrn von Aulock oder Roß bachs von der 
gerechten Notwehr fleißiger Arbeiter gegen militäriſche Eid— 
brecher? Für ſie war jeder Arbeiter, der gegen Kapp auf— 
geſtanden war, ein Bolſchewiſt, den zu quälen und zu 
„erledigen“ ſo manchem als vaterländiſche Tat erſchien. Aber 
bei den meiſten Soldaten ſpielten dieſe mehr verſtandes— 
mäßigen Überlegungen keine Rolle. Sie erblickten in den 
Arbeitern in erſter Linie die Mörder ihrer Kameraden von 
Wetter. Ihnen galt der Kampf. 

Die vielen Standgerichtsurteile, die auch bei ſehr geringen 
Vergehen zu einem „ſchuldig“ gelangten, erregten ſelbſt in 
den Kreiſen Beſorgnis, die an ſich ein ſtrenges Vorgehen 
gegen die Aufrührer für geboten hielten. In dieſen Kreiſen 
glaubte man durch eine andere Zuſammenſetzung der Stand— 
gerichte die Gewähr für Vermeidung einer Rache-Juſtiz 
ſchaffen zu können. Oberbürgermeiſter Jarres-Duisburg 
machte deswegen in einer Eingabe an mich den Vorſchlag, die 
Standgerichte ſo zuſammenzuſetzen, daß den Vorſitz ein älterer 
Offizier bekleide und daß als Beiſitzer ein vom Landgerichts— 
präſidenten vorgeſchlagener Richter und eine Vertrauens- 
perſon der Gewerkſchaften fungiere. Auch Dr. Jarres 
begründete dieſen Vorſchlag mit dem Hinweis darauf, daß 
ein ſtarkes Mißtrauen gegen die Rechtſprechung der Stand— 
gerichte beſtehe, das nur durch eine zweckmäßige Zuſammen— 
ſetzung beſeitigt werden könne. 
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Vorher ſchon war auch der Reichsregierung von der 
Häufung der Standgerichtsurteile Mitteilung gemacht. 
Allein im Recklinghauſer Bezirk wurden von dem dortigen 
Standgericht in wenigen Tagen 33 Todesurteile gefällt, von 
denen der Militärbefehlshaber 4 vollſtrecken ließ. Die mili⸗ 
täriſche Dienſtſtelle in Recklinghauſen, die dieſe Ziffern in der 
Preſſe bekannt gab, fügte der Anzeige hinzu, „daß die 
doppelte Anzahl von Perſonen angeſichts der der 
Truppe und der friedlichen Bevölkerung zugefügten Verluſte 
ihr Leben gerechterweiſe im Standgericht 
hätte beenden müſſen“. In dieſen Auslaſſungen 
offenbarte ſich ungefähr die geiſtige und ſeeliſche Atmoſphäre, 
in der ſich die militäriſchen Dienſtſtellen damals durchweg 
befanden. 

Dieſe Einſtellung ſelbſt und ihre ungehemmte Betätigung 
war für die Regierung politiſch nicht zu ertragen. In der 
deutſchen Offentlichfeit ſagte man ſich mit Recht, daß die 
eigentlich Schuldigen an den Unruhen ſtraffrei 
ausgingen, während im Ruhrgebiet keine Gewähr gegeben 
war, daß durch das Verfahren der Standgerichte nicht auch 
Unſchuldige zum Tode verurteilt wurden, ohne daß eine Ge— 
legenheit zur ruhigen Nachprüfung dieſer zumeiſt ab irato 
gefällten Urteile gegeben war. Die Reichsregierung erließ 
deswegen eine Verordnung, in der es hieß: 

on 
„Soweit nach den zur Zeit geltenden Vorſchriften die 
Einſetzung von Standgerichten in den Regierungsbezirken 
Düſſeldorf, Arnsberg und Münſter zugelaſſen iſt, werden 
die hierauf bezüglichen Beſtimmungen aufgehoben. 
2 


Dieſe Verordnung tritt fofort mit der ordentlichen Ver— 
kündigung, ſpäteſtens mit dem 4. April 1920 in Kraft. 
Berlin, 3. April 1920. 
Der Reichspräſident: Ebert 
Der Reichskanzler: Müller 
Der Reichswehrminiſter: Dr. Geßler.“ 
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Die meiſten Unterführer der Truppe waren über dieſe 
Verordnung ſehr ungehalten. Faſt allen Beigeordneten 
wurde erklärt, daß mit der Aufhebung der Standgerichte die 
Aufgabe der Truppe ſehr erſchwert ſei. In dieſem Sinne 
wurde auch die rechtsgerichtete Preſſe bearbeitet, die auch in 
dieſem Falle wieder in der einſeitigſten Weiſe gegen die Re— 
gierung Stellung nahm. So meldete z. B. die „Kölniſche 
Zeitung“ unter dem 11. April, daß der Oberſt von Baum— 
bach, der Militärbefehlshaber von Eſſen, von der Regie— 
rung die Wiedereinſetzung der Standgerichte gefordert (!) 
habe, da er andernfalls abziehen und das Ruhrgebiet ſich 
ſelbſt überlaſſen müſſe! Ich kann mir kaum denken, daß der 
Oberſt von Baumbach, der mir als ein ruhiger Mann 
von allen, die ihn näher kannten, geſchildert wurde, eine der— 
artige Erklärung der Preſſe inſpiriert hat. Sie entſprach 
aber vollſtändig der Stimmung, die in jenen Tagen im 
Offizierskorps herrſchte. In der Offentlichfeit wurden die 
Dinge ſo dargeſtellt, als ob mit der Aufhebung der Stand— 
gerichte nunmehr Todesurteile überhaupt nicht mehr ge— 
fällt werden könnten. Es iſt überaus bezeichnend für die 
geiſtige Verfaſſung der damaligen Zeit, daß die Regierung 
ſich dazu verſtehen mußte, dieſe irrige Auffaſſung durch den 
Hinweis darauf zu berichtigen, daß die Todesſtrafe auch 
weiterhin durch die ordentlichen Gerichte und die außer— 
ordentlichen Kriegsgerichte verhängt werden konnte, freilich 
nur ſoweit ſie nach den geltenden Strafbeſtimmungen an— 
gedroht war. 


Flucht ins beſetzte Gebiet 

Die Aufrechterhaltung der Standgerichte war jetzt um ſo 
weniger gerechtfertigt, als es nach dem Einmarſch der Truppe 
zu eigentlichen Kampfhandlungen gar nicht mehr kam. Wo 
ſich noch kleinere Trupps zeigten, konnten ſie gefahr- und 
mühelos entwaffnet werden. Gleich nach dem Einmarſch der 
Truppe begann die Flucht der Reſte der „Roten Armee“. 
Sie zogen durch den Hagener Bezirk und das Wuppertal 
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in der Abſicht, bei Remſcheid auf beſetztes Gebiet über⸗ 
zutreten. Schon am 7. April wurden etwa 2000 Perſonen 
gezählt, die teils geſchloſſen, teils in kleineren Gruppen 
Remſcheid zuſtrebten. Am 8. April waren ſchon mehrere 
Tauſend Rotgardiſten in Köln angekommen und 
bildeten nun in dieſer Stadt eine ſchwere Bedrohung der 
öffentlichen Sicherheit. Die Stadt Köln half — ohne ver⸗ 
pflichtet zu ſein — ſo gut wie möglich, um den Flüchtlingen 
Unterkunft und Verpflegung zu verſchaffen. Aber da weder 
eine dauernde Arbeit noch eine dauernde Wohnung nach— 
gewieſen werden konnte, war der Zuſtand für längere Zeit 
unhaltbar, und darum bat der Oberbürgermeiſter Dr. WUD e - 
nauer in einem Telegramm, den ſchleunigſten Rücktrans⸗ 
port der Flüchtlinge in die Heimat zu veranlaſſen. Der 
Militärbefehlshaber und ich wandten uns mit einem Aufruf 
an die Flüchtlinge, in dem verſprochen wurde, daß jeder, der 
aus ehrlicher Überzeugung ſeine Abſicht, auf ungeſetzlichem 
Wege etwas zu erreichen, aufgeben und ſich wieder zu ſeiner 
bisherigen Arbeitsſtelle begeben wolle, von der Truppe und 
der Polizei in keiner Weiſe gehindert werden ſollte. Davon 
wurde auch dem Oberbürgermeiſter Adenauer Mitteilung 
gemacht und hinzugefügt, daß die in den Bielefelder Ver— 
einbarungen gegebenen Verſprechen der Reichsregierung 
auf Straffreiheit aufrechterhalten würden. Der Oberbürger— 
meiſter wurde gebeten, das den Flüchtlingen und den Be— 
ſatzungsbehörden mitzuteilen. Der Polizeipräſident von 
Köln ſetzte fic) auf Erſuchen des Kölner Regierungs— 
präſidenten mit Wehrkreiskommando und Reichskommiſſar 
in Verbindung, um zunächſt die 2000 im Lager zu Köln— 
Dellbrück untergebrachten Flüchtlinge abzuſchieben. 

Unſer gemeinſchaftlicher Aufruf hatte zunächſt nur ge— 
ringen Erfolg. Zu groß war das Mißtrauen, das die Arbeiter 
den Erklärungen des Militärs entgegen brachten. Ich erhielt 
in jenen Tagen zahlreiche Zuſchriften, die mich dringend baten, 
auch meinerſeits den Verſprechungen des Militärs keinen 
Glauben zu ſchenken. Die Arbeiter würden nicht ſo dumm 
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jein, auf den Leim derartiger Verſprechungen zu gehen. Es 
ſei unbeſchreiblich, wie die Reichswehr mit Leuten umſpringe, 
die nur der Teilnahme an der Bewegung verdächtig ſeien. 
Der rote Terror ſei lange nicht ſo ſchlimm geweſen, wie der, 
der jetzt von der Reichswehr in vielen Orten geübt würde. 
Auf Mahnungen der Arbeitervertreter, daß für die Reichs— 
wehr doch das Bielefelder Abkommen beſtimmend ſei, werde 
von Offizieren, u. a. von dem Oberleutnant Aulock, erklärt, 
daß für die Truppe das Abkommen überhaupt nicht exiſtiere. 
Darlegungen dieſer Art enthielten Dutzende von Briefen, die 
ich damals empfing. Es war eine troſtloſe Stimmung in der 
berfaſſungstreuen Arbeiterſchaft. Wie in den letzten März— 
tagen verfaſſungstreue Kreiſe des Bürgertums infolge der 
angeblichen Paſſivität der Regierung mit dem Gedanken 
einer Loslöſung des Weſtens vom Reich ſpielten, ſo war jetzt 
in den Zuſchriften der Arbeiter recht oft davon die Rede, 
daß beſſeralseine deutſche Militärdiktatur 
und die Fortdauer des „weißen Schreckens“ 
die Errichtung einer Rheiniſchen Republik 
ſei, die von den Segnungen des deutſchen Militarismus 
verſchont bliebe. 

Man kann nicht ſagen, daß dieſe bitteren Betrachtungen 
über die Glaubwürdigkeit der Bekanntmachungen des Mili— 
tars vollſtändig unberechtigt geweſen wären. Viele Nach- 
richten des Wehrkreiskommandos enthielten ſo ſtarke Über— 
treibungen, daß in der Bevölkerung bis weit in die Kreiſe 
der Rechtsparteien hinein der Eindruck entſtand, als ob mit 
dieſen Nachrichten die vielen Unbegreiflichkeiten der Truppe 
begründet und entſchuldigt werden ſollten. So hieß es im 
Nachrichtenblatt des Wehrkreiskommandos vom 10. April, 
daß in Düſſeldorf die zurückflutenden Rotgardiſten 2000 An⸗ 
meldeſcheine entwendet hätten, um ſie zu einer falſchen 
Perſonenſtandsanmeldung zu benutzen. Dazu erklärte mir 
unmittelbar darauf der für Düſſeldorf beſtimmte Beigeordnete 
Karl Thielemann, der ſich durch ſeine Ruhe und Geſchick— 
lichkeit um die Wiederherſtellung geordneter Verhältniſſe in 
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Düſſeldorf im Verlauf des ganzen Jahres die größten Ver⸗ 
dienſte erworben hatte, daß an der Behauptung kein wahres 
Wort ſei! Dasſelbe Nachrichtenblatt hatte in derſelben 
Nummer weiter behauptet, daß ſich in der Gegend von 
Schwelm, Barmen, Elberfeld wieder rote Truppen ſammelten 
und daß in dieſem Abſchnitt von der „Roten Armee“ äußerſter 
Widerſtand geleiſtet werden ſollte. Die Stärke der anſäſſigen 
Arbeitertruppen in Elberfeld und Barmen betrage 6000 
Mann, die ſich jedoch bei einem Angriff der Reichswehr auf 
ca. 16 000 erhöhen würde. Dazu kämen noch die zurück— 
flutenden „Rotgardiſten“ aus dem anderen Induſtriegebiet, 
ſo daß man mit einer Geſamtzahl von 35 000 zu rechnen 
habe! 

Das alles ſtand, wie geſagt, in dem amtlichen Nach- 
richtenblatt des Wehrkreiskommandos und 
nahm von da aus ſeinen Weg in einen Teil der Preſſe. Wenn 
in den Antworten der Linkspreſſe auf dieſe Tatarennach— 
richten von einer „gewiſſenloſen Hetze“ geſprochen wurde, 
ſo iſt damit nicht zu viel geſagt. Der Oberbürgermeiſter von 
Elberfeld dementierte in Telegrammen an den Reichskanzler 
und an mich die unwahren Mitteilungen, konnte damit aber 
den üblen Eindruck nicht mehr verwiſchen, den die Behaup— 
tungen des Wehrkreiskommandos auch bei den Flüchtlingen 
gemacht hatten. Dieſe wurden immer mißtrauiſcher und 
ließen ſich ſpäter nur durch perſönliche Einwirkung ver— 
trauenswürdiger Mittelsperſonen zum Abtransport und zur 
Rückkehr in die alten Arbeitsſtellen bewegen. 

Mit Zuſtimmung der Reichsregierung hatte in der Zeit 
vom 13. bis zum 17. April eine Kommiſſion von Parlamen- 
tariern der Mehrheitsparteien, die Herren Erkelenz (Demo— 
krat), Gilſing (Zentrum) und Jäcker (Sozialdemokrat), das 
Ruhrgebiet beſucht und eingehende Beſprechungen über die 
Lage angeſtellt in Düſſeldorf, Elberfeld, Barmen, Remſcheid 
und Hagen. An den Beſprechungen waren beteiligt die Re— 
gierung in Düſſeldorf, die Oberbürgermeiſter der genannten 
Städte, die Führer der Mehrheitsparteien, die Gewerk⸗ 
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ſchaften aller Richtungen und Berufe und die Ordnungs- 
ausſchüſſe. Die Beſprechung drehte ſich u. a. auch um die 
Regelung der Flüchtlingsfrage. Nach den Berichten der 
Konferenzteilnehmer gewann die Kommiſſion den Eindruck, 
daß dieſe Frage der dringendſten Regelung bedürfe, da 
ſcheinbar eine Stadt die Flüchtlinge zur anderen ſchiebe. Die 
Kommiſſion forderte deswegen Sicherheiten dafür, daß die 
Flüchtlinge nicht auf dem Heimweg durch Reichswehr ver— 
haftet würden, wie es anſcheinend immer noch geſchehe. Ich 
habe mich bemüht, auf den General von Watter in dieſem 
Sinne einzuwirken. Die Schwierigkeiten ſind dann auch ge— 
ringer geworden, insbeſondere durch eine Anweiſung an den 
Polizeipräſidenten in Köln, die Vernehmung der Flüchtlinge 
und die Feſtſtellung ihrer Perſonalien ſchon in Köln vor— 
zunehmen. Am 18. April wurden in Köln noch 900 Mann 
verpflegt und in den folgenden Wochen gelang es allmählich, 
alle Flüchtlinge zurückzuleiten. Allerdings ſind Watter und 
ich von der Truppe oft hintergangen worden. Zurückgekehrte 
Flüchtlinge, die nach den Bielefelder Abmachungen hätten 
unbehelligt bleiben müſſen, wurden noch nach ihrer Rückkehr 
gefangen genommen und verurteilt. Verſchiedene Groß— 
betriebe weigerten ſich, die Heimkehrer wieder einzuſtellen, 
ſo daß auch hier alles aufgeboten werden mußte, um Maß— 
regelungen abzuwehren und Arbeitseinſtellungen der Be— 
triebe zu verhindern. 

Einen empörenden Übergriff, der ſich nach allen Begleit— 
umſtänden als ein glattes Verbrechen charakteriſierte, leiſteten 
ſich an zwei Bottroper Flüchtlingen Angehörige des ſog. 
Sturmbataillons der Marinebrigade Löwenfeld. Die Berg— 
leute Richard Pelledun und Joſef Meinka waren Mitglieder 
im Vollzugsrat Bottrop und an den Kämpfen beteiligt. Als 
die Reichswehr einrückte, flüchteten beide in das beſetzte Ge- 
biet und kehrten erſt zurück, als am 7. Mai die Brigade 
Löwenfeld abgezogen war. Am 17. und 18. Mai, alſo zehn 
Tage nach dem Abzug der Truppe, ſind die 
beiden Heimkehrer von Angehörigen der Marinebrigade 
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verhaftet, zunächſt nach Paderborn transportiert und dann 
auf dem Wege von Paderborn nach dem Sennelager, angeb⸗ 
lich wegen Fluchtverſuch, erſchoſſen worden! Dieſe Miſſetat 
war eine weitere Auflehnung gegen den militäriſchen Führer 
nicht nur, ſondern auch gegen die Regierung. Wird ſie ihre 
Sühne finden? 

Die parlamentariſche Kommiſſion ſtellte weiter ausdrück⸗ 
lich feſt, daß die Preſſenachrichten über Neubildung einer 
„Roten Armee“, die vom Wehrkreiskommando veranlaßt 
und der Preſſe zugeleitet waren, falſch ſeien. Weiter 
kam die Kommiſſion zu dem Ergebnis — nachdem ſie zu— 
nächſt feſtgeſtellt hatte, daß von keiner Seite der Wunſch 
geäußert ſei, den General von Watter auf ſeinem Poſten 
zu belaſſen —, daß die Entfernung des Generals 
in weiten Kreiſen der von ihr beſuchten 
Orte eine weſentliche Beruhigung herbei- 
führen würde. Dieſe Feſtſtellungen der Kommiſſion 
überraſchten mich nicht. Insbeſondere erſchienen mir die auf 
die Abberufung des Generals von Watter gerichteten Stellen 
des Berichts nur zu ſelbſtverſtändlich nach all den Aus— 
ſchreitungen, die die Truppe im Ruhrgebiet begangen hatte. 
Es braucht kaum geſagt zu werden, daß der General dieſe 
Ausſchreitungen ebenſo verurteilte, wie alle, denen eine 
dauernde Befriedung des Ruhrgebiets am Herzen lag. Aber 
daß er Abteilungen, wie die der Herren Aulock, Roß— 
bach und Löwenfeld heranzog, die ſoldatiſch vielleicht 
Qualitäten aufzuweiſen hatten, politiſch aber keine Erleich— 
terung, ſondern neue Belaſtungen brachten, daß er den 
Major Schulz wieder verwandte, der ſich nicht ſcheute, ein 
Flugblatt, das die Landesabteilung Duisburg der Reichs— 
zentrale für Heimatdienſt zur Beruhigung der Arbeiterſchaft 
herausgegeben hatte, zu beſchlagnahmen, — das alles zeugte 
von einer derart unheilvollen politiſchen Blindheit, daß der 
Mann nach dem Urteil aller Stellen auf de m Poſten nicht 
bleiben konnte. Alles, was der General vom 13. März ge— 
tan, erſchien jetzt wie eine einzige Kette von Mißgriffen, und 


222 


in ihr der gröbſte Knoten die Entſendung von Lichtſchlag. 
Beim zweiten war er Knecht. Das Fiasko Lichtſchlags er— 
heiſchte die Hilfe Epps, Roßbachs, Aulocks und Löwenfelds. 

Ich habe nie von Herrn von Watter erwartet oder ge— 
wünſcht, daß er mich gegen ungerechtfertigte Angriffe der 
von militäriſchen Kreiſen inſpirierten Zeitungen in Schutz 
nehmen ſollte, aber was längere Zeit das Nachrichtenblatt 
der Reichswehrbrigade 31 in der Kritik der Regierungs— 
maßnahmen ſich leiſtete, das wäre ganz unmöglich geweſen, 
wenn der General ſo feſt zur Regierung geſtanden hätte, 
wie das in der ſchweren Zeit der Ruhrunruhen unbedingt 
erforderlich war. Eine nachträgliche gelinde Mißbilligung 
der vielen Entgleiſungen ſeiner Offiziere war im Effekt doch 
nur eine Ermunterung. Als der Reichspräſident ihm in den 
letzten Apriltagen ſein Abſchiedsgeſuch bewilligte, konnte er 
es nicht unterlaſſen, in einem Rundſchreiben an die Behörden 
zu ſagen: „Ich habe mich zu dieſem Schritt (dem Rücktritt) 
gezwungen geſehen, da ich die überzeugung gewann, daß auf 
dem neuerdings mir aufgezwungenen () Wege das 
von mir erſtrebte Ziel, Ruhe und Ordnung in dem mir an— 
vertrauten Bereich wieder herzuſtellen, nicht zu er— 
reichen iſt.“ 

Auch in dieſen Auslaſſungen offenbart ſich das ganze Un— 
vermögen des Militärs, einen ſo komplizierten Bezirk wie 
das Induſtriegebiet zu begreifen und zu verwalten. Die un— 
mittelbar folgenden Ereigniſſe, vor allem die Entwaffnung 
der Bezirke ſüdlich der Ruhr — in der Hauptſache durch 
Hundertſchaften der Schutzpolizei ausgeführt —, haben ge— 
zeigt, daß mit Energie, Ruhe und Takt dieſe ſchwierigen Auf— 
gaben durchzuführen waren, ohne daß Standgerichte 
eingeſetzt zu werden brauchten. 

Der Bericht der parlamentariſchen Kommiſſion war für 
mich inſofern noch von beſonderer Genugtuung, als er die 
ſchleunige Einrichtung einer ſtaatlichen Sicherheitspolizei im 
Induſtriegebiet forderte und dieſer Polizei die Aufgabe zu— 
wies, die Waffenabgabe in die Wege zu leiten. Das war das 
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Ziel, dem ich ein Jahr lang zugeſteuert hatte. Die Preußiſche 
Staatsregierung ijt der Aufforderung der Kommiſſion un- 
geſäumt nachgekommen, und die Entwaffnung nicht allein 
des Ruhrbezirks, ſondern der preußiſchen Provinzen über— 
haupt war ihre Aufgabe, die ſie ohne blutige Kämpfe und 
ohne Standgerichte gelöſt hat. 


Und endlich iſt das Ziel, Ruhe und Ordnung im Induſtrie⸗ 
revier herzuſtellen, mit politiſchen Mitteln, alſo in Ab⸗ 
wendung von der Methode des Generals von Watter, in 
dem Umfange erreicht worden, daß, als nach drei Jahren 
franzöſiſche Truppen das Ruhrgebiet beſetzten, um Kohlen 
durch den Machtſpruch ihres Befehlshabers fördern und ab— 
transportieren zu laſſen, die Bergarbeiter und Eiſenbahner 
als die Avantgarde im Kampfe des rheiniſch-weſtfäliſchen 
Volkes gegen die franzöſiſche Gewaltpolitik aufmarſchierten. 
Mit den Methoden der Unterführer des Generals von Watter 
wäre dieſer Erfolg nicht erreicht worden! — 


Der letzte Akt 


Kurz vor ſeinem Rücktritt hatte Watter auf dringende 
Vorſtellungen meines Vertreters Anweiſung gegeben, die 
Unzahl der Verhafteten auch ſchon um deswillen zu ver— 
ringern, weil nach mehrwöchiger Haft oder Gefangenſchaft 
Hunderte noch nicht einmal vernommen worden waren. Die 
Art, in der der General dieſe Anweiſung erteilte, war 
wiederum charakteriſtiſch für die Handhabung der Rechts— 
pflege durch den Gerichtsherrn: So ſummariſch, wie in den 
meiſten Fällen die Verhaftungen vorgenommen waren, er— 
folgte jetzt auch eine Maſſenentlaſſung. Der General verfügte: 


Alle Mitglieder der ſozialdemokratiſchen Partei, die 
ſich noch in Haft bzw. Gefangenſchaft befinden und ſich 
als Mitglieder der M. S. P. ausweiſen 
können, ſind nach Feſtſtellung ihrer Perſon und der 
Vergehen, die ihnen zum Vorwurf gemacht werden, ſofort 
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frei gu laſſen, ſofern nicht ihre Beteiligung an einem ge— 
meinen Verbrechen feſtgeſtellt oder angenommen wird. 

Dieſe Verfügung ſetzte die Zahl der Inhaftierten um ein 
Beträchtliches herab. Trotzdem blieb der empörende Miß— 
ſtand in einem großen Umfange beſtehen, daß ohne richter— 
lichen Haftbefehl und ohne daß nach mehreren Wochen Haft 
eine Vernehmung erfolgt wäre, viele Hunderte von Leuten 
geſetzwidrig feſtgehalten wurden. Ich habe in Münſter und 
Berlin immer wieder auf eine Abſtellung dieſer Mängel 
gedrängt. Auch der Oberpräſident Dr. Würmeling war nach 
der Übernahme des Amtes des Regierungskommiſſars unab- 
läſſig tätig, aber die Bemühungen, eine Beſſerung herbeigu- 
führen, waren von nur geringem Erfolg, weil bei den vielen 
außerordentlichen Kriegsgerichten auch die Zuſtändigkeits— 
fragen eine große, zeitraubende Rolle ſpielten. Die größten 
Hinderniſſe, die fic) der Intervention des Regierungs- 
kommiſſars entgegenſtellten, waren die Mängel in den Tat— 
berichten, die eine gewiſſenhafte Prüfung unmöglich machten. 
Die Baracken in der Senne, die Zitadelle in Weſel blieben 
lange überfüllt, und wenn die Behandlung nach der Ein— 
lieferung auch eine verhältnismäßig anſtändige war, ſo hatte 
die enge Zuſammenlegung von Alten und Jungen, Geſunden 
und Kranken doch die ärgſten geſundheitlichen Nachteile im 
Gefolge. Das waren Zuſtände, die ſich in einem Rechts- und 
Kulturſtaat nicht wiederholen dürfen. Der Krieg, auch ein 
Bürgerkrieg, entſchuldigt nicht alles. 

Die außerordentlich harten Kriegsgerichtsurteile taten ein 
Übriges, um die Erbitterung gegen die Reichswehr und alles, 
was mit ihr in Verbindung ſtand, aufs neue zu ſchüren. 
Einmal wurde mir vorgetragen, daß mehrere Bergleute aus 
Sterkrade, Mitglieder einer vonder Stadtverwal— 
tung gebildeten Sicherheitswehr, wegen ver— 
botenen Waffentragens — im Intereſſe der Stadt! — zu 
zwei und vier Monaten und zwei Jahren Gefängnis ver— 
urteilt worden waren. Ein Arbeiter der Kruppſchen Sicher— 
heitswehr, der eigens zu dem Zweck beurlaubt worden war, 
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in der Wehr Dienſt zu tun, wurde nach den mir gemachten 
Mitteilungen zu zwei Jahren Gefängnis verurteilt — wegen 
verbotenen Waffentragens! Die Gerichte ſtellten ſich auf 
den Standpunkt, daß diejenigen, die nach dem 25. März noch 
im Beſitz von Waffen waren, nicht mehr zur Bekämpfung 
der Kapp⸗Truppen unter den Waffen ſtanden, ſondern ſelbſt 
verfaſſungswidrige Ziele verfolgten. Nur nach und nach 
gelang es, durch eine Nachprüfung der Urteile und Be- 
gnadigung der Verurteilten die gröbſten Härten zu mildern. 
Aber lange noch zitterte die Erregung in der Arbeiterſchaft 
nach, die es nicht verſtand, daß über „irregeleitete Volks⸗ 
mitglieder“ drakoniſche Strafen niederhagelten, während die 
eigentlichen Schuldigen, die Putſchiſten in Berlin, dem 
ſtrafenden Arm der Gerechtigkeit unerreichbar blieben. 

Auch die Organiſation des Gerichtsverfahrens zeigte die 
allergrößten Mängel. Mehrere der außerordentlichen 
Kriegsgerichte, die ſchon am 15. März durch die Verordnung 
des Militärbefehlshabers gebildet waren, wurden erſt am 
10. April beſetzt und traten erſt mit dieſem Tage in Tätigkeit. 
Das war um ſo weniger zu verſtehen, als ſchon die Januar— 
Unruhen in Hamborn die Einrichtung von außerordentlichen 
Kriegsgerichten als notwendig erwieſen hatten. Von einer 
Vorſorge, im Notfall die Gerichte ſofort zu beſetzen und in 
Tätigkeit zu bringen, war nichts zu ſpüren, wie meiner Amts⸗ 
ſtelle ſelbſt von Gerichtsperſonen beſtätigt worden iſt. 

5 Bei der großen Zahl von willkürlichen, durch nichts be— 

gründeten Verhaftungen war es kein Wunder, daß ein— 
gehende Tatberichte über die Feſtgenommenen fehlten, und 
wo Berichte vorlagen, waren ſie oft völlig unzureichend, weil 
fie weiter nichts enthielten als die Mitteilung, daß der Be- 
ſchuldigte an einem beſtimmten Tage und in einem be— 
ſtimmten Orte feſtgenommen ſei. Erſt nach 4 Wochen Tätig⸗ 
keit der außerordentlichen Kriegsgerichte wurden die Vor— 
ſchläge erörtert, die auf die Errichtung von Sammelſtellen 
hinausliefen, deren Aufgabe ſein ſollte, Tatberichte über die 
Feſtgenommenen zu ſammeln und auf die außerordentlichen 
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Kriegsgerichte zu verteilen. Jedenfalls haben auch die 
Mängel in der Organiſation dazu beigetragen, Hunderte von 
Feſtgenommenen ungerechtfertigt wochenlang feſtzuhalten. 
Die Beigeordneten Martmöller und Müller-Duis— 
burg und der Verbandsſekretär Buſe haben ſich um die 
Beratung der Gefangenen ein beſonderes Verdienſt er— 
worben. Während Müller die Gefangenen in der Zitadelle 
Weſel betreute, verſuchte Buſe im Zuſammenarbeiten mit 
dem Kommandanten des Sennelagers das Los der Inhaf— 
tierten nach Möglichkeit zu erleichtern. Unrecht konnten auch 
ſie nicht ungeſchehen machen, aber Härten mildern. Täglich 
lichteten ſich die Reihen der Inhaftierten, aber nur langſam 
verglomm der Zorn, den die militäriſchen Übergriffe erzeugt 
hatten. a 
* 

Der Einmarſch der Reichswehr in die Gebiete nördlich 
der Ruhr hatte zwar die „Rote Armee“ zur Auflöſung ge— 
bracht, den ordnungsmäßigen Gang des Behördenapparates 
wieder hergeſtellt, den Plünderungen, Brandſchatzungen und 
Erpreſſungen ein Ziel geſetzt. Die Flucht vor der Reichswehr 
in die Kreiſe ſüdlich der Ruhr und in das beſetzte Gebiet 
beeinträchtigte jedoch die Durchführung einer Aufgabe, die 
als eine der wichtigſten erſcheinen mußte, wenn nicht von 
neuem blutige Unruhen entſtehen ſollten: die Waffen— 
abgabe! — Die vielen Flüchtlinge, die ſeit den Oſtertagen 
zunächſt in kleineren Trupps, dann aber in einem breiten 
Strom ſich in die Gebiete ſüdlich der Ruhr ergoſſen, führten 
nicht nur ſelbſt ihre Waffen mit, ſondern verſuchten ver— 
ſchiedene Male beim Durchzug durch den Hagener Bezirk 
weitere Waffen an ſich zu bringen. So wurden in Schwelm 
alle bereits abgegebenen Gewehre von Flüchtlingen aufs 
neue entwendet. In Hagen gelang es einmal dem 
energiſchen Dazwiſchentreten des Abgeordneten Ludwig, 
nicht nur das Rathaus vor einer Durchſuchung nach Waffen 
zu ſchützen, ſondern die aus dem Recklinghauſener Gebiet 
kommenden Flüchtlinge ſelbſt zur Waffenabgabe zu veran— 
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laſſen. Vor dem übertritt in das beſetzte Gebiet wurden in 
Rückſicht auf die Vorſchriften der Beſatzungsbehörden die 
Waffen in den Grenzorten des Bergiſchen Landes abgegeben, 
wo ſie aber auch nicht überall mit der notwendigen Sorgfalt 
aufbewahrt wurden, ſondern lange noch von Hand zu Hand, 
von Ort zu Ort wanderten. 


Nach dem Rücktransport der im beſetzten Gebiet vorüber⸗ 
gehend untergebrachten Flüchtlinge gelang es auch nicht 
immer, ſie in die alten Arbeitsſtellen oder, wenn dieſe bereits 
beſetzt waren, auf neue Plätze zu bringen. Darum wogten 
noch längere Zeit in den Gebieten ſüdlich der Ruhr Hunderte 
von Flüchtlingen auf und ab. Plünderungen und Er— 
preſſungen waren jetzt auch hier an der Tagesordnung, ſo 
daß nun auch ein Teil derjenigen Kreiſe, die aus politiſchen 
Gründen bis dahin einen Einmarſch der Truppe in das Ge— 
biet nicht für zweckmäßig gehalten hatten, ſich nunmehr zu 
der Erklärung veranlaßt ſah, daß auch nach ſeiner Meinung 
eine Wiederherſtellung geordneter Zuſtände nur durch eine 
ſyſtematiſche Entwaffnung der Bevölkerung möglich ſei. Der 
Oberbürgermeiſter Cuno aus Hagen, der nicht zuletzt im 
Hinblick auf die Ausſchreitungen der Truppe ſich gegen den 
Einmarſch des Militärs gewandt hatte, ſah ſich jetzt zu der 
Erklärung gezwungen, daß er durch den Zuſtrom und die 
Haltung der Flüchtlinge die Verantwortung für die Ruhe und 
Sicherheit ſeiner Stadt nicht mehr übernehmen könne. 


Eine künſtliche Anfachung erfuhr der Zuzug der Flücht⸗ 
linge noch dadurch, daß der aus Eſſe n geflüchtete ſogenannte 
„Zentralrat“ ſich in Barmen niedergelaſſen hatte und durch 
Bekanntmachungen, Konferenzen und Verſammlungen uſw. 
nach außen hin den Eindruck erweckte, als ob er ſich auf eine 
Weiterführung oder Wiederaufnahme des Kampfes vor— 
bereite. Wie ein verbannter Monarch, der im Exil in der 
Erinnerung an ſeine frühere Macht von Armeen träumt, die 
ſeine Phantaſien aus der Erde ſtampfen, ſo betäubten ſich die 
Stern, Eppſtein und Genoſſen mit der Selbſttäuſchung, daß 
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fie in der Liquidation des Ruhrkampfes noch eine Glangrolle 
zu ſpielen berufen ſeien! Eine ſchnelle Abwicklung des ſo— 
genannten Zentralrats wäre den Intereſſen der Arbeiter 
dienlicher geweſen. Jetzt gaben ſeine geſchwollenen Aufrufe 
den Scharfmachern aus allen Lagern einen bequemen Vor— 
wand, um die Forderung auf Entſendung von Truppen zu 
begründen, obgleich es nahezu jeder wiſſen konnte, daß der 
Zentralrat eben nur in ſeinen Aufrufen exiſtierte und weder 
einen materiellen, noch den geringſten moraliſchen Einfluß 
auf die Weiterentwicklung der Dinge beſaß. Die Hagener, 
deren Kampfzentrale gegenüber der Zentralrat als Konkur— 
renzunternehmen eingeſetzt war, wollten von ihm nichts 
wiſſen, und in ſeinem früheren Wirkungsbereich in und um 
Eſſen hatte er jede Möglichkeit einer Betätigung verloren. 
Er ſtarb langſam, Tag für Tag. 

Unter dieſen Umſtänden wäre von der Bevölkerung ein 
lebhafter Widerſpruch gegen die Entſendung von Militär 
wohl kaum mehr zu erwarten geweſen. Die Deputationen, die 
bei mir perſönlich in Berlin und bei meinem Vertreter in 
Münſter in der Frage vorſtellig wurden, waren keiner 
einheitlichen Willensmeinung. Die einen drängten, die 
anderen bremſten. Noch bis in den Mai hinein gab es Kreiſe, 
die von der Entſendung einer bewaffneten Macht nichts wiſſen 
wollten und der Meinung waren, daß die allmählich ein⸗ 
tretende Beruhigung auch den letzten Flüchtling veranlaſſen 
würden, ſeine Waffen abzugeben und an ſeine Arbeitsſtelle 
zurückzukehren. Ich habe, wie in den der Ruhraktion vorauf— 
gegangenen Wochen, auch in dieſen Fällen von den Bekun— 
dungen und Wünſchen der Deputation gerne Kenntnis 
genommen, aber dabei immer zu erkennen gegeben, daß die 
Regierung unter keinen Umſtänden gerade auf die Entwaff— 
nung des Bezirkes verzichten könne, in dem nach allen 
Erfahrungen der letzten Wochen mit der Waffenabgabe der 
Flüchtlinge eine ungeheure Anzahl von Waffen lagern müſſe. 

Eine vorzugsweiſe Verwendung der Truppe bei dieſer 
Razzia wollte ich vermeiden. Die Truppe hatte urſprünglich 
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Befehl, fic) nördlich der Ruhr zu halten. Das hat aber 
einzelne Mannſchaften nicht gehindert, in Kraftwagen bis 
weit in das Gebiet ſüdlich der Ruhr hinein vorzuſtoßen, um 
Verhaftungen von Arbeitern vorzunehmen, die der Truppe 
von Zivilperſonen denunziert worden waren. Trotz der 
Mahnungen wohlmeinender Truppenführer, trotz des Befehls 
des Generals hatte ſich die Diſziplin nicht im geringſten 
gebeſſert, fo daß man beim Einmarſch der Truppe mit den- 
ſelben Grauſamkeiten hätte rechnen müſſen, wie ſie ſich in 
Pelkum und Dülmen, in Eſſen und Bottrop und Mülheim 
gezeigt hatten. Als ich am 29. April in der Verfaſſung⸗ 
gebenden Preußiſchen Landesverſammlung erklärte, daß die 
Staatsregierung nicht erſt warten würde, bis das Wuppertal 
von größeren Ausſchreitungen heimgeſucht fei, ſondern an— 
geſichts der Plünderungen der Flüchtlinge und der un— 
genügenden Waffenabgabe ungeſäumt die bewaffnete Macht 
einſetzen würde, da iſt dieſe Bemerkung dahin gedeutet 
worden, als ob fie mir gegen meinen Willen abgepreßt fei: 
Dieſe Deutung war falſch. Der Termin zum Beginn der 
Razzia ergab ſich von ſelbſt. Bis Anfang Mai ſollten 
ſo viele Hundertſchaften der Sicherheitspolizei marſchbereit 
ſtehen, daß die notwendige Entwaffnung des Bezirks ohne 
Riſiko ihrer Sicherheit und mit Ausſicht auf Erfolg durch: 
geführt werden konnte. Zu dieſem Zeitpunkt war auch mit 
einem Umſchwung in der Stimmung der Bevölkerung zu 
rechnen. Die Wahlen zum Deutſchen Reichstag waren auf 
den 6. Juni feſtgeſetzt. Eine wirkliche Verſammlungsfreiheit, 
d. h. der ungeſtörte Verlauf von Verſammlungen war nur 
zu erwarten, wenn es innerhalb kurzer Zeit gelang, die im 
unrechtmäßigen Beſitz befindlichen Waffen in die Hände des 
Militärs oder der Polizei zu bringen. Als die Razzia ein- 
ſetzte, iſt ſie ohne größere Schwierigkeiten wie 
worden. 

Damit war die große Pendelſchwingung, die der Rap p: 
Putſch den Maſſen des Ruhrgebietes gegeben hatte, zum 
Stillſtand gekommen. Wieviele Todesopfer ſie gefordert hat, 
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ijt wohl kaum genau feſtzuſtellen. Aber wenn man bedenkt, 
daß in einem einzigen Gefecht bei Dinslaken 200 Rotgardiſten 
gefallen ſind, in Pelkum rund 100 begraben liegen, und wenn 
man die Anzahl der Toten, die die Kämpfe in Eſſen gefordert 
haben, auf 200 veranſchlagt, die in Dortmund Gefallenen 
auf 70, den Verluſt der Truppe Haſenclever auf 30 be— 
ziffert, dann iſt es kaum übertrieben, wenn man die Zahl 
der Getöteten mit rund 1000 angibt. Hunderte von Ver— 
wundeten beklagen eine dauernde ſchwere Beeinträchtigung 
ihrer Geſundheit, und in die Millionen geht der Verluſt, den 
die Bevölkerung des Gebietes an ihrer Habe, die Wirtſchaft 
im Produktionsprozeß erlitten hat. Und doch empfinde ich 
trotz allem eine ſtille Genugtuung bei dieſer traurigen Bilanz: 
Die Schächte und Werksanlagen ſtanden nach dem Kampfe 
unverſehrt! Und als noch im April mein Vertreter mir über 
die Wirtſchaftslage im Bezirk Bericht erſtattete, konnte er 
unter anderem melden: „Aus allen hier eingehenden Mit— 
teilungen geht hervor, daß beſonders die Zahl der Über— 
ſchichten von Tag zu Tag größer wird.“ Die Arbeit eines 
Jahres war alſo doch nicht ganz vergeblich geweſen. — 


In der Sitzung der Nationalverſammlung vom 13. April 
1920 hat der Sprecher der Zentrumspartei, der Abgeordnete 
Trimborn, das Inſtitut der Reichskommiſſare beſprochen 
und der Auffaſſung ſeiner politiſchen Freunde dahin Aus— 
druck gegeben, daß die Bevölkerung dieſem Inſtitut keine 
beſondere Liebe entgegenbrächte und es lieber ſähe, „wenn 
die Zivilbehörden ruhig ihres Amtes walteten“. Nach dieſen 
Darlegungen bat Herr Trimborn den Reichskanzler 
Müller, in Erwägung zu ziehen, ob nicht die Reichs— 
kommiſſare, insbeſondere der in Weſtfalen, abberufen werden 
und ob nicht möglichſt bald der regelmäßige Geſchäftsgang 
der zivilen Behörden wieder hergeſtellt werden ſollte. Ob 
Herr Trimborn (mit dem ich perſönlich übrigens ſehr gut 
ſtand und deſſen Ausführungen mich keineswegs perſönlich 
treffen ſollten) wirklich der Stimmung der Bevölkerung des 
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Induſtriegebietes Ausdruck gab, als er der Abberufung des 
Kommiſſars in Weſtfalen das Wort redete, darf bezweifelt 
werden. Auch ich habe die Stimmung der Bevölkerung da- 
mals kennen gelernt, von einer beſonderen Liebe für die 
Zivilbehörden jedoch nichts erfahren. Trotzdem hatte Herr 
Trimborn in der Sache recht. Es iſt in dieſen Blättern 
wiederholt die ſchwierige Stellung des Reichskommiſſars den 
örtlichen Behörden gegenüber hervorgehoben worden. Der 
Reichskommiſſar mußte mit den provinziellen Zivilbehörden, 
mit dem Oberpräſidenten und den Regierungspräſidenten 
zuſammenſtoßen, wenn er ſeiner Entſendung gerecht werden 
wollte. Aus den gleichen Gründen mußte er auch faſt tag- 
lich die Rechtsſphäre der Zentralinſtanzen verletzen. Es hat 
wohl niemanden gegeben, der dieſen unerfreulichen Zuſtand 
härter empfunden hätte, als ich. Kaum ein Monat meiner 
Amtszeit iſt vorübergegangen, in dem ich nicht unter Hinweis 
auf die Differenzen mit den Reſſort- und Inſtanzenparti⸗ 
kulariſten der Reichs- und der Preußiſchen Staatsregierung 
den Wunſch unterbreitet hätte, mich von dem Poſten zu ent⸗ 
binden. Ich habe nichts dazu getan, daß die Miniſter Bauer 
und Noske, Hirſch und Heine mich immer wieder auf— 
gefordert haben, das Amt ſo lange weiterzuführen, bis eine 
deutlich ſichtbare Beruhigung des Gebietes eingetreten ſei. 
Mit dieſer Aufforderung folgten die Herren nicht etwa ihrer 
privaten Anſicht, ſondern nicht zuletzt den Vorſtellungen, die 
aus dem Ruhrgebiet ſelbſt an die Reichs- und Staatsregie- 
rung gelangten. Ob die Vertreter der ordentlichen Behörden 
damals in der Lage geweſen wären, die Unruhen beizulegen, 
möchte ich aus naheliegenden Gründen nicht beurteilen. Ich 
darf aber hervorheben, daß meines Wiſſens vor meiner Be— 
ſtellung die Herren Oberpräſident Prinz Ratibor, Re⸗ 
gierungspräſident Graf Meerfeld, Regierungspräſident 
Bake und Regierungspräſident Kruſe niemand gehindert 
hat, die Entbehrlichkeit eines beſonderen Kommiſſars der 
Regierung zu beweiſen. Im Gegenteil haben damals der 
Oberpräſident der Rheinprovinz und der Regierungspräſident 
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in Düſſeldorf anerkannt, daß es durchaus erwünſcht fei, zur 
Beilegung des großen Bergarbeiterſtreiks einen bevollmäch— 
tigten Vertreter der Regierung zu entſenden. Um die Mitte 
des Jahres 1919 wurden meine Vollmachten räumlich ſogar 
noch erweitert. Von beiden Regierungen wurde damals die 
Ausdehnung meiner Befugniſſe auf den Befehlsbereich des 
18. Armeekorps (Heſſen-Naſſau und kleinere Bezirke an- 
grenzender Provinzen) beſchloſſen. In der Hauptſache gaben 
Unruhen in der Siegerländer Eiſeninduſtrie den Anlaß dazu. 
Forderungen wirtſchaftlichen Charakters, die von den Ar— 
beitern der großen Montan- und Eiſenwerke den Unter- 
nehmern unterbreitet, von dieſen aber durch nur ſehr geringe 
Zugeſtändniſſe beantwortet worden waren, trugen mehrfach 
große Erregung in die Bevölkerung des Siegener Kreiſes, 
jo daß auch über dieſen Bezirk der Ausnahmezuſtand ver- 
hängt wurde. Es gelang jedoch jedesmal, die Differenzen 
durch die Schlichtertätigkeit meiner Amtsſtelle beizulegen und 
dadurch von der Durchführung ſchärferer militäriſcher Maß⸗ 
nahmen abzuſehen. 


Eine intereſſante „Sondermiſſion“ führte mich Anfang 
Auguſt 1919 nach Frankfurt a. M. 


Ende Juli 1919 gaben die Zuſtände im Frankfurter 
Polizeiweſen zu lebhaften Bedenken Anlaß. Unter der Füh⸗ 
rung eines ehemaligen Matroſen Stickelmann hatte ſich 
in den erſten Wochen nach der Revolution eine Matroſen— 
wehr gebildet, die ſich nach und nach polizeiliche Befugniſſe 
übertrug. Neben der Matroſenwehr gab es noch eine ſtarke 
Hilfspolizei, die dem Polizeipräſidenten unterſtand. Der 
kommiſſariſche Polizeipräſident Harries war nach Auffaſſung 
aller vorgeſetzten Behörden nicht imſtande, ſich durchzuſetzen 
und insbeſondere den Stellen mit der notwendigen Ent— 
ſchiedenheit entgegenzutreten, die unbefugt in ſeine Funk— 
tionen eingriffen. Dazu gehörte vor allem eine ſogenannte 
„Präſidialkommiſſion“, deren Anſprüche auf Mitwirkung 
bei der Polizeiverwaltung einen geordneten Betrieb nahezu 
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unmöglich machten. Im Laufe der Zeit wurden fo ſchwere 
Beſchuldigungen gegen Stickelmann erhoben, daß eine Be- 
ſeitigung ſeiner Wehr den Regierungen eine unabweisbare 
Notwendigkeit erſchien. Es war kaum anzunehmen, daß der 
Polizeipräſident der Durchführung dieſer Aufgabe gewachſen 
ſein würde. Eine weitere Duldung des Treibens Stickel— 
manns und ſeiner Leute aber konnte niemand verantworten. 
Anfang Auguſt habe ich deswegen in Bad Nauheim mit dem 
Oberpräſidenten Schwander, dem ſtellvertretenden Regie- 
rungspräſidenten Coßmann und dem Oberbürgermeiſter 
Voigt ſowie mit Vertretern des Generalkommandos Er— 
örterungen darüber gepflogen, wie den unerträglichen Zu— 
ſtänden in Frankfurt abzuhelfen ſei. Es beſtand Einmütig⸗ 
keit darüber, daß nur die Umbildung der Polizei in eine 
ſtraffe ſtaatliche Sicherheitspolizei geeignet fei, den Miß— 
ſtänden auf die Dauer ein Ende zu bereiten. Für das erſte 
Vorgehen zur Beſeitigung der Stickelmannſchen Wehr wurde 
die Entſendung von Militär ins Auge gefaßt, eine Maß— 
nahme, die jedoch nur dann zur Ausführung gelangen ſollte, 
wenn die Franzoſen ihre Zuſtimmung geben würden. Daran 
war bei den Beziehungen, die der Führer der Matroſenwehr 
mit dem franzöſiſchen Kommandanten Hauptmann Pomerede 
unterhielt, kaum zu denken. Die militäriſche Aktion erwies 
ſich in den nun folgenden Monaten auch nicht mehr als be— 
ſonders dringlich. Im November 1919 trat der kommiſſa⸗ 
riſche Polizeipräſident Harries zurück und an die Spitze der 
Frankfurter Polizeiverwaltung trat Fritz Ehrler, der 
heutige Wiesbadener Regierungspräſident. Obgleich die 
Frankfurter Sozialdemokratiſche Partei ſich ſcharf gegen die 
angebliche „Militariſierung“ der Polizei wiederholt aus— 
geſprochen hatte, gelang es durch die Errichtung der ſtaat— 
lichen Sicherheitspolizei nun doch recht bald, die Verhältniſſe 
in Frankfurt zur Klärung zu bringen. Stickelmanns Ma- 
troſenwehr wurde aufgelöſt, die Hilfspolizei zum großen 
Teil in die Sicherheitspolizei übernommen und die Präſidial⸗ 
kommiſſion aufgehoben. — 
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Den Beſchwerden über meine wirklichen und vermeint— 
lichen Kompetenzüberſchreitungen iſt insbeſondere Miniſter 
Heine immer nachdrücklichſt entgegengetreten. Der Miniſter 
war der Meinung, daß es ſich auch beim beſten Willen nicht 
vermeiden laſſen würde, daß hin und wieder Überſchreitungen 
der Befugniſſe des Staatskommiſſars in einzelnen Fällen 
vorkämen und daß eine feſte Kompetenzabgrenzung ſich eben 
nur in ruhigen Zeiten durchführen ließe. Er wollte ſich nicht 
dazu verſtehen, unter den außerordentlichen Umſtänden, die 
es erforderlich gemacht hatten, mir die außerordentlichen 
Befugniſſe zu erteilen, dieſe Vollmachten nachträglich einzu— 
ſchränken. Ich hätte den Beamten ſehen mögen, der unter 
den gleichen Verhältniſſen und mit der gleichen Aufgabe 
betraut, in Erfüllung eben dieſer Aufgabe keinen Kompe— 
tenzſtreit gehabt hätte. Wer nicht nur der Briefträger 
zwiſchen Bevölkerung und Zentralbehörde ſein wollte, 
ſondern beſtrebt war, unter eigener Verantwortung Maß— 
nahmen durchzuführen, die in ihrer letzten Auswirkung — 
rein verwaltungstechniſch betrachtet — zur Entlaſtung 
der Zentralbehörden dienten, der hatte nur die Wahl, ſich 
die Beſchwerden der Bevölkerung über Unterlaſſungen oder 
der ordentlichen Behördenvertretung über Überſchreitungen 
ſeiner Befugniſſe zuzuziehen. 


Dieſe Zeilen ſollen keine nachträgliche Rechtfertigung 
meines Amtes und meiner „Übergriffe“ ſein. Sie wollen 
helfen, in ähnlichen Situationen der Zukunft das Richtige zu 
treffen. Und da ſtimme ich noch einmal ausdrücklich dem 
Abgeordneten Trimborn zu, daß ohne zwingendſte Ver— 
anlaſſung die ordentlichen Behörden nicht ausgeſchaltet 
werden dürfen. Bei der Auswahl in der Beſetzung der 
wichtigſten Außenpoſten der Verwaltung muß eben von 
vornherein darauf Bedacht genommen werden, nur ſolche 
Perſönlichkeiten mit dieſen Amtern zu betrauen, die auch 
außergewöhnlichen Ereigniſſen und Anforderungen ge— 
wachſen ſind. 
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Der Reichskanzler Müller konnte bereits in derſelben 
Sitzung der Nationalverſammlung dem Abgeordneten 
Trimborn antworten, daß das Reichskabinett {chon all- 
gemein verfügt habe, in Unruhezeiten in den einzelnen Be⸗ 
zirken des Reiches die vollziehende Gewalt an den höchſten 
Zivilbeamten zu übergeben. Danach ſollte bei Unruhen in 
Preußen, die eine ganze Provinz erfaſſen, der Oberpräſident 
Inhaber der vollziehenden Gewalt werden. Aus dieſer An⸗ 
ordnung der Reichsregierung ſind von der Preußiſchen Re⸗ 
gierung kurze Zeit darauf auch die entſprechenden Folgerungen 
gezogen worden. In einer am 3. Mai abgehaltenen Chef- 
beſprechung, an der Reichsminiſter und preußiſche Miniſter 
teilnahmen, wurde der Oberbefehl über die Entwaffnungs⸗ 
operation ſüdlich der Ruhr dem Oberpräſidenten von Weſt⸗ 
falen, Dr. Würmeling, übertragen und ferner beſtimmt, 
daß auch die Geſchäfte des Regierungskommiſſars für die 
Gebietsteile nördlich der Ruhr auf ihn übergehen ſollten. 

Im Herbſt des Jahres 1923 iſt die Reichsregierung durch 
die Übertragung der vollziehenden Gewalt an die Militär⸗ 
befehlshaber von ihrem Beſchluß abgewichen. Ich möchte 
wünſchen, daß in künftigen Fällen die Praxis des Frühjahrs 
1920, die übertragung an die Oberpräſidenten, wieder zur 
Geltung kommt. 

Mit dem Beſchluß vom 3. Mai war die Einrichtung des 
Reichs⸗ und Staatskommiſſars, ſoweit fie mit der Aufrecht— 
erhaltung der Ruhe und Ordnung im Zuſammenarbeiten mit 
den Militärbehörden befaßt war, gegenſtandslos geworden. 

* 


An den Lohnbewegungen der Bergarbeiter waren faſt in 
allen Fällen auch die Angehörigen mehrerer anderer Berufe, 
Heizer, Maſchiniſten, Metallarbeiter, techniſche und kauf— 
männiſche Angeſtellte uſw. beteiligt. Zur Schlichtung von 
Differenzen, die ſie bzw. ihre Organiſationen mit den Werks⸗ 
verwaltungen hatten, wurde meine Amtsſtelle angerufen, 
die ſich dem Rufe nicht immer durch den Hinweis entziehen 
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konnte, daß ja doch die örtlichen Schlichtungsausſchüſſe in 
erſter Linie berufen ſeien, bei Arbeitsſtreitigkeiten zu ver— 
mitteln. Nach ganz kurzer Zeit folgten auch diejenigen 
Berufe, die mit dem Bergbau in keinem oder nur loſem 
Zuſammenhang ſtanden und bald gab es überhaupt keinen 
Erwerbszweig mehr, deſſen Angehörigen ſich nicht bei 
drohenden Streitigkeiten an den Reichskommiſſar zur Ver— 
mittlung oder Entſcheidung wandten. Müller und Bäcker, 
Bierbrauer und Gaſtwirtsgehilfen, Binnenſchiffer und 
Straßenbahner, Transportarbeiter und Handlungsgehilfen, 
Glasarbeiter und Buchdrucker, Metallarbeiter und Elektriker, 
Gas- und Waſſerwerksarbeiter, — fie alle wandten ſich an den 
Reichskommiſſar, beſonders dann, wenn infolge ergebnisloſer 
Verhandlungen zwiſchen Arbeitgeber- und Arbeitnehmer— 
organiſationen Streiks oder Ausſperrungen drohten. Es 
kamen dann nicht nur die Arbeiter und ihre gewerkſchaftlichen 
Organiſationen, ſondern auch die Arbeitgeber und ihre In— 
tereſſenverbände bedienten ſich faſt ebenſo häufig der Ver— 
mittlung des Reichskommiſſars. Durch dieſe Tätigkeit hatte 
ſich das Kommiſſariat ein fo großes Maß an Vertrauen 
erworben, daß in dem einen Jahre ſeiner Wirkſamkeit 
rund 300 Schlichtungsfälle erledigt werden konnten. Der 
Reichskommiſſar galt allgemein als die Behörde, die durch 
Einigung oder Schiedsſpruch ſchließlich allen Lohnſtreitigkeiten 
ein Ende zu machen berufen ſei. Es iſt zweifelhaft, ob die 
Reichs⸗ und Staatsregierung, die im April 1919 meine Ent⸗ 
ſendung verfügte, ſich unter dieſer Tätigkeit Die Maßnahmen 
oder eine der Maßnahmen gedacht haben, die zur Aufrecht— 
erhaltung der Ruhe und Ordnung erforderlich ſeien. Immer— 
hin ſtellte ſich ſehr bald heraus, daß gerade die Schlichter— 
tätigkeit die dankbarſte und fruchtbarſte zur Aufrechterhaltung 
der Ruhe und Ordnung überhaupt war. Die Verhütung 
von Streiks und Ausſperrungen war das ſicherſte Mittel in 
der wirtſchaftlich und politiſch ſo bewegten Zeit, Anſamm— 
lungen auf Straßen und öffentlichen Plätzen zu vermeiden. 
Die Aufbeſſerung der Lohn- und Akkordſätze, durch die Ver— 
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mittlertätigkeit einer Reichsſtelle herbeigeführt, ſtärkte das 
Vertrauen der Arbeiterſchaft in die ſozialpolitiſche Einſicht 
der Behörden, während die Zurückweiſung übertriebener 
Forderungen den Arbeitgebern die Überzeugung verſchaffte, 
daß die beſondere Lage einzelner Induſtriezweige bei den 
Entſcheidungen meiner Amtsſtelle jede nur vertretbare Be— 
rückſichtigung fand. Wenn gegen Ende des Jahres 1919 
nicht nur vom Bergbau, ſondern von den meiſten induſtriellen 
Unternehmungen des Ruhrreviers feſtgeſtellt werden konnte, 
daß in der Streikbewegung durch Herabminderung der 
Streikfälle und der Streikziffern eine deutlich wahrnehmbare 
Beruhigung eingetreten war, dann durfte ſich dieſen Erfolg 
nicht in letzter Linie die Schlichtertätigkeit des Reichs⸗ 
kommiſſars zuſchreiben. 


Dieſe Erwägungen führten in der gemeinſchaftlichen 
Sitzung der Reichs- und preußiſchen Miniſterien vom 3. Mai 
dazu, die Einrichtung in dem bezeichneten Umfange und auf 
das wirtſchaftliche und ſoziale Tätigkeitsgebiet begrenzt als 
Schlichterſtelle des Reichsarbeitsminiſters beizubehalten. Für 
die Erfüllung dieſer Aufgabe war nun Münſt er nicht mehr 
der geeignete Amtsſitz. Die Überſiedlung nach Dortmund, 
das als der Mittelpunkt des Ruhrreviers angeſehen werden 
konnte, erfolgte nach der Abwicklung der noch anhängigen 
Sachen, die mit den früheren politiſchen Aufgaben des Kom— 
miſſars in Verbindung ſtanden. Mehlich wurde der Leiter 
der Stelle. 


Was Ernſt Mehlich durch ſeinen Fleiß und durch ſeine 
Geſchicklichkeit aus der Einrichtung dann gemacht hat, iſt aus 
Anlaß ſeines tragiſchen Todes von allen Seiten rühmend 
hervorgehoben worden. Es entbehrt nicht eines gewiſſen 
Reizes, hierbei zu erwähnen, daß in der Beſchwerde eines 
hohen Verwaltungsbeamten an das Miniſterium des Innern 
über Zuſtändigkeitsüberſchreitungen des Reichskommiſſars 
moniert wurde, daß ich eine ſo „wenig geeignete Perſönlich— 
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keit“, wie Mehlich, mit meiner Vertretung betraut habe. 
Die Entwicklung der Ruhrſchlichterſtelle hat auch dieſe irrige 
Auffaſſung gründlich korrigiert. 

Es iſt mir wiederholt der Vorwurf gemacht worden, daß 
ich zu Mitarbeitern nur Männer meines politiſchen Glau— 
bensbekenntniſſes herangezogen hätte. Er iſt inſofern be— 
rechtigt, als ich in der Tat außer Mehlich abwechſelnd Mit- 
glieder des Deutſchen Bergarbeiter-Verbandes und den Ab— 
geordneten Woldt um ihre Mitwirkung im Kommiſſariat 
gebeten hatte, — alles Männer, die der Sozialdemokratiſchen 
Partei angehörten. Über die Dauer meines Kommiſſoriums 
waren keine Beſtimmungen getroffen, ich rechnete urſprüng— 
lich mit einer Arbeit von vier Wochen. Daß ich zur Hilfe— 
leiſtung für dieſe Zeit Männer heranzog, deren Fähigkeiten 
und Charakterveranlagung mir bekannt waren, wird nie- 
mandem ſonderlich auffallen. Die ſpäteren Verlängerungen 
meines Auftrags waren ebenfalls kurz befriſtet. Nie iſt mir 
der Gedanke gekommen, aus dem Amt, wie ich es führte, 
eine Dauereinrichtung zu machen. So erklärt es ſich, daß 
Mitglieder anderer Parteien oder Gewerkſchaften an der 
Einrichtung nicht beteiligt waren. Meinen Freunden Mehlich 
und Woldt konnte ich zumuten, in kritiſchen Wochen für 
längere Zeit auf Familie, Muße und Bequemlichkeit zu ver- 
zichten. Das Amt forderte beſonders in den letzten Wochen 
eine Selbſtverleugnung, zu der im bureaukratiſchen Betrieb 
wohl kaum jemand bereit geweſen wäre. In der engen 
Kameradſchaft alter Kampfgenoſſen erſchien ſie ſelbſtverſtänd— 
lich, wurde die Arbeit geleiſtet. 

Und unſer Lohn beſtand in dem Bewußtſein, in des neuen 
Staates ſchwerſter Zeit mitgeholfen zu haben an der Feſti— 
gung ſeiner wirtſchaftlichen Grundmauern. Dieſes Gefühl 
hat uns zuverſichtlich, doch nicht überheblich geſtimmt. Denn 
ſchließlich danken wir alles, was wir an Beſſerungen er— 
reichten, der Intelligenz und Diſziplin der organiſierten 
Arbeiter, die trotz aller Lockungen und Verhetzungen am 
Ende die Sieger blieben. 
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Maſſen und Führer 


Als im Februar 1919 die Leiter der Stadtverwaltungen 
Hagen und Eſſen bei den Zentralſtellen in Berlin die Ent— 
ſendung eines bevollmächtigten Vertreters der Regierungen 
erbaten, der die Aufgabe haben ſollte, mit Vertretern der 
Arbeiterſchaft bei auftauchenden wirtſchaftlichen und poli⸗ 
tiſchen Streitigkeiten zu verhandeln, da lag zunächſt nichts 
näher, als einen im Ruhrgebiet anſäſſigen Vertrauensmann 
der Arbeiterſchaft mit dieſer Miſſion zu beauftragen. Die 
Reichsregierung hat dieſen Gedanken jedoch nicht erwogen 
und ohne jede Erörterung mich mit der Aufgabe betraut. 
Das hatte den Nachteil, daß es übelwollenden Kritikern nun 
nicht allzu ſchwer fiel, bei der Beſprechung nicht gerade an- 
genehmer Maßnahmen des Reichskommiſſars den „Mann 
aus Berlin“ nach Strich und Faden gehörig abzukanzeln. 
Aus Berlin war ich nun gerade nicht. Selbſt Weſtfale und 
beruflich wie politiſch mit dem Ruhrrevier eng verbunden, 
hatte ich bei früheren Streikbewegungen der „Kumpel“ mit 
in ihren Reihen geſtanden, in ihren Verſammlungen ge— 
ſprochen, ihren Beratungen beigewohnt. Aber ich hatte doch 
nicht den unmittelbaren Kontakt mit den Maſſen des fiid- 
lichen Weſtfalens und des Niederrheins, wie etwa Hue und 
Sachſe oder Imbuſch und Steger. Doch ſchon in den erſten 
Tagen meiner Tätigkeit konnte ich mich davon überzeugen, 
daß dieſes Manko nicht allzu ſchwer wog. „Gegen das 
Bonzentum der Gewerkſchaften“ war der Tenor aller Ver— 
ſammlungsreden der Syndikaliſten und Kommuniſten. Die 
Bonzen ſollten verantwortlich dafür fein, daß die Soziali⸗ 
ſierung des Bergbaus bei der Revolution nicht flugs mit 
durchgeführt worden war. Wie nach dem militäriſchen Zu— 
ſammenbruch die politiſche Vertretung der deutſchen 
Arbeiterklaſſe die Republik proklamiert hatte, ſo hätten die 
„Bonzen“ der Gewerkſchaften den Bergbau enteignen müſſen. 
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Daß fie es nicht getan, erſchien den Maſſen als Verrat an 
der Arbeiterklaſſe, als der ſprechendſte Beweis ihrer Ab— 
hängigkeit vom Grubenkapital. 

Freilich nicht ſofort. Das Abkommen vom 14. November 
1918 wurde zunächſt mit Genugtuung begrüßt. Dann aber 
erhoben ſich die Sozialiſierungs-Apoſtel. Sie höhnten die 
Gewerkſchaftsführer, daß fie für das Linſengericht eines neuen 
Lohnabkommens das Erſtgeburtsrecht der Bergarbeiter am 
Eigentum der Bergbetriebe verraten hätten. Sozialiſierung 
war gleichbedeutend mit Beteiligung am Gewinn, Ssoziali— 
ſierung war höherer Lohn und kürzere Arbeitszeit. Soziali⸗ 
ſierung war gleichbedeutend mit genoſſenſchaftlichem Betrieb 
des Kohlenbergbaus, Sozialiſierung war Abſetzung der 
Werksdirektoren und anderer Werksbeamter. Sozialiſierung 
war der Funke, der die Maſſen entzündete. Ihr Glaube war 
unerſchütterlich: Wenn es möglich war, die Fürſten zu ver— 
jagen und das Volk zum Souverän auszurufen, dann mußte 
die Enteignung des Grubenkapitals ein Kinderſpiel dagegen 
ſein. Eine Gelegenheit war verſäumt — durch die Schuld 
der „Bonzen“. Jetzt ſollten ſie ihren Verrat nicht weiter 
treiben. Die Maſſen wollten ihr Geſchick ſelbſt in die Hand 
nehmen und jeden zermalmen, der ſich ihnen entgegenſtellen 
würde. 

In dieſe Pſychoſe, in dieſes Machtbewußtſein der Maſſen 
paßten die Mahnungen und Belehrungen der gewerkſchaft— 
lichen Führer ſchlecht hinein. Wer in jenen Tagen verſuchte, 
den Maſſen die Grenzen der Gewerkſchaftsmacht und der 
Durchführbarkeit des Maſſenwillens aufzuzwingen, war der 
Bremſer, der Bonze, der Verräter. 

Um ſo üppiger gediehen auf dieſem Stimmungsboden die 
„Führer“, die, ungetrübt von Sachkenntnis und unbelaſtet 
von jeder Verantwortung, heute mit ſicherem Inſtinkt die 
Situation erfaßten und morgen ſchon als die kühnſten Inter— 
preten des Maſſenwillens an der Spitze ſtanden. 

Einer der intereſſanteſten dieſer „Führer“ war der Dort— 
munder Kommuniſt Adolf Meinberg. Für einen kauf— 
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männiſchen Beruf vorbereitet, war er im Kriege Soldat und 
beim Ausbruch der Revolution Mitglied eines Soldatenrats. 
Man hat mir geſagt, daß er vor dem Kriege mit SHeiligen- 
bildern gehandelt habe. Von Heiligen und Gläubigen hatte 
er, wenn nicht noch anderes, jedenfalls die pathetiſche Sprache 
und die Eindringlichkeit des Vortrags. Seine Bibel war 
„Das Kapital“ von Marx. Aber wie ſo viele Fromme hatte 
er ſeine Bibel nie geleſen, ſondern nur einige Sprüche aus 
ihr auswendig gelernt. Mit der Inbrunſt eines Gläubigen, 
die Kritikloſen wie Überzeugungstreue erſcheinen konnte, 
redete er auf die Maſſen ein. Sachlichkeit war ihm ein 
Fremdwort, das er nicht verſtand. Es gab für ihn nur gute 
und böſe Menſchen. Seine Hörer waren die Guten, und er 
war ihr Prophet. Jeder Unternehmer ſelbſtverſtändlich ein 
Vampir, böſe von Jugend auf. Das war zwar nicht ganz 
marxiſtiſch gedacht, aber wer prüfte die Meinbergſchen Ge— 
dankenmünzen auf ihre Echtheit nach? 


Solange er ſich darauf beſchränken durfte, dieſe Gedanken 
und Meinungen ſeinen Gläubigen zu ſuggerieren, blieb er 
der Held. Wenn er vor den Maſſen ſtand und ihnen den 
nahen Sieg ihrer Idee prophezeite, dann peitſchten ihn die 
brauſenden Zuſtimmungskundgebungen zu immer größerer 
Ekſtaſe an. Und immer hemmungsloſer floſſen die Ver— 
heißungen aus ſeinem Munde. Aber dann wurde er „Ober— 
bürgermeiſter“ von Dortmund, und nun ſtießen ſich auch bei 
ihm die Sachen hart im Raum. Die Sozialiſierungspläne 
waren ſchon bedenklich verblaßt, mit der Sechsſtundenſchicht 
war in Dortmund nicht viel zu erobern. Die Räterepublik 
hatte ebenfalls ihre Zauberkraft verloren. Dafür aber mußte 
er die Herabſetzung der Brotration bekannt machen und für 
ſeine „Ordnungspolizei“ die Löhnung ſchaffen, um wenig⸗ 
ſtens dieſe Garde bei guter Laune zu halten. Denn ſonſt war 
niemand in Dortmund noch gut gelaunt. Das Hungergeſpenſt 
ſchlich ſchon durch die Straßen, und Meinbergs Bibelſprüche 
machten kein Kind mehr ſatt. 
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Das alles hatte ihn wohl zur Beſprechung nach Münſter 
getrieben. Er wollte den Anſchluß nicht verſäumen; einmal 
— das wußte er — würde er Abſchied nehmen müſſen vom 
Dortmunder Stadthaus. Aber bis dahin — jeder Tag 
drängte! — mußte auch er Kartoffeln und Mehl und Milch 
für ſeine Stadt bekommen. 

In Münſter ſah ich ihn, als die blaſſe Todesangſt ihm die 
Toga des Demagogen von der Schulter gezogen. Das war 
kein Abſtieg mehr, das war der Sturz. Er blieb zwar 
am Leben, und auch noch einige Tage auf dem Throne des 
Räte⸗Diktators. Und doch war er geſtorben: er hatte den 
Glauben an ſich und an den Sieg der von ihm berauſchten 
Maſſe verloren. Ein erloſchener Komet. — 

Der Lehrer Carl Stemmer, der als Kommandant 
eines Frontabſchnitts der Arbeitertruppen in den erſten 
Tagen der Kapp⸗Unruhen eine nicht geringe Popularität 
beſaß, hatte nichts von der Rhetorik und der Demagogie 
Meinbergs. Nach der Revolution kam er zu den Unab— 
hängigen, deren Hochburg Hagen war. Eine komplizierte 
Natur. Gefühl und Verſtand lagen bei ihm zu oft im Streit, 
dann war er heute Himmelsſtürmer und morgen Skeptiker. 
Fühlte er aber keine Hemmungen, bejahte der Verſtand, wenn 
das Gefühl ihn drängte, dann war er geſchloſſen, fertig, aus 
einem Guß. Dann wirkte er, der glühende Idealiſt, nicht 
durch Worte und Geſten, ſondern durch das Beiſpiel. Als 
durch die Maſſen die Parole lief, „gegen Kapp“, als ſich die 
Bewegung im Hagener Bezirk zu dem feſten Willen formte, 
alles, auch das Leben einzuſetzen gegen die militäriſchen 
Verſchwörer, da blieb der Lehrer in Bommern nicht zu 
Hauſe. Jetzt beſeelte ihn nur der eine Gedanke, mit den 
Maſſen zu kämpfen und zu ſiegen. „Und ſetzet ihr nicht 
das Leben ein, — wie kann euch das Leben gewonnen 
ſein!“ Das war für ihn ſo ſchlüſſig, daß es kein Zaudern 
gab. Seine militäriſchen Erfahrungen und Kenntniſſe kamen 
ihm derart zu ſtatten, daß, als ihn das Vertrauen ſeiner 
Kameraden mit an die Spitze der Hagener Bewegung berief, 
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er die militäriſche Führung eines wichtigen Abſchnittes über⸗ 
nehmen konnte. 

Seine Truppen hatten Erfolg. In wenigen Tagen waren 
aus dem Ruhrrevier alle Soldaten vertrieben, die Polizei 
entwaffnet. Wenn Haſenclever und Lange, Lichtſchlag und 
Schulz wirklich mit Lüttwitz im Bunde ſtanden, dann war 
durch ihre Niederlagen dieſes Bündnis im Weſten Deutſch⸗ 
lands gegenſtandslos geworden. Lüttwitz ſelbſt hatte ja auch 
ſchon nach fünf Tagen ſeiner Wehrminiſter-Herrlichkeit Ber⸗ 
lin wieder verlaſſen müſſen. Alſo Sieg auf der ganzen Linie! 

In dieſer Situation kam Stemmer auf die Bielefelder 
Konferenz. Er ſprach nicht viel. Aber der Glanz ſeiner 
Augen verriet, daß er bei der Sache war, wie nur einer. 
Und als am Abend von allen Seiten der Wunſch geäußert 
wurde, den ſoeben abgeſchloſſenen Waffenſtillſtand an den 
Fronten effektiv zu machen, da machte er ſich ſtark, ſelbſt in 
die Linien zu eilen und die Waffenruhe anzuordnen. Furcht 
kannte er noch nicht. Und doch war er in ſeinem Innern 
wieder geſpalten. Das Kampfziel, um das die Hagener aus- 
zogen, die Vertreibung der Kapp-Truppen, war ja erreicht. 
Wofür kämpfte man noch? 

Den leidenſchaftlichen, todesmutigen Abſchnittsführer 
machte ſein Erfolg zu einem ebenſo leidenſchaftlichen Ver— 
fechter der Abrüſtung. Mit den Ausſchreitungen unkon— 
trollierbarer Banden wollte er nichts gemein haben. Aber 
die Maſſe warf ſich nicht fo ſchnell herum, wie ihn fein Ver⸗ 
ſtand zur Umkehr gedrängt hatte. Das verſtrickte ihn 
wieder in die alten Zweifel, dämpfte ſeinen Tatendrang, 
lockerte ſchließlich auch das Verhältnis zu ſeiner Partei. Wie 
gekommen, ſo verglommen. 

Später iſt der Zerriſſene ganz aus der Bahn geworfen. 
Dunkle Geſchichten, die Zweifel in die Lauterkeit ſeiner Ab⸗ 
ſichten ſetzen können, haben ihn vertrieben. Ob er ſchon 
einen Rektor gefunden hat, den er, wie Ulrik Brendel in 
Ibſens „Rosmersholm“ um ein paar alte abgelegte Ideale 
angehen kann? 


244 


Konrad Ludwig war kein Neuling in der Arbeiter— 
bewegung mehr, als die Ereigniſſe der Jahre 1919 und 1920 
den Weſten erſchütterten und auch ſeinen Wirkungsbereich 
erfaßten. Schon der Weltkrieg hatte gerade an ihn, der be— 
rufen war, in ſchwerſter Zeit und in einem ſchwierigen Bezirk 
die Organiſation der Partei zuſammenzuhalten, hohe An— 
forderungen geſtellt. Bei der Parteiſpaltung trat er auf die 
Seite der Unabhängigen. Die Tradition ſeines Bezirkes und 
ſein eigener Sturm und Drang ließen ihm keine Wahl. Aber 
auch in der neuen Partei blieb er, der er war: der Mann, der 
mit ſeiner ganzen Perſönlichkeit zu ſeiner Sache ſteht, der 
aber nie die Wirklichkeit überſieht und nicht gern mit den 
dürren Stangen von Doktrinen im luftleeren Raum herum— 
ſtochert. Dem Redner Ludwig leiſtete ſein Stimmorgan 
ausgezeichnete Dienſte. Wenn er in einer Verſammlung 
ſprach, dann dröhnte der Saal wie Trommelſchlag einer 
ſchmetternden Reveille. Das entſprach der ganzen Perſönlich— 
keit des Mannes, der aufrütteln und wecken und ſelbſt lieber 
Treiber als Führer ſein wollte. Das Hoſianna der Maſſen 
hat ihn nie berauſcht, ihr Kreuziget nie geſchreckt. 

Der Kapp⸗Putſch ſollte die Hagener Arbeiter auf dem 
Poſten finden. Während die Berliner Spartakiſten ſich aufs 
neue ihre Ohnmacht beſcheinigten und willig den Rapp-Ver- 
ſchwörern das Feld überlaſſen wollten, rüſteten die ſozia— 
liſtiſchen Arbeiter zur Abwehr. Die Hagener wollten dabei 
ſein. Ludwig rief ſie, und ſie kamen. In Wetter, Herdecke 
und Aplerbeck ſetzten ſie dem Vormarſch Lichtſchlags ein Ziel. 
Dann ſchwoll der Heerhaufen, Unbekannte und Unberufene 
ſchloſſen ſich ihm an. Die Arbeitsruhe begünſtigte den Zu— 
ſtrom. Die erſten Ausſchreitungen wurden gemeldet. Lud— 
wig ſah mit eigenen Augen, wie gierig einzelne Arbeiter— 
haufen ſich auf die Körper der gefallenen Pferde warfen, um 
bei der Teilung dieſer Beute ein Stück Fleiſch zu erobern. 
Sah, wie die verwundeten Soldaten in Wetter von einer 
beſinnungsloſen Maſſe zu Tode getreten wurden. Das nutz— 
loſe Gemetzel in Dortmund wurde bekannt. Da wurde es 


245 


Zeit, die Maſſen wieder auf die Arbeitsplätze zu bringen. 
Wie die Reichsregierung aus Stuttgart die Bergarbeiter zur 
Wiederaufnahme der Arbeit aufrief, war Ludwig mit ſeinem 
Freunde Ernſt im Hagener Bezirk im gleichen Sinne tätig. 
Mit Erfolg. In Hagen iſt nicht eine Fenſterſcheibe zerſchlagen 
worden. 

Als Ende April ſich die Verfaſſunggebende Preußiſche 
Landesverſammlung mit den Ruhrunruhen beſchäftigte, er— 
klärte der Sprecher der Demokratiſchen Partei, Dr. Jordan: 
„Ich freue mich, daß der Abgeordnete Ludwig die ganze Zeit 
hindurch ehrlich dem Oberbürgermeiſter von Hagen zur Seite 
geſtanden hat, für Ruhe und Sicherheit zu ſorgen.“ — 

In normalen Zeiten ſtand bei den Bergarbeitern Deut{ch- 
lands der in Hörde geborene Otto Hue in höchſtem An— 
ſehen. Seine Popularität beſchränkte ſich nicht auf die Kreiſe 
ſeiner eigenen Gewerkſchaft, — auch bei den „Chriſtlichen“ 
und den Hirſch-Dunckerſchen hörte man gern auf ſeinen Rat, 
ſchätzte man ſein reiches Wiſſen. Keiner verſtand es ſo gut, 
wie er, im Verkehr mit den „Kumpeln“ den richtigen Ton zu 
treffen. Keiner verfügte ſo wie er über das Geſchick, bei 
Verhandlungen mit dem Bergbaulichen Verein oder anderen 
Arbeitgeberorganiſationen verſchwiegene Tatſachen in das 
rechte Licht zu rücken, Übertreibungen auf das zutreffende 
Maß zu reduzieren. Oft war Stinnes ſein Kontrahent, und 
dann war es von höchſtem Intereſſe, die Beweisführung der 
beiden Männer zu verfolgen. Scharfe Worte verſchmähten 
beide nicht, und manchmal flogen auch ſpöttiſche Bemerkungen 
hinüber und herüber. Einmal ſollte ich auf Aufforderung 
der beiden entſcheiden, wer von ihnen der größere „Schlicken— 
fänger“ (d. i. Durchtriebener, Fuchs) ſei. Ich habe mich der 
Auskunft enthalten, um nicht am anderen unrecht zu begehen. 

Trotz ſeiner überragenden Perſönlichkeit und ſeiner 
Popularität blieb Otto Hue in dem ganzen Unruhe-Jahre 
doch im Hintergrunde. Er ging keinem Kampfe aus dem Wege, 
und doch lag es ihm nicht, ſich mit halbreifen Burſchen, die 
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ſich ein paar radikal⸗geſchwollene Phraſen angeleſen hatten, 
über Sozialiſierung des Bergbaues auseinanderzuſetzen. 
Dieſe Burſchen beherrſchten mit ihren Phraſen wochenlang 
die Verſammlungen des Reviers. Den Bergbau kannten ſie 
kaum, von den Zuſammenhängen der deutſchen Wirtſchaft 
mit der internationalen Politik verſtanden ſie noch weniger. 
Wozu auch? Ihr Sprüchlein von der „Sozialiſierung“ ge— 
nügte ja, um gegen die „Bonzen“ und die „Spießer“ wettern 
zu können und — Anhänger zu finden. Dieſe Erſcheinungen 
konnten manchen trübe ſtimmen, konnten an den Erfolgen 
einer jahrzehntelangen Aufklärungsarbeit zweifeln laſſen. 
Hue ließ ſich nicht beirren, er glaubte an den Sieg der Ver— 
nunft — trotz Spartakus und Kapp. 


Und er arbeitete für dieſen Sieg. Er war keinen Augen— 
blick die gekränkte Leberwurſt. Die Kläffereien der Soziali⸗ 
ſierungsphraſeure drangen nicht an ihn heran. Wo es fehlte, 
griff er ein. Da war ihm kein Weg zu weit, keine Mühe zu 
groß. Er fand den Mut, der Agitation zur Einführung der 
Sechsſtundenſchicht entgegenzutreten. Aber während die 
ſpartakiſtiſchen Zentralräte im Eſſener „Kaiſerhof“ und ſpäter 
in Barmen vergeblich erwogen, berieten und reſolvierten, 
wie dem hungernden Ruhrrevier Lebensmittel zugeführt 
werden könnten, da reiſte Hue nach Holland und benützte alle 
ſeine perſönlichen Verbindungen, um die ins Stocken ge— 
ratenen Sendungen zum ſchnellſten Abrollen zu bringen. 
Dieſer eine Hue hat für die Bergarbeiter ſeiner Heimat in 
einer Woche Kapp-Revolte mehr getan, als der geſamte 
Eſſener Zentralrat während ſeiner ganzen Lebens— 
dauer. 


Hue und Johann Giesberts waren lange Zeit 
Antipoden. Die chriſtlichen Gewerkſchaften waren gegen die 
freien ins Leben gerufen worden, und Giesberts ſtand lange 
Jahre in Rheinland-Weſtfalen an ihrer Spitze. Die oſtentative 
Betonung ihres chriſtlichen und nationalen Charakters 
empfand gerade Hue als unſchicklich und anmaßend. Er und 
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Giesberts vertraten Bergbaukreiſe im Reichstag (Bochum 
und Eſſen); das brachte zwar gemeinſame Aufgaben, aber 
gelegentlich auch Gegenſätze, die die beiden Kämpfernaturen 
dann in aller Schärfe zum Austrag brachten. So ſtanden 
ſie ſich oft als Gegner gegenüber. 

Das Unruhejahr ſah die beiden jedoch Schulter an Schulter. 
Giesberts, der Reichspoſtminiſter geworden war, betrach— 
teten die chriſtlichen Gewerkſchaften als ihren Vertrauens— 
mann im Kabinett. Was im Ruhrgebiet vorging, berührte 
ihn doppelt: als Rheinländer kannte er die große Bedeutung 
ſeiner engeren Heimat für die deutſche Wirtſchaft, und als 
Regierungsmitglied wurde ihm durch die Noten der Entente 
mit jedem Tage deutlicher vor Augen geführt, daß die Er— 
füllung der Friedensbedingungen nicht zuletzt abhängig war 
von der ungeſtörten Funktion der Ruhrwirtſchaft. So kam 
es, daß er immer auf den Plan trat, wenn im Ruhrrevier 
wichtige Entſcheidungen zu treffen waren. Als in der Frage 
der praktiſchen Durchführung der Sechsſtundenſchicht die 
Gewerkſchaften aus naheliegenden Gründen zögerten, eine 
klare, unzweideutige Stellungnahme zu formulieren, da 
trat Giesberts vor. Während ich in Eſſen in einer 
gemeinſchaftlichen Sitzung der Verbandsvertreter mit dem 
Bergbaulichen Verein das „un annehmbar“ der Re- 
gierungen auseinanderſetzte, erklärte er in Berlin in einer 
Rede, daß die deutſche Volkswirtſchaft die mit der Einführung 
der Sechsſtundenſchicht verbundene Herabminderung der 
Produktion nicht ertragen könne und die Reichsregierung 
darum feſt entſchloſſen fei, den Verſuchen auf gewaltſame Er- 
zwingung mit allen Mitteln entgegenzutreten. 

Auch in der Frage der Überſchichten, deren Propaganda 
damals auch nicht gerade populär war, hat Giesberts eifrig 
mitgeholfen, die Bedenken ſeiner gewerkſchaftlichen und poli- 
tiſchen Freunde gegen die obligatoriſche Einführung zu zer- 
ſtreuen. 

Und endlich danke ich ihm eine treue Waffenbrüderſchaft 
in und um Bielefeld. Es iſt ſchon geſagt worden, wie ſeltſam 
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ſich ein Teil der Zentrumspreſſe in jenen Tagen verhielt. 
Die Plünderungen der Rotgardiſten in Dülmen, Haltern, 
Coesfeld uſw. hatten die Bauern des Münſterlandes in eine 
durchaus verſtändliche Aufregung verſetzt. Daß auf ihre 
Hilferufe nicht ſofort Militär kam, daran war nur der Reichs— 
kommiſſar ſchuld, der mit ſeinen „roten Freunden“ lieber 
ver handele, als gegen fie handele!!! So ungefähr 
ſagten's ja die Soldaten auch, wenn auch mit anderen 
Worten, und in den Fraktionen des Zentrums fand dieſe 
Lesart ebenfalls Eingang und — Zuſtimmung. Da war es 
wieder Giesberts, der mutig der Wahrheit die Ehre gab und 
ſeine und ſeiner Freunde Mitwirkung am Bielefelder Ab— 
kommen in den Fraktionen und in der Offentlichkeit recht— 
fertigte. Heute dürfte auch wohl im Zentrum keine 
Meinungsverſchiedenheit mehr darüber beſtehen, wem die 
Geſchichte im Streit von damals recht gegeben. 

In Bielefeld wirkte Giesberts durch die Knappheit und 
Wucht ſeiner Erklärungen. „Wir haben mit Kapp nicht ver- 
handelt, wir werden auch mit Kampfzentralen der Arbeiter 
nicht verhandeln!“ — „Die Regierung kann ſich unmöglich 
von Verhandlungskommiſſionen vorſchreiben laſſen, mit 
welchen Männern ſie arbeiten und wen ſie entlaſſen ſoll.“ — 
Das alles hatte auch ich ſchon zu wiederholten Malen geſagk. 
Giesberts unterſtrich es mit der Autorität des Kabinetts— 
mitgliedes und mit der Überzeugungstreue des Mannes, bei 
dem Verhandlungen zur Verhinderung von Blutvergießen 
nicht zu Schachergeſchäften herabſinken dürfen. An ihm 
brach ſich die Maſſenſtimmung jener Tage, aber auch das 
Vorurteil der Männer, in deren engem Kreiſe fic) auch der . 
Sinn verengert hatte. 

Die Maſſenſtimmung wurde in jenen Zeiten oft zum 
Maſſenſturm, ja, zum Maſſenwahnſinn. Wie anders wären 
die Gemetzel in Wetter, Dortmund und Eſſen zu erklären? 
Und doch: wo ein ſtarker, zielbewußter Wille ſich ihm ent— 
gegenſtellte, da brach er ſich, ebbte er ab. Freilich, mit der 
Stärke einer „gepanzerten Fauſt“, mit bloßem Kraftmeier— 


249 


tum war wenig getan. Und der Beamte, der verſucht hatte, 
mit Paragraphen des Strafgeſetzbuches oder anderer Geſetze 
die Bewegung zu beſchwören, hätte elend Schiffbruch erleiden 
müſſen. Aber wer es verſtand, aus dem Chaos die Kräfte 
herauszufinden, die trotz aller politiſchen Meinungs- 
verſchiedenheiten ſchließlich doch dem einen Ziele, dem der 
Wiederaufrichtung Deutſchlands zuſtrebten, der war Sieger, 
an dem zerſchellten die Wogen. 


In Duisburg hatten ſchon im Januar 1919 bei Lebens- 
mittelunruhen wüſte Haufen den Oberbürgermeiſter 
Dr. Jarres beſchimpft und mißhandelt. Einem wilden 
Zuge ſollte er eine rote Fahne vorantragen. Jarres beugte 
ſich nicht, er drohte nicht — Wahnſinnigen ſoll man nicht 
widerſprechen. Aber er kehrte wieder auf ſeinen Platz zu⸗ 
rück, von dem man ihn vertreiben wollte. Standen ſchon 
vordem alle ruhigen Kreiſe Duisburgs auf ſeiner Seite, ſo 
imponierte dieſe Haltung auch dem Mob. Und Jarres klebte 
nicht an ſeiner Amtsſtube. Es gab keine größere politiſche 
oder Lohnbewegung, die ſeine Stadt berührte, — er war mit 
dabei, ſie in ruhige Bahnen zu lenken. Das war in Duisburg 
nicht immer leicht. Eine beſonders wilde Gruppe von Syndi⸗ 
kaliſten aus dem beſetzten Gebiet kam nach Duisburg, zündete 
ein politiſches Feuerchen an, verſchwand dann wieder und 
entzog ſich ſo dem polizeilichen Zugriff. Die beſonders 
radikalen Arbeiter des Hamborner Bezirks taten ein Übriges, 
um die Bewegung der Duisburger Arbeiter in ſtändigem 
Fluß zu halten. Jarres ließ ſich nicht beirren. Seine enge 
Fühlung mit den Arbeiterorganiſationen ermöglichte ihm 
eine ununterbrochene unmittelbare Einwirkung auf die Ar— 
beiterſchaft. Dann ſprach er mit ihren Vertretern wie mit 
alten Kameraden, ſchlicht, ohne Phraſen, ohne Ver— 
ſprechungen. Aber jeder empfand die Wärme des Tones 
und vertraute ſeiner Führung. 


Ein Umſtand kam ihm weiter zu Hilfe. Wenn in Duis- 
burg ſchärfer zugefaßt werden mußte — davor blieb auch 
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dieſe Stadt nicht gefeit — dann war es der Befehlshaber des 
Abſchnittes Weſel, General Kabiſch, der die Aufſicht 
über die militäriſchen Maßnahmen führte. Kabiſch war neben 
dem Generalleutnant von Bergmann der verſtändigſte, 
menſchlichſte höhere Offizier, den ich während meiner Amts— 
zeit in Weſtfalen kennen gelernt habe. Zwiſchen ihm und den 
Zivilbehörden gab es nie eine Differenz, und wo begründete 
Beſchwerden über die Dienſtführung örtlicher Befehlshaber 
vorlagen, da erfuhren ſie durch ihn die ſchnellſte Abſtellung. 
Von ſeiner Seite hatte Jarres keine „Plötzlichkeiten“ zu be— 
fürchten. Das mag manchem heute als nicht eben viel er— 
ſcheinen. Damals hatte es ſeine Bedeutung. — 


Den Oberbürgermeiſter Jarres hatten die auf der Biele— 
felder Konferenz vertretenen Stadtverwaltungen mit in die 
engere Kommiſſion entſandt. Hier vertrat er mit dem 
Oberbürgermeiſter Cuno aus Hagen die rheiniſch— 
weſtfäliſchen Stadtverwalter, gegen die ſich bei allen Bewe— 
gungen des Unruhejahres in der Regel die erſten Stöße 
richteten. Davon war auch Cuno nicht verſchont geblieben, 
obgleich die ſpezifiſchen Bergbaufragen ſeine Stadt nicht un— 
mittelbar berührten. Aber die Lebensmittelnot war eine 
allgemeine Erſcheinung, die um ſo härter wirkte, je geringer 
das Einkommen der Familien war. Und auch im Hagener 
Bezirk hatte die durch die Kohlennot verurſachte Arbeits— 
loſigkeit die wirtſchaftliche Lage ſehr verſchlechtert und ſie 
für die Propaganda der Radikalen empfänglich gemacht. 
Auch Cuno ſtand in der Maſſe, deren Stimmung von Tag 
zu Tag düſterer wurde. Er erkannte auch die ſtaatspolitiſchen 
Gefahren, die in einer Fortdauer des Hungerzuſtandes 
lagen. Die Lebensmittelverſorgung zu beſſern, war darum 
ſeine vornehmſte Aufgabe. Die Überlegenheit eines „ſchwei— 
genden Stockfiſchs — in Butter geſotten“ — allen Agitations- 
reden gegenüber war ihm nur zu gut bekannt. 


Dann kam der Kapp⸗Putſch, der Alarm in ſeinem Bezirk, 
das Gemetzel in Wetter. Um Blutvergießen zu vermeiden 


251 


und eine ruhige Zukunftsentwicklung nicht zu gefährden, 
ſtellte er ſich als ehrlicher Mittler zur Verfügung. Er eilte 
nach Herdecke — zu ſpät. Er bahnte ſich mit der weißen 
Parlamentärflagge mutig einen Weg durch die Straßen 
Dortmunds, in denen Gewehr- und Maſchinengewehrfeuer 
knatterte. Daß die Todesopfer in Dortmund nicht auf 
Hunderte geſtiegen ſind, iſt ſeinem entſchloſſenen Eingreifen 
zu verdanken. In einer Dortmunder Stadtverordneten— 
Verſammlung hat einige Wochen ſpäter ein Stadtverordneter 
Auskunft vom Magiſtrat verlangt über die Tätigkeit, die 
Cuno in den Kapptagen entwickelt hat. Ich darf heute ant- 
worten: Der Hagener Oberbürgermeiſter hat in jenen Tagen 
auch die Intereſſen Dortmunds tauſendmal wirkungsvoller 
vertreten, als der Interpellant, von deſſen Bemühungen um 
Dortmunds Wohl in jenen Tagen die Nachwelt wohl kaum 
je etwas erfahren wird. 


Cuno fehlte es eben nicht an der Zivilcourage, die in jenen 
Zeiten ein ſo ſeltener Artikel war. Gerade und offen wie er 
ſelbſt, waren auch ſeine Meinungsäußerungen gerade und 
ungeſchminkt. Wie er auf der Bielefelder Konferenz nicht 
hinter dem Berg hielt, als es galt, das Verſchulden Watters 
an den Unruhen feſtzuſtellen, ſo ſcheute er ſich auch nicht, im 
Wehrkreiskommando ſelbſt den Befehlshaber auf neue 
Fehler, auf neue politiſche Torheiten aufmerkſam zu machen. 
Er fühlte die Abſicht vergeltungslüſterner Offiziere, beim 
Einmarſch der Truppe keinen Unterſchied zu machen zwiſchen 
den kämpfenden Banden der ſogenannten Roten Armee und 
den Arbeitermaſſen, die ſich zum Schutz der Verfaſſung er— 
hoben hatten. Dieſe Erkenntnis hat ihn wach gehalten und 
angeſpornt, alles zu tun, um die Rachepläne wild gewordener 
Freikorpsbanden nicht zur Ausführung bringen zu laſſen. 


Damals hat man das dem Oberbürgermeiſter Cuno durch 
wüſte Angriffe und Verdächtigungen gedankt. Aber als er 
vor einigen Monaten ſeine Hagener Wirkungsſtätte verließ, 
da zögerten auch ſeine Angreifer des Jahres 1920 nicht, den 
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Scheidenden als ganzen Mann und lauterſten Charakter zu 
grüßen. Und zu ſeinem guten Gewiſſen, das ihn in den 
dunklen Tagen der Kapp-Unruhen führte, darf er die er— 
hebende Gewißheit nehmen: 


Die Zeit iſt nicht mehr fern, in der nicht blutige Schlachten- 
ſiege als die größten Ruhmestaten der Menſchheit gelten 
werden, ſondern die Aufbauarbeit der Herzen und der Hirne. 
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